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1 Einleitung

Die Monarchie ist eine sehr
einfache und ungekünstelte
Regierungsform.

(G. H. von Justi, 17621)

Monarchien erscheinen Europäern heute wie Relikte aus vergangenen Jahrhunderten. Die
europäischen Monarchen wurden durch ihre früheren Untertanen im Zuge der Verwandlung
in Bürger bestenfalls entmachtet und zu Repräsentationsfiguren degradiert oder im schlech-
teren Fall verjagt oder enthauptet. Uns erscheint heute die Republik – der Tatsache zum Trotz,
dass mehr als ein Viertel der EU-Mitgliedsländer Monarchen als Staatsoberhaupt haben –
der Normalfall zu sein. Blickt man über die Grenzen Europas hinaus, sieht es nur wenig
anders aus – mit Ausnahme einer Region: des Vorderen Orients. Immerhin acht Monarchien
sind dort zu finden, und in allen diesen Ländern sind die Könige, Emire und Sultane nicht
nur Staatsoberhäupter, sondern auch als oberste Exekutiv- und Legislativorgane aktiv in
der Politik tätig. Sie sind also „aktive Monarchien“, sie herrschen und regieren. Der israeli-
sche Politologe Gabriel Ben-Dor (2000: 73) benutzt diesen Begriff für nicht-konstitutionelle
Monarchien, wobei „aktiv“ den Gegensatz zu konstitutionell bildet, ohne „absolut“ zu meinen.

Die aktiven Monarchien des Vorderen Orients sind wegen einiger recht konstanter konsti-
tuierender Elemente und ihres gehäuften Auftretens (s. Tab. 1.1) für einen Politologen, der
die Merkmale und Funktionsweisen derzeitiger Monarchien erforschen möchte, ein idealer
Forschungsgegenstand. Gemeinsame Merkmale von ihnen sind die Dominanz des sunniti-
schen Islam als Staatsreligion, das Rentiersystem als dominantes Finanzierungselement und
die Zugehörigkeit zum arabisch-islamischen Kulturraum.

Tabelle 1.1: Monarchien weltweit

Aktive Monarchien Moderne Parlamentarische
Monarchien

Commonwealth unter britischer
Krone

Bahrain Belgien Antigua und Barbuda
Bhutan Dänemark Australien
Brunei Großbritannien Bahamas
Jordanien Japan Barbados
Katar Kambodscha Belize
Kuwait Liechtenstein Grenada
Lesotho Luxemburg Jamaika
Marokko Malaysia Kanada
Oman Niederlande Neuseeland
Saudi-Arabien Norwegen Papua-Neuguinea
Swaziland Schweden Salomonen
Tonga Spanien St. Kitts und Nevis
Vatikan Thailand St. Lucia
Vereinigte Arabische Emirate St. Vincent und Grenadinen

Tuvalu

Kursiv = monarchisch regiertes arabisches Land. Quelle: Eigene Darstellung.

1 Justi 1978, 3
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1 Einleitung

Dass es heutzutage überhaupt noch derartige Monarchien gibt, erscheint bei der Sichtung
der politikwissenschaftlichen Literatur der 1950er bis 1970er Jahre als Anachronismus. Der
einhellige Tenor, bei Daniel Lerner (1958) wie bei Manfred Halpern (1970), bei Samuel
Huntington (1996: EA 1968) wie bei Fred Halliday (1974), damals lautete: Durch die Moder-
nisierung der Gesellschaften würden die Monarchien abgeschafft werden. Es würde sich eine
neue, politisierte Mittelklasse ausbilden, die in einem revolutionären Akt die traditionalen
Herrschaftssysteme wegspülte2. Vor dem Hintergrund, dass 1952 in Ägypten, 1956 nach
nur kurzer Dauer in Tunesien, 1958 im Irak, 1962 im Jemen und 1969 in Libyen Monarchen
gestürzt wurden3 und Einparteienregime unter dem Banner des arabischen Sozialismus
reüssierten4, ist dies eine verständliche Ansicht. Der Niedergang der von Nasser propagier-
ten panarabischen Ideologie in der Folge der Niederlage im Sechstagekrieg 1967 führte
jedoch zu einem Umdenken (vgl. Tétreault 2002: 3), das dadurch verstärkt wurde, dass
die um 1971 ihre Unabhängigkeit erlangenden Golfstaaten Katar, Bahrain und VAE5 sich
monarchisch konstituierten. Seitdem im Iran 1979 der Schah im Rahmen der islamischen
Revolution unter Ajatollah Khomeni abgesetzt wurde, haben sich alle dort bestehenden
Monarchien nicht nur halten können, sondern sich wirtschaftlich und politisch im Vergleich
zu den republikanischen Regimen prosperierender entwickelt.

Schon seit den 1970er Jahren untersuchen Sozial- und Politikwissenschaftler dieses Phä-
nomen – vornehmlich im englischsprachigen Raum. Dabei wandelte sich der Fokus der
Betrachtung:

„. . . monarchy . . . benefited from the failure of the secular nationalist project.
Significantly, after this point there began to be a certain nostalgic talk of monarchy
and discussion of the uses of the monarchical system. As reality shifted, so social
scientists too have begun to look again at the monarchies, not as anachronisms
living on borrowed time but as enduring aspects of Arab states and as subjects of
study.“ (Halliday 2000: 93)

So hat der US-Politologe Michael Hudson in seiner 1977 erschienenen Studie Arab Politics.
The Search for Legitimacy als einer der Ersten unter dem veränderten Fokus die Legitima-
tionsprobleme der „Modernizing Monarchies“ untersucht (Hudson 1977: 165–229). Seine
Argumentation ist dabei weniger skeptisch als die der Modernisierungstheorie anhängenden
Huntington und Halpern; Hudson identifiziert Legitimationsdefizite, die aus der Inkongruenz
von primordialen und partikularistischen Werten mit den in den 1970er Jahren geltenden
Ansichten, wie der Modernisierung, und Strukturen, wie dem Staat entstanden (Hudson
1977: 165). Diese gilt es zu beheben, wenn die Monarchien weiterhin bestehen wollen. Die
vorher konstatierte Unabwendbarkeit ihres Unterganges weicht bei ihm einer – immer noch
skeptisch eingeschätzten – Möglichkeit des Fortbestehens, da sie durch die Modernisierung
nicht so verwundbar seien, wie andere Theorien annähmen (ebd., 229).

Der Aspekt der Modernizing Monarchies verdient noch eine genauere Betrachtung. Hud-
son versteht diesen Terminus so, dass die Monarchien ihre Gesellschaften in die Moderne

2 Interessant dabei ist, dass eher konservative Wissenschaftler wie Samuel P. Huntington und eher links-progressiv
eingestellte wie Fred Halliday, von unterschiedlichen Prämissen ausgehend, zu fast identischen Ergebnissen
kamen. Auch dies ist ein Zeichen dafür, dass die These der nach und nach verschwindenden Monarchien zum
politikwissenschaftlichen Mainstream gehörte.

3 S. allgemein Maddy-Weitzman (2000); zu den einzelnen Ländern: Burgat und Camberlin (2002); Chérif (2002);
Ferrié (2002); Mohsen-Finan (2002); Vandewalle (2006: 43–76) und Marr (1985: 153–159).

4 S. Owen (2000: 27–44)
5 Die Aufnahme des hybriden politischen Systems der VAE in die Untersuchung begründe ich auf Seite 13.
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1 Einleitung

Tabelle 1.2: Staaten und Dynastien

Offizieller Landesname Unab-
hängigkeit

Dynastie seit

Königreich Bahrain 15.08.1971 al-Khalifa 1783
Haschemitisches
Königreich Jordanien

25.05.1946 Haschemiten im Hijaz seit 10. Jhd., in Jor-
danien seit 1921

Staat Katar 03.09.1971 al-Thani 1878
Staat Kuwait 19.06.1961 al-Sabah 1710
Königreich Marokko 02.03.1956 Alawiten 1664 (Sultane von Meknes

und Fes)
Sultanat Oman 1650 al-[Bu-]Said 1749 (Maskat)
Königreich Saudi-Arabien 23.09.1932 al-Saud 1744 (im Najd)
Vereinigte Arabische
Emirate

02.12.1971 Abu Dhabi: al-
Nahayan; Dubai:
al-Maktum

Abu Dhabi: ca. 1760;
Dubai: 1833

Quelle: Eigene Darstellung nach Hudson 1977: 165–229; al-Naqeeb 1990: 102; Herb 1999; CIA 1999–2007;
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/LaenderReiseinformationen.jsp – Zugriffsdatum 29.06.06.
Die Zahlenangaben differieren zwischen den Quellen für einige Länder (Oman, Saudi-Arabien, VAE). Da eine
offiziell dokumentierte Machtübernahme oftmals fehlt, werden Indikatoren wie das Bündnis vom Mohammed
al-Saud mit Muhammad ibn Abd al-Wahhab von 1744 oder die Vertreibung der Portugiesen aus dem Oman 1650 zur
Periodisierung gewählt. Der Oman war „[f]ormell nie abhängig, [es bestand] jedoch ab Ende des 19. Jahrhunderts
[ein] besonderes Vertragsverhältnis zu Großbritannien, das ab 1951 schrittweise abgebaut wurde. Aufnahme
in die Vereinten Nationen am 7. Oktober 1971.“ (http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laender/Oman.html –
Zugriffsdatum 29.06.06).

geführt haben. Dabei sind sie selber überraschend junge und moderne Gebilde: Ihre Unab-
hängigkeit erlangten sie, mit Ausnahme des Oman, zwischen 1932 und 1971. Bei Jordanien
(Zuweisung eines neuen Staatsgebietes durch die Kolonialmacht), den Vereinigten Arabischen
Emiraten (föderaler Zusammenschluss von sieben Emiraten) und Saudi-Arabien (Eroberung
des Staatsgebietes) sind auf unterschiedliche Art und Weise vollkommen neue und bis zum
ersten Weltkrieg im gesamten arabischen Raum unbekannte politische Entitäten entstanden:
moderne Nationalstaaten (s. Tab. 1.26).

Die regierenden Dynastien gehören teilweise schon seit Jahrhunderten zu den herrschen-
den Familien im arabischen Raum, doch die Interpretation der Herrschaftsdauer als Zeichen
für Kontinuität fällt nicht sehr stark ins Gewicht. Entweder war das Herrschaftsgebiet ein
völlig anderes als heute (so bei Jordanien und Saudi-Arabien, aber auch dem Oman und
Marokko, wo die Sultane nur wenige Städte und deren Umland kontrollieren konnten), oder
die Familien blieben zwar an der Macht, waren untereinander aber völlig uneins und die
Nachfolge wurde durch Mord und Totschlag geregelt (Katar, Abu Dhabi bis in die 1930er
Jahre; s. Herb 1999: 111–113; Said Zahlan 1998: 108–109), ganz zu schweigen von den ge-
wandelten Herrschaftsbeziehungen, die vor allem durch die Veränderung der ökonomischen
Basis beeinflusst wurden, seitdem die Ölfunde und -förderung eine der ärmsten Regionen
der Welt zu einer der reichsten machte. Allein diese Veränderungen der Wirtschaftsbasis
mit der damit zusammenhängenden Verbesserung des Bildungsniveaus und der Öffnung
gegenüber dem Westen, der Einführung moderner Informations- und Kommunikationstechno-

6 Die arabischen Namen und Begriffe benutze ich in Schreibweisen, die im Deutschen gängig sind, ohne eine
perfekte Umschrift erzielen zu wollen. In meinem Text verwende ich grundsätzlich folgende Struktur: Name bin
Vatername al -Dynastie oder al-Familienname, bei Frauen analog Name bint Vatername. Eine Ausnahme ist König
Abdel Aziz bin Abdel Rahman al-Saud, den ich mit Abdel Aziz Ibn Saud oder kürzer Ibn Saud bezeichne; unter
diesem Namen erlangte er weltweit Berühmtheit. Innerhalb von Zitaten übernehme ich die dort vorkommende
Schreibweise.

10

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/LaenderReiseinformationen.jsp
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laender/Oman.html


1 Einleitung

logien und eines modernen, bürokratischen Staatsaufbaus (um wenige Aspekte zu nennen),
müssten nach den Thesen vor allem Huntingtons zu einem unaufhaltsamen und schnellen
Niedergang der Monarchien geführt haben. Er nennt dies „The King’s Dilemma“ (Huntington
1996: 177 ff.): Monarchen im 20. Jahrhundert müssen ihre Gesellschaften modernisieren,
um Revolutionen zu vermeiden, riskieren aber dabei, ihre alte Klientel zu verlieren, sich
selbst zu delegitimieren und überflüssig zu machen. Dies ist objektiv gesehen nicht der Fall;
die verbleibenden Monarchien haben sogar eine – vor dieser Folie – erstaunliche Fähigkeit
bewiesen, ihre Länder und sich selber zu modernisieren7. Dadurch sind sie erneut in den
Fokus sozialwissenschaftlicher Forschung geraten – unter einem veränderten Blickwinkel:

„. . . History, and social scientists, have abandoned any assumptions about the
inevitable fall of monarchy, of a republican telos in politics: though to say this
need not imply an alternative belief in monarchical continuism. In the Middle East
as elsewhere, the establishment and survival of monarchies bears no necessary
relation to modern politics: it is a contingent matter, established, maintained
and, when it happens, terminated by the balance of political forces. If it does
survive it is not in spite of but because of the workings of modernity within the
country and internationally. Monarchies endure not by remaining the same or
because they are ’traditional’, but rather by finding new forms of support within
the societies they rule, within their economies and within the international system.
The explanation of why and how they have survived rests on identifying this
interlinking of monarchy with modernity.“ (Halliday 2000: 93)

Genau darum wird es in dieser Arbeit gehen: Wie haben es die Monarchien geschafft, sich
an die Modernität anzupassen? Welche Veränderungen in der sozialen und wirtschaftlichen
Struktur der Monarchien im Mittleren Osten wurden von den Monarchen bewusst angestoßen
oder mussten von ihnen aufgefangen und verarbeitet werden? Welche Auswirkungen hat
dies auf die Ausübung der Regierung und auf die Institutionenkonfiguration?

Das wichtige bei traditionellen und modernen Herrschaftselementen ist, dass sie von
den Monarchen kombiniert zur Legitimation und zur Aufrechterhaltung der Herrschaft
genutzt werden. Andererseits können sowohl Anhänger der Tradition wie der Moderne den
Monarchen gefährlich werden, wenn die gesellschaftlichen Gruppen – ihrer Meinung nach –
nicht adäquat eingebunden und ihre Interessen vernachlässigt werden8.

Bei den Monarchien des Mittleren Ostens handelt es sich – trotz Anfänge einer Liberalisie-
rung und Demokratisierung – um autokratische Herrschaftssysteme mit der Besonderheit,
dass die Herrschaft innerhalb einer Familie (der herrschenden Dynastie) seit Jahrzehnten
oder Jahrhunderten weitergegeben wird. Dabei ist seit 1999 in sechs der acht untersuchten
Länder der langjährige Monarch verstorben und ein Nachfolger eingesetzt worden. In Katar
gab es 1995 eine Palastrevolte, bei der Kronprinz Hamad seinen Vater, Emir Khalifa, absetzte
und sich zum Emir machte. Nur im Oman hat seit 1970 keine Nachfolge stattgefunden (s.
Tab. 1.3). Dabei fand nicht zwangsläufig ein Generationswechsel statt, da in Kuwait und
Saudi-Arabien Brüder der bisherigen Monarchen die Macht übernahmen, die auch schon
im Greisenalter sind. Selbst die nächste Nachfolge würde keinen Generationswechsel be-
deuten, wenn die fast ebenso alten Kronprinzen den Herrscher denn überlebten. Somit

7 So argumentiert z. B. Owen 2000: 46.
8 Als drastisches Beispiel können die islamistischen Terroranschläge dienen, die in Marokko und Saudi-Arabien

seit 2002 verübt wurden.
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1 Einleitung

Tabelle 1.3: Herrscher und Kronprinzen

Land Herrscher seit Kronprinz
Bahrain Hamad bin Isa al-Khalifa (*1950) 1999 Salman bin Hamad al-Khalifa (*1969)

Jordanien
Abdallah II. bin Hussein al-Haschemi
(*1962)

1999
Hussein bin Abdullah al-Haschemi
(*1994)

Katar Hamad bin Khalifa al-Thani (*1952) 1995 Tamim bin Hamad al-Thani (*1980)
Kuwait Sabah bin Ahmad al-Jabir (*1929) 2006 Nawaf bin Ahmad al-Jabir (*1937)

Marokko
Mohammed VI. bin Hassan al-Alawi
(*1963)

1999
Moulay Hassan bin Mohammed al-Alawi
(*2003)

Oman Qabus bin Said al-Said (* 1940) 1970 keiner; Nachfolge unklar
Saudi-
Arabien

Abdallah bin Abdul-Aziz al-Saud (*1923) 2005 Sultan bin Abdul-Aziz al-Saud (*1924)

VAE Khalifa bin Zayid al-Nahayan (*1948) 2004
Mohamed Bin Zayed al-Nahayan
(*1961)

Quelle: Eigene Darstellung

birgt die Nachfolgesituation sowohl Innovationsmöglichkeiten durch jüngere, der Moderne
aufgeschlossenere Herrscher, als auch Risiken für die Stabilität (s. Kap. 5.1.4).

Autokratie und Monarchie und ihr Verhältnis sind zwei zentrale politikwissenschaftliche
Begriffe, mit denen ich in dieser Studie argumentieren werde. Hinzu kommen die drei weite-
re Konzepte: Modernisierung, Legitimität und Stabilität, die im Vorfeld (Kap. 2) zu klären
sind und sich aus den Leitfragen ergeben: Welches institutionelle „Design“ haben diese
politischen Systeme? Wer hat die Macht im Land auf welcher Basis inne und wie wird sie
ausgeübt? Mit wem wird sie geteilt? Welche materiellen und ideologischen Grundlagen haben
die Monarchien? Welche Legitimationsquellen nutzen sie? Wie sind die Monarchen und ihre
Familien in die Ökonomie ihrer Länder eingebunden? Wie wird Responsivität hergestellt?
Oder einfach: Wie funktionieren moderne monarchische Herrschaftssysteme im Maghreb
und im Mittleren Osten? An diese historisch, institutionell und datenanalytisch angelegten
Untersuchungen (Kap. 3 und Kap. 4) schließt sich ein Teil an, der eher perspektivisch die
Entwicklungschancen der Untersuchungsobjekte herausarbeiten möchte: Wohin geht der
Weg der Monarchien? Wie können die ökonomischen, sozialen, familiären und politischen
Probleme, die offenbar geworden sind, bewältigt werden? Welche politischen Entwicklun-
gen sind denkbar und wahrscheinlich? Hier werde ich auf Basis der vorher erarbeiteten
Ergebnisse begründete Prognosen treffen, wie die Monarchien auf die Herausforderungen
einer globalisierten Weltökonomie, einer mit hegemonialem Anspruch daherkommenden, mit
der eigenen Weltsicht weitgehend differierenden US-Leitkultur, den sicherheitspolitischen
Unsicherheiten und den Folgen für die eigenen Gesellschaften umgehen (Kap. 5 und Kap. 6).
Ein abschließendes Fazit rundet die Argumentation ab.

Methodisch nutzt die Untersuchung das „Most Similar Systems Design“ (MSSD), das
sich besonders dann eignet, wenn man Länder einer Region vergleicht und so schon viele
Faktoren einigermaßen ähnlich sind, wie hier die Sprache, Religion, Kultur, Gemeinsamkeiten
der historischen Erfahrung und der aktuellen politischen Großlage (s. Landman 2000: 27–32).
Somit zeigen sich auf diesem gemeinsamen Hintergrund die Unterschiede zwischen den an
sich ähnlichen politischen Systemen deutlich. Um diese Differenzen in der Politik zwischen
den einzelnen arabischen Monarchien herauszuarbeiten werde ich, basierend auf einem
breiten Literaturfundus, viele Sekundärdatenanalysen vornehmen, die sich z. B. auf Daten
von der Weltbank, der UNDP, dem IWF, der UN und den statistischen Ämtern der einzelnen
Länder stützen. Allerdings sind nicht alle beeinflussenden Parameter konstant. So differieren
sowohl die Größe des Landes, die Einwohnerzahl und -struktur (s. Tab. 1.4 und Kap. 5.1.1) als
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1 Einleitung

Tabelle 1.4: Fläche und Bevölkerung

Fläche in km2 Einwohner in
Mio.

Bevölkerungs-
dichte in

Einw./km2

Bahrain 665 0,7 1035
Jordanien 91 971 5,8 63
Katar 11 437 0,9 75
Kuwait 17 820 2,3 131
Marokko 446 300 32,7 73
Oman 212 460 3,0 14
Saudi-Arabien 1 960 582 26,4 13
VAE 82 880 2,6 31

Quelle: CIA 1999–2007: 2005; eigene Berechnungen. Aufgrund nicht endgültig festgelegter Grenzen schwanken die
Größenangaben zu den Ländern. So gibt Siddiqi (2007: 39) die Größe der VAE mit 77 700 km² an – immerhin 6 %
weniger als im CIA World Fact Book.

auch die Basis und Höhe des externen Renteneinkommens: hohe Öleinnahmen auf Seiten der
Golfmonarchien, wesentlich geringere Renten aus Entwicklungshilfe- und Transferleistungen
von Arbeitsmigranten bei Jordanien und Marokko. Diese Unterschiede wirken stark auf
die politische Ökonomie der untersuchten Länder (s. Kap. 4.1). Und auch die historischen
Erfahrungen in der Phase der Staatsgründung und der Herausbildung der Nationalstaaten
ist höchst unterschiedlich und prägend für die einzelnen Monarchien (s. Kap. 2).

Die Fallauswahl leitet sich aus dem Ziel der Untersuchung ab: Unterschiede und Gemein-
samkeiten in der Herrschaftskonfiguration aktiver Monarchien zu ermitteln. Somit fallen alle
Monarchien durch das Raster, die sich auf das repräsentative Amt des Staatsoberhauptes
beschränken. Übrig bleiben fünfzehn Länder (s. Tab. 1.1 auf Seite 8), von denen sieben geo-
graphisch, wirtschaftlich, ideologisch und kulturell sehr disparat sind: Lesotho und Swaziland
liegen im subsaharischen Afrika, Nepal, Bhutan und Brunei in Asien, Tonga im Pazifik und der
Vatikan in Europa. Die restlichen acht sind dem arabischen Raum mit den oben angeführten
Gemeinsamkeiten zuzurechnen und bilden die Gruppe unter den aktiven Monarchien, die
mit dem MSSD erfolgversprechend untersucht werden kann. Außerdem haben sie aufgrund
der hohen Ölvorkommen und ihrer strategischen Lage in einer konfliktträchtigen Region
weltpolitisch eine große Bedeutung, so dass die Untersuchung auch Erkenntnisse liefern
kann, wie die politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Strategien ihrer Herrscher
und ihre Auswirkungen auf das regionale Umfeld und die Weltpolitik einzuschätzen sind.

Eine Besonderheit umfasst die Fallauswahl: Zu den sieben Ländern, die eindeutig als
Monarchien zu klassifizieren sind, kommt als achtes die VAE hinzu, die formal eine Föderation
von sieben Emiraten (s. Tab. 1.5) mit einem Präsidenten an der Spitze sind. Somit überrascht
die Aufnahme der VAE in diese Untersuchung. Sie lässt sich aber auf dreierlei Art begründen.
Erstens aus der Herrschaftsstruktur der VAE: Alle Emirate der VAE werden dynastisch
regiert, und die sieben Emire wählen aus ihren Reihen den Präsidenten der Föderation.
Seit der Staatsgründung 1971 bis im November 2004 hatte dieses Amt Scheich Zayed bin
Sultan al-Nahayan, der Herrscher des mit Abstand größten und ökonomisch aufgrund seines
Ölreichtums dominierenden Emirats Abu Dhabi inne; er wurde in regelmäßigen Abständen
in seinem Amt bestätigt. Nach seinem Tod folgte ihm sowohl in Abu Dhabi als auch in der
Föderation sein Sohn Scheich Khalifa bin Zayed al-Nahayan nach. Ebenso ist der Emir von
Dubai traditionell gleichzeitig Premierminister der Föderation; auch dieses Amt ist quasi
erblich. Somit ist die Herrschaftsstruktur der VAE die eines monarchischen Bundesstaates,
mit leichten Ähnlichkeiten etwa zum Deutschen Reich unter preußischer Führung zwischen
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1 Einleitung

Tabelle 1.5: Die Einzelemirate der VAE

Fläche in % Einwohner
in %

Emir seit

Abu Dhabi 86,7 39,4 Khalifa Bin Zayed al-Nahayan 2004
Dubai 5,0 30,0 Mohammed Bin Raschid al-Maktoum 2006
Sharjah 3,3 15,7 Sultan bin Muhammad al-Qasimi 1972
Ajman 0,3 5,8 Humaid bin Rashid al-Nuaimi 1981
Ras al Khaymah 2,2 4,8 Saqr bin Mohammed al-Qasimi 1948
Fujairah 1,5 2,9 Hamad bin Mohammed al-Sharqi 1974
Umm al Qaywan 1,0 1,4 Rashid bin Ahmed al-Mu’alla, 1981
VAE gesamt 100,0 100,0

Quelle: Eigene Darstellung nach Siddiqi 2007: 39; UAE Ministry of Information and Culture 2006: 46–47

1871 und 1918, wobei nur auf der föderalen Ebene auf die monarchischen Begriffe und
Zeichen verzichtet wird.

Zweitens aus der Mitgliedschaft der VAE im Golfkooperationsrat, dessen Gründung die
Antwort der arabischen Monarchien auf die Bedrohung durch den nachrevolutionären Iran in
Abgrenzung von den Republiken auf der arabischen Halbinsel war (s. Rabi 2004: 283) und
der auf einer gemeinsamen Identität der beteiligten Länder der arabischen und den überein-
stimmenden Hintergrund der hohen Offiziellen geprägt ist. Mit den anderen Golfmonarchien
steht der Präsident der VAE also auf Augenhöhe und wird als Gleicher anerkannt. Dem
republikanischen Jemen fehlt diese Anerkennung bisher; er hat nur einen Beobachterstatus
(s. Legrenzi 2006a: 1).

Drittens aus der allgemeinen Praxis in der Politikwissenschaft und der Publizistik, in der
immer pauschal von den „Golfmonarchien“ gesprochen wird, ohne die VAE auszuschließen9.
Dieser Gewohnheit werde ich mich nicht unkritisch anschließen; vielmehr werde ich bei
den VAE die Frage, ob ihre Einstufung als Monarchie gerechtfertigt ist, nebenbei im Auge
behalten. Hierzu ist aber zunächst der Begriff „Monarchie“ selbst zu klären und von anderen
Staats- und Regierungsformen abzugrenzen.

9 So handhaben dies beispielsweise, um nur einige anzuführen, al-Hamad (1997); Al Rumaihi (1996); Bahgat
(1998, 2003); Byman und Green (1999); Kechichian (2004); Winckler (2000).
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2 Monarchien des Vorderen Orients: moderne

autokratische Herrschaftssysteme

Das theoretische Gerüst für diese Studie besitzt zwei wesentliche Stützen: die Lehre von
den Staats- und Regierungsformen und konzeptionelle Überlegungen zu den Begriffen
Legitimation, Modernisierung und Stabilität.

Fast alle arabischen Länder werden in der Presse und in der Politikwissenschaft den
Autokratien zugerechnet, auch die Monarchien. Ist deren Einstufung korrekt, wenn man
theoriegeleitet die Begriffe Autokratie und Monarchie klärt? Welche Auswirkungen hat
eine solche Einstufung für die Erforschung von Monarchien? Und: Was sind Monarchien
politikwissenschaftlich gesehen eigentlich? Diese Fragen kläre ich in 2.1. Unter 2.2 folgt
ein Literaturüberblick, und in 2.3 gebe ich einen ersten Einblick in die Besonderheiten der
Monarchien im Vorderen Orient, der für die folgende Klärung der Begriffe den Hintergrund
liefert.

Die für die Erforschung der arabischen Monarchien entscheidende politikwissenschaft-
lichen Konzepte sind die der Legitimation, der Modernisierung und der Stabilität. Die
Legitimation der untersuchten politischen Systeme ist im Kern traditional. Durch die Mo-
dernisierung von Ökonomie, Gesellschaft und dem politischen System wird die traditionale
Legitimation tendenziell unterhöhlt; die Stabilität der politischen System ist gefährdet, wenn
nicht die fehlende Legitimation ersetzt wird. Um diese Zusammenhänge später hinreichend
untersuchen zu können, ist hier eine Klärung der Konzepte erforderlich.

2.1 Autokratie und Monarchie

Wenn in Zeitungsartikeln oder Fernsehnachrichten über den arabischen Raum die dortigen
politischen Systeme klassifiziert werden, ist oftmals abwertend von „Regimen“ oder von
„Diktaturen“ die Rede. In einer politikwissenschaftlichen Arbeit ist es notwendig, eine eindeu-
tige und möglichst wertfreie Klärung der Zugehörigkeit der Untersuchungsgegenstände zu
bestimmten Gruppen von Staaten vorzunehmen, um den Analyserahmen zu fixieren. Politik-
wissenschaftlich spricht man von Autokratien. Dieser Begriff ist, wie der neuseeländische
Politologe Paul Brooker (2000: 21–22) bemerkt, sehr schwer zu definieren, da er auf zu viele
empirische Fälle angewandt wurde, so dass seine Verwendung entweder banal oder inkohä-
rent werden könne. Als erste Begriffsklärung schlägt er zwei Merkmale vor: 1. Die Freiheit
des Einzelnen und von Gruppen wird zugunsten des Gehorsams für die Herrschenden einge-
schränkt; und 2. die Herrschaftsausübung ist mit nur wenigen Beschränkungen verbunden
(Brooker 2000: 22). Hierunter kann man eine weite Spanne an politischen Systemen fassen.

Das klassische Merkmal von Autokratien ist, laut Amos Perlmutter (1981: 1), dass eine
einzige Person die absolute exekutive Macht in sich vereint und die autokratische Regierung
in der Verfassung keine Vorschriften zur Einschränkung ihrer Macht, zur Rechenschaftspflicht
oder zur Nachfolgeregelung zulässt. Die Herrschaftsausübung ist willkürlich und auf Gewalt
gestützt. Perlmutter selbst rückt von dieser klassischen, heutzutage in dieser extremen Form
nur auf wenige politische Systeme zutreffende Beschreibung ab und arbeitet heraus, dass
das moderne autokratische Modell eine exklusive, zentralisierte politische Organisation sei,
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2 Monarchien: moderne autokratische Herrschaftssysteme

die von einer oligarchischen politischen Elite bevölkert und dominiert werde (Perlmutter
1981: 7).

Die wohl bekannteste und in der Politikwissenschaft anerkannteste Definition autokrati-
scher Systeme stammt vom US-amerikanischen Politologen Juan J. Linz, wobei er den Begriff
„autoritäre Regime“ verwendet. Als autoritär versteht er politische Systeme, die

„einen begrenzten, nicht verantwortlichen politischen Pluralismus haben; die
keine ausgearbeitete und leitende Ideologie, dafür aber ausgeprägte Mentalitäten
besitzen und in denen keine extensive oder intensive politische Mobilisierung,
von einigen Momenten in ihrer Entwicklung abgesehen, stattfindet und in denen
ein Führer oder manchmal eine kleine Gruppe die Macht innerhalb formal kaum
definierter, aber tatsächlich recht vorhersagbarer Grenzen ausübt“ (Linz 1964,
zit. in Linz 2000: 129).

Diese Definition hat den Vorteil, dass sie eine Merkmalsliste aufstellt und die Autokratie
nicht als Residualkategorie zwischen dem Totalitarismus und der Demokratie ansieht (so
Brooker 2000: 22, der in der Folge die Probleme dieser Definition herausarbeitet).

Alle von Brooker, Perlmutter und Linz angeführten Merkmale kann man in den arabi-
schen Monarchien mehr oder minder ausgeprägt finden – aber alle drei genannten Autoren
schließen Monarchien aus ihren Untersuchungen aus. Die Begründung lautet bei Linz, dass
Monarchien keine modernen politischen Systeme seien, da sie sich der traditionalen Legi-
timation bedienten (Linz 2000: XIII; 112). Allerdings gibt selbst Linz zu, dass in modernen
politischen Systemen traditionale Elemente fortleben könnten (ebd.).

Amos Perlmutters Kriterium für den Ausschluss von Monarchien aus seiner Analyse des
modernen Autoritarismus ist die angebliche Unmodernität der Monarchien, die sich auf die
Krone, die Aristokratie und das Militär stützten, die alle durch Gott und den Monarchen
geschützt seien. Dagegen seien moderne autoritäre Bewegungen säkular, nationalistisch,
radikal und republikanisch (Perlmutter 1981: 27)1. Wie wenig trennscharf die Exklusion der
Monarchien aus der Gruppe der Autokratien ist, zeigt sich an Paul Brookers Monographie:
Er betitelt ein Unterkapitel „The Monarchical Presidency“ (Brooker 2000: 147–153), da die
Präsidenten, die er darunter fasst, zwei Aspekte des Patrimonialismus übernehmen, nämlich
die persönliche Herrschaft eines Monarchen oder Stammesführers und die Vermischung
von Privatem und Öffentlichem (Brooker 2000: 149). Und Brooker bemerkt, dass einige
Präsidenten ihre Ämter an ihre Söhne weitergaben (2000: 147), also eine Erblichkeit der
Ämter begründeten, die ein zentrales Kriterium für Monarchien ist.

Im Gegensatz zu Brooker, Perlmutter und Linz geht Gordon Tullock, einer der Gründerväter
der Rational Choice-Theorie, in seinem Buch über die Autokratie auch auf die Monarchie ein.
Prinzipiell sieht er sie als eine Sonderform der Autokratie an und schreibt:

„The difference between a dictatorship and a kingdom is, as far as I can see,
simply that the kingdoms tend to be hereditary“ (Tullock 1987: 1).

Mit der sehr weichen Formulierung, dass Monarchien dazu tendieren, erblich zu sein,
schränkt Tullock seine Definition – zurecht – schon wieder ein, denn es gibt durchaus die
Möglichkeit der Wahlmonarchie, d. h. ein Monarch wird auf Lebenszeit (wie der Papst im
Staat Vatikanstadt) oder sogar nur für eine bestimmte Periode (wie der König von Malaysia,

1 Meines Erachtens nahm Perlmutter die spezifische Modernität der Monarchien im Mittleren Osten nicht in den
Blick, weil er sich – zeitgemäß – auf die Gruppe der republikanischen Autokratien spezialisieren wollte.
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s. Rey 2001: 69–70) gewählt. Diese Einschränkung vergrößert den Geltungsbereich und
vermindert die Präzision der Definition; Tullock verweist damit auf einen wichtigen Umstand,
den der Politikwissenschaftler Franz Neumann genauer fasst:

„Unterm Gesichtspunkt der tatsächlichen Machtausübung ist der absolute
Monarch fraglos ein Diktator, hinsichtlich der Legitimität seiner Macht aber
nicht. Wir können von legitimer monarchischer Herrschaft sprechen, wenn der
Zugang zur Macht von einer Verfassung durch Erbschaft oder Wahl geregelt und
wenn sie allgemein als normale Regierungsform anerkannt wird. Diese Kriterien
sind gewiß vage – aber das ist auch die Sache selbst. In der Geschichte der
politischen Theorie und der Verfassungstheorie gilt der Herrscher, der durch
einen Staatsstreich (absque titulo) an die Macht kommt, als Ursurpator; er kann
sich jedoch von diesem Stigma befreien, wenn es ihm gelingt, seine Herrschaft
formal zu begründen; seine Nachfolger werden dann ’legitim’“ (Neumann 1986:
225).

Neumann spricht mit der Legitimität der Macht ein wichtiges politikwissenschaftliches Kon-
zept an. Monarchien sind grundsätzlich anders legitimiert als Diktaturen, nämlich traditionell-
dynastisch2. Die Erblichkeit spielt hierbei eine wesentliche Rolle3, denn entweder wird der
rechtmäßige Kandidat durch Erbfolge ermittelt, oder – bei Wahlmonarchien – ist das ak-
tive und passive Wahlrecht an erblich erworbene Ämter oder die Mitgliedschaft in einer
bestimmten Familie gebunden. Daher folgt:

„The principle of legitimation is genealogy, the guarantor of the bonds of blood“
(Bourdieu 2004: 18).

Bis auf den Sonderfall Vatikan ist dies in allen derzeit bestehenden Monarchien zutreffend4

– und scheint gerade im Mittleren Osten eine Legitimationsbasis zu sein, die auch andere
Autokraten gerne nutzen würden. Die Amtsübernahme Bashar al-Assads nach dem Tod seines
Vaters Hafiz al-Assad in Syrien könnte Vorbild sein für die Nachfolgeregelungen in Ägypten
oder in Libyen. Möglicherweise werden wir also Zeugen neuer Versuche der Dynastiegrün-
dung. Neumanns Definitionsversuch zeigt weiterhin auf, wie eng verwandt Diktatoren und
aktive Monarchen sind. Absolute Monarchen sind selten, und selbst diejenigen, die wir als
solche bezeichnen, wie Ludwig XIV., übten ihre Herrschaft über komplexe Sozialbeziehungen
aus, die sie zwar aufbauten, in denen sie aber selber unentrinnbar gefangen waren, wenn
sie ihre Position behalten wollten (s. Elias 1999; Bendix 1980: Bd. 2, 123 ff.). Aber die von
Neumann konstatierte Verwandtschaft von Diktatur und Monarchie ist auch für andere aktive
Formen des Königtums gültig. Daher sehe ich in dieser Arbeit die Monarchie als eine spezifi-
sche Unterform der Autokratie an und schließe mich damit Gordon Tullock oder auch Dieter
Nohlen (1997) an, der die arabischen Monarchien in seinem Lexikonartikel über autoritäre
Systeme mitbetrachtet. Auch der auf den Nahen und Mittleren Osten spezialisierte Historiker

2 Diktaturen legitimieren sich zumeist über die Leistungen, die sie z. B. als Entwicklungsdiktaturen oder zur
Überwindung eines Notstandes im Staat zu erbringen vorgeben. In letzterem Fall sieht Carl Schmitt (1964: 1)
Diktaturen als legitim an.

3 Auch der Soziologe Pierre Bourdieu (2004: 17) verweist darauf, dass der Modus der Nachfolge das Königtum
definiert.

4 In der Wahlmonarchie Malaysia wird alle fünf Jahre der neue König aus den Reihen von neun Sultanen,
Oberhäupter von Bundesstaaten, gewählt (Rey 2001: 69–70). Somit ist auch hier (wie in den VAE, s. dazu S.
13 f.) das Element der Erblichkeit gegeben.
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Bernard Lewis ordnet die dortigen Monarchien den traditionalen Autokratien (Saudi-Arabien
und die kleinen Golfstaaten) bzw. den „modernizing autocracies“ (Jordanien und Marokko)
zu (Lewis 2003: 215). Der Vorteil hierbei ist, Erkenntnisse moderner Autokratieforschung,
angepasst auf die spezifische Konstitution von Monarchien, mit in die Arbeit einfließen lassen
zu können, und gleichzeitig implizite Vergleichsobjekte, nämlich die anderen Staaten im
Maghreb, im Machrek, in der Levante und auf der arabischen Halbinsel, als Hintergrund der
Analyse verwenden zu können.

Die von mir betrachteten aktiven Monarchien sind also m. A. eine Teilgruppe der Autokra-
tien mit besonderen Eigenschaften. Aber nicht alle Monarchien zählen zu dieser Gruppe.
Die zweite große Gruppe heutiger Monarchien umfasst deren konstitutionelle, von einer
Verfassung effektiv eingehegte Variante, die sich aus den aktiven Regierungsgeschäften
heraushält. Dies führt zu der Frage, wie man den Begriff „Monarchie“ definieren kann,
um beide Gruppen zu erfassen. Als erstes fällt dabei die auch etymologisch unterstützte
Auffassung ins Auge, dass Monarchie „Einherrschaft“ bedeutet, d. h. ein einziger hat die
Macht in einem Land inne. Diese Definition kann schon beim ersten Blick auf Europa wie
auch den Mittleren Osten und auch auf die Monarchien in Asien und im südlichen Afrika
verworfen werden: Alleine herrscht niemand; die Macht ist immer auf mehrere Schultern
verteilt, sei es innerhalb einer Elite oder einer Familie. Der Monarch stellt deren Spitze dar.

Eine bekannte und wirkungsmächtige Einteilung von Monarchien hat Aristoteles getroffen.
In manchen Übersichten seiner Staatsformenlehre wird dabei die Monarchie als gute Form
der Alleinherrschaft der Tyrannis als schlechte Form entgegengestellt (z. B. Russell 1999:
210). Wenn man aber genauer in den Text schaut, sieht dies anders aus:

„Wir nennen nun von den Monarchien jene, die auf das Gemeinwohl schaut, das
Königtum . . . Verfehlte Formen im genannten Sinne sind für das Königtum die
Tyrannis . . . “ (Aristoteles: Politik, 1279aI und 1279bI).

Die Tyrannis ist also für Aristoteles die verfehlte Form der Monarchie – um zu einer für die
heutige Zeit passenden Definition dieses Begriffs zu kommen, muss die Tyrannis im aristo-
telischem Sinne einer Alleinherrschaft „zum Nutzen des Herrschers“ (Aristoteles: Politik,
1279bI) berücksichtigt werden. Monarchie ist bei Aristoteles der neutrale Oberbegriff, und
als solcher ist er hier nutzbar; das Königtum und die Tyrannis besitzen weitere Ausprägungen
(Aristoteles: Politik, 1285a – 1288b; 1295a).

Verwandt mit dieser Unterteilung ist diejenige, die Johann Heinrich Gottlieb von Justi im
18. Jahrhundert traf:

„Die wahren und guten Monarchien sind von dem Muster der Regierung eines
Vaters über seine Kinder und Familie hergekommen; und die mißgebrauchte
Monarchie, oder die Depoterey, ist das Bild von der Herrschaft eines Herrn über
seine Sklaven“ (Justi 1978: 3).

Hinter den beiden einfachen Bildern findet sich bei Justi ein Blick auf die ökonomischen (=
griechisch: haushalterischen) Grundlagen von Monarchien. In einem guten, arbeitsteiligen
Haushalt beteiligt sich jedes arbeits- bzw. erwerbsfähige Mitglied, also auch der Haushalts-
vorstand, an der Sicherung und Verbesserung der Existenz und dem Unterhalt der Kinder,
Alten und Kranken. Ebenso trägt der „gute“ Monarch wesentlich zum Wohlergehen seines
Landes bei und fühlt sich seinen Untertanen verpflichtet5. Dem Sklavenhalter kann dies

5 Hieran knüpft das in den arabischen Monarchien gerne verwendete Bild des Landesvaters an (s. S. 82).
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gleich sein: Ihm geht es um die Ausbeutung der Arbeitskraft seiner Leibeigenen, die er im
Extremfall mit allen Mitteln auspresst, zur Arbeit und zur Abtretung des Mehrwertes an
ihn zwingt und bei Verlust des Nutzens für ihn fallen lässt. Despoten verfahren ebenso und
plündern das Land aus – was aber oft nur begrenzte Zeit funktioniert, weil sie den Rückhalt
in der Bevölkerung oder bei politischen Eliten verlieren.

Ein Problem bei der Definition von Monarchie ist, dass viele Monarchen – wie die europäi-
schen der Gegenwart oder der japanische Kaiser – die Regierungsgeschäfte anderen über-
lassen haben. Die in den parlamentarischen Monarchien zumeist demokratisch gewählten
Regierungen wechseln regelmäßig, während das repräsentative Amt des Staatsoberhauptes
dauerhaft einer Person aufgrund der erbdynastischen Legitimation zusteht. Für den Philoso-
phen Vittorio Hösle ist dieses Merkmal, „ein nicht absetzbares Staatsoberhaupt“, die einzige
Gemeinsamkeit der „sehr unterschiedliche(n) Gebilde“, die „man heute unter dem Begriff
der Monarchie“ zusammenfasst (Hösle 1997: 652).

Einerseits stimmt dies: Unter Monarchie fallen wirklich so unterschiedliche politische Sys-
teme wie Großbritannien und Saudi-Arabien, Nepal und Japan, Swaziland und Schweden. Die
konstatierte Gemeinsamkeit erweist sich andererseits als empirisch nicht haltbares Phantom:
Sowohl Geschichte wie auch Gegenwart zeigen, dass Monarchen – unter Fortbestand der
Monarchie – sehr wohl absetzbar sind, sei es durch einen Familien- bzw. Elitenkonsens wie
in Jordanien 1952 oder Saudi-Arabien 1966 oder durch Putsche wie in Katar 1995. Teilwei-
se lassen sich in die Verfassungen einzelner monarchisch regierter Länder ausdrücklich
Möglichkeiten hineininterpretieren, mit denen die Könige abgesetzt werden können6.

Aber trotzdem können aus den obigen Ausführungen zwei Elemente einer Monarchiedefi-
nition extrahiert werden. Das erste Element ist, dass eine Person dauerhaft herrscht und
als gekröntes Staatsoberhaupt (gleich welchen Titels) fungiert. Das zweite Element ist die
Erblichkeit dieses Postens, d. h. die anerkannte dynastische Nachfolge innerhalb derselben
Familie. Während das erste Element eher struktureller Art ist, bezieht sich das zweite auf
die Rechtmäßigkeit der Herrschaft (diese Elemente verwendet auch Lewis 2000: 15). Die
beiden Kriterien – verfassungsmäßig geregelter Zugang zur Macht durch Erbschaft oder
Wahl und allgemeine Anerkennung als normale Regierungsform – betrachten die Monarchie
aber nur von einer Seite: der juridisch-institutionellen. Die funktionalen Besonderheiten
von Monarchien sind bei der Betrachtung außen vor geblieben. Diesen widmet sich der
französische Politologe Daniel-Louis Seiler:

„La monarchie est un invariant politique à caractère sacré qui assume une
fonction symbolique en même temps qu’il en procède. Son rôle historique fut
décisif tant dans la sociogenèse de l’Etat que dans le processus de construction
de la nation qui s’ensuivit“ (Seiler 1996: 248; Satz 1 im Original hervorgehoben).

Die Monarchie erfüllt also zunächst einmal eine symbolische Funktion, und zwar, die Nation
zu repräsentieren, ja, die Inkarnation der Nation zu sein (Seiler 1996: 238). Diese symbolische
Funktion übt sie aber zu jeder Zeit und an jedem Ort anders aus. Die Monarchie kann als
elementare Form des sozio-politischen Lebens angesehen werden (Al-Azmeh 2005: 133–134)7

und hat sich dabei als eine sehr wandlungsfähige politische Institution erwiesen, die sich
unterschiedlichen Zeitumständen anpassen kann. Daraus folgt:

6 Siehe für Norwegen: Wyller 1998.
7 Al-Azmeh bezieht sich an dieser Stelle nur auf das sakrale Königtum; ich sehe, wie Seiler, die Monarchie

umfassender als elementare Form an.
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„Die Königskrone bedeutet in verschiedenen Phasen der gesellschaftlichen Ent-
wicklung etwas sehr verschiedenes, wenn auch allen ihren Trägern faktisch oder
nominell gewisse Zentralfunktionen, vor allem die Funktion der Kriegsführung
gegen den äußeren Feind, gemeinsam sind“ (Elias 1992: Bd. 2, 123)8.

Für die Wandlungsfähigkeit liefern die historisch-soziologischen Studien von Elias (1999)
und Cannadine (1994) Belege aus Frankreich und England. Kritisch ist in Seilers Definition
der zunächst so plausibel erscheinende Punkt des heiligen Charakters der Monarchie. Häufig
spielt die enge Verbindung des Monarchen mit der Religion des Landes eine große Rolle –
Zuschreibungen wie „Verteidiger des Glaubens“ (England) oder „Hüter der zwei heiligen
Stätten“ (Saudi-Arabien) – findet man in vielen Monarchien. Aber findet man sie in jeder
Monarchie, in Vergangenheit und Gegenwart? Hier dürften, wie so oft, die skandinavischen
Länder harte Prüfsteine sein. In Norwegen z. B. wurde schon 1814 die Legitimität des
Königs nicht von Gott abgeleitet, sondern die Monarchie „war eine konstitutionelle, von den
Volksvertretern angenommene Staatsform“ (Wyller 1998). Somit tritt das sakrale Element
zwar sehr häufig auf, ist aber nicht unbedingt notwendig für eine Monarchie. Unabdingbar
ist jedoch der „Legitimitätsglaube“ (Weber 1976: 122) der Bevölkerung, der sich in diesem
Fall durch die Zustimmung der Volksvertreter ausgedrückt hat.

Sehr nützlich ist das Konzept der Monarchie als „invariant politique“ (Seiler). Politische
Invarianten sind transkulturelle politische Phänomene, die sich in ähnlichen Situationen in
allen Kulturen und zu allen Zeiten aufgrund des gesunden Menschenverstandes („raison
humaine“) herausbilden. Sie basieren also nicht auf Imitation und auch nicht auf politi-
schem Import, sondern sind universelle Beziehungen, die sich in allen Kulturen selbständig
ausgebildet haben (s. Seiler 1996: 236). Die arabischen Monarchien sind demzufolge eine
spezielle Ausprägung der politischen Invariante „Monarchie“, nämlich derjenigen, die als
Unterkategorie der autokratischen Herrschaftssysteme gelten. Somit sind die Elemente mei-
ner Arbeitsdefinition, die aber auch Monarchien in demokratischen Staaten und potentiell
totalitäre Monarchien abdecken soll, gefunden:

Definition Die Monarchie ist als Staats- und Regierungsform eine politische Invariante,
beruhend auf einer speziellen, zumindest symbolisch agierenden Staatsspitze und
rechtmäßig aufgrund der dynastischen Herkunft des Inhabers der Position, wobei diese
Elemente zeit- und ortsspezifisch in unterschiedlichen Ausprägungen und Kombinatio-
nen auftreten.

Der letzte Teil von Seilers oben angeführter Definition ist für diese Studie von großem
Interesse, wenn er schreibt, dass Monarchien vor allem in Prozessen von Staats- und Natio-
nenbildung von großer Bedeutung sind. Dies ist aber nicht für die Definition von Monarchie
notwendig. Die arabischen Staaten sind – in ihrer heutigen Form – allesamt junge Staaten
und Nationen. Die in der Folge untersuchte Rolle der Monarchen war dabei immer, den Staat
zu konsolidieren, für Stabilität und Zusammenhalt im Staatsvolk zu sorgen.

8 Vielfach bestehen auch in heutigen parlamentarischen Monarchien „noch beträchtliche Zuständigkeiten im
Bereich der bewaffneten Macht“ (Gollwitzer 1989: 154). So ist z. B. die britische Krone kraft Amtes Oberbe-
fehlshaberin der Streitkräfte (Hartmann und Kempf 1989: 129). Der Kern auch dieser Funktion ist aber die
Repräsentationsfunktion. Die Funktion des Königs im Schachspiel ist hierfür ein geeignetes Bild: Er ist längst
nicht die stärkste Figur, aber wenn er bedroht wird, werden alle Kräfte zusammengezogen, um ihn zu schützen,
und wenn er geschlagen wird, ist das Spiel aus.
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2.2 Die politikwissenschaftliche Forschung zur Monarchie

Die Erforschung der Funktionsbedingungen und den Vor- und Nachteilen der Regierungsform
Monarchie war in Deutschland weit verbreitet – solange es, wie der größte Teil Europas9,
monarchisch regiert wurde, d. h. bis 1918. Hervorgetan hat sich dabei im 19. Jahrhundert
Friedrich Julius Stahl, auf den das „monarchische Prinzip“ zurückgeht. Dies grenzte Stahl
vom parlamentarischen Prinzip, wie es damals in England praktiziert wurde, deutlich ab. Das
monarchische Prinzip charakterisierte Stahl dadurch,

„daß die fürstliche Gewalt dem Rechte nach undurchdrungen über der Volksver-
tretung stehe, und daß der Fürst thatsächlich der Schwerpunkt der Verfassung,
die positiv gestaltende Macht im Staate, der Führer der Entwicklung bleibe“
(Stahl 1856: 383–384)10.

Es geht Stahl dabei um die „thatsächliche Stellung“ (1856: 384) des Fürsten in Verfassung
und praktischer Politik, nicht nur um die rechtliche Zuschreibung der Souveränität, denn auch
England unterstand seinerzeit einer Königin, die allerdings konstitutionell schon weitgehend
entmachtet war.

Die Weimarer Zeit und die Einführung der Demokratie im republikanischen Gewand leg-
te dann die Akzente der damaligen Staatswissenschaftler, Soziologen und Volksökonomen
auf die aktuellen Probleme beim Aufbau des neuen Staates. Während der Zeit des Natio-
nalsozialismus ruhte die Erforschung aktuell bestehender Monarchien weiter und wurde
auch nach 1945 nicht fortgeführt. In Europa waren in der Zeit von 1900 bis 1950 nicht nur
der deutsche und der österreichische Kaiser, sondern auch der russische Zar, die Könige
Italiens, Spaniens und vieler Balkanländer sowie der osmanische Sultan gestürzt worden
(s. Miquel 1994). Die verbleibenden Königinnen und Könige (Niederlande, Großbritannien,
Belgien, die skandinavischen Länder) litten teils unter erheblichen Legitimationsproblemen
ob der Beteiligung oder zumindest Duldung des NS-Regimes in ihrem Land (Belgien), andere
Herrscher erhöhten durch couragierten Widerstand gegen die Fremdherrschaft zwar ihre
eigene Reputation, hatten sich aber schon auf die Reserveposition des Staatsoberhauptes
(Kaltefleiter 1970) zurückgezogen. Summa summarum: Die Monarchie schien eine ausster-
bende Regierungsform zu sein, der Forschung zu widmen sich nicht lohnte, das sich der
republikanische Telos durchgesetzt hatte. In der bundesrepublikanischen Politikwissenschaft
gibt es wenige Ausnahmen: Zuerst ist Karl Loewensteins Studie „Die Monarchie im mo-
dernen Staat“ von 1952 zu nennen11. Loewensteins Fragestellung zielte darauf, aus den
bestehenden monarchisch-demokratischen Ländern wie Großbritannien, den Niederlanden,
Belgien und den skandinavischen Ländern diejenigen Elemente herauszufiltern, die zu einer
Konsolidierung der jungen Demokratie in Westdeutschland beitragen können. Denn:

9 Als Zeitzeuge schrieb der britische Schriftsteller H. G. Wells rückblickend, schon im Zeichen des Umsturzes
in Russland: „At the dawn of the twentieth century republican freedom seemed a remote dream beyond the
confines of Switzerland and France – and it had no very secure air in France.“ (1918: Kap. VII: The Future
of Monarchy). Ähnlich äußerte sich Guglielmo Ferrero (1944: 229–230): „Bis 1917 waren wir in Europa alle
überzeugt, dass die Dynastie noch auf Jahrhunderte hinaus regieren würde. Wenn ein Jeremias oder Jesaja des
Westens im Jahre 1910 verkündet hätte, noch bevor zehn Jahre vergingen, würden die mächtigsten Throne
Europas stürzen, er hätte ein ungeheures Gelächter hervorgerufen.“

10 Dieser Zuschreibung würde ein Herrscher wie Omans Sultan Qabus bin Said al-Said auch heute noch zustimmen;
s. seine Interviews mit Judith Miller (1997) und Ahmed Al Jarallah (o. V. 2006c).

11 Erstaunlich ist, dass Loewenstein in seiner viel rezipierten „Verfassungslehre“ nur sehr kurz auf zwei Spezialfor-
men, der absoluten Monarchie und „Napoleons plebiszitären Cäsarismus“ (Loewenstein 1975: 58–61), eingeht
und alle anderen Formen der Monarchie nicht behandelt.
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„Offenbar haben sich dort monarchische Form und demokratischer Inhalt in
harmonischer und vielleicht nachahmenswerter Weise zusammengefunden“ (Loe-
wenstein 1952: 10).

Aus heutiger Sicht würde man die Studie sogar der Transformationsforschung zurechnen
können. Nach einer Übersicht über die Ausbreitung der Monarchie untersucht Loewenstein
ihre Erscheinungsformen und Legitimationsbasen, um zum Schluss die Möglichkeiten der
Restauration von Monarchien im Nachkriegseuropa zu analysieren12.

Für viele Jahre war dies die letzte systematische politikwissenschaftliche Arbeit, bei der
die Monarchie im Mittelpunkt stand. Zwar gab es historisch-phänomenologisch angelegte
Studien wie Wolff-Windegg 1958, die aber die aktuellen Monarchien nicht im Blick hatten. Der
vergleichenden Politikwissenschaft zuzurechnen sind aber zwei Bücher, in denen Staatsober-
häupter untersucht wurden: Werner Kaltefleiters Habilitation „Die Funktionen des Staats-
oberhauptes in der parlamentarischen Demokratie“ (1970) und Jürgen Hartmanns und Udo
Kempfs „Staatsoberhäupter in westlichen Demokratien“ (1989). Bei beiden Monographien
sind die Untersuchungsgegenstände, die untersuchten Fälle und das Erkenntnisinteresse
ähnlich: Es geht darum, was Staatsoberhäupter in demokratischen Systemen leisten können.
Dass dabei Monarchien auch in den Blick geraten, ist eher Nebensache. Einen monarchistisch
verklärten Ansatz vertrat dann Mitte der 1990er Jahre der Schweizer René Häusler (1993;
1995; 1998; 2000)13, vor allem mit Blick auf die Diskussion, dass es Vorteile haben könne, in
den ehemaligen Staaten des Warschauer Paktes bzw. deren Nachfolgestaaten Monarchien zu
(re-)etablieren.

Eine systematische Erforschung europäischer und außereuropäischer Monarchien fand
im deutschsprachigen Raum nicht statt. Untersuchungen, in denen Monarchien verglichen
werden und die nicht nur das eigene Herrschaftssystem betrachten – was in Ländern mit
monarchischen Staatsoberhäuptern durchaus üblich ist –, gibt es im englisch- und französisch-
sprachigen Bereich einige. Hier sind vor allem die Themenhefte der politikwissenschaftlichen
Zeitschriften Res Publica Jg. 33(1991)H.1 und Revue Internationale de Politique Comparée
Jg. 3(1996)H.2 zu nennen. Während in der Res Publica Autoren die aktuell existierenden
europäischen Monarchien betrachtet und von einem Aufsatz von Hans Daalder über die
Monarchie im parlamentarischen System (Daalder 1991) verklammert wurden, erreichte die
Revue Internationale de Politique Comparée einen höheren theoretischen Abstraktionsgrad
(vor allem Seiler 1996) und blickte auch auf die arabischen Monarchien (Charillon 1996).
Letztere wiederum stehen im Mittelpunkt des von dem israelischen Historiker und Polito-
logen Joseph Kostiner (2000b) herausgegebenen Sammelbandes „Middle East Monarchies.
The Challenge of Modernity“. Ausgewiesene Kenner des Mittleren Ostens beleuchten dort
die Monarchien aus historischer und politikwissenschaftlicher Perspektive, wobei auch die
Gründe analysiert werden, warum die Monarchen zwischen 1950 und 1980 im Iran, Libyen
oder dem Irak abgesetzt wurden.

Eine solche Spurensuche mit der Fragestellung, warum einige Monarchien im Nahen
Osten überlebten und Stabilität erlangten und andere nicht, führt auch der US-Amerikaner

12 Heute erscheint diese Fragestellung etwas kurios zu sein, in der direkten Nachkriegszeit waren die entstandenen
Herrschaftssysteme jedoch noch instabil und daher die Fragestellung berechtigt. Allerdings sieht Loewenstein
die monarchischen Perspektiven für Italien, Spanien, Österreich und Deutschland, die er intensiver betrachtet,
durchweg als schlecht an. Einzig in Spanien wurde die Monarchie nach Francos Tod 1975 restauriert (s. Barrios
1999: 565–566).

13 So trat er als Gastredner des pro-monarchistischen Vereins „Tradition und Leben“ auf und plädierte für die
Wiedereinführung der Monarchie in Deutschland (z. B. Häusler 2000).
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Michael Herb (1999) in seiner Dissertation durch. Sein Argument lautet, dass die dynastisch-
familiären Beratungen bei tiefgreifenden Entscheidungen wie der Nachfolge und die familiäre
Besetzung von Schlüsselpositionen (Außen- und Innenministerium, Ministerpräsident) für die
Stabilität entscheidend seien. Den Zusammenhang zwischen den Gesellschaftsformationen,
den Identitäten und den Außenbeziehungen der Golfmonarchien hat der von Paul Dresch und
James Piscatori (2005) herausgegebene Sammelband „Monarchies and Nations. Globalisation
and Identity in the Arab States of the Gulf“ im Blick.

Auch in Frankreich erschienen zwei politikwissenschaftlich bedeutende Bände über arabi-
sche Monarchien. Der von Rémy Leveau und Abdellah Hammoudi (2002b) herausgegebene
Sammelband hat eine ähnliche Anlage wie der zwei Jahre zuvor von Joseph Kostiner editierte:
Nach der Einleitung werden im ersten Teil grundlegende Merkmale arabischer Monarchien
beleuchtet; im zweiten Teil werden die abgesetzten und im dritten Teil die derzeit bestehen-
den Monarchien analysiert. Diese Teile sind jeweils nach Ländern untergliedert, wie auch die
Monographie von Fatiha Dazi-Héni (2006), die sich aber auf die Monarchien der arabischen
Halbinsel konzentriert und diese in Zweiergruppen (konservativ: Saudi-Arabien und Oman;
aufbrechend: Katar und VAE; „liberal“: Kuwait und Bahrain) untersucht. Dazi-Héni hat vor
allem auch den Zusammenhang zwischen den Gesellschaften und den Monarchien in den
untersuchten Ländern im Blick.

Einzelstudien gibt es vor allem zu den Monarchien der größeren Länder14. Mohamed
Tozy (1999) untersucht den Zusammenhang zwischen der Monarchie und dem politischen
Islam in Marokko. Joseph A. Kechichian (2001) widmet sich intensiv der Nachfolgefrage
in Saudi-Arabien und in dem von ihm herausgegebenen Sammelband der Entwicklung in
den VAE unter Präsident Scheich Zayed (Kechichian 2000a). Eine detaillierte Analyse der
Herrschaftszeit König Husseins in Jordanien verfasste Alexander Bligh (2002). Nach dem
Terroranschlag auf das World Trade Center und das Pentagon vom 11.09.2001 stieg vor
allem die Anzahl der Publikationen, die sich mit Saudi-Arabien befassten. Die Hauptfragen
hierbei betreffen die Stabilität der Monarchie, das Problem der Nachfolge König Fahds und
die eventuellen politischen Änderungen, das Problem des radikalen sunnitischen Islamismus
und das prekäre Verhältnis Saudi-Arabiens mit seinem Hauptverbündeten, den USA (z. B.
Baer 2003; Unger 2004).

2.3 Zur Evolution der Monarchie im Vorderen Orient

Die Monarchie ist eine der ältesten Staats- und Regierungsformen; sie hat sich schon früh
aus der paternalistischen Familienstruktur über die Stufe der tribalen Häuptlinge entwickelt.
Als es notwendig wurde, sich zur Verteidigung gegen Gegner bzw. zur Gewinnung neuer
Siedlungs- und Weideflächen zu größeren Verbänden zusammenzuschließen und in diesen
Verbänden Herrschaft und Autorität nicht nur fallweise, sondern dauerhaft auch nach innen
ausgeübt werden musste, gab es die Tendenz, dies Monarchen gleich welchen Titels zu
überlassen.

14 Allgemeine Übersichten über die politischen Systeme (wie Cubertafonds 1997 zu Marokko; Niblock 2006
zu Saudi-Arabien) berücksichtige ich in dieser Übersicht zur politikwissenschaftlichen Monarchieforschung
ebensowenig wie journalistische Darstellungen (z. B. Aburish 1995; Hughes 2001; Howe 2005) oder Biographien
(z. B. Wilson 1999; Plekhanov 2004), obwohl diese Monographien zum Verständnis der Monarchie im arabischen
Raum vieles beitragen können. So ist Frauke Heard-Beys (1999) umfassende Monographie „From Trucial
States to United Arab Emirates“ eine ausführliche Landeskunde, die auch die Bedeutung der Emire und
ihrer Herrschaftsfamilien in unterschiedlichen historischen, gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen
Zusammenhängen untersucht.
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Hierbei bildeten sich, abhängig von der Wirtschaftsweise, zwei Idealtypen heraus:

• die Monarchie unter nomadischen, Viehzucht betreibenden Gruppen. Die umherziehen-
den Hirten benötigen einen Führer, der ihnen die Wege zu den Weidegründen zeigen
und diese gegen andere Hirten oder die sesshafte Bevölkerung für die eigene Gruppe si-
chern kann (Parkinson 1958: 40). „Hirten sind gewaltsam, räuberisch und frei,“ schreibt
Ernest Gellner (1992: 189) – und so muss ihr Anführer sein. Er ist allen persönlich
bekannt, führt als Person und ist ein Mann wie alle anderen – aber mit größerem Wissen
und mehr Weisheit, die sich in größerem Reichtum manifestieren kann (Parkinson 1958:
40). Auch in der Religion gibt es spezifische Merkmale: Hirten haben oftmals einen
starken individuellen Bezug zum Stammesgott, der sie vor persönlicher Unbill schützt,
aber man wird kaum jemanden vergöttlichen, der im Nachbarzelt schläft (s. Parkinson
1958: 41) oder dem man, wie von König Saul berichtet, bei der Verrichtung seiner
Notdurft zuschaut (1. Samuel, 24).

• die Monarchie der sesshaften, landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung. Der König der
sesshaften Bevölkerung in Dörfern und Städten muss vor allem dafür sorgen, dass
die Voraussetzungen, Ackerbau zu betreiben, erhalten bleiben: „Der Alltag braucht
Sicherheit, und es gibt kaum etwas, was den Alltag mehr stört als ständige physische
Gewaltsamkeit“ (Wimmer 1996b: 212). Dazu gehört die Verteidigung des Territoriums
mit der entsprechenden Befestigung der Stadt und des Palastes, die Pflege der Be-
wässerungsanlagen und der Schutz der Handelswege (Ayubi 2002: 51). Das städtische
Königtum verbindet dies leicht mit einer religiösen Note, die im Extremfall, z. B. im
pharaonischen Ägypten, zu einer gottgleichen Stellung des Herrschers führte15. Die
Gefahr einer Missernte war keine individuelle, sondern eine kollektive. Somit waren
religöse Experten mit dem Gottkönig an der Spitze dafür zuständig, dass die Riten
eingehalten wurden, die z. B. jährlich zur Überschwemmung durch den Nil führen
sollten.

Beide Entwicklungsstränge haben sich früh im Nahen und Mittleren Osten, als einer der
Wiegen der Menschheit, herausgebildet16. Die Besonderheit des muslimischen Staates zu
Zeiten der traditionalen Sozialordnung, wie sie Ernest Gellner unter Bezugnahme auf den
großen arabischen Gelehrten Ibn Khaldun17 beschreibt, liegt nun in der spezifischen Art,
wie die städtische und ländliche Bevölkerung zueinander in Beziehung stehen. Nach Ibn
Khaldun gilt: „Städter brauchen Beduinen nur zur Annehmlichkeit, Beduinen brauchen Städ-
te aus Notwendigkeit“ (Gellner 1992: 195, im Original kursiv). Beduinen gehen in Städte,
um Handel zu treiben und dabei lebensnotwendige Artikel zur erwerben und Handwerker
aufzusuchen, während die Ackerbau und Viehzucht treibenden Städter in den ökonomi-
schen Grundbedürfnissen autonom sind und von den Nomaden nur Dinge beziehen, die dem
Wohlleben dienen (s. Ibn Chaldun 1951: 28–29). Allerdings sah Ibn Khaldun es als „eine
unvermeidliche Begleiterscheinung des Stadtlebens“, die „eigenen politischen und militä-
rischen Angelegenheiten“ nicht selbst regeln zu können (Gellner 1992: 196–197), da die
Städter „sich den Mauern anvertraut [haben], welche sie umgeben, und den Befestigungen,

15 Zur Bedeutung der Religion im frühen Königtum s. Wimmer 1996b: 209–213.
16 Neben den ägyptischen Pharaonen kann der Hirtenjunge David, der zum „charismatischen Kriegskönig“ eines

Stammesheeres aufstieg, später aber die Grundlage für „den stadtsässigen orientalischen Despotismus“ seines
Sohnes Salomo legte (Bendix 1964: 164–165), als Idealbild gelten.

17 Geboren 1332, gestorben 1406. Eine kurze Übersicht über seine Biographie und Lehre bietet Bliss 2000.
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welche sie einschließen“ (Ibn Chaldun 1951: 34); sie haben die Waffen abgelegt und können
sich nicht mehr selbst verteidigen. Außerdem besitzen die Wüstenbewohner ein stärkeres,
insbesondere auf Verwandtschaft beruhendes Zusammengehörigkeitsgefühl, die ’as.abijja18,
das zur Herrschaft strebt (s. Ibn Chaldun 1951: 37–52). Dies geschieht nicht in der Wüste,
sondern in der Stadt, deren Bewohner entweder einen freundlich gesinnten Stamm zum
Schutz anheuern, der dann die politische Herrschaft übernimmt, oder die schlicht erobert
wird. Somit schenkt der Stamm der Stadt den Staat, der einzige Schutz gegen ständige
Überfälle (Gellner 1992: 197), und er stellt, wie Patricia Springborg anführt, auf längere Zeit
den Monarchen19:

„Asabiyah . . . requires leadership, the consolidation of leadership leads to dy-
nasty, and thence to royalty.“ (Springborg 1992: 273)

Bei den heute vorhandenen Monarchien ist die Anknüpfung an die eher städtische Tradition
(in Marokko und den Stadtstaaten an der Golfküste) bzw. an die eher nomadische Tradi-
tion (stark in Saudi-Arabien, aber auch in Jordanien) immer noch von Bedeutung. An der
Konzeption von Bürgertum in Kuwait wird dies deutlich:

„I show that in Kuwait the state is conceived of by some as being the political
embodiment of a specific ’imagined community’, located on a specific territory
and with a specific common history; for others, the important aspect of the state
is its leadership, in this case the Al (or Ahl) Sabah ruling family“ (Longva 2000:
180).

Diesen Unterschied führt Longva auf den Unterschied zwischen Stadt und Land zurück, den
ich oben erläutert habe:

„The tribes in Kuwait understand nationality and citizenship in the sense of
taba’iyya, which can be translated as the ’following’ of or ’allegiance’ to a leader,
in this case Kuwait’s ruling family. . . . The concept is clearly built on an idea of
hierarchy and vertical allegiance. Urban Kuwaitis, on the other hand, understand
citizenship as jinsiyya, form the root verb jns, meaning ’to make alike, to assimilate,
to naturalize.’ . . . There is here an idea of similarity and horizontal community;
. . . “ (Longva 2000: 192).

Das politische Spiel mit den unterschiedlichen Identitäten, den daraus resultierenden Vorstel-
lungen von Staat und Bürgertum und den daraus folgenden Politikstrategien ist politisches
Tagesgeschäft der al-Sabah, wie auch der anderen Monarchen. Die traditionellen Staatsvor-
stellungen werde ich in Kap. 3.1 genauer vorstellen.

Der Islam war und ist dabei die Gemeinsamkeit sowohl der tribalen als auch der urbanen
Bevölkerung – „er lieferte ein Idiom, durch das dieses gegenseitige Abhängigkeitsverhältnis
reibungsloser funktionieren konnte“ (Gellner 1992: 205). Laut Ernest Gellner besitzt der
Islam unter allen Buchreligionen „eindeutig die stärkste politische Kraft, die größte Fähig-
keit, einerseits Staaten abzusichern und andererseits politischen Aktivismus und ein neues
Selbstverständnis zu beflügeln“ (ebd., 205–206). Es gab eine gelehrte, schriftgebundene

18 Ibn Khalduns Verständnis von ’as.abijja erläutert ausführlich Freyer Stowasser (2000: 7–16).
19 Ibn Khaldun (1951: 49) sieht einen Zyklus in der ’as.abijja mit im Schnitt vier Generationen von Herrschern:

„einem Begründer, einem, der mit ihm in persönlicher Berührung steht, einem Nachahmer und einem Zerstörer“.
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städtische und eine „duldsamere, ekstatische, heiligenverehrende Version dieses Glaubens“
bei den Stämmen (ebd., 203). Die Stärke des Islams liegt darin, wie Nazih Ayubi formuliert,
„eine Religion kollektiver Moral“ zu sein und dadurch gemeinsame Wertmaßstäbe setzen
zu können. Er enthalte „jedoch kaum spezifisch Politisches – d. h. in den ursprünglichen
islamischen Quellen ist kaum etwas über Gründung von Staaten, Regierungsführung und
Leitung von Organisationen zu finden“ (Ayubi 2002: 16). Somit konnten unterschiedliche
Staats- und Monarchiekonzepte nach- und auch nebeneinander auftreten, wie Stadtstaaten,
herrschende Beduinenstämme oder auch die Imperien der Ummayaden, Abassiden oder
Osmanen, und ihre jeweils spezifischen Staats- und Herrschaftskonzepte formulieren und
verwirklichen.

„Das ’Monopol’ an einer bestimmten Religion war dort [wo sich der Islam
ausgebreitet hatte, H.E.] immer ein gebräuchliches Instrument des Staates zur
Sicherung ideologischer Vorherrschaft. Der historische ’islamische’ Staat erbte
diese Tradition“ (Ayubi 2002: 16).

Bis heute haben die arabischen Monarchien dieses Erbe bewahrt und so ihre Herrschaftsaus-
übung islamisch untermauert. Im arabischen Raum ist eine säkulare Monarchie auch derzeit
kaum vorstellbar. Eine demokratische Interpretation islamischer Herrschaft erscheint eher
wahrscheinlich, ist aber derzeit kaum zu finden. Als Gründe für die Persistenz der Autokratie
kommt eine vielzahl unterschiedlicher Faktoren in Frage:

„. . . the impulse toward authoritarianism lies not in something primordial in
Arab culture but instead in a more complex dynamic involving economic growth
and stagnation, social-structural transformation, state formation and institutional
inertia, and ideological transformation“ (Crystal 1994: 263).

Die arabischen Monarchien haben sehr unterschiedliche Entstehungsgeschichten, Legiti-
mationsbasen und Institutionenkonfigurationen, aus denen sich Grundmerkmale für die
Einstufung der politischen Systeme ergeben. Marokko und der Oman waren im Kern städti-
sche Sultanate (Meknes, Fes, Muskat), die unter kolonialem Einfluss Frankreichs in Marokko
und Englands im Oman eine Transformation durchliefen. Die jeweiligen Herrschergeschlech-
ter wurden von den Kolonialherren als nützlich zur Verwaltung des Landes erachtet und
gegen andere Kandidaten ausgespielt. Dadurch vergrößerte sich während der Kolonialzeit ihr
Einflussbereich geographisch, während er machtpolitisch gering blieb. Der marokkanische
Sultan Mohammed V., der als ganz junger Mann von den Franzosen als Vasall eingesetzt
wurde, gewann gegen Ende der Kolonialzeit (1945 – 1956) dadurch an Ansehen in der Bevöl-
kerung, dass er sich zur Galionsfigur gegen die Kolonialzeit und zum Symbol Marokkos erkor.
Kurz nach der Unabhängigkeit rief er Marokko als Königreich mit ihm selbst an der Spitze
aus, ohne auf Widerstand zu stoßen (vgl. Hughes 2001: 49–83). Das Sultanat von Muskat,
aus dem der Oman hervorging, war bis 1820 eine Handelsmacht am Golf und kontrollierte
u. a. die Straße von Hormuz und viele Inseln bis zur persischen Küste und Sansibar. Anschlie-
ßend führten Kriege mit rivalisierenden arabischen Stämmen und eine Position zwischen
Frankreich und England, die um die Vorherrschaft im Persischen Golf kämpften, zu einem
Niedergang der Macht. Die Briten übernahmen die Außenpolitik des Oman und bestimmten
immer mehr auch das innenpolitische Geschehen. So vermittelten sie den Vertrag von Sib
(1920), der rechtlich und politisch bestätigte, dass im Oman zwei Teilstaaten bestanden: das
Sultanat von Muskat und Oman und das Herrschaftsgebiet des Ibadiden-Imans20. So blieb

20 1955 übernahm das Sultanat auch die Herrschaft über dieses Gebiet (Mermier 2002: 241).
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der Oman bis zum Ende der 1960er Jahre im englischen Einflussgebiet, war aber unter Sultan
Said bin Taymur21 fast vollständig von der Außenwelt abgeschottet. 1970 unterstützten dann
die Briten Qabus bei seinem Putsch gegen seinen Vater – an diesem 23. Juli 1970 begann
auch im Oman die Moderne. Zwei Hauptziele verfolgte Sultan Qabus in den folgenden Jahren:
Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Modernisierung des Landes zu starten und seine
Herrschaft über das omanische Territorium zu sichern. Denn dies war durch die Aufstände in
Dhofar, die endgültig 1975 niedergeschlagen wurden, der Gefahr der Sezession ausgesetzt
(s. Kechichian 2000b: 188–195).

Transjordanien entstand auf einem vollkommen anderen Weg: Zusammen mit dem Irak,
Syrien und Israel/Palästina als Kunstprodukt der Briten und Franzosen, die die Konkursmasse
des Osmanischen Reiches nach dem Ersten Weltkrieg in ihre Einflusszonen aufteilten. Es
gehörte zur britischen Einflusszone, unterstand aber nicht direkter britischer Kontrolle, und
war von Beginn an als Pufferstaat konzipiert. Das Wüstengebiet zwischen der arabischen
Halbinsel unter dem aufstrebenden Abdel Aziz Ibn Saud, Palästina (als Kondominium der
Verbündeten), dem unter direkter Kontrolle der Briten stehenden Irak und der französischen
Einflusszone mit Syrien im Norden trennte mehrere potentielle Konfliktparteien. Doch weder
im Irak noch in Transjordanien gab es Personen, denen die Briten vertrauten. Außerdem
standen sie noch bei den Haschemiten in der Schuld, ihren Verbündeten im arabischen
Freiheitskampf (hierzu Lawrence 1999). Somit wurden die aus dem Hijaz stammenden pro-
minenten Führer des arabischen Aufstandes die Regenten in den neuen Ländern Irak und
Transjordanien, wobei die Postenverteilung und die Titel, die sie annahmen, deutlich die Wer-
tigkeit des zugewiesenen Gebietes widerspiegeln: Der engste Verbündete der Briten, Faisal
bin Husayn, wurde irakischer König, sein älterer Bruder Abdallah Emir von Transjordanien,
damals eine extrem bevölkerungsarme Wüstenregion ohne größere Städte. Aber Abdallah
schaffte es, mit Hilfe von britischen Militärexperten (hier ist insbesondere John Bagot Glubb,
genannt „Glubb Pascha“, zu nennen) Beduinen, die östlich des Jordans zu Hause waren, für
seine Armee zu rekrutieren und diese schlagkräftig zu machen. Aufgrund der Art der Rekru-
tierung, die sich immer auch die tribale Herkunft und Loyalität zu Nutze machte, entstand
eine Armee, auf die sich Abdallah und auch sein Enkel Hussein, der nach einem kurzen
Intermezzo seines Vaters Talal 48 Jahre lang König von Jordanien war, auch in kritischen
Phasen verlassen konnte. Am deutlichsten zeigt sich dies im „Schwarzen September“ 1970,
als die PLO versuchte, die Macht in Amman zu übernehmen. Mittlerweile war der Anteil
der Westjordanier an der Bevölkerung stark angewachsen, weil sie aus ihren angestammten,
jetzt zum israelischen Territorium gehörenden Gebieten vertrieben wurden und die Lage
in der Westbank unsicher bis kriegerisch war. Während des Sechs-Tage-Krieges 1967 hatte
Israel sie dann annektiert, was zu einer weiteren Flüchtlingswelle zur Eastbank führte. Hinzu
kam, dass die Palästinenser den Bewohnern des ost-jordanischen Stammlandes nicht nur an
Zahl, sondern auch an Ausbildung und politischer Organisation (PLO) überlegen waren. Die
Niederschlagung des Putsches durch die jordanische Armee rettete die Herrschaft König
Husseins – und sie zeigte auch, auf welchem maßgeblichen Pfeiler sich seine Herrschaft
immer noch stützt. Die Art, wie die Herrscher ausgebildet werden (an renommierten Militär-
akademien wie Sandhurst) und wie sie sich präsentieren (oftmals in Uniform), spiegelt die
Bedeutung des Militärs als Basis der jordanischen Monarchie.

Mit Saudi-Arabien wird heutzutage dasjenige Gebiet bezeichnet, das Abdelaziz Ibn Saud im
ersten Drittel des 20. Jahrhundert durch militärische Eroberungen unterwarf. Allerdings war

21 Er regierte von 1932 bis 1970.
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militärische Gewalt nur ein Mittel, dessen er sich bediente. Ein anderes war eine geschickte
Heiratspolitik: Er heiratete von den unterworfenen Stämmen jeweils eine prominente Vertre-
terin der führenden Familie und band sie somit an seine eigene an. Die Stammesbindung
spielt immer noch eine wichtige Rolle in Saudi-Arabien. Das Gewaltmonopol des Staates
wird durch verschiedene Organisationen verkörpert: 1. das Militär; 2. die Nationalgarde;
3. die Religionspolizei; 4. die reguläre Polizei. Die Nationalgarde ist dabei als Gegenpol
zum Militär konzipiert – das Konzept des „Teile und herrsche“ wird von der Familie der
Sauds verfolgt. Diese verkörpert das Zentrum der oligarchischen Herrschaft – der König
ist zwar der erste Mann im Staat, aber immer auch an die extrem große Familie gebunden.
Neben der Saud-Familie gehören noch weitere prominente Familien zur regierenden Elite in
Saudi-Arabien.

Bahrain, Katar, Kuwait und die VAE sind de facto Stadtstaaten (so Fürtig 1998: 135) und
ähneln auf dem ersten Blick sogar den aus der griechischen Antike bekannten monarchischen
Stadtstaaten. Nicht nur das relativ begrenzte Territorium und die kleinen Bevölkerungszahlen
sind ähnlich, sondern auch die Art der Arbeitsteilung. Denn der Wohlstand aller vier kleinen
Golfmonarchien basiert zwar nicht auf Sklavenarbeit wie in der Antike, aber auf billigen,
weitgehend rechtlosen Arbeitskräften aus anderen Ländern (Philippinen, Indien, Pakistan,
andere arabische und asiatische Staaten); den Nießbrauch des Reichtums haben jedoch die
Einheimischen, die sich auch die politischen Rechte vorbehalten. Alle haben ein sehr rigides
Bürgerrecht, und das Wahlrecht in Kuwait ist großteils auf Alteingesessene beschränkt.

Fred Halliday hat aus diesen Grundmerkmalen der arabischen Monarchien eine Klassifizie-
rung entwickelt, die eine erste Orientierung in der strukturellen und historischen Vielfalt
geben kann (s. Tab. 2.1). Wie sich die politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen
Strukturen unterscheiden, untersuche ich in den folgenden Kapiteln.

Tabelle 2.1: Formen der Monarchie in arabischen Ländern

Transformierte
Sultanate

Prätorianische
Monarchie

Tribale Militä-
roligarchie

Monarchische
Stadtstaaten

Marokko,
Oman

Jordanien Saudi-Arabien Bahrain, Katar,
Kuwait, VAE

Quelle: nach Halliday 2000: 97

Deutlich wird schon jetzt, dass alle arabischen Monarchien zu den autokratischen Herr-
schaftssystemen zählen. Demokratische Elemente spielen in allen Systemen eine unterge-
ordnete Rolle; die Monarchen herrschen und regieren, verfolgen dabei aber keine totalitäre
Ideologie, sondern setzen auf eine religiös untermauerte Mentalität. Ebenso wenig betreiben
sie eine Mobilisierung der Massen. Die Stabilisierung der eigenen Macht, zu der ruhige und
zufriedene Untertanen22 beitragen, steht im Mittelpunkt der Politik.

22 Ein wesentlicher Konflikt in autokratischen Monarchien ist der Status ihrer Einwohner. Den Monarchen reicht
es, Untertanen zu haben, während die Einwohner mit steigendem Wohlstand, besserer Bildung und guten
Kontakten in andere, demokratisch regierte Länder den Bürgerstatus anstreben. Diese Frage steht z. B. in
Marokko auf der politischen Agenda (Leveau 2000: 126).
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2.4 Legitimation von Monarchien

Eines der zentralen politikwissenschaftlichen Analysekriterien ist die politische Legitimation,
die ein Herrscher besitzt und die wesentlich „zur Stabilität einer Herrschaftsbeziehung
beitragen“ kann (Bendix 1964: 223). Hierbei geht es zunächst ganz grundlegend um die
„Rechtmäßigkeit einer politischen Ordnung bzw. politischer Herrschaft“ (Westle 1989: 22). Auf
der einen Seite ist dabei das Recht zum Regieren angesprochen; gleichzeitig die Ausübung
von Macht und das Verlangen von Gehorsam zu rechtfertigen, ist die erste Zielsetzung des
Einsatzes von Legitimität durch die Herrschenden (Coicaud 1997: 13–14). Die zweite Seite
der Medaille ist der Legitimitätsglauben (Weber 1976: 122)23 der Beherrschten. Legitimität
ist daher ein entscheidendes Verbindungsglied zwischen Staat und Gesellschaft (Lane und
Ersson 1994: 185). Unterschiede im Legitimitätsglauben und in der Rechtfertigung von
Herrschaft führen zu Differenzen in der Herrschaftsbeziehung (Bendix 1964: 223). Diese
Unterschiede können in der Art der Legitimität und in deren Stärke liegen. Der US-Politiologe
Michael C. Hudson konstatierte in den 1970er Jahren, dass das zentrale Problem des Re-
gierens in der arabischen Welt im Mangel an dieser unersetzlichen politischen Resource
zu finden sei und weitgehend den autokratischen und unstabilen Charakter aller damals
bestehenden arabischen Regierungen bestimme (Hudson 1977: 2). In der Konzentration
auf die arabischen Monarchien gehe ich zunächst der Frage nach, wie die Legitimation
dieser Herrschaftssysteme idealtypisch aussehen könnte, um dann die Legitimitätsquellen
zu bestimmen, auf die sich die Monarchen beziehen.

Nach der klassischen Lehre (Weber 1973: 475–488) gibt es drei reine Typen der legitimen
Herrschaft: die traditionale, die charismatische und die legale Herrschaft. Idealtypisch
beginnt der Zyklus der monarchischen Legitimation mit einem charismatischen Führer, der
die Macht in einem Gebiet an sich reißt. Im arabischen Raum begründet und beweist sich das
Charisma primär in der Funktion des Kriegsführers24; Der erste König Saudi-Arabiens, Abdel
Aziz Ibn Saud, kann als modernes Beispiel dienen. Nach Max Weber (Weber 1976: 656) ist
der Bestand der charismatischen Autorität spezifisch labil: Wenn der charismatische Führer
sich nicht weiterhin bewährt, erscheint er von Gott verlassen und seine Sendung erloschen
– ein anderer wird zum Führer ernannt. Noch kritischer war der deutsche Staatsrechtler
Robert von Mohl, der die „Persönlichkeit des Fürsten“ als die „schwächste seiner Stützen“
bezeichnete (Mohl 1962: 39; im Original teilweise hervorgehoben).

Abdel Aziz Ibn Saud beispielsweise zeigte 1902 sein Charisma, indem er gegen den Rat
seines Vaters Abdel Rahman, der seinerzeit Oberhaupt der im kuwaitischen Exil befindlichen
Saud-Familie war, Riad angriff und mit Erfolg eroberte (Hudson 1977: 171)25. Daraufhin
übernahm er die Herrschaft von seinem glücklosen, des Charisma verlustig gegangenen
Vater. In der Folgezeit bewies er mit immer neuen Eroberungen, dass sein Charisma anhielt.
Zwar konsolidierte er ab 1932 sein neugeschaffenes Reich Saudi-Arabien, doch in einer
Weise, die Max Weber vorgezeichnet hat: das Charisma wurde versachlicht (s. Weber 1976:
671). Hauptsächlich geschah dies in Saudi-Arabien dadurch, dass Abdel Aziz seine Nachfolge

23 Stallberg (1975: 21–22) weist darauf hin, dass der Begriff der Legitimität bei Weber „ohne ausdrücklich
angezeigte und weiter ausholende Bedeutungspräzisierung“ bleibt, und findet dies angesichts der Bedeutung,
die der Begriff in der Weberschen Herrschaftssoziologie hat, erstaunlich.

24 „. . . in Arabia the image of the warrior king remains a powerful concept even now.“ (Plekhanov 2004: 23)
25 Eine prosaisch verklärte Version dieses Ereignisses erzählt Mikusch 1942: 54–77. Ibn Saud wird darin als

„Draufgänger“ (57) bezeichnet, der eine „tollkühne Tat“ (76) mit nur wenigen Anhängern vollbracht hat –
die Grundlage der charismatischen Legitimation Ibn Sauds wird in dieser Fassung lebendig, die auch den
Zeitumständen einer Verklärung von Führerschaft Tribut zollt.
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regelte und festlegte, dass ihm sein Sohn Saud direkt nachfolgen und seine weiteren Söhne
die nächsten Ränge in der Nachfolge einnehmen sollten. Damit wurde das Charisma „an
eine Hausgemeinschaft und Sippe geheftet . . . , welche ein- für allemal als magisch begnadet
gilt, derart, daß nur aus ihrem Kreise die Träger des Charisma hervorgehen können“ (Weber
1976: 671). Aber auch einen zweiten Weg zeichnet Weber vor: den der „Veralltäglichung
des Charismas“ (Weber 1976: 661). Die Herrschaft verändert ihren Charakter, „sie wird
traditionalisiert oder rationalisiert (legalisiert) oder: beides in verschiedenen Hinsichten“
(Weber 1976: 143). Der wesentliche Unterschied zeigt sich darin, ob eine rationale Satzung
erstellt wird oder nicht.

Die Traditionalisierung der Herrschaft findet dabei zumeist im Zuge von Wechseln vom
charismatischen Herrscher zu seinem Nachfolger statt. Die in den arabischen Monarchien
übliche Vorgehensweise dabei geht vom Erbcharisma aus, d. h. „der Vorstellung, daß das
Charisma eine Qualität des Blutes sei und also an der Sippe, insbesondere den Nächstver-
sippten, des Trägers hafte“ (Weber 1976: 144; Hervorhebung im Original), wobei oftmals
innerhalb der Familie auf die „Nachfolgerdesignation seitens des bisherigen Charisma-
Trägers und Anerkennung seitens der Gemeinde“ (Weber 1976: 143) zurückgegriffen wird.
Der Staatswissenschaftler Robert von Mohl nannte diese Machtressource der Monarchie
„die Anhänglichkeit des Volkes an die Monarchie als staatliche Einrichtung“ (Mohl 1962:
40; im Original hervorgehoben). Sie kann durch einen beliebten oder fähigen Monarchen
unterstützt werden, ist darauf aber nicht angewiesen (ebd., 40–41). Oder, wie Max Weber
schreibt:

„Der Glaube gilt dann nicht mehr den charismatischen Qualitäten der Person,
sondern dem kraft der Erbordnung legitimen Erwerb.“ Der Fürst ist „Herr zu
eigenem, nicht von Anerkennung der Beherrschten abhängigem, Recht. Das
persönliche Charisma kann völlig fehlen“ (Weber 1976: 144; Hervorhebung im
Original).

Eine Fixierung solcher Regelungen in einer Verfassung fand in den untersuchten Ländern
recht spät statt, so dass man zunächst von der Traditionalisierung sprechen kann, die mitt-
lerweile aber in der Legalisierung gemündet ist. Schon seit längerem stellen die arabischen
Monarchien ihre Herrschaft auf eine legale Basis, indem sie Verfassungen erlassen und so
die Verhältnisse im Staat sowohl offenlegen und anhand der Normen überprüfbar machen
als auch zu ihren Gunsten fixieren:

„Im weitestgehenden Maße dient hierbei die erb- oder amtscharismatische
Umbildung als Mittel der Legitimierung bestehender oder erworbener Verfü-
gungsgewalten“ (Weber 1976: 148; Hervorhebung im Original).

Diese betreffen nicht nur die politische Macht, sondern auch den wirtschaftlichen Bereich,
wobei insbesondere der Verwaltungsstab für sich mittels „Patrimonialisierung und Bureau-
kratisierung“ Ämter, d. h. „Stellungen und Erwerbschancen“, schafft (Weber 1976: 145).

Ein Element der Traditionalisierung ist die Selbstzuschreibung des Titels „Hüter der
beiden Heiligen Stätten“ durch König Fahd im Jahr 1986 (s. Steinberg 2004: 66), d. h. die
Stärkung der traditional-religiösen Legitimation. Ein anderes Element ist der Aufbau ei-
ner Staatsbürokratie. Zu Zeiten von Abdel Aziz war der Staat Saudi-Arabien mit seinem
plötzlichen Ölreichtum, wie viele charismatisch legitimierte Herrschaften, „der Gegensatz
aller geordneten Wirtschaft“ (Weber 1976: 655 f.), eben (fast ideal-)typisch charismatisch.
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Abdel Aziz hatte lediglich Berater, die zum Teil aus dem Ausland stammten26, und sein sehr
junger Sohn Faisal fungierte seit 1919 als Außenminister. Erst seine Söhne führten nach
Ibn Sauds Tod eine Ministerialbürokratie ein, wobei sie die zentralen Ministerposten selber
übernahmen (s. Herb 1999: 92). Hier kommt die Rationalisierung der Herrschaft durch den
Aufbau einer – mittlerweile übergroßen – Staatsbürokratie zum Vorschein. Saudi-Arabien
kann also fast als Musterbeispiel des Weberschen Erklärungsmusters gelten – oder nicht? Die
These abschwächen kann gerade die Verbindung des Hauses Saud mit der wahhibitischen
islamischen Glaubensrichtung. Mitte des 18. Jahrhunderts verkündete ein religiöser Cha-
rismatiker, Muhammad bin Abdalwahhab (geb. 1703/04, gest. 1792), eine Glaubensumkehr,
und dieser Forderung schlossen sich die Al-Saud an und gingen 1744/45 ein Bündnis ein:

„Muhammad b. Saud sollte die Lehre Ibn Abdalwahhabs in seinem Herrschafts-
gebiet durchsetzen und darüber hinaus verbreiten helfen. Im Gegenzug verschaff-
te der Gelehrte dem Herrscher religiöse Legitimation und verpflichtete sich, auf
Dauer in Dir’iya zu bleiben“ (Steinberg 2004: 36).

Seitdem sind ein strenggläubiger Islam und die Scharia Grundlage des Saudi-Arabischen
Staates und des Rechtssystems. Daran hat auch Abdel Aziz Ibn Saud nicht gerüttelt. Somit
erstreckte sich sein Charisma auf die Kriegsführung und auch die Staatsgründung, aber
religiöse Autorität erwarb er nur wenig. Die Ausrufung zum „Hüter der Heiligen Stätten“
durch König Fahd ist der Versuch, diesem Manko beizukommen und die Legitimationsbasis
zu verbreitern.

Ähnliche Entwicklungen wie in Saudi-Arabien lassen sich in Marokko und Jordanien
beobachten. Das Charisma des marokkanischen Königs Mohammed V. beruht auf seiner Rolle
im antikolonialen Freiheitskampf gegen die Franzosen; König Hassan II. setzte sich auch an
die Spitze des „Grünen Marsches“ zur Eroberung der West-Sahara, um seine Legitimation
durch einen erfolgreichen Kriegszug und die Erweiterung des Territoriums zu vergrößern
(Cubertafonds 1997: 69). König Hussein von Jordanien war der „Warrior King“ (Karon 1999),
der im „Schwarzen September“ 1970 seine Armeen gegen den Aufstand der Palästinenser
persönlich befehligte, sich auch später häufig in Uniform zeigte und dessen Lieblingsaufgabe
es war, seine loyalen Truppen zu besuchen (so Snow 1973: 263). Sultan Qaboos (Oman) und
Scheich Hamad (Katar) kamen durch Putsche an die Macht: auch dies ist eine Form der
Gewalt, aus der Charisma entstehen kann. Die Ausnahme ist der langjährige Präsident der
VAE, Scheich Zayed al-Nahyan; er erwarb sein persönliches Charisma aus der Vereinigung
der sieben Emirate nach dem Abzug der Briten und der wirtschaftlichen Prosperität des
Landes (s. die Elogen in Kechichian 2000a). Weniger auf persönlichem Charisma beruhen
die schon lange erbcharismatisch abgesicherten und traditionalisierten Herrschaften der
al-Sabah in Kuwait und der al-Khalifa in Bahrain.

Trotzdem haben alle arabischen Monarchien mehr oder weniger mit Legitimationsproble-
men zu kämpfen. Diese entstammen unterschiedlichen Quellen. In Jordanien z. B. steht das
gesamte Staatswesen und damit auch der Monarch immer wieder unter starkem Legitimati-
onszwang, da:

• der Staat jung und durch koloniale Grenzziehungen entstanden ist,

26 Wie der Brite Harry St John Philby (s. zu seiner Person Lacey 1983: 128–133) und der syrische Alawit Yusuf
Yassin, der in der Spätphase der Herrschaft Ibn Sauds mehrere bedeutende Posten innehatte. Aber nur sein
Wesir und Hüter der Staatsfinanzen, Abdallah Sulayman, der aus einer nicht sehr hochstehenden Familie aus
dem Najd stammte, hatte unabhängige Handlungsvollmacht (s. Herb 1999: 88; zu Sulayman: Kostiner 1993:
147–151).
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• es kein einheitliches Staatsvolk gibt – das Verhältnis der Jordanier, die ursprünglich
auf der Westbank wohnten und von dort vertrieben wurden, und der Eastbanker, weist
immer wieder Spannungen auf –,

• die ökonomische Basis recht fragil und somit das rentierstaats-typische „Kaufen“ von
Loyalität nur in begrenztem Maße möglich ist und

• die Dynastie aus dem Hijaz „importiert“ wurde und sich im Land selber erst etablieren
musste.

Unterschiede zwischen Saudi-Arabien und Jordanien liegen darin, dass in ersterem Land ein
Gründungsmythos vorhanden ist, der zumindest diejenigen Bewohner mit der Herrscher-
familie eint, die aus dem Najd stammen und mit den al-Saud traditionell verbündet waren.
Außerdem können es sich die al-Sauds ebenso wie die Herrscher der kleinen Golfmonarchien
aufgrund ihres Ölreichtums leisten, fehlende Legitimation durch Geldzahlungen zu ersetzen
und so eine breite Akzeptanz ihrer Regime sicherzustellen. Dies spricht die Legitimations-
quellen an. Der englische Politologe Peter Burnell (Burnell 2006: 548–549) unterscheidet
neun mögliche Legitimationsquellen autokratischer Regime: erbliche Herrschaft, theokrati-
sche Herrschaft, religiöse Glaubwürdigkeit, eine spezifische politische Ideologie, politische
Inklusivität, Wahlautokratie, Legitimation durch gute Leistungen, externe Legitimation und
Legitimation durch Abgrenzung nach außen. Von diesen neun Quellen sind die politische
Ideologie und der Einschluss vieler Gruppen (Beispiel: Einparteienregime) für die arabi-
schen Monarchien kaum von Bedeutung, während sie sich der anderen sieben Quellen in
unterschiedlichen Maßen bedienen. Hierauf werde ich in den Kapiteln 3 und 4.1 vertieft
eingehen.

2.5 Modernisierung

Ein weiterer Zentralbegriff dieser Arbeit ist Modernisierung und damit einhergehend auch
Modernität. Wie schon in der Einleitung geschrieben, verstehe ich die arabischen Monarchien
als moderne politische Systeme, die sich im Laufe des 20. Jahrhunderts aus den traditionalen
Herrschaftsmustern entwickelt haben, obwohl die Monarchie als Regierungsform mehreren
zentralen Ideen der modernen Politik prinzipiell zu widersprechen scheint. Sie ist erblich
und basiert auf Klassenherrschaft und dem Geburtsprinzip, wohingegen moderne Politik auf
Leistung und Gleichheit – zumindest bei Geburt – aufbaut (Ben-Dor 2000: 71). Somit ist diese
Einstufung begründungsbedürftig.

Ausgangspunkt für die Betrachtung von Modernisierung sind dabei Dimensionen, die
sich aus unterschiedlichen Definitionen des Begriffes ergeben. Eine erste, sehr allgemein
gehaltene Definition lautet:

„Modernization is herein defined as the process whereby men and women
increasingly gain control over their physical environments.“ (Bill und Springborg
2000: 2)

Gerade in der zumeist trockenen, zum Teil unwirtlichen Wüstenregion des arabischen Raumes
konnte man im letzten Jahrhundert diesen Prozeß beobachten. Während um 1900 nomadi-
sche Beduinen und in Oasen oder im Niltal beheimatete Kleinbauern sowie Kleinhandwerker,
Händler und Fischer den Hauptteil der Wirtschaft bestritten, änderte sich dies spätestens,
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seitdem die Menschen die Öllagerstätten am Persischen Golf entdeckten und deren Aus-
beutung betrieben. Die Kontrolle über die Umwelt geht soweit, daß mittlerweile Golfplätze
mitten in der Wüste Dubais ebenso möglich sind wie exportorientierter Weizenanbau in
Saudi-Arabien. Die Folgewirkungen, u. a. durch Raubbau an den Wasserressourcen, für die
Umwelt mögen immens sein, und auch die Gesellschaften bleiben davon nicht unberührt:

„Technological and educational changes have a number of organizational and
psychological implications. Organization is becoming more elaborate and spe-
cialized, and formal institutions are beginning to replace informal, personalistic
administration.“ (Bill und Springborg 2000: 3)

Auch in den Monarchien konnte man diese Veränderungen beobachten. Um nur einen
Indikator anzufügen: Während der gesamten Regierungszeit Abdul Aziz Ibn Sauds in Saudi-
Arabien gab es kein Kabinett; ein solches wurde erst kurz nach seinem Tode eingeführt
(s. Aburish 1995: 67). Mittlerweile gibt es ein ausdifferenziertes Kabinett, in dem zwar
Prinzen aus dem Hause Saud die zentralen Machtpositionen innehaben, aber mehrere
Fachleute Sachressorts leiten27. Man sieht also: Die Regierungen reagieren zumindest auf
den Modernisierungsdruck; wie sie dabei vorgehen, werde ich in dieser Arbeit untersuchen.
Laut Bill und Springborg hat ihre Definition den Vorteil, keine westlich zentrierte Sichtweise
zu beanspruchen. Eine ähnliche Definition findet sich bei Dankwart Rustow:

„modernization . . . denotes rapidly widening control over nature through closer
cooperation among men“ (Rustow 1967, zit. nach: Rustow 1969: 127).

Gerade für die Golfstaaten ist hier ein entscheidender Punkt direkt angesprochen: Die
Modernisierung kam mit den Ölfunden und der Möglichkeit, diese gewinnbringend zu
nutzen. Die Rustowsche Definition hat darüber hinaus den Vorteil, auf die dafür notwendige
Kooperation zwischen Menschen hinzuweisen, im Falle der Golfstaaten ist insbesondere
der Einsatz von ausländischen Experten – für die Ölexploration und -förderung, aber auch
in vielen anderen Bereichen wie Führung von Wirtschaftsunternehmen, Architektur und
Bauhandwerk oder Tourismus – von Bedeutung.

Für die politischen Folgen und Möglichkeiten von Modernisierung ist im Kontext der Arbeit
die Definition von Reinhard Bendix nützlich:

„Am einfachsten wird Modernisierung als Zusammenbruch der idealtypischen
traditionalen Ordnung definiert: die Herrschaft wird ihrer Heiligkeit entkleidet,
die Monarchie verfällt, die hierarchische Ordnung der Gesellschaft wird zersetzt“
(Bendix 1980: Bd. 1, 25).

Es geht Bendix dabei um die „Transformation von Herrschaft“, der Verlagerung der Souve-
ränität von den Königen, denen das Recht zu herrschen von Gott zugesprochen wurde, zur
Herrschaft im Namen des Volkes. Diesem Vorgang kann man sich mit den drei Typen der
legitimen Herrschaft von Max Weber nähern (Weber 1976: 124). Die traditionale Ordnung
wird entweder durch eine charismatisch oder eine rational legitimierte Herrschaft ersetzt.
Dieser Prozess jedoch ist ein lang andauernder, der die Souveränität über Jahrhunderte
hinweg vom König zum Volk verlagert, so Bendix’ These. Für jemanden, der sich Monarchien,

27 Eine aktuelle Kabinettsliste findet man unter http://www.odci.gov/cia/publications/chiefs/chiefs154.html (Zugriff
02.01.06).
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und zwar aktuell bestehende, als Untersuchungsobjekt ausgesucht hat, ist diese Definition
zunächst ernüchternd, da das Untersuchungsobjekt eines Zerfalls preisgegeben ist. Unter-
stützung findet Bendix mit dieser These zuhauf: Samuel P. Huntington formulierte das „King’s
Dilemma: Success vs. Survival“ (Huntington 1996: 177 ff.), oder Fred Halliday sah „Arabia
without Sultans“ (1974), um nur zwei der bedeutenderen politikwissenschaftlichen Autoren
anzuführen. Die derzeitige Realität sieht aber anders aus: Erfreuen sich nicht in acht arabi-
schen Ländern Monarchien guter politischer Gesundheit? Wie steht es um die Verfassungen,
hier in doppeltem Sinne genutzt – umgangssprachlich und politikwissenschaftlich –, der
Monarchien, gerade auch im Hinblick auf den Stand der politischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Modernisierung?

Eine vielbesprochene Wirtschaftgeschichte (Landes 1999) geht mit den islamischen Län-
dern allgemein und insbesondere mit den Ölländern der arabischen Halbinsel sehr hart
ins Gericht. Der Islam stehe ökonomisch und geistig seit langem still (402); die mit dem
Islam verbundene Kultur bringe heutzutage „keine kompetente und tüchtige Belegschaft
hervor“, stünde weiterhin „neuen Techniken und Ideen, die vom feindlichen Westen (von den
Christen) kommen, mißtrauisch und ablehnend gegenüber“ und verwerfe „Wissen . . . , das
ein Angehöriger dieser Kultur sich entweder durch einen Auslandsstudium oder durch einen
Glücksfall anzueignen verstand“ (417). Am deutlichsten zeige sich die Abgeschnittenheit von
der Moderne in der gesellschaftlichen Stellung und der Rolle der Frauen. Der Leistungswille
von Jungen und Männern würde durch die Herabsetzung der Frauen und der eigenen, schon
in der Kindheit erfolgten Überhöhung unterminiert (419). Die Ölländer der arabischen Halbin-
sel gingen den abschüssigen Weg der Selbstgefälligkeit und des Müßiggangs, hätten schlicht
und einfach keine fortgeschrittene Volkswirtschaft aufgebaut (Landes 1999: 415) und der
unermeßliche Ölsegen sei eine enorme Katastrophe. Das Öl sei Herrschern, Gefolgsleuten
und Lieferanten zu Kopf gestiegen (Landes 1999: 420). David Landes’ Philippika hat noch
mehrere Strophen, und sie mag aus Sicht eines westlich-liberalen Wirtschaftshistorikers
einige richtige Aspekte aufzeigen, auf die ich in Kap. 4.1 eingehen werde. Unterstützung
findet Landes Position aber auch bei den größtenteils arabischen Autoren des AHDR (UNDP
2002), wobei sie die entwicklungspolitischen Leistungen der arabischen Länder durchaus
anerkennen, aber ähnliche Defizite ansprechen wie Landes.

Aus Sicht der Modernisierungstheorie, wie sie in den 1960er und 1970er Jahre entwi-
ckelt wurde, stellt sich das Bild etwas anders dar. Die Golfmonarchien sind stabile, auf das
Wohl – vorwiegend ihrer männlichen – Staatsbürger bedachte Regierungssysteme, deren
Regenten allerdings versuchen, die wirtschaftliche Fortentwicklung und Liberalisierung nur
mit begrenzten politischen Reformen einhergehen zu lassen, so dass diese systemstabili-
sierend wirken können (s. Brumberg 1995: 229). Hierzu werden beträchtliche Summen
aus den Öleinkünften eingesetzt. So entstehen komplexe Regierungssysteme mit starker
Lenkung von Wirtschaft und Gesellschaft, die man treffend als „Entwicklungsdiktatur“28

bezeichnen kann. Die politische Entwicklung, d. h. die Ausweitung der Partizipation von
einer kleinen Elite auf einen großen Teil der Bevölkerung, steht hierbei hintenan. Hunting-
ton und Nelson (1976: 23) haben diesen Entwicklungsweg idealtypisch als „technocratic
model of development“ beschrieben, das sich durch geringe politische Partizipation, eine
hohe Rate an (Auslands-)Investitionen, ein großes Wirtschaftswachstum und vergrößerte
Ungleichheiten in der Einkommensentwicklung auszeichnet. In allen arabischen Monarchien
spielen die Staaten und die Herrschaftsfamilien eine zentrale Rolle in der ökonomischen und

28 S. hierzu Rüland und Werz (1985).
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gesellschaftlichen Modernisierung. Wie Georg Simonis (1985: 163) bemerkt, steht dieser
ursprüngliche „modernisierungstheoretische Ansatz . . . im Widerspruch zur neoliberalen
Konzeption“, der auf die Privatwirtschaft als Entwicklungsmotor setzt und Entstaatlichung
fordert. „Für die Modernisierungstheoretiker ist der Staatsapparat ein Institutionensystem,
das sich im Modernisierungsprozeß entsprechend der Entwicklung der Gesellschaft ausdiffe-
renziert“ (Simonis 1985: 164). Diesen Prozess kann man in den letzten fünfzig Jahren in den
untersuchten Monarchien beobachten.

Innerhalb der Modernisierungstheorie gibt es verschiedene Richtungen, die aber, so der
Soziologe Johannes Berger, vier forschungsleitende Überzeugungen teilen:

„Modernisierung ist eine interne Leistung der in diesem Prozeß begriffenen
Gesellschaften; die einzelnen Züge der Modernisierung unterstützen sich wech-
selseitig; die Vorläufer behindern nicht die Nachzügler; Modernisierungsprozesse
konvergieren in einem gemeinsamen Ziel“ (Berger 1996: 46)29.

Unterschiede zeigen die Ansätze z. B. darin, ob die Modernisierung eine kontinuierliche
Entwicklung ist oder ein Bruch zwischen der traditionellen Gesellschaft und der Moderne
besteht. Bei Daniel Lerner, der seine Aussagen auf eigene empirische Forschungen in islami-
schen Staaten, u. a. Jordanien, stützt (Lerner 1958), wird Modernisierung als kontinuierliche
Entwicklung angesehen, deren Ausprägung man messen kann. Samuel Huntington dagegen
sieht Modernisierung als Brücke zwischen traditionaler und moderner Gesellschaft: Zwischen
Tradition und Moderne liege ein Graben, der durch den Modernisierungsprozess überwun-
den werden könne. Ein Teil der Gesellschaft (die urbanen Eliten) befindet sich schon in der
Moderne, während ein anderer Teil noch in der traditionalen Ordnung verharrt, sich aber der
Modernisierung nicht entziehen kann und somit die „Brücke“ nach und nach überschreiten
muss (s. hierzu: Berger 1996: 47–48; Huntington 1996: 1–2 für die politische Seite).

Drei Bereiche, in denen sich die Modernisierung abspielt, sind in dieser Arbeit von Interes-
se30:

1. die Ökonomie: Modernisierung bedeutet idealtypisch, von der traditionalen Wirtschafts-
weise (Ackerbau, Viehzucht und Fischerei als zentrale Erwerbsquellen) auf eine indus-
trielle Wirtschaftsweise umzustellen;

2. die Sozialstruktur und Kultur: Der Übergang vom traditionalen Menschen zum moder-
nen Menschen ist mit mehr Bildung, Mobilität, Flexibilität und Leistungsbewusstsein
verbunden. Für den kulturellen Bereich werden Rationalisierung und Säkularisierung,
Wertepluralismus und die Herausbildung von Rechtssicherheit als Merkmale genannt
sowie

3. der politische Bereich: Die traditionale Ordnung wird abgelöst durch Nationalstaa-
ten mit einer nationalen Identität, mit einem landesweiten Schulsystem und oftmals
einer Staatskirche. Es entwickelt sich „eine stark differenzierte politische Struktur
mit spezifischen politischen Rollen und Institutionen, Zentralisierung des Staates und
spezifisch politischen Zielen und Orientierungen.“ Weiterhin nehmen die „zentralen le-
galen, administrativen und politischen Tätigkeiten“ zu, „die alle Bereiche und Regionen

29 Berger diskutiert in seinem Beitrag (1996: 53–60) die Implikationen und Konsequenzen dieser Grundannahmen
und die unterschiedlichen Ansichten verschiedener Autoren hierzu.

30 Die Einteilung orientiert sich an Zapf (1997: 33–34).
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der Gesellschaft durchdringen“ (Eisenstadt 1979: 103). Später müssen sich moderne
Staaten den Ansprüchen ihrer Bürger auf Partizipation stellen, was zu Schritten der
Demokratisierung bei einer gleichzeitigen Schwächung der traditionellen Legitimati-
on der Herrschenden, die gegenüber den Beherrschten institutionell verantwortlich
gemacht werden, führt (ebd.).

Alle hier behandelten Staaten gehörten nach dem Zweiten Weltkrieg zu den am wenigsten
entwickelten Ländern der Welt. So waren die GCC-Staaten erbärmlich arm, dünn besiedelt
und derartig locker regiert, dass sie kaum den Status als Nation beanspruchen konnten.
Sie wurden erst durch die Ölfunde und deren Vermarktung in die Moderne katapultiert (so
Rodenbeck 2002: 4). Dies stellte hohe Anforderungen an die Herrscher: Sie mussten mit den
ausländischen Konzernen und Ländern verhandeln, intern die Möglichkeiten schaffen, dass
das Öl gefördert und geliefert und der neue Reichtum eingesetzt und verteilt werden konnte.

Etwas anders sah es in Jordanien und Marokko aus, die keine Ölressourcen besitzen. Jorda-
nien wurde durch die Schaffung des Nationalstaates Israel in seiner direkten Nachbarschaft
in Verbindung mit dem als Niederlage empfundenen Ausgang des ersten israelisch-arabischen
Krieg 1948 in die Moderne gestoßen. Über 800 000 Palästinenser flüchteten nach Jordanien,
das sich noch „in a desert universe“ (Lerner 1958: 303) befand. Sie waren besser gebildet
und anders, moderner politisch sozialisiert als die Bewohner der Eastbank, und durch den
unvermeidlichen kulturellen Kontakt wurde der soziale Wandel angestoßen31. Als einziges
hier untersuchtes Land unterstand Marokko direkt einer Kolonialmacht, Frankreich. Diese
installierte eine moderne Administration, die mit einer expandierenden Ökonomie, basierend
auf kommerzieller Landwirtschaft, Bergbau, Industrie und Handel, einherging. Marokkaner
waren jedoch nur marginal hierin eingebunden (Waterbury 1970: 33). Der Kampf um die
Unabhängigkeit brachte, vor allem im politischen Bereich, Modernisierungsaspekte mit sich,
indem sich eine Unabhängigkeitsbewegung mit der Partei Istiqlal (= Partei der Unabhängig-
keit; gegründet 1944) ausbildete, in denen die (französisch) gebildeten Bürger und die durch
den Wandel der Ökonomie entstandene Arbeiterklasse partizipieren konnten (s. Waterbury
1970: 33–58). Somit kann man für alle arabischen Monarchien, mit Ausnahme des Omans, der
sich bis 1970 des Modernisierungsdruckes durch Abschottung entzog, mit unterschiedlichen
Begründungen einen starken Modernisierungsschub nach dem zweiten Weltkrieg feststellen.

Dies alles zeigt, dass man die Moderne nicht ohne eine genaue und auch lang zurückrei-
chende Kenntnis der Geschichte der einzelnen Länder verstehen kann:

„Jedes Land entwickelt zwar seine eigene Kultur und Gesellschaftsstruktur, doch
sobald sich unter den Bedingungen seines frühen Königtums das grundsätzliche
Muster seiner Institutionen einmal herausgebildet hat, ist dieses Muster nur
noch schwer zu verändern. Um die moderne Welt zu verstehen, muß man die
traditionalen Gepflogenheiten einer Nation und deren je einzigartige Ausformung
berücksichtigen“ (Bendix 1980: Bd. 1, 14).

Der Soziologe Anthony Giddens konkretisiert dies für westliche Gesellschaften:

„For most of its history, modernity has rebuilt tradition as it has dissolved it.
Within western societies, the persistence and recreation of tradition was central
to the legitimation of power, to the sense in which the state was able to impose
itself upon relatively passive ’subjects’“ (Giddens 1994: 56).

31 Daniel Lerner (1958: 303–349) beschreibt in seiner empirischen Studie die Lebensverhältnisse und die Einstel-
lungen in Jordanien Anfang der 1950er Jahre sehr genau.
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Modernisierung bedeutete also gleichzeitig, bestimmte Traditionen zu zerschlagen, aber
andere anzupassen, zu erhalten oder gar auszubauen. Genau diese Ambivalenz findet sich
in den arabischen Monarchien häufig. Für deren Analyse bedeutet dies erstens, sich die
Idealform islamischer Herrschaft anzuschauen, wie sie sich aus dem Koran und anderen
heiligen Schriften ableitet und wie sie Mohammed als politischer Führer vorlebte. Dies ist
umso wichtiger, als dass häufig der Antagonismus von Islam und Demokratie betont wird
– eine Vorstellung, die, wie genauere Analysen zeigen, nicht haltbar ist. Denn genauso wie
die christlichen sind auch die islamischen Texte und Traditionen für die Interpretation offen,
und es lassen sich sowohl Stellen für wie gegen demokratische Beteiligung finden32. Eine
Entwicklung, die im Mittleren Osten derzeit und wohl auch in Zukunft eine große Rolle spielt,
ist die Demokratisierung. Einige Monarchien sind hierbei Vorreiter: In Marokko wurde noch
zu Zeiten König Hassans II. ein Sozialdemokrat, d. h. ein vormaliger Oppositioneller, Minister-
präsident; in Jordanien und in Kuwait sind demokratische Elemente seit Beginn der 1990er
Jahre revitalisiert bzw. neu eingeführt worden. In Bahrain gab es noch 1996/7 eine massive
Unterdrückung der Opposition; diese scheint überwunden zu sein und einer „klassischen“
paktierten Demokratisierung von oben zu weichen (s. die optimistische Darstellung von Hirst
2001). Und auch im Oman und in Katar lassen sich nicht nur Liberalisierungstendenzen
(z. B. durch eine recht freie Presse in Katar) beobachten, sondern auch erste Schritte in
Richtung mehr Demokratie. Dem entgegen stehen zwei Länder, die noch keine bzw. nur sehr
kleine Schritte in Richtung Demokratie unternommen haben: die Vereinigten Arabischen
Emirate und Saudi-Arabien. Hierbei ist aber ein gravierender Unterschied sichtbar: In den
VAE herrscht ein liberales wirtschaftliches und soziales Klima33, während Saudi-Arabien
islamisch-konservativ ist.

Zweitens sind in die Analyse die tribalen Traditionen aufzunehmen, die in vielen Zusam-
menhängen eine wesentliche Rolle spielen. Der kuwaitische Soziologe Khaldun Hassan
al-Naqeeb (1991) spricht in diesem Zusammenhang vom politischen Tribalismus, der sich
in den Golfmonarchien finden lasse (s. Kostiner 2002: 214–217). Auch hier sind Modernisie-
rungstendenzen sichtbar, z. B. die Aufgabe der beduinischen und die Aufnahme der urbanen
Lebensweise, die mit älteren, an die neuen Umstände angepassten tribalen Traditionen ver-
knüpft werden. Unter Einbeziehung traditionaler Elemente sind die arabischen Monarchien
zu modernen Staaten geworden.

Der moderne Staat, wie er sich in Westeuropa zwischen dem 16. und 20. Jahrhundert
herausbildete, besitzt folgende Merkmale (nach Kazancigil 1986: 119):

• einen bürokratischen Staatsapparat nach legal-rationalem Muster mit einer klaren
Aufgaben- und Kompetenzverteilung;

• einem Personal, das sich mit dem Staat identifiziert, seine Ideologie vertritt und die
Aufgaben der Verwaltung, Besteuerung, Rechtspflege, Polizeigewalt und Verteidigung
überninnmt;

• eine Ausübung von Kontrolle über ein präzis begrenztes Territorium, die weitaus
stärker ist als vorher in der Geschichte (z. B. in Imperien oder absolutistischen Staaten)
bekannt;

32 Die heute zu findenden Grundpositionen erläutert Flores (2005: 629–631).
33 Zumindest werben die VAE mit ihrer Liberalität erfolgreich. Anderer Ansicht ist Katja Niethammer (2006a: 49):

Die Liberalität in den VAE beschränke sich „bislang auf den Alkoholausschank in der Touristenhochburg Dubai“.
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• ein aktives Eingreifen in den ökonomischen, kulturellen und ideologischen Sphären der
Gesellschaft bis hin ins private Leben der Bürger.

Für Arthur Benz (2001: 32) gehören zu den Merkmalen des modernen Staates u. a. auch
die Verfassung als institutionelle Grundlage und die Demokratie als politische Struktur. Vor
allem das zweite Merkmal findet sich in den untersuchten Monarchien (derzeit) nicht. Die
Demokratie verstehe ich aber eher als die wünschenswerte Staatsform für einen modernen
Staat, nicht als notwendiges Merkmal. Denn die totalitären Staaten im 20. Jahrhundert
(NS-Deutschland; UdSSR unter Stalin) wären in all ihren grausamen Façetten ohne moderne
Entwicklungen (u. a. der Telekommunikation, der Überwachungssysteme und der Logistik)
nicht möglich gewesen und sind durchaus als moderne Staaten zu verstehen. Sogar das von
Bendix angeführte Merkmal des Volkes als Legitimationsbasis findet sich hier, wobei der
Weg von der Legitimierung durch das Volk bis zur Demokratie als Herrschaftsform noch ein
weiter ist. Um den Aspekt der Demokratie nicht ganz außer Acht zu lassen, verstehe ich die
Entwicklung in den untersuchten Ländern als fortlaufenden Prozess der Modernisierung der
Regierungssysteme und der Staaten – in denen Demokratisierungs- und Liberalisierungs-
aspekte mittlerweile eine große Rolle spielen. Aber aufgrund der großen Veränderungen
im letzten Jahrhundert weg von einer traditionalen Herrschaft können die untersuchten
Länder als moderne Staaten im Sinne Kazancigils betrachtet werden: Die von ihm genannten
Merkmale sind dort in hohem Maße zu finden, wie ich in den folgenden Kapiteln zeigen
werde.

2.6 Stabilität

Ein wichtiger Faktor in der Untersuchung ist die Stabilität der arabischen Monarchien. Die
Auguren, die in den 1950er – 1970er Jahren das Ende jeglicher herrschender und regie-
render Monarchien vorhersagten, lagen nach heutigem Stand falsch. Somit drängt sich die
Fragestellung auf: Warum sind die arabischen Monarchien stabile politische Entitäten? Der
Landauer Politologe Siegmar Schmidt hat seine theoretischen Überlegungen zum Konzept
„Politische Stabilität“ dargelegt (Schmidt 2003). Dabei verweist er auf die umgangssprachlich
positive Konnotation des Begriffs Stabilität und ergänzt, dass dieser in politikwissenschaftli-
chen Lexika fast immer fehle, aber trotz seiner Unschärfe politikwissenschaftlich verwendet
würde34. Er schlägt folgende Definition vor:

„Politische Stabilität herrscht dann, wenn ein System dem fortwährenden Ver-
änderungsdruck aus dem Innern und von außen soweit widerstehen kann, dass
trotz aller notwendigen Anpassungsleistungen die Struktur des Systems erhalten
bleibt“ (Schmidt 2003: 35).

Wichtig ist der Unterschied zwischen der Langlebigkeit eines Regimes und seiner Stabilität.
Ein Blick z. B. nach Simbabwe zeigt, dass Regime wie das von Robert Mugabe zwar langlebig
sein können und gleichzeitig notorisch instabil, da die Struktur des vormals demokratischen

34 Beispiele aus dem hiesigen Kontext sind Champion 1999 und Katz 2004, die zwar jeweils die Einflüsse unter-
schiedlicher Faktoren auf die Stabilität eines Landes (Saudi-Arabien bzw. Oman) untersuchen, aber mit keinem
Wort darauf eingehen, was Stabilität für sie bedeutet. Nahe liegt die Interpretation, dass Stabilität in diesen
Aufsätzen rein als das Fortbestehen des monarchischen Regimes gesehen wird. Berücksichtigt wird dabei oft
nicht, dass es einen Unterschied zwischen der Langlebigkeit eines Regimes und seiner Stabilität gibt (s. Sluglett
o.J.: 13).
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Regierungssystems und der nach der Unabhängigkeit aufstrebenden Wirtschaft unterminiert
wurde.

Sigmar Schmidt konstatiert, dass politikwissenschaftlich vor allem die Stabilität demokra-
tischer, weniger der autokratischen Systeme untersucht worden sei; dies führt er auch auf
ein normatives Problem zurück:

„Stabilität – ein positiv konnotierter Begriff – wird von westlichen Wissenschaft-
lern bei autoritären Systemen nicht als wünschenswert angesehen, da sie einer-
seits den Wertvorstellungen westlicher Systeme zuwiderlaufen und andererseits
ihnen unterstellt wird, dass sie keine oder nur partielle Entwicklungsleistungen
erbringen können“ (Schmidt 2003: 10).

Im Anschluss gibt er acht Kriterien an, die sich zur vergleichenden Analyse autokratischer
Systeme eignen. Dazu geht er zunächst von drei Axiomen aus:

• Repression allein könne auf Dauer keine Stabilität bewirken,
• autoritäre Regime seien nicht per se instabil und
• effizientes Regieren durch autoritäre Regime sei möglich. Widerlegt sei allerdings die

generelle Annahme, dass eine autoritäre Regierung für die Entwicklung von Vorteil sei.
(Schmidt 2003: 36)

Die von Schmidt (2003: 37–39) angegebenen Analysekriterien lauten:

• Effizienz staatlichen Regierens,
• Intaktes Gewaltmonopol bei den staatlichen Institutionen,
• Existenz funktionsfähiger politischer Institutionen,
• Loyalität von Schlüsselgruppen,
• das politische System genießt ein Minimum an Legitimität,
• Regelung der Nachfolgefrage,
• Besonderheiten der politischen Kultur und
• ein stabiles regionales Umfeld

Diese Analysekriterien finden sich alle in der ein oder anderen Form in der vorliegenden
Arbeit wieder, wobei die Leistungen der Monarchien auf dem Gebiet der Wahrung der
Stabilität nicht als eines Dauerzustandes, da erst

„Wandlungs- und Anpassungsfähigkeit in einem bestimmten Rahmen in der
gegebenen Struktur das Überleben eines Systems und eine Makrostabilität“ ga-
rantieren (Schmidt 2003: 35).

Anders ausgedrückt:

„Stability does not simply occur, it is often fostered, imposed, encouraged,
bolstered, or maintained. Governments of all sorts have actively and successfully
prevented conflict through adroit management of potential disputes“ (Byman und
Green 1999).

Die arabischen Monarchien verfolgen eine solche Politik, die aber nicht nur die Struktur des
monarchischen Staates, dem auch eine andere Herrscherfamilie vorstehen könnte, sondern
insbesondere das eigene Regime und die Dynastie innen- und außenpolitisch stabilisieren
soll.
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„It is regime security, not simply state security, that animates decisionmakers
in the region. The former includes the latter, as ruling regimes for their own
interests do not want to be subject to foreign attack, but goes beyond the external
dimension of security to include domestic political stability“ (Gause 1997: 62;
Hervorhebung im Original).

Den engen Zusammenhang zwischen Stabilität, Legitimität und den Machtressourcen betont
der Historiker Peter Sluglett:

„By stable, I want to imply that, for instance, the structures in place in such
and such a state are to a greater or lesser extent internalised in the minds of
the citizens; that they expect, and generally receive, certain services from the
state and give it their loyalty in return, not necessarily simply because they are
coerced into doing so or have no alternative“ (Sluglett 2004: 3; Hervorhebung im
Original).

Auch Sluglett vertritt eine Position, die in extremo Hannah Arendt formuliert hat: Macht und
Gewalt sind bei ihr Gegensätze; „wo die eine absolut herrscht, ist die andere nicht vorhanden“
(Arendt 1971: 57). Die Anerkennung und Internalisierung des Herrschaftsverhältnisse durch
die Bürger trägt sehr viel mehr zur Stabilität bei als der Einsatz von Gewalt. Dass auto-
kratische Regime und auch die untersuchten Monarchien Gewaltmittel zur Sicherung ihrer
Herrschaft einsetzen, ist unstrittig. Aber, wie ich unten zeige, wird Gewalt in den meisten
Ländern dosiert eingesetzt, was dem Umkehrschluss zulässt, dass sie ein nicht geringes Maß
der Ressource Macht im Arendtschen Sinne besitzen.

Stabilität lässt sich fast nur im Nachhinein bestimmen, wie der Zusammenbruch des
Ostblockes 1989 gezeigt hat, von dessen Stabilität die Politikwissenschaft trotz der unter
Gorbatschow getätigten Reformen weitgehend überzeugt war. Prognosen sind, auch für
die untersuchten Monarchien, „aufgrund der Vielzahl der politischen, sozioökonomischen
und äußeren Faktoren äüßerst schwierig“ (Schmidt 2003: 39). Es geht vielmehr darum,
stabilitätserzeugende und -gefährdende Elemente zu identifizieren und zu bewerten. Dabei
gehe ich davon aus, dass die untersuchten politischen Systeme jetzt über fünfzig Jahre in
der Form bestehen und somit nicht nur Dauerhaftigkeit, sondern trotz des oftmals instabilen
Umfeldes und vieler interner Gefährdungen auch ein großes Maß an Stabilität bewiesen
haben.

2.7 Arabische Monarchien: legitimiert, stabil und modern?

Somit sind Legitimität, Modernisierung und Stabilität als sich für die Untersuchung der
arabischen Monarchien ergänzende Analysekonzepte identifiziert. Dadurch kann man sowohl
die Grundelemente der polity als auch die Dynamik des politischen Systems in den Blick
nehmen. Gerade Legitimation und Stabilität sind eng miteinander verknüpft. Eine gute Legi-
timation ist die Grundlage für eine stabile Herrschaft; Stabilität in der Herrschaft erfordert
wenig bis keine Veränderungen in der Legitimationsbasis. Intervenierend wirkt die Moderni-
sierung hierauf ein. Die konservativen arabischen Monarchien versuchen zwar, Elemente der
traditionalen Ordnung zu bewahren, konnten (und wollten) sich den Herausforderungen der
Moderne jedoch nicht entziehen und haben im 20. Jahrhundert einen Modernisierungspro-
zess durchlaufen. Die Modernisierung verändert die Legitimationsbasis und stört das fragile
Gleichgewicht von gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen Kräften. Somit ist die
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Stabilität der Herrschaftssysteme gefährdet. Durch die Moderne kommt in die tendentiell
konservativen Herrschaftssysteme ein dynamisches Element hinein, das ein beständiges
Agieren und Reagieren der Monarchien erfordert, um die eigene Legitimation aufrecht zu
erhalten und die Stabilität zu wahren.

In den folgenden Kapiteln werde ich diese Zusammenhänge untersuchen. Im Kapitel 3 wird
dabei die Frage angesprochen, wie sich die arabischen Monarchien historisch Legitimation
erworben und wie sie traditionale Elemente mit der Moderne verbunden haben. Kapitel 4
untersucht die Machtressourcen, wobei die Ökonomie seit den Ölfunden der Treibriemen der
Modernisierung war und ist. Kapitel 5 hat anschließend den Aspekt der Stabilitätsgefährdun-
gen im Blick, und in Kap. 6 geht es um die Frage, ob durch den autokratischen Staatsapparat
öffnende Reformen die Stabilität der Monarchien gefestigt werden kann.
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Um die im letzten Kapitel gestellte Frage nach den Legitimationsquellen der Monarchien
zu beantworten, sind die hier untersuchten Länder genauer in den Blick zu nehmen. Da ein
Ziel der Arbeit ist, die Unterschiede im Verhalten und im Erfolg der einzelnen arabischen
Monarchien zu ermitteln, ist ein Blick in deren Geschichte wichtig. Schon früh und auf
Basis der traditionalen Legitimation wurden die grundlegenden Herrschaftsmuster angelegt
und politische Institutionen geschaffen, die auch heute noch die Politik mitbestimmen (s.
Bendix 1980: 14). Dabei unterscheide ich zwei Phasen: Erstens, auf welcher Basis sich die
Herrschaftssysteme vor und während der Kolonialzeit herausgebildet haben, und zweitens
die Phase der Erlangung der Unabhängigkeit, also der Staatsgründung und -konsolidierung.
Denn die monarchischen Grundmuster haben sich in den meisten untersuchten Ländern
zuerst und unabhängig von einer Staats- und Nationenbildung entwickelt. Wie in Kap. 2
gezeigt, basierten die Monarchien im vorkolonialen Vorderen Orient auf einer Kombination
von tribaler Herkunft, Nutzung von Gewalt zur Eroberung und Sicherung von Gebieten, städ-
tischer Unterstützung und dem Islam als religiöse Gemeinsamkeit (s. Abb. 3.1). Unter dem
Einfluss der europäischen Kolonialmächte wandelte sich diese Struktur. Die Beziehungen zur
Kolonialmacht wurden für die regionalen Herrscher zu einem wichtigen Kriterium, da gute
Kontakte zu den europäischen Schutzmächten die Chance erhöhten, die Macht zunächst
zu behalten und auszubauen. Die vormaligen Stützen verloren dadurch an Bedeutung für
die Fundierung der Herrschaft; die Beziehungen wandelten sich. Von den Kolonialmächten
wurde der Vordere Orient um 1920 in Nationalstaaten aufgeteilt, teilweise unter Widerstand
der Araber selbst1. Somit wurden in der Kolonialzeit die Voraussetzungen für eine moderne
Staatlichkeit geschaffen – hier ist in erster Linie die Grenzziehung und die dadurch erfolg-
te Zuweisung eines Staatsvolkes zu nennen. In der Staatsgründungsphase bewiesen die
etablierten, aber oft auf ein kleines Territorium oder eine Stadt begrenzten und mit den
westlichen Mächten kollaborierenden Herrscher ihre Anpassungsfähigkeit, und es gelang
in den jetzt noch bestehenden Monarchien, unter veränderten Bedingungen – die Kolo-
nialmächte zogen sich schrittweise zurück – die Stellung der Dynastien zu konsolidieren.
Hierbei war es von Bedeutung, die Stämme und tribalen Organisationen ebenso wieder als
Stützen der monarchischen Herrschaft zu nutzen wie die städtische Bevölkerung. Die Art
der Verankerung in der jeweiligen Gesellschaft mit der zentralen Rolle des Islam und die
Nutzung des Gewaltapparates spielen hierbei immer noch eine bedeutende Rolle. Alle diese
Aspekte werde ich in diesem Kapitel daraufhin untersuchen, wie die Monarchen es schafften,
ein nicht geringes Maß an Legitimation zu erwerben, ihre jungen Staaten zu konsolidieren
und einen modernen Staatsaufbau mit einer traditionalen Basis zu verknüpfen.

1 Die nationalen Bewegungen im Vorderen Orient waren zu Beginn des 20. Jahrhunderts zweigestaltig: Einerseits
gab es Bewegungen in Ägypten, im Libanon und anderen Regionen des osmanischen Reiches, die zumindest
eine größere Eigenständigkeit, wenn nicht gar einen eigenen Staat forderten (s. Goldschmidt 2004: 50–53);
andererseits formierten sich die Vertreter des Arabismus, der auf die Errichtung eines arabischen Nationalstaa-
tes gerichtet war und unter Nasser zwischen 1950 und 1967 seinen Höhepunkt erreichte (zusammenfassend:
Ismael 2001: 18–29).
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Abbildung 3.1: Stützende Elemente arabischer Monarchien

Eigene Darstellung.

3.1 Mohammeds Herrschaft als Vorbild

Kaum eine andere Weltregion machte so frühe Erfahrungen mit politischer Herrschaft –
und hielt sie schriftlich und in Artefakten fest – wie der Vordere Orient. Von Hammurabi
über die ägyptischen Pharaonen und die israelitischen Königen gibt es gut dokomentierte
Phasen monarchischer Herrschaft, und auch Fremdherrschaft hat die Region erlebt, z. B.
unter den Römern oder den Sassaniden. Diese frühen politischen Systeme wirken bis heute
nur noch wenig nach. Denn Mohammeds Herrschaft in Medina (622 – 632 n. Chr.) überstrahlt
alle anderen Vorbilder bis heute. Die ersten Nachfolger Mohammeds, die rechtgeleiteten
Kalifen, werden auch noch mit in das Idealbild einbezogen (dazu kritisch: Tibi 2001: 74), das
sie selbst durch ihre Eroberungen im gesamten Vorderen Orient verbreiteten. Die großen
Dynastien der Kalifen, die Ummayaden und die Abbassiden, profitierten schon weniger
von der Aura des Propheten, obwohl sie für sich in Anspruch nahmen, „als Mitglied der
Prophetenfamilie kraft göttlicher Autorität zu herrschen“ (Hourani 2000: 64). Sie hatten,
wie der Titel Kalif (= Nachfolger2) aussagt, sowohl religiöse wie auch politische Autorität,
aber nicht das Amt des Propheten und die Möglichkeit, weitere Offenbarungen zu verkünden
(Watt 1998: 42). Damaskus und Bagdad waren die Zentren der arabischen Herrschaft, die bis
nach Spanien reichte. Spätere Erben waren die Osmanen. Die in dieser Arbeit untersuchten
Länder zählten aber zumeist nur zu den Randgebieten des osmanischen Reiches: Marokko
gehörte nicht dazu; vom heutigen Saudi-Arabien stand nur der Hijaz unter osmanischer
Kontrolle, war aber für die Legitimation des Sultans, der die alljährliche Wallfahrt nach
Mekka organisierte, von großer Bedeutung (Hourani 2000: 281). Die Golfemirate waren
dagegen echte Peripheriegebiete. Wichtig ist dabei, dass die osmanische Herrschaft als
Fremdherrschaft empfunden wurde: Der Sultan im fernen Istanbul setzte z. B. die Verwalter
und Vizekönige nach eigenem Ermessen ein.

Von den genannten, möglichen Vorbildern muss Mohammeds Herrschaftsform genauer
betrachtet werden, da sie von islamischen Theoretikern und Praktikern immer noch als

2 Eine umfassende Klärung des Titels Kalif gibt Watt (1998: 32–34).
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das Idealbild angesehen wird. Sie gebe das Herrschaftsmodell vor, in dem Macht und
Gerechtigkeit ausbalanciert gewesen seien (Al Nahyan 2003: 21). Die neueren islamistischen
Bewegungen betreiben die Rückkehr zu dieser Herrschaftsform als politisches Programm3.

Der Historiker Albert Hourani beschreibt Mohammeds Herrschaft in Medina wie folgt:

„Dort übte er die Autorität über seine Anhänger weniger durch eine reguläre
Regierung als durch politische Manöver und persönlichen Einfluß aus. Einigen,
wenn auch nicht allen Ehen, die er nach Chadidschas Tod schloß, lagen politi-
sche Überlegungen zugrunde. Es gab keinen durchdachten Verwaltungs- und
Militärapparat, sondern schlicht Muhammad als Oberherrn mit einer Reihe von
Stellvertretern, eine militärische Dienstpflicht der Gläubigen und eine Schatzkam-
mer, die durch freiwillige Spenden und die Tributzahlungen von Stämmen gefüllt
wurde, die sich ihm unterordneten. Muhammads Friede erstreckte sich über einen
weiten Landstrich. Stammesführer mußten Verträge mit ihm schließen, denn er
kontrollierte die Oasen und Märkte. Der Inhalt solcher Verträge wechselte. In
manchen Fällen bekräftigten sie Treuebündnisse und den Verzicht auf Gewaltan-
wendungen bei Konflikten, in anderen wurden Muhammads Prophetentum, die
Pflicht zum Gebet oder die regelmäßige Zahlung finanzieller Beiträge anerkannt“
(Hourani 2000: 40–41).

Mohammed herrschte über ein Gebiet, dass sich in eine Kernzone, Medina, die direkt seiner
Verwaltung unterstand, und periphere Gebiete gliederte, die über Verträge an Medina
gebunden waren. Er ging zur Erlangung der Macht in etwa so vor, wie Ernest Gellner (1992:
196 ff.) es in Anlehnung an Ibn Khaldun beschreibt: Die Bewohner Medinas waren sich uneins
und somit schwach. Der aus Mekka vertriebene Mohammed4 erkannte und nutzte mit seinen
Anhängern die Lage und schaffte es mit Gewalt, List und politischem Geschick, die Führung
der Stadt zu übernehmen und das oben skizzierte Herrschaftssystem aufzubauen.

Was kann von dieser konkreten Herrschaftsausübung und der politischen Gliederung
Mekkas und Medinas heute noch als Vorbild dienen? Meiner Ansicht nach nicht viel. Das
politische Herrschaftssystem Mohammeds hat sich spätestens mit der Herausbildung des
Nationalstaates und dem Eindringen der Moderne in die arabischen Länder überholt – in
vielen Regionen schon viel früher. Vorbildfunktion kann der Politiker Mohammed aber darin
haben, welche Werte er vertrat, welche politische Kultur er pflegte und welchen Politikstil er
einführte. Die benachbarten Stämme und auch die Stadt Mekka wurden zwar gewaltsam un-
terworfen, anschließend wurde der Prophet aber als Schiedsrichter bei der Konfliktbeilegung
akzeptiert (s. Tibi 2001: 60). Mohammed gründete eine politisch-religiöse Gemeinschaft,
„deren Hauptzugehörigkeitskriterium der Glaube war, obwohl sie die Gläubigen nichtsdesto-
weniger der Autorität einer bestimmten politischen Führung unterwarf“ (Ayubi 2002: 18–19).
In der politischen Gemeinschaft Medinas waren jüdische Einwohner eingeschlossen. Eine
solche Toleranz zeichnete auch spätere islamische Reiche aus, auch wenn Nicht-Muslimen,
d. h. Christen und Juden, die einer Buchreligion angehörten, einige Rechte verwehrt und
einige zusätzliche Pflichten auferlegt wurden (s. Hourani 2000: 158–160). So bleibt von
Muhammeds Herrschaft ein Idealbild, dass

3 Wobei sehr fraglich ist, ob es praktisch einlösbar wäre.
4 Die städtische Herkunft Mohammeds bedeutet eine Abweichung von Ibn Khalduns und Gellners Idealtypus:

Nach ihren Beobachtungen eroberten nomadisierende Stämme die Stadt und leiteten den entstandenen Staat (s.
Kap. 2.3).
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„ausgeschmückt und über die Generationen weitergegeben wurde“. Muhammed
ist „ein Schiedsrichter, bemüht, Frieden zu stiften und Streitfälle nach Rechtsprin-
zipien zu schlichten, die wie er glaubt, göttlichen Ursprungs sind, ein geschickter
Manipulator politischer Kräfte, ein Mann, der die gewohnten Formen mensch-
lichen Handelns nicht verwirft, sondern versucht, sie in Grenzen zu halten, die
nach seiner Vorstellung der Wille Gottes gezogen hat“ (Hourani 2000: 41).

Einen solchen Politikstil, der die koranischen Prinzipien Schura (Beratung) und Ijma (Kon-
sensus) einschließt, wünschen sich viele Bewohner der arabischen Länder – nicht nur die
islamistisch orientierten (s. Esposito et al. 2004: 370–371). Die Monarchen in den untersuch-
ten Ländern betonen ihren Bezug zum Islam, da sie dadurch Legitimation in der Bevölkerung
erwerben können. In einigen Bereichen (z. B. der globalisierten, kreditbasierten Ökonomie)
stehen islamische Vorschriften den modernen Gepflogenheiten aber im Wege. In solchen
Fällen beweisen die Monarchen eine große Flexibilität und nutzen neben den traditionellen
auch moderne Legitimations- und Machtquellen bis hin zu Formen der Repression.

Die ersten Nachfolger Mohammeds waren – nach sunnitischer Ansicht5 – die vier „rechtge-
leiteten Kalifen“ aus der direkten Verwandtschaft des Propheten, die aber nur eine kurze
Zeit6 von Medina und Mekka aus regieren konnten. Trotzdem hat aus dieser Zeit ein eng mit
älteren arabischen Traditionen verbundenes Element überdauert: „die direkte Abstammung
vom Propheten als Legitimationsquelle der Herrscher“ (Eisenstadt 1992: 154), die auch
heute noch von den marokkanischen und jordanischen Königen reklamiert und politisch
genutzt wird.

Der Politologe Bassam Tibi arbeitet einen zweiten Aspekt aus der islamischen Frühge-
schichte heraus, der bis heute fortwirkt: Ein islamischer Herrscher hat nicht das Recht,
abzutreten und sich der Verpflichtung zu entziehen, die ihm Allah auferlegt hat. Diese
Position vertrat der dritte Khalif, Uthman, während der vierzigtägigen Belagerung seines
Hauses durch Rebellen, die ihm absprachen, der „wahre Imam“ zu sein, daher zum Rücktritt
aufforderten, und die ihn, als er dies ablehnte, anschließend rituell töteten (s. Tibi 2001:
70–72). Auf die selbe Art und Weise argumentierte der marokkanische König Hassan II. im
September 1992 gegen weitere Liberalisierungs- und Demokratisierungsschritte, die seine
Stellung betroffen hätten:

„Der Islam verbietet mir, eine konstitutionelle Monarchie nach westeuropäi-
schem Muster einzuführen. Ich kann einige Kompetenzen anderen übertragen,
aber ich habe nicht das Recht, aus eigenem Antrieb meine Vorrechte aufzugeben.
Ein islamischer Monarch kann seine Macht nicht delegieren“ (zit. in Tibi 2001:
26).

Die hier angerissene Debatte, inwieweit Chancen und Ansatzpunkte für Demokratisierung
in den Monarchien bestehen, werde ich in Kap. 6 behandeln. Hier nur so viel: Solange
sich arabische Monarchen auf diese Position berufen, wird eine echte Demokratisierung,
die auch die Staatsspitze umfasst, kaum ohne revolutionäre Elemente durchzusetzen sein.
Sehr apodiktisch – aber immer bezogen auf den „wahren Imam“, nicht einem Monarchen –
formuliert Bassam Tibi:

5 Die Ansichten der Schiiten, Ibaditen und Zaiditen referiert kurz: Hourani 2000: 91–92.
6 Abu Bakr, Umar, Uthman und Ali herrschten von 632 bis 661. Die letzten drei wurden ermordet; Uthman und Ali

trotz des koranischen Verbotes (Sure 4, Vers 92) von Muslimen.
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„In der islamischen Geschichte gibt es keine demokratische Ablösung von Herr-
schaft. . . . Eine Entmachtung kann nur durch Mord erfolgen, wenn der Herrscher
nicht mehr als wahrer Imam akzeptiert wird. Die Logik der Herrschaft aber ist
dagegen, daß der Imam auf seiner Berufung durch Gott besteht, so daß er nicht
von sich aus zurücktreten darf“ (Tibi 2001: 74).

Das Grundproblem hierbei ist sowohl die Eigen- als auch die Fremdwahrnehmung des Herr-
schers: Sieht er sich selbst in der Nachfolge Mohammeds und daher als Imam, kommt es
wesentlich darauf an, dass dieser Anspruch auch von den Beherrschten akzeptiert wird.
Eine solche, beidseitig akzeptierte Position kann nicht so leicht erschüttert werden – die
religiöse Legitimation ist in den arabischen Ländern, in denen politische Macht und Religion
gleichsam untrennbar erscheinen (Esposito et al. 2004: 364), eine sehr starke Basis der
Herrschaft. Und ihr größter Feind ist die Säkularisation – dies ist ein Grund dafür, dass
die religiös legitimierten arabischen Monarchien heutzutage dazu tendieren, islamistische
Gruppierungen zu goutieren, solange sie den Bogen nicht überspannen und den monarchi-
schen Herrschaftsanspruch bezweifeln, und Säkularisierungsbestrebungen tendenziell als
regimegefährdend ansehen.

3.2 Die tribale Tradition

Eine direkte Weitergabe von Traditionen erfolgte über Stämme. Während die islamischen
Großreiche, bei deren Entstehung Stämme auch eine signifikante Rolle spielten, vor allem
die Küstenzonen und die städtischen Zentren beherrschten, bevölkerten und dominierten
– vielfach nomadisierende – Stämme diejenigen Gebiete, die nicht unter der effektiven
Kontrolle der imperialen Herrschaft standen, z. B. die arabische Halbinsel und die Wüsten,
Berge und Hochebenen in Nordafrika (so Khoury und Kostiner 1991: 2). Zu Beginn des
Zwanzigsten Jahrhunderts war die arabische Halbinsel ein Flickenteppich aus Stämmen,
die jeweils eine unabhängige Einheit darstellten. Allerdings waren die Grenzen zwischen
den Stammesgebieten nicht fest definiert; sie überschnitten sich7. Somit befand sich die
arabische Halbinsel zu der Zeit in einem anarchischen Zustand (s. al-Naqeeb 1990: 4), d. h.
eine ordnende Zentralgewalt fehlte. Anders ausgedrückt: Die Stämme waren mehr oder
weniger souverän und veränderten ihre Loyalität und ihre Bündnisse von Zeit zu Zeit, wenn
es die Umstände erforderten, ohne durch die Neuorientierung in Legitimitätsprobleme zu
geraten (so Kostiner 1993: 79). Denn die nomadische Lebensweise reichte gerade aus, um zu
überleben. Somit waren sie demjenigen gegenüber loyal, der ihnen die benötigte finanzielle
Unterstützung und den notwendigen Schutz bereitstellen konnte (so Al-Sayegh 2000: 34).

Dies änderte sich mit der Fixierung der Grenzen zwischen den heutigen Staaten, der
Entdeckung des Öls und den verbesserten ökonomischen Bedingungen. Die neu gegründeten
Staaten konsolidierten nach und nach ihre Herrschaft und die Rechtsprechung unter offiziell
anerkannten Herrschern, so dass die Stämme im Irak, in Transjordanien und auch in den
Golfstaaten sich gezwungen sahen, die veränderten Herrschaftsbedingungen anzuerkennen
(Kostiner 1993: 79).

Viele Mitglieder der Stämme siedelten sich in den Städten an, wobei jeder Stamm be-
stimmte Stadtviertel bevorzugte und sich so tribale Cluster herausbildeten, aus denen sich

7 Eine Landkarte mit der geographischen Verteilung der beduinischen Stämme auf der arabischen Halbinsel ist
bei al-Naqeeb 1990: 64 abgedruckt.
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im Laufe der Zeit gut organisierte Interessengruppen und Korporationen herausbildeten (s.
al-Naqeeb 1990: 63). Die Regierungen in den Golfmonarchien stützen sich auf die Führer
dieser tribalen Cluster, Stammesführer, religiöse Weise und Familienpatriarchen, um den
sozio-politischen Status Quo zu erhalten (so Kostiner 2002: 213).

Über die heutige Bedeutung der tribalen Tradition streiten sich die Gelehrten. So betonen
Joseph Kostiner und der kuwaitische Soziologe Khaldun Hassan al-Naqeeb die signifikante
Rolle der tribalen Tradition:

„. . . tribal organization is both the essence of social order and the main principle
by which government controls society. Hence, it serves as a hegemonic system
that links, or actually bonds, government and society. The tribal segments are
directly submerged and infused into the state“ (Kostiner 2002: 214).

Doch es gibt auch andere Meinungen. So schreiben Andrew Rathmell und Kirsten Schulze in
ihrer Analyse der politischen Reformen in Katar:

„In fact, their [= GCC-Staaten, H.E.] political systems have changed significantly
over the past century and bear little relation to the traditional, tribal rule that
they purport to embody. Instead, these rentier-state ’sultans’ have evolved a very
modern form of oil-fuelled authoritarianism“ (Rathmell und Schulze 2000: 48).

Diese Abgrenzung betont die Modernität der arabischen Monarchien, negiert aber die
Bedeutung der Tradition zu stark. So konstatiert Nazih N. Ayubi, der eher einen politik-
ökonomischen Ansatz vertritt, aber auch die politische Kultur nicht vernachlässigen möchte
(Ayubi 1995: 2), dass in den heutigen Gesellschaften am Golf

„kinship, oil and to some extend religion, seem to have coalesced to produce a
’tribal ideology’ that is almost hegemonic, in the Gramscianian sense of permeating
all practices and institutions in Arabia.“ (Ayubi 1995: 244)

Die tribale Tradition ist also ein sehr wichtiger Bestandteil der das autokratische Regime
stützenden Mentalität (in der Terminologie von Juan J. Linz), die sich aber auch im Staats-
aufbau und den Institutionen wiederfindet. So sieht Kostiner beispielsweise die saudische
Staatsgründung als „a renewed version of a traditional chieftaincy“ (Kostiner 1991: 228).
Tribale Verhaltensmuster und Werte haben in der saudischen Gesellschaft überdauert, stehen
gleichwertig neben den modernen Institutionen des Staates und bürokratischer Prozeduren
und vermischten sich mit diesen auch (Kostiner 1991: 248).

Unstrittig ist für den hier interessierenden Zusammenhang, dass die Herrscherfamilien in
den arabischen Monarchien die Bedeutung tribaler Traditionen betonen und in ländlichen
Regionen, wo die klassischen Stammesbindungen noch stark sind, die größte Unterstützung
finden. Wesentlich unsicherer ist die Legitimation der Monarchien bei den Stämmen, deren
Mitglieder in die Städte gezogen sind und dort ganze Stadtviertel dominieren, da diese
teilweise marginalisiert leben:

„. . . the difficulties which stand in the way of possible alliance with the urban
forces are due to the fact that the tribes which have settled in segregated or
air-conditioned ghettos in the suburbs of the metropolitan petroleum cities play
the same role as the depressed lower classes in the tin shanty towns at the edges
of the great Arab cities.“ (al-Naqeeb 1990: 134)
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Die Stammesangehörigen gehören weder zum Lumpenproletariat noch zur Arbeiterklasse,
sondern haben untergeordnete Positionen im Dienstleistungssektor inne, sind Kleinselbstän-
dige oder in niedrigen Rängen in der Armee. Die tribalen Beziehungen sind dabei die einzige
Möglichkeit, voran zu kommen, und die Absicherung in Notfällen. Da, so al-Naqeeb, die
tribale Mehrheit keine ideologische Bindung besitzt, kann sie sowohl von der Regierung
(indem sie ihre Bedürfnisse befriedigt und ihren materiellen Wohlstand erhöht) als auch von
der Opposition (indem sie ihre unbefriedigten, legitimen Forderungen anspricht) mobilisiert
werden und so zum Zünglein an der Waage bei kommenden Auseinandersetzungen werden
(al-Naqeeb 1990: 134–135).

Somit ist die tribale Verankerung für die Monarchen zwar von großem Wert, aber gleich-
zeitig auch eine Legitimationsquelle, die beständig gepflegt werden muss 8, d. h. Bedürfnisse
der Stämme nach materiellem Wohlstand und den traditionell zustehenden Rechten wie
eine gewisse Eigenständigkeit und ein Mitspracherecht (shura) müssen anerkannt und ge-
deckt werden, um die fehlende ideologische Bindung zu kompensieren und die Stämme im
monarchischen Lager zu behalten.

3.3 Staatswerdung und -konsolidierung

Während die herrschenden Familien teilweise seit mehreren Jahrhunderten die Führung ihrer
Stämme oder städtischen Regionen innehatten, erfolgte die Staats- und Nationenbildung
erst im Zwanzigsten Jahrhundert. Zuvor fehlten sehr viele Merkmale, die einen modernen
Staat ausmachen, so die Souveränität nach außen, d. h. die Anerkennung anderer Staaten,
ein umgrenztes Staatsgebiet und ein Staatsvolk. Somit brachte das von den westlichen
Kolonialmächten eingeführte Konzept des Nationalstaats zwei Neuheiten in die arabisch-
islamische Geschichte:

„In the first place, it (der Nationalstaat, H.E.) is based on the concept of in-
ternal sovereignty. A basic component of this internal sovereignty is the idea of
citizenship, which presupposes transforming tribal and, in general, prenational
ties into a national identity and loyalty. Second, the modern nation-state is based
on the concept of external sovereignty, which refers to the mutual recognition of
boundaries by a set of states that form a systematic framework of interaction, a
concept that has no counterpart in Arab-Islamic history“ (Tibi 1991: 127).

Dies hat große Folgen für die vorher ausgeübten Herrschaftsformen des Imperiums – die
Idee der islamischen Umma fällt hierunter ebenso wie das Osmanische Reich – und der
Stammesherrschaft, die mit dem Nationalstaat nicht deckungsgleich waren:

„The relative incongruity between state and identity is perhaps the most dis-
tinctive feature of the Middle East state system. . . . The Middle East stands out
because of its unique combination of both strong sub-state identities and power-
ful supra-state identities that, together, dilute and limit the mass loyalty to the
state typical where it corresponds to a sense of nation distinctive from the ’other’
(neighbouring states)“ (Hinnebusch 2005: 153; Hervorhebung im Original)

8 So stellt Asher Susser für Jordanien fest: „The consistent cooperation of the East Bank elite is nurtured with
great care.“ (2000: 97)
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Somit hatte die Entwicklung zum Nationalstaat zweierlei Implikationen. Erstens wurde in der
Staatsgründungsphase versucht, die tribalen Verbindungen in einer Weise aufbrechen, die
Loyalität vom Stamm hin zur Nation zu verlagern und somit die Transition vom Stamm zur
Nation zu erreichen (Tibi 1991: 127). Zweitens veränderte sich der islamische Glaube; die
Religion verband sich mit der Politik auf nationaler Basis, d. h. in den von den Kolonialmächten
gezogenen Grenzen. So bedeutete in Marokko

„der Ruf nach einer Gesellschaft und einem Staat auf der Grundlage der refor-
mierten schari’a . . . , sich der ausländischen Besatzungsmacht zu widersetzen“
(Hourani 2000: 422).

Wie aus den unterschiedlichen vorstaatlichen Entitäten – zumindest nominell – Nationalstaa-
ten geworden sind, und welche Rollen in den unterschiedlichen Phasen die lokalen Herrscher
und Dynastien spielten, werde ich im folgenden untersuchen.

3.3.1 Kolonialer Einfluss

Die Nationenbildung in den untersuchten Staaten fand recht spät statt, wobei sich die
Stadtstaaten der arabischen Halbinsel und die Flächenstaaten unterschiedlich entwickelten.
Gemeinsam ist allen arabischen Staaten, dass sie zwischen 1700 und 1970 unter einem
mehr oder minder großen Einfluss europäischer Staaten, insbesondere Frankreichs und
Großbritanniens standen und koloniale Konstruktionen sind (Kamrava 1998: 65):

„. . . it was generally the dominant colonial power that first created the essential
features of a modern state, by giving it a centralised administration, a legal system,
a flag and internationally recognised boundaries“ (Owen 2000: 11).

Der Übergang von der Kolonialherrschaft zur Souveränität ist eine krisenanfällige Situation,
wie al-Naqeeb (1991: 57) mit Bezug auf den Irak, Syrien und Ägypten feststellt: In allen
diesen Ländern putschten vier bis fünf Jahre nach der Erlangung der Souveränität die
Militärs und die Monarchien wurden abgesetzt. In den hier untersuchten Monarchien ist dies
anders. Die Frage ist: Waren die oben genannten drei Länder Ausnahmen von der Regel, oder
sind die acht verbliebenen Monarchien die Ausnahmen? Anders ausgedrückt: Wie gelang es
den Monarchen, im Übergang von der Kolonialherrschaft zur Souveränität ihre durch die
Kolonialmächte gestützte Herrschaft zu legitimieren, zu festigen und zu sichern?

Der Historiker Roger Owen vertritt die Position, dass der von den Kolonialmächten einge-
führte Territorialstaat den Kontext der politischen Organisation und der politischen Rhetorik
im arabischen Raum bestimmte:

„. . . those who wanted power, access to resources or simply self-aggrandisement
had to organise themselves in a way that made sense in terms of the new realities,
while those who did not . . . were soon marginalised or destroyed“ (Owen 2000:
18).

Die tribalen und regionalen Machthaber in den arabischen Ländern mussten sich mit der
Kolonialmacht arrangieren9, wenn sie ihre Position, die sie wie in Katar und den VAE teilweise

9 In allen untersuchten Fällen, „monarchies were installed, retained, and refurbished because to a greater or
lesser degree they served European imperial purposes.“ (Anderson 1991: 4)

49



3 Elemente monarchischer Herrschaft

gerade erst erworben hatten (Crystal 1996: 266), behalten wollten, wenn auch in veränderter
Machtkonfiguration. Die jetzt noch bestehenden Dynastien haben sich in dieser Beziehung,
dem Lavieren zwischen der notwendigen Unterstützung durch die traditionale Basis und der
Kolonialmacht, als recht geschickt erwiesen, sich in den entscheidenden Momenten auf die
richtige Seite geschlagen und so die Macht behalten und sogar auf vorher nicht kontrollierte
Gebiete ausgedehnt:

„Whatever the details, a combination of social cohesion (unity in one family),
luck, and (occasionally) skill produced a similar elite, a ruling family, in each Gulf
state“ (Crystal 1996: 266–267).

Drei Entwicklungen bestimmten dabei das neue Handlungsfeld:

• der Fokus der neuen politischen Strukturen war städtisch und oftmals auf die Haupt-
städte begrenzt;

• die Briten und die Franzosen installierten republikanisch- oder monarchisch-autokratische
und nicht tribale oder demokratische Herrschaftssysteme und

• es gab inzwischen eine große Siedlergemeinschaft in Palästina und in Nordafrika.
Vor allem der zweite Punkt ist hier von großer Bedeutung. Während die Franzosen in

ihren Herrschaftsbereichen hauptsächlich Republiken bevorzugten (Marokko ist die einzige
langlebige Ausnahme), unterstützten die Briten die Einrichtung von Monarchien. Vorteilhaft
waren Monarchien für die Kolonialmacht deswegen, weil sie, wenn sie in einer Verfassung
eingebunden sind, persönliche und dynastische Kontinuität versprachen und dazu benutzt
werden konnten, den Briten unliebsame, aber vom Volk gewählte Regierungen abzusetzen
(so Owen 2000: 19).

Die kleinen Golfmonarchien waren zunächst klassische Stadtstaaten, wie sie schon in der
griechischen Antike von Platon, Aristoteles und anderen beschrieben wurden. Ihre ökono-
mischen Basen waren die Perlenfischerei, die Fischerei, die Piraterie und der Handel. Sie
dienten seit langem als Umschlagplätze für Waren, die vom indischen Subkontinent, aus
Persien oder dem indonesischen Archipel nach Europa und umgekehrt gehandelt wurden.
Daher gaben politisch innerhalb der Stadtgrenzen Handelsfamilien den Ton an. In Kuwait
bildete sich sehr früh eine Art der Machtteilung zwischen den führenden Familien heraus:
Die al-Sabah übernahmen die politische Leitung der Stadt und wurden dafür von den Han-
delsfamilien entlohnt, denen sie dafür Privilegien gewährten. In den anderen Städten fielen
oftmals wirtschaftlicher und politischer Erfolg zusammen. In den umliegenden Wüstenge-
bieten lebten Beduinen, die zwar einen wichtigen Faktor im Herrschaftsbereich darstellten,
da sie die Städte mit Lebensmitteln versorgten, doch sie waren dem Herrscher nur lose
verbunden und regelten ihre Angelegenheiten unter sich.

Eine direkte Kolonialisierung gab es in den Stadtstaaten der arabischen Halbinsel nicht.
Vielmehr schlossen die Briten Verträge mit lokalen Herrschern, in denen sie Wohlverhalten,
sichere Häfen etc. vereinbarten, und mit denen sie vor allem die Piraterie eindämmen wollten,
damit ihre Transporte aus Indien sicherer wurden. So wurden die Emirate zu den Trucial
States, und die Emire sicherten als Vertragspartner ihre Position sowohl gegenüber den
eigenen Untertanen als auch gegenüber dem übermächtigen Großbritannien. Die Folge war
eine Machtverschiebung. So war die kuwaitische Herrschaftsfamilie der al-Sabah, die von
den anderen Kaufmannsfamilien, die ab Mitte des 18. Jahrhunderts in Kuwait sesshaft wur-
den, zur Übernahme der Regierungsverantwortung gegen eine feste Entlohnung bestimmt
wurde, „bestenfalls . . . primus inter pares“ (Fürtig 1999: 342). Dadurch, dass die Briten 1899
ausschließlich Emir Mubarak al-Sabah zum Vertragspartner bestimmten und er und seine
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Familie den Schutz der Briten genossen und sich nicht mehr „gegenüber den einheimischen
Familien legitimieren“ (ebd.) musste, veränderte sich die Position des Emirs, der aus der
Masse der ansässigen Familien herausgehoben wurde.

Der britische Einfluss war lange Zeit marginal, solange der Status quo gewahrt blieb –
und dann griffen sie zumeist zu Gunsten der bestehenden Herrschaftsordnung ein. Erst
durch die Entdeckung von Erdöl stieg die Bedeutung vor allem Kuwaits, und somit auch
Großbritanniens Interesse, die Kontrolle zu verstärken; der kuwaitische Emir hatte britische
Ratgeber und eine umstrukturierte Bürokratie zu akzeptieren (so Crystal 1990: 66–67). In
diesem Zeitraum fand eine Umstellung der ökonomischen Basis vom Transithandel und
den damit verbundenen regionalen Handelsnetzen auf den von den Briten leichter zu kon-
trollierenden Handel mit Europa statt, der auf Perlen als Exportgut der Golfscheichtümer
basierte. Das politische Gegenstück dieser Transformation, so argumentiert Jill Crystal in
ihren Anmerkungen zu Khaldun Hasan al-Naqeebs (1990) Analysen,

„. . . was the fragmentation of the region into small units dominated by increa-
singly dynastic, familial leaders kept in place by treaties, by force, and by a new
political instrument – borders – that linked sovereignty to places, not people.“
(Crystal 1994: 268)

Das Hauptziel der Briten am Persischen Golf war bis ins 20. Jahrhundert hinein, die Schiff-
fahrtswege zu sichern. Das Hauptinstrument dabei waren die Verträge, die mit den regionalen
Herrschern geschlossen wurden. Nach diesen Verträgen waren die Golfstaaten ein Jahr-
hundert lang als Trucial States bekannt. Die Verträge brachten keinen perfekten Frieden,
aber die Feindseligkeiten zwischen den einzelnen Scheichtümern wurden allein durch die
Präsenz weniger britischer Schiffe und der damit verbundenen Drohung, bei einer Störung
des Friedens einzugreifen, wesentlich reduziert (Heard-Bey 1999: 286–287).

In die Zeit der Verhandlungen Großbritanniens mit den Herrschern der Trucial States
über die Exploration von Erdöl fällt der erste Entwurf für eine Kooperation zwischen den
Emiraten10, der von Briten geschrieben und den lokalen Herrschern 1937 präsentiert wurde.
Er sah ein einheitliches Bildungssystem, eine einheitliche Nationalität und die Vereinheitli-
chung des Gesetzgebungsprozesses und der Justiz vor. Obwohl keine konkreten Aktionen
daraus resultierten – die Briten verfolgten aufgrund des Zweiten Weltkrieges vordringlichere
Interessen – diskutierte man in den Vertragsstaaten zumindest bis 1941 ernsthaft über das
Vorhaben, wobei viele Emire dies unterstützten. Dieser erste Entwurf enthielt die Grun-
delemente, die sich später auch in der Verfassung der VAE wiederfanden (Al Abed 1997:
100–104).

Im Jahr 1952 installierten die Briten eine beratende Institution, das Trucial States Council,
dem die sieben Emire der heutigen VAE angehörten; ihr stand der britische Repräsentant
in Dubai vor. Dies war ein erster Schritt zur Institutionalisierung von Verhandlungen und
Kooperation zwischen den sieben Herrschern der einzelnen Emirate (Heard-Bey 1999: 342).
Die Zusammenarbeit in diesem Rahmen wurde durch die Schaffung von Unterkomitees
sukzessive ausgebaut, und 1965 gab der britische politische Repräsentant den Vorsitz ab; die
Mitglieder wählten fortan den Vorsitzenden aus ihren Reihen, wobei als erster der Herrscher
von Ras al-Khaimah, Scheich Saqr bin Muhammad al-Qassimi gewählt wurde11 (s. Al Abed
1997: 104–105).

10 Involviert waren hier die sieben Emirate der heutigen VAE, Bahrain, Katar und Kuwait.
11 Und nicht der Herrscher von Abu Dhabi, der seit 1971 gleichzeitig Präsident der Föderation ist.
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Da aber das Trucial States Council keine Macht innehatte und eher ein Forum war, in
dem sich die Scheichs zweimal im Jahr trafen (Halliday 1974: 450), hatte die Erlangung der
Unabhängigkeit für die Trucial States den Charakter einer Sturzgeburt. Als die britische Re-
gierung unter Premierminister Harold Wilson 1968 entschied, ihr Engagement im Persischen
Golf einzustellen und die Trucial States 1971 in die Unabhängigkeit zu entlassen, war die
erste Reaktion einiger Herrscher, die Briten zum Bleiben zu bewegen (Al Abed 1997: 106)12.
Dieses Verhalten steht im krassen Gegensatz zur Entkolonialisierung in Afrika südlich der Sa-
hara und in Ostasien, wo sich Unabhängigkeitsbewegungen mit einem teilweise bewaffneten
Kampf die Souveränität erstritten.

In der Folge setzten hektische Verhandlungen der von dieser Entwicklung überraschten
Emire ein, wobei sich widerstrebende Interessen deutlich zeigten. So verfolgte der Emir von
Abu Dhabi, Scheich Zayid bin Sultan al-Nahayan, das Ziel, eine Föderation der Emirate –
unter seiner maßgeblichen Führung – zu etablieren13. In Abu Dhabi wurde seit den 1960er
Jahren Erdöl gefördert, so dass seine Position gegenüber den umliegenden Emiraten (Dubai
und Scharjah sind die bedeutendsten), die keine oder noch unerschlossene Erdölvorräte
hatten, eine starke war14. 1968 schlossen Katar, Bahrain und die sieben Emirate der heutigen
VAE einen Vertrag über die Bildung der „Föderation der Arabischen Emirate“ (Al Abed 1997:
106). Diese scheiterte binnen zwei Jahren aufgrund der Rivalität der Herrscher untereinander,
Statusfragen wie die Hauptstadtfrage, ungeklärte Haushaltsfragen und anderem mehr. Die
größeren, erdölfördernden Emirate Katar und Bahrain traten Ende 1969 aus dem Vertrag
über die Föderation aus. Somit schlossen sich zunächst sechs der Trucial States im Dezember
1971 zu den VAE zusammen; Ras al-Khaimah trat am 10.02.1972 bei. Bahrain und Katar
zogen es vor, selbständig zu werden. Ihre größte Angst war, von Abu Dhabi aus dominiert zu
werden (s. Heard-Bey 1999: 336–370).

Auch für den Oman markiert das Jahr 1970 einen Wendepunkt, obwohl das Land schon
lange de jure selbständig, de facto aber von Großbritannien abhängig war. Aber der Oman
war keine reine koloniale Konstruktion wie einige andere Golfstaaten, sondern blickte auf
eine lange Tradition zurück. So lassen sich die ibadidischen Imame im Oman bis 751 n. Chr.
zurückverfolgen; das Imanat verlor erst 1955 den Konflikt mit dem Sultan (s. Mermier 2002:
241). Während der mehr als dreißigjährigen Herrschaft von Sultan Said bin Taymur,

„Oman was the most isolated polity in the Arab world. Virtually devoid of infra-
structure, communications routes, social services, and education, the sultanate’s
political life continued to be governed by clan and tribal factionalism overlaid
with religious sectarianism“ (Hudson 1977: 204).

Dieser Zustand gefiel weder den Briten noch dem Sohn des Sultans, Qabus bin Said, die
dann gemeinsam am 23. Juli 1970 putschten. Einige Analysten sehen in den „zweifelhaften

12 Noch 1970, nach einem Regierungswechsel in London, wäre eine Revision der britischen Entscheidung willkom-
men gewesen. Siehe Heard-Bey (1999: 356), die ein Interview von Scheich Raschid bin Said, dem Herrscher von
Dubai, am 14. Juli 1970 in der Londoner Times als Beleg anführt.

13 Gerade die Geschichtsschreibung der VAE ist, auch wenn sich westliche Wissenschaftler daran beteiligt haben,
mit einer gewissen Vorsicht zu genießen, da sie oftmals von staatlichen Stellen bzw. an einer bestimmten
Sichtweise der Dinge interessierten Personen finanziert wird. Besonders deutlich zeigt sich dies in dem von
Kechichian (2000a) herausgegebenen Sammelband zu Ehren von Scheich Zayid – und von diesem finanziert,
wie offen zugegeben wird (Kechichian 2000a: vii). Die geschichtlichen Fakten in diesen Büchern stimmen zwar
größtenteils, aber die Schönfärberei und Lobhudelei muss beim Lesen berücksichtigt werden.

14 Scharjah hatte einige Einkünfte aus der Verpachtung seiner Militärbasis, Ajman, Umm al-Qaiwain, Ras al-
Khaimah und Fujairah waren verarmte kleine Städte, deren Haupteinkünfte (lt. Halliday 1974: 450) aus dem
Verkauf von bunten Sonderbriefmarken an Sammler in Europa und Nordamerika stammten.
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Umständen“ der Thronübernahme immer noch ein Legitimationsproblem für den Sultan
(Callies de Salies 2004). Der neue Herrscher, der immer noch an der Macht ist, führte
das Land in die Moderne und setzte schon dadurch ein Zeichen, dass er kurz nach seiner
Machtübernahme den Namen des Landes änderte, von „Sultanat von Muskat und Oman“ in
„Sultanat von Oman“.

„The change symbolized his stress on integrating the entire territory under his
rule and minimizing the historic cleavage between the hinterland of Oman and
the coastal areas directly ruled by the sultan in Muscat“ (Hudson 1977: 205).

Nach der Machtübernahme zogen sich die Briten langsam aus dem Oman zurück und
überließen dem neuen Sultan die Modernisierung und Konsolidierung des Staates, die mit
der Beilegung des Bürgerkrieges in der Provinz Dhofar im Dezember 1975 (s. Peterson 2004:
129–130) weitgehend geschafft war.

Auch die Entstehung Saudi-Arabiens war von Großbritannien beeinflusst, obwohl das
zentrale Gebiet der arabischen Halbinsel weder direkte Kolonie noch Vertragsstaat war.
Allerdings unterstützte Großbritannien sowohl Ibn Saud im Najd als auch die Haschemitische
Familie im Hijaz, was auf die Strukturen der britischen Kolonialverwaltung (für den Hijaz
war das Arabische Büro in Kairo zuständig, für Zentralarabien das Indische Büro). Auch
die persönliche Rivalität ihrer Fürsprecher in der britischen Administration, T. E. Lawrence,
der die Haschemiten unterstützte, und Harold St. John Philby, der die al-Sauds bevorzugte,
trug zu einer uneinheitlichen Politik der Briten auf der arabischen Halbinsel bei (Lackner
1978: 19). Ab 1902 konnte Abdul Azis Ibn Saud in Zentralarabien seine Eroberungszüge
durchführen, ohne dass die Briten etwas dagegen unternahmen, solange der arabische
Stammesführer die Interessen der Briten, die sich hauptsächlich auf die Küstenzonen der
Halbinsel richteten (Hudson 1977: 170), nicht behinderte. So war es den Briten ziemlich
gleichgültig, wer die abgelegene Provinz Asir kontrollierte; dies galt aber nicht für Kuwait,
das kontinuierlich unterstützt und notfalls geschützt wurde (s. Lacey 1983: 166). Als
wichtig für die saudische Staatsgründung in der 1932 vorgenommenen Form erwies sich
auch der von den Briten, insbesondere durch ihren später weltberühmten Agenten T. E.
Lawrence, geförderte arabische Aufstand gegen die osmanische Herrschaft während des
Ersten Weltkrieges15. Die Hauptverbündeten der Briten waren dabei die haschemitischen
Herrscher des Hijaz. Mit der Neuaufteilung der kolonialen Einflusszonen zwischen Frankreich
und Großbritannien 1919–1920 (auf Basis der Sykes-Picot-Linie von 1916) entstanden die
neuen, abhängigen Länder Syrien, Transjordanien und Irak, und in den beiden letztgenannten
wurden dauerhaft haschemitische Herrscher installiert. Aber durch den Krieg waren die
Haschemiten in ihrem Stammland, dem Hijaz, sehr geschwächt. Entscheidend war zudem,
dass die Haschemiten Kontakte zur UdSSR knüpfen wollten und dadurch die Unterstützung
der Briten verloren. Somit konnten Ibn Saud und seine Ikhwan den Hijaz 1925 erobern16,
dessen Wert vor allem darin lag, dass durch die Hadsch jährlich viele Pilger nach Mekka
kamen und so Geld in die notorisch klamme Staatskasse brachten. Ibn Saud manövrierte
im imperialistischen Spiel so erfolgreich, dass er die Unabhängigkeit seines neueroberten
Landes sichern konnte (Lackner 1978: 20).

15 Den Aufstand dokumentierte „Lawrence von Arabien“ selber in seinem Buch „Die sieben Säulen der Weisheit“
(EA 1926; Lawrence 1999).

16 Zeitgenössische Schilderungen finden sich bei Bey 2002: 333–339 u. 355–356 (EA 1936) und Mikusch 1942:
274–311.
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Die Neugründung von Staaten in den Verhandlungen der Jahre 1919 – 1922 verweist auf
ein Erbe der Kolonialzeit, unter dem die ganze arabische Region leidet: die willkürlichen
Grenzziehungen. Den Kolonialstaaten war es recht gleichgültig, durch welchen Teil der von
ihnen als weitgehend nutzloses Brachland bewerteten Wüste die Grenze verlief, und die Posi-
tion der arabischen Unterhändler17 in den Versailler Konferenzen war derart schwach, dass
sie den imperialen Interessen der europäischen (Sieger-)Mächte nicht viel entgegensetzen
konnten. Das verzwickte Verhältnis zwischen den Stämmen und den regionalen Herrschern
im nördlichen Arabien wurde z. B. bei der Festlegung der saudischen Nordgrenze von den
Briten kaum beachtet (Kostiner 1988: 30). Somit ist schon sehr bemerkenswert, dass die
Grenzen sich seitdem als dauerhaft erwiesen haben (Rogan 2005: 29). Auf eine genaue
Demarkierung der Grenzen wurde fast überall verzichtet. Für nomadisch lebende Beduinen
waren und sind diese artifiziellen Grenzziehungen unverständlich; sie behindern nur ihre
Wanderungen. Außerdem ist ihre Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staatsvolk oftmals
unklar. Es besteht vielmehr eine direkte Verbindung zu den Herrschenden, was für die
Saud-Dynastie von großer Bedeutung ist:

„Citizenship in Saudi Arabia is the prime illustration of this taba’iyya conception
of citizenship. Here, the citizen’s unmediated relationship to the land or an
independent ’imagined community’ is not even thinkable because the country
itself is appropriated by the ruling family whose name it bears. Formally, a Saudi
citizen is Saudi by virtue of following the House of Sa’ud (literally, taba’iyya), not
by virtue of any relationship to the land of Arabia – in which case he or she would
have been identified as an Arabian instead of a Saudi“ (Longva 2000: 193, FN13).

Die Konflikte um den genauen Grenzverlauf bekamen mit den Ölfunden in den 1930er
Jahren eine ökonomische Dimension allerersten Ranges. Außerdem bietet der Zugang zu
wichtigen Ressourcen wie geeignete Häfen, Trinkwasser oder Oasen Konfliktstoff. Gerade
Saudi-Arabien war in mehrere Grenzkonflikte verwickelt, so mit den Nachbarstaaten Jemen,
Oman und Katar. Diese sind größtenteils beigelegt (Tétreault 2004a: 136). Noch immer ist
allerdings der Grenzverlauf zwischen Saudi-Arabien und den VAE nicht genau festgelegt18.

Britischer Einfluss auf die Herausbildung modernerer Herrschaftssysteme insbesondere in
Saudi-Arabien und Jordanien wurde auch durch Berater an den arabischen Höfen ausgeübt,
die halfen, den Staat und das Militär aufzubauen. Zwei Namen fallen in diesem Zusammen-
hang immer wieder: John Bagot Glubb, genannt Glubb-Pascha, der die jordanische Armee, vor
allem auf Beduinen gestützt, aufbaute und sie zu einer schlagkräftigen und dem Königshaus
loyalen Militärmacht formte, und Harold St. John Philby, einer der engsten Berater Ibn Sauds.
Beide hatten allerdings privat an den Höfen angeheuert und waren ihren Auftraggebern
gegenüber loyal. Sie nahmen nicht nur wesentlichen Einfluss auf den jeweiligen Heraus-
bildungsprozess von Staat und Nation, sondern prägten durch ihre Bücher auch das Bild
Arabiens in Europa maßgeblich.

Während Saudi-Arabien also eher indirekten, wenn auch massiven Einflüssen Großbritan-
niens ausgesetzt war, ist das heutige Jordanien ein Produkt britischer (und französischer)

17 Ibn Saud, zu der Zeit Sultan des Najd, sandte z. B. seinen diplomatisch unerfahrenen, neunzehnjährigen Sohn
Faisal nach Versailles.

18 Grundlegend zu den Grenzziehungen im Mittleren Osten: Manners und McKean Parmenter 2004: 8–14. S. zu
den aktuellen Territorialkonflikten Kap. 5.2.2.
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Kolonialpolitik. Es ist ein künstlich19 angelegter Pufferstaat20, ursprünglich zwischen den
direkten französischen und britischen Einflusszonen (Moaddel 2002: 28). Der Legende nach
zeichnete der damalige britische Kolonialminister Winston Churchill bei den Verhandlun-
gen über die Aufteilung des Mittleren Orients 1920 eigenhändig mittels eines Lineals den
Staat Transjordanien in seine Karte ein21. Ein wichtiger Berater Churchills zu der Zeit war
T. E. Lawrence, der auf der Konferenz von Kairo im März 1921 folgendes Argument für die
Installation des Haschemitischen Herrscherhauses in Transjordanien vorbrachte:

„It would be preferable to use Transjordania as a safety valve, by appointing a
ruler on whom he could bring pressure to bear, to check anti-Zionism. The ideal
would be a person who was not too powerful, and who was not an inhabitant of
Transjordania, but who relied upon His Majesty’s Government for the retention of
his office“ (zit. in Cohen 1988: 94).

Zeit seines Bestehens litt Jordanien unter seiner geographischen Zwischenlage: Mit Is-
rael/Palästina im Westen, an das Jordanien 1967 die komplette Westbank verlor, mit dem
Irak im Osten, der seit den 1980er Jahren einen zweiten regionalen Krisenherd darstellt, mit
Syrien im Norden, das in den 1950er Jahren zeitweilig sehr eng mit Ägypten kooperierte, was
dann 1958 – 1961 in die Vereinigte Arabische Republik mündete (s. Al-Sayyid 1999)22 , und
mit dem reichen Saudi-Arabien im Süden hat Jordanien Nachbarn, die allesamt mächtiger,
größer und reicher an Ressourcen sind als der arme Wüstenstaat (s. Köndgen 1999: 128–
134). Daher betreibt Jordanien seit jeher eine lavierende, ausgleichende, sich anpassende
Politik, die vor allem darauf zielt, die staatliche Integrität des Landes und damit auch die
Herrschaft der Haschemiten zu festigen und zu bewahren. Denn innenpolitisch hat die Art
des Entstehens dazu geführt, dass der Staat Jordanien gegründet wurde, bevor sich ein
jordanisches Volk herausgebildet hatte (Sirriyeh 2000: 76) und folglich die Nationenbildung
innerhalb des neuen, fragilen Staates stattfinden musste.

Die Kolonialerfahrung Marokkos differiert stark von der der Golfstaaten und auch Jordani-
ens. Nicht nur, dass Marokko unter französischer und nicht englischer Kolonialherrschaft
stand, sondern vor allem die Notwendigkeit eines antikolonialen Freiheitskampfes, den die
Golfregion nicht erlebt hat, macht den zentralen Unterschied aus23. Als Frankreich Marokko

19 Wie Ross (1986: 11) zutreffend bemerkt, sind alle Staaten Kreationen von Menschenhand. Aber im Idealbild der
Staats- und Nationenbildung geschieht diese aus dem Volk heraus, in dem sich ein Nationalgefühl bildet, dass
dann in einen Staat mündet. Dieses Idealbild findet sich in der Geschichte allerdings eher selten; weitaus häufiger
sind Staatsgründungen und -verschiebungen nach kriegerischen Handlungen und aufgrund von Verhandlungen
zwischen interessierten (Dritt-)Parteien (Beispiele: die Aufteilung Afrikas unter den Kolonialmächten auf der
Berliner Afrika-Konferenz 1884-85, deren Grenzziehungen nach der Dekolonialisierung perpetuiert wurden, der
Versailler Vertrag von 1919 mit der Kreation neuer Staaten wie Jugoslawien oder die Potsdamer Konferenz von
1945 mit der Teilung Deutschlands in zwei Staaten, der Westverlagerung Polens usw.).

20 Die einfachste Definition eines Pufferstaates lautet, dass dies ein kleines unabhängiges Land ist, das geogra-
phisch und bzw. oder politisch zwischen zwei oder mehreren größeren und rivalisierenden Mächten angesiedelt
ist und dessen Funktion darin besteht, zum Frieden zwischen den größeren Staaten beizutragen (s. Chay und
Ross 1986a: xiii; Chay und Ross 1986b: 2). In einer Übersicht über Pufferstaaten im 20. Jahrhundert (Ross 1986:
21) fehlt Jordanien, obwohl es die angegebenen Kriterien eines Pufferstaates erfüllt und vielfach so bezeichnet
wird (z. B. Dieterich 2004: 5), wie in dem gesamten von Chay und Ross herausgegebenen Sammelband.

21 Die große Rolle, die Churchill bei der Entstehung Transjordaniens spielte, ist unbestritten (s. hierzu: Ismael
2001: 285–287). „Mais l’anecdote est loin d’épuiser la réalité“, so Kassay und Charillion 2002: 163. Zur gesamten
Neugliederung des Nahen und Mittleren Ostens nach dem Ersten Weltkrieg und den Folgen Rogan 2005: 22–39.

22 Diese Situation mit einem verbundenen, die panarabische Ideologie massiv vertretenen Staat war für Jordanien
höchst unangenehm und – aus Sicht der dortigen Monarchie – zum Glück von kurzer Dauer.

23 Neben dieser Besonderheit betonen Henry und Springborg (2001: 170), dass die daraufhin ausgerufene
Monarchie nicht wie in Tunesien durch eine nationalistische Massenbewegung oder wie in Ägypten oder dem
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als Kolonie annektierte, suchte es sich Verbündete bei den lokalen Eliten. Und der damalige
Sultan war zur Zusammenarbeit bereit. Als er 1927 starb, inthronisierte die französische
Protektoratsverwaltung seinen siebzehnjährigen Sohn, Mohammed V., der in ihrem Namen
die Macht ausüben sollte. Auserwählt wurde er wegen seiner Jugendlichkeit und seiner
Folgsamkeit (so Leveau 2002: 198 und Waterbury 1970: 47). Es kam dann aber zu einem
unerwarteten Bündnis zwischen der Monarchie und der Unabhängigkeitsbewegung, als die
Franzosen den Sultan vor den (angeblich) republikanisch gesonnenen Nationalisten warnten.
Dieser stimmte ihnen zwar weitgehend zu, aber die Unabhängigkeitsbewegung sah sich
gezwungen, gegen die französische Position Stellung zu beziehen. So kam es 1934 dazu, dass
die Nationalisten eine große Demonstration der Loyalität bei einem Besuch des Sultans in
Fes organisierten.

„This was an important moment for an alliance which none had foreseen was
born and was to endure until 1955“, kommentierte John Waterbury (1970: 48–49).

Sultan Mohammed V. identifizierte sich immer mehr mit der Unabhängigkeitsbewegung und
deren Partei Istiqlal, und vice versa. 1953 setzte die französische Protektoratsverwaltung
den Sultan ab und ersetzte ihn durch einen gewogeneren aus der alawitischen Familie,
Muhammad Ben Moulay ’Arafa. Mohammed V. musste zeitweilig ins Exil gehen. Dadurch
verblasste der Makel der Kollaboration der Familie mit der Kolonialmacht, und der abgesetzte
Sultan genoss landesweit eine hohe Legitimation.

„En organisant sa déposition et son exil, le protectorat confère à Mohamed V
une légitimité sans élections, qui replace rapidement dans une position centrale
au moment de l’indépendance, récupérant sous son contrôle direct les facteurs
d’unité du pays et sa modernisation accomplie par l’étranger“ (Leveau 2002: 198).

Somit führte Mohammed V. Marokko 1956 in die Unabhängigkeit und rief das Königreich
Marokko aus, mit ihm selbst als König24. Die Aufbauphase war noch durch demokratische
Experimente gekennzeichnet, die nach dem frühen Tod Mohammeds V. unter seinem Sohn
und Nachfolger Hassan II. nicht weiter fortgeführt wurden. Aus der Kolonialzeit nahm das
marokkanische Herrscherhaus also eine nicht geringe Menge Legitimation, aber auch eine
starke wirtschaftliche Position mit in die Unabhängigkeit. Der Makhsen, der marokkanische
Hof mit den regionalen Eliten, hat seitdem Politik und Wirtschaft fest in der Hand – zu seinem
eigenen wirtschaftlichen wie politischen Vorteil.

Den wesentlichen Unterschied zwischen den Golfmonarchien und Marokko und Jordanien
sieht J. E. Peterson (2001a: 173) folgerichtig darin, dass in den ersteren die Dynastien und
Herrscher naturwüchsig aus einer traditionalen und harmonischen Umwelt entstanden sind
und nicht (wie in Jordanien und Marokko) ihre Position mit externer Unterstützung erwor-
ben oder wiedererlangt haben. Daher besitzen die Golfmonarchen eine engere Bindung an
ihre Bevölkerung, die noch einige tribale Elemente enthält. Die marokkanische Monarchie
profitierte von der Legitimation, die Mohammed V. im Unabhängigkeitskampf gegen Frank-
reich erwarb. Jordaniens Monarchie stützt sich auf die aristokratische, auf den Propheten

Irak durch radikale Armeeoffiziere gestürzt wurde.
24 Roger Owen (2000: 19) weist darauf hin, dass es wesentlich darauf ankam, ob ein König die schwierige Trans-

aktion, sich selbst an die Spitze der lokalen nationalistischen Bewegung zu setzen, wie in jetzt konsolidierten
Monarchien Marokko oder Jordanien, erfolgreich bewältigte, oder ob die Monarchen so eng mit den Kolonial-
strukturen verwoben waren, dass sie nach der Unabhängigkeit mehr oder weniger schnell abgesetzt wurden,
wie in Tunesien, Libyen, Ägypten und dem Irak.
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Mohammed zurückgeführte Herkunft der Haschemiten und deren schon in der Zeit ihrer
Herrschaft über den Hijaz geknüpften Verbindungen zu den Stämmen östlich des Jordans,
um Legitimation zu bekommen.

3.3.2 Integration von Stämmen und Volksgruppen

Die arabische Gesellschaft, wie sie noch bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts
bestand, war durch tribale Bindungen geprägt. Die Stammeszugehörigkeit stiftete Identität,
gab soziale Sicherheit, bestimmte maßgeblich die soziale und politische Position einer Familie
und eines Mannes mit. Der jeweilige Stammesführer, der Scheich, war eine einflussreiche
Persönlichkeit, der einem Herrscher Legitimität verschaffen oder entziehen konnte. Von
daher war es nach der Unabhängigkeit bzw. Neugründung der untersuchten Staaten für die
Dynastien, die alle eine konservative, bewahrende Grundhaltung hatten, wichtig, die Stämme
zu inkorporieren. Die Könige, Emire und Sultane entstammten dieser tribalen Gesellschaft;
sie stiegen aufgrund der tribalen Mechanismen in die herrschende Position auf, und die
traditionale, tribale Legitimität, ausgedrückt durch die bay’a (Zeremonie der Zustimmung)
der Stammesführer, war immer eine wichtige Grundlage der Herrschaft.

Aber vor der Ausbildung des Zentralstaates waren die Stämme autonom: Sie regelten
ihre Angelegenheiten untereinander; der Scheich als politischer Führer und der Kadi als
Richter erfüllten ihre Ämter, ohne dass von einer Hauptstadt aus ihnen jemand Weisungen
erteilen konnte. Die Einführung des Zentralstaates brachte also einen Bedeutungsverlust
der Stämme und ihrer Führer mit sich (hierzu Herb 1999: 51), der sich auch gegen die
Monarchen hätte richten können. Wie haben diese es geschafft, sich die Loyalität gerade der
ländlichen, beduinischen Bevölkerung zu sichern?

Die Integration der Stämme in ein Staatsgebiet war sowohl in den Staaten ein Problem, in
denen bisher auf urbane Zentren begrenzte Herrschaftsgebiete ausgedehnt wurden, als auch
in neugegründeten Flächenstaaten. In den kleinen Golfstaaten stellte sich diese Aufgabe
in einer für die dynastische Herrschaft weniger bedrohlichen Weise. Die monarchischen
Herrscher benutzten vor allem vier Mechanismen, die Stämme zu inkorporieren: das Militär,
eine geschickte Heiratspolitik, die Religion und den priviligierten Zugang zu Macht und Geld.

Ein bedeutendes Mittel zur Integration von Stämmen und Volksgruppen in Jordanien,
Marokko, Kuwait und Saudi-Arabien war und ist das Militär. Die generelle Struktur besteht
darin, dass es sich auf ein oder mehrere tribale Kontingente stützt, die als Gegengewicht
zum Einfluss und der potentiellen Autonomie des regulären Militärs eingesetzt werden (so
Kamrava 2000: 68)25.

Die tribale Zugehörigkeit war ein entscheidendes Kriterium bei der Auswahl von Soldaten.
In Jordanien verstand es der britische Offizier John Bagot Glubb, aus jungen Beduinen
der Eastbank eine schlagkräftige und dem König, wie sich zeigte, stets loyale Armee zu
formen. Die Beduinen brachten einige Voraussetzungen mit, die sie, wie Glubb Pascha richtig
erkannte, zu brauchbaren Soldaten machte: Sie hatten aus ihrer tribal-nomadischen Tradition
eine positive Grundeinstellung zum Kampf (s. grundsätzlich Gellner 1992). Ihre Perspektive
in der nomadischen Stammesgesellschaft war nicht gut, da viele von ihnen nur Anspruch
auf nachgeordnete Positionen hatten. Somit war der Eintritt in die Armee fast die einzige
Möglichkeit des sozialen Aufstiegs. Sie waren ihren Stammesführern gegenüber loyal, die

25 In den bevölkerungsärmeren Staaten Oman, VAE, Katar und Bahrain besteht das Militär zu einem großen Teil
aus ausländischen Söldnern (Kamrava 2000: 68). Daher spielt das Militär dort eine wesentlich geringere Rolle
zur Integration der Stämme in den monarchischen Staat.
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wiederum die konservativen und den Eastbank-Jordaniern wohlgesonnenen haschemitischen
Herrscher unterstützten. Somit gab es eine traditionale Legitimitätskette, die die Dynastie
festigte. Gleichzeitig verteilten die haschemitischen Herrscher über das Militär Macht und
Geld an die ostjordanischen Stämme, die somit in das Herrschaftssystem einbezogen wurden.
Den engen Zusammenhang zwischen den Stämmen und dem Königtum sah König Hussein
wie folgt:

„whatever harms our tribes in Jordan is considered harmful to us, as this has
been the case all along, and it will continue to be so forever“ (zit. in Susser 2000:
98).

In Marokko war das Militär bis Mitte der 1970er Jahre eher eine Bedrohung der Machthaber.
Denn die neue Mittelklasse (s. Halpern 1970) überwog die konservativen tribalen Kräfte
bei weitem. Somit war die Besetzung der Westsahara durch marokkanische Truppen 1975
primär eine Reaktion auf die Gefahr, die das Militär für das Königshaus darstellte. Durch
den Einmarsch, für wie prekär man ihn sonst ansehen mag, gab der König seiner Armee eine
Beschäftigung, die Möglichkeit, Ruhm und Ehre und Geld zu erwerben, und dadurch waren
die Energien der führenden Militärs auf andere Aufgaben gerichtet; Putschversuche aus der
Armee blieben hernach aus.

Die saudi-arabische Tradition ist aufgrund seiner Entstehung wiederum eine eigenständi-
ge. Ibn Saud konnte zunächst aus seinem eigenen Stamm, dann aus befreundeten, besiegten
und durch Heirat an sich gebundenen Stämmen eine schlagkräftige Truppe zusammenstellen,
der es im Zeitraum von 1902 – 1930 gelang, die ganze arabische Halbinsel, abgesehen von
den britischen Einflusszonen, zu erobern. Aufgrund dieses Eroberungscharakters bilden
heute noch Mitglieder der Najd-Stämme das Zentrum der königstreuen Armee. Die Zuge-
hörigkeit zu Asir-Stämmen, die Herkunft aus dem Hijaz oder der ölreichen, schiitischen
Ostprovinz dagegen stellt einen Hemmschuh für eine militärische Karriere dar. Die Aus-
übung des staatlichen Machtmonopols war in Saudi-Arabien schon seit Ibn Saud von Doppel-
und Dreifachstrukturen geprägt. Zu Eroberungszeiten spielten die Ikhwan, wahhabitische
Kämpfer, eine entscheidende Rolle für die Landgewinne. Sie eroberten die Städte Mekka
und Medina, wurden aufgrund ihrer Schlagkraft und religiösen Legitimation jedoch zu einer
Bedrohung für Ibn Saud. Dieser ließ die Ikhwan 1928 in einer blutigen Aktion durch das
ihm loyale Militär auflösen. Bis heute hat sich die Doppelstruktur der legitimen Gewalt
erhalten. Neben der Armee, die dem Verteidigungsminister Prinz Sultan bin Abdul Aziz,
einem der Sudairi-Seven untersteht, ist die Nationalgarde zu nennen. Gerade diese setzt
sich aus Mitgliedern der Najd-Stämme zusammen und ist eine wichtige Machtbasis für König
Abdullah bin Abdul Aziz, dem sie seit 1962 untersteht. Sein Sohn Mit’ab (geb. 1943) ist
seit 1984 Stellvertretender Kommandeur der Garde. Die Polizei befehligt der Innenminister,
Prinz Naif bin Abdul Aziz, ein Vollbruder von Sultan. Somit haben die drei einflussreichsten
Prinzen jeweils auch Positionen inne, in denen sie über legitime Gewaltmittel verfügen. Wie
hieraus deutlich wird, hat sich in Saudi-Arabien ein prekäres, innerfamiliäres Gleichgewicht
herausgebildet, das aber schon seit 45 Jahren besteht, da die führenden Prinzen die Leitung
von Militär, Polizei und Nationalgarde seit 1962 innehaben (s. Lacey 1983: 345–346). Aber
der erwartbare Tod der im Schnitt über 80-jährigen Führungsriege26 wird kaum größere
Veränderungen in dieser Konfiguration mit sich bringen, da ihre Söhne als Stellvertreter

26 Die genauen Geburtsdaten der Söhne Ibn Sauds sind zumeist unbekannt. Es gibt die Tendenz, sich aus politischen
Gründen jünger zu machen als man ist. Zur Altersproblematik siehe: Henderson 2005.
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oder Assistenten (Prinz Mohammed bin Naif im Innenministerium; Prinz Khalid bin Sultan im
Verteidigungsministerium) der jeweiligen Leitungsposition zentrale Stellen innehaben und
ihre Väter beerben könnten. Die Ministerien und Machtbasen in Saudi-Arabien scheinen also
in den selben Familienzweigen zu verbleiben.

Charakteristisch für den saudischen Staat ist immer noch das enge Zusammenspiel von
Politik und Religion, die aber nicht in eins übergegangen sind, sondern sich gegenseitig
ergänzen und legitimieren (Johansen 1982: 30). Da seit dem Pakt zwischen Mohammed bin
Abd al-Wahhab und den al-Sauds 1747 die Befugnisse aufgeteilt sind, sind dadurch auch die
Familien der al-Scheichs, deren Namensgeber der Scheich Mohammed bin Abd al-Wahhab
war, und der al-Sauds miteinander verschränkt. Wichtig war dieses Bündnis unter anderem
bei der Eroberung der Halbinsel durch Abdel-Aziz Ibn Saud:

„Erst das Umdeklarieren von Muslimen in Ungläubige, wie es die Doktrin des
Scheichs [= Mohammed bin Abd al-Wahhab, H.E.] ermöglicht hat, erlaubte den
Dschihad inmitten der arabischen Halbinsel, und eben dieser Dschihad ermöglich-
te es den Saud, Arabien zu einigen“ (Heim 2004: 1265).

Die Integration von Stämmen gelang dem Staatsgründer vor allem auch über eine geschickte
Heiratspolitik. Aus einem der angesehensten Stämme neu hinzugewonnener Gebiete heirate-
te Ibn Saud eine Tochter des einflussreichsten Scheichs, stellte so Familienbande her und
festigte dadurch sein Reich. Insgesamt habe er zwischen 1900 und 1925 hundertsechzigmal
„feierliche Beduinenhochzeit“ gefeiert, und das Geld, das er mit seinen Beutezügen erobert
hatte, für Brautgeld und Hochzeitsgeschenke wieder ausgegeben. Zwar ließ er sich nach
einiger Zeit von den meisten dieser Frauen scheiden,

„aber sein Ziel war erreicht: hundertsechzig vornehme Familien waren mit dem
König verwandt und auf deren Treue konnte er sich einigermaßen verlassen“,
stellt der Zeitgenosse Essad Bey (2002: 351) fest.

Diese Politik war ein effektives Mittel zur Elitenbildung:

„The royal family was formed through political marriages of the al-Saud clan
with the leading families of the major tribal groups, urban centers, business
community, and religious sages, forming, in fact, a biological, intermarried elite
of many of the leading Saudi Arabian families.“ (Kostiner und Teitelbaum 2000:
131)27.

Um den Kontakt zur Bevölkerung und die Herrschaft über das Land in allen Provinzen
aufrecht zu erhalten, sind die allermeisten Provinzgouverneure Mitglieder der Dynastie.
1999 gehörten zwölf von dreizehn Gouverneuren der al-Saud-Familie an; nur in Jizan hatte
ein Mitglied der al-Sudairi-Familie, die mit den al-Sauds eng verbunden ist, den Gouverneurs-
posten inne (Kechichian 2001: 185). Diese über das ganze Land verteilt operierenden Prinzen
halten regelmäßig offene Treffen, sogenannte Majlis ab, bei denen die Bürger ihre Wünsche
und Petitionen vortragen können. Somit ist ein andauernder Kontakt mit gesellschaftlichen

27 Michael Herb findet die These, dass Ibn Saud sein Reich durch seine Heiratspolitik zusammengeschweißt
und bisher feindliche Stämme an sich gebunden hätte, wenig überzeugend, sondern arbeitet heraus, dass die
Heiratspolitik zur Bestätigung bestehender Verbindungen diente. Die empirische Basis seiner Argumentation
erscheint aber nicht ausreichend, da er nur die Ehen untersucht, aus denen auch Söhne hervorgegangen sind
(Herb 1999: 38–40). Ein empirischer Beweis für oder gegen beide Thesen ist nur sehr schwer zu führen.
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Gruppen möglich (Ehteshami 2003b: 72). Dass es aber auch Segmente und Sekten der
saudischen Gesellschaft gibt, die auch nach über 60 Jahren nicht in die Nation eingebunden
waren, bestätigte Kronprinz Abdullah in einem Interview im Jahr 2005:

„The National Dialogue has brought together the Saudi people whose different
segments and sects have not been used to dialogue. Saudis have now become
united brothers, and this alone is a benefit, a great benefit“ (o. V. 2005a).

Ob es durch den propagierten nationalen Dialog gelingt, z. B. die Schiiten aus der Ostprovinz
(für Anhänger der Wahhabia eine Sekte von Ungläubigen28) an das Regime zu binden, muss
sich in der Zukunft zeigen.

Die kleinen Emirate am Golf zeichnen sich noch stärker durch die Möglichkeit des direkten
Kontaktes der Herrschenden mit den Untertanen aus:

„Saudi Arabia and Oman are large countries with diverse native peoples, but
the other Gulf monarchies are, in effect, city states where rulers and ruled are
physically so close to each other that intermediaries are often unnecessary. Their
citizens tend to identify more strongly with the sovereign than with the state“
(Rodenbeck 2002: 16).

Der Mechanismus, der in den kleinen Golfmonarchien im wesentlichen zu einer engen Bin-
dung zwischen der herrschenden Familie und den Bürgern führte, ist der des priviligierten
Zuganges zu Wohlstand. Anh Nga Longva (2005: 127–130) konstatiert beispielsweise für
Kuwait, dass die Modernisierung des Landes mit dem Wegfall der traditionalen Einkom-
mensquellen (Seehandel auf dem Indischen Ozean, Karawanenhandel mit dem arabischen
Hinterland, nomadische Viehzucht) und der Umschulung von Seeleuten, Perlentauchern
und Hirten in Staatsangestellte kaum soziale Konflikte hervorrief, die die Herrschaft der
al-Sabah gefährdeten. Vielmehr stärkten die al-Sabah ihre politische Position, und sogar die
prominenten Händlerfamilien machen immer noch die großen Geschäfte. Die Schichtung
der kuwaitischen Gesellschaft aus der Zeit vor der Unabhängigkeit ist erhalten geblieben.
Ein wesentlicher Punkt hierbei, so Longva, ist die Präsenz einer großen Anzahl von ausländi-
schen Arbeitern, die – obwohl ökonomisch als westliche Facharbeiter, Lehrer aus gebildeten
arabischen Ländern oder als ungelernte, billige Arbeitskräfte aus Asien unverzichtbar – als
Gefahr von außen für die gesamte kuwaitische Gesellschaft betrachtet werden. Dies führt in
Kuwait – und auch den anderen kleine Golfstaaten – zu einer Gruppensolidarität unter der
einheimischen Bevölkerung, die auch die Herrscherfamilien einschließt.

„One could claim that nation building – or, more precisely, the awareness of
national identity, of belonging to a modern nation-state – in the region owes much
of its success to the overwhelming presence of the migrant workers“ (Longva
2000: 183).

Die Herrscherfamilien dienen dabei als Symbol und als Garanten der traditionalen Bezie-
hungsmuster (für Saudi-Arabien betont dies: Korany 1990: 318). Sie sorgen dafür, dass
möglichst alle Staatsbürger, unabhängig von ihrer vorherigen tribalen Zugehörigkeit, von
ihrer priviligierten Position auch finanziell profitieren (s. Kap. 4.1) und die Distanz zu den
Arbeitsmigranten wahren können.

28 Die Intoleranz der Wahhabiten gegenüber anderen Glaubensrichtungen innerhalb des Islams erläutern Rabasa
et al. 2004: 99–102.
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Ein großer Unterschied zwischen Marokko und Jordanien einerseits und den Golfmon-
archien andererseits besteht darin, dass in ersteren die Dynastien nicht-tribaler Herkunft
sind. Sie können sich daher über die rivalisierenden, der tribalen Tradition entstammenden
Gruppen stellen und eine Moderationsposition einnehmen. Somit bleibt das traditionelle
Gleichgewicht bestehen und keine Gruppe kann den Staat für sich instrumentalisieren (so
Roy 1994: 271). In den Golfmonarchien ist das Gegenteil der Fall: Die tribal verankerten
Dynastien haben sich entweder selbst einen Staat aufgebaut (Saudi-Arabien) bzw. im Zuge
der Ölfunde ihre schon priviligierten Stellungen genutzt, um auch über die Ölrenten verfügen
zu können und so zu der alles, auch den Staat dominierenden Klasse zu werden.

3.3.3 Verankerung der Monarchien in der Gesellschaft

Nachdem ich im vorigen Unterkapitel die Wege aufgezeigt habe, auf denen die Monarchen
und ihre Dynastien versuchen, die tribale Gesellschaft zu inkorporieren, wechsele ich jetzt
den Blickwinkel und gehe der Frage nach, wie der gesellschaftliche „Boden“ beschaffen ist,
in dem sich die Monarchien zu verankern versuchen. Auch hier ist zu sehen, dass es ganz
unterschiedliche gesellschaftliche Voraussetzungen gibt, auf die die Monarchien reagieren
müssen.

Jordanien ist gesellschaftlich in den großen palästinensischen Bevölkerungsteil, der seit
Beginn der jüdischen Besiedlung des Landes westlich des Jordans nach Osten ausgewichen
oder geflohen ist, und den Teil der Bevölkerung, deren Familien von der Eastbank stammen,
gespalten. Schon Daniel Lerner (1958) arbeitete in seiner Umfragestudie große Differenzen
zwischen beiden Gruppen heraus – und er überschrieb das Kapitel, in dem er die Ergebnisse
präsentierte: „Jordan: One State with Two Peoples“ (Lerner 1958: 303): Der palästinensische
Bevölkerungsteil in Jordanien war besser gebildet, der Moderne und damit neueren Produk-
tionsmethoden oder der Demokratie gegenüber aufgeschlossener und lebte größtenteils in
Städten, während die Eastbank-Bewohner ein starkes konservatives Beharrungsvermögen
und eine geringe Bildungsneigung aufwiesen und dem nomadischen Leben und den tribalen
Strukturen verhaftet blieb. Schon zu Zeiten von Lerners Studie stützte sich die Monarchie
vorrangig auf die Eastbank-Bewohner als loyale Untertanen. Der Konflikt spitzte sich bis
1970 zu. Im Sechstagekrieg 1967 verlor Jordanien das Westjordanland an Israel, und ein
Flüchtlingsschub setzte ein. 1970 versuchte die PLO als Vertreterin der Flüchtlinge, die
Monarchie zu stürzen und Jordanien zum Palästinenserstaat zu machen. Dieses Vorhaben
scheiterte, und die PLO wurde aus Jordanien verbannt. Die Menschen aus der Westbank
blieben, und die Skepsis der Regierenden ihnen gegenüber auch. Wie der Anteil von sich
als palästinensischer und als jordanischer Herkunft bezeichnenden Einwohnern ist, bleibt
unklar. In Jordanien birgt eine Volkszählung und vor allem die Veröffentlichung der Ergeb-
nisse großen politischen Zündstoff. Denn das politische System bevorzugt, unter anderem
in den Wahlgesetzen, eindeutig die konservativen, tribalen Eastbank-Bewohner. Die Zahlen
einer Volkszählung würden den politischen Forderungen der palästinensisch-stämmigen
Bevölkerung höchstwahrscheinlich nützen, da vermutet wird, dass der Palästinenser-Anteil
den der östlich des Jordans herstammenden wesentlich übersteigt.29

Die beiden Seiten der Situation stellen sich wie folgt dar:

29 Schätzungen zu Folge werden mindestens 50 – 60 % der Bevölkerung den Palästinensern zugerechnet (Rei-
ter 2004: 74), andere Quellen sprechen von einem Anteil von 70 – 80 % Palästinensern bzw. Personen mit
palästinensischen Wurzeln an Jordaniens Bevölkerung (Blanche 2002: 21) .
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„ ... the Palestinian community is a political minority, yet it is simultaneously a
slim demographic majority and dominates the private economic sector. ... the fact
that the Palestinians constitute a demographic threat and also wield economical
strength is a source of heightened inter-communal tensions“ (Reiter 2004: 91).

Auf Jordanien passt das „klassische“ Bild des Ankers recht gut: des zweiseitigen Schiffsankers,
der nur mit einer Seite in den Untergrund greift. König Abdullah II. versucht, diesem
Ungleichgewicht beizukommen. Ein wichtiger Schritt hierzu war die Auswahl seiner Ehefrau,
Königin Rania, die der palästinensisch-stämmigen jordanischen Oberschicht entstammt30.
Sie ist im Vergleich zu den Ehefrauen der anderen arabischen Monarchen eine der wenigen,
die im öffentlichen Leben eine Rolle spielt, und zwar eine bedeutende31. Von der Westbank-
Mehrheit der Bevölkerung wird sie als Ansprechpartnerin anerkannt und transportiert das
Gefühl der Anerkennung zurück an die Untertanen. Asher Susser (2000: 99–100) relativiert
allerdings in seiner Analyse die Position der Palästinenser in Jordanien. Seiner Meinung
nach waren sie bis zum Niedergang des Nasserismus im Sechs-Tage-Krieg 1967 und der
Niederschlagung des Aufstandes in Jordanien 1970/71 vorwiegend gegen die Monarchie
eingestellt. Dies habe sich seitdem größtenteils geändert. Eine direkte Umsturzgefahr geht
von ihnen derzeit nicht aus; ein latentes Stabilitätsrisiko stellen sie jeoch dar.

Relativ fest in der Gesellschaft sind die Herrscher von Katar und den VAE verankert. Bei
beiden Ländern spielt die geringe Größe des Landes, die geringe Anzahl der Staatsbürger
und deren Homogenität eine Rolle. Zusätzlich ist in den VAE die föderale Struktur von Vorteil,
in die der lokale Emir eingebunden ist, aber in seinem eigenen Emirat viele Entscheidungen
selbst treffen kann32. Durch die geringe Zahl der Staatsbürger ist es den Emiren möglich,
diese in starkem Umfang am Ölreichtum zu beteiligen, damit die Loyalität zu erkaufen und
das „klassische“ Vorgehen von Rentierstaaten (s. 4.1.1) zu praktizieren.

Etwas problematischer ist dies in Bahrain und Kuwait. In Bahrain stützt sich die Monarchie
vor allem auf die sunnitische Minderheit der Staatsbürger; die schiitische Mehrheit ist der
Dynastie gegenüber eher kritisch eingestellt, was Mitte der 1990er Jahre noch zu starken
Ausschreitungen führte, die der Emir, Scheich Isa bin Salman al-Khalifa, gewaltsam nieder-
schlagen ließ (s. Meinel 2003). Dem neuen Emir Hamad bin Isa al-Khalifa gelang es, den
politischen Umgangston zwischen sunnitischer Führungsschicht und schiitischer Opposition
auf eine friedliche Basis zu stellen, indem er eine Reformpolitik mit massiver Öffnung der
politischen Landschaft vertrat, deren Erfolg er auch mit seiner eigenen Person verknüpfte.
Dies war mit einigen Risiken verbunden, da innerhalb des engsten Herrschaftszirkels viele
Vertraute des vorigen Emirs, die aktiv in der Unterdrückungspolitik von 1994 – 1998 beteiligt
waren, wie der Premierminister Khalifa bin Salman al-Khalifa, der seinen Posten seit der
Unabhängigkeit 1971 bekleidet, weiterhin im Amt und an der Macht blieben (Dazi-Héni
2006: 279–284). Trotz der seit 2005 einsetzenden Stagnation des Reformprozesses und
der weiterhin vorhandenen Weigerung mehrerer schiitischer Gruppierungen, sich an den
Wahlen zur Majlis al-Shura zu beiteiligen (Niethammer 2006b), ist allein die Tatsache, dass

30 „This means that Abdallah’s eventual successor as king could be half-Palestinian, potentially a major psychologi-
cal and political factor for Jordan’s future“ (Sasley 2002: 40).

31 Eine weitere Ausnahme ist Prinzessin Haya bint al-Hussein, die zweite Ehefrau des Emirs von Dubai, Mohammed
Bin Rashid al-Maktoum, und Tochter König Husseins von Jordanien. Catuogno (2006) portraitiert die Präsidentin
der FEI ausführlich. Auch die Ehefrau des Emirs von Katar, Sheikha Mozah bint Nasr al-Misnad, nimmt rege
am öffentlichen Leben teil und hält z. B. auch Vorträge vor amerikanischen Think Tanks, während der Emir im
Publikum zuhört (al-Misnad 2004).

32 Wobei die Finanzkraft und Größe der Emirate deutlich unterschiedliche Entscheidungsspielräume ermöglichen.
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Tabelle 3.1: Titel der Monarchen

Aktueller Titel seit Vormaliger Titel
Bahrain König 2002 Emir
Jordanien König 1946 Emir
Katar Emir traditionell
Kuwait Emir traditionell
Marokko König 1957 Sultan
Oman Sultan traditionell
Saudi-Arabien König 1932 Sultan des Najd und

König des Hijaz (seit
1926)

VAE Präsident 1971 Emir

Die VAE stellen hier die Ausnahme dar, dass eine Wahlmonarchie auf föderaler Ebene mit einem Titel einhergeht,
der normalerweise nur in Republiken verwendet wird.
Eigene Darstellung nach Anderson 1991: 10 und Al Khalifa 2002.

die Monarchie es geschafft hat, die Aufstände und Repressalien zu beenden und durch die
Reformen an Legitimation zu gewinnen, positiv zu beurteilen.

In Kuwait sind die Händlerfamilien sowohl die Unterstützer als auch die Gegenspieler
der al-Sabah innerhalb der Eliten. Traditionell wird in Diwanen, die regelmäßig von den
Mitgliedern der Händlerfamilien abgehalten werden, neben privaten und geschäftlichen
Themen auch die Politik besprochen, und es werden Absprachen getroffen, wie sich die
zur Elite gehörenden Familien verhalten. Dabei sind sie grundsätzlich loyal zur Monarchie,
aber immer darauf bedacht, ihren sozialen Status in der Gesellschaft zu behalten. So lange
die Monarchie darauf eingeht, kann sie, ebenso wie in Bahrain, auf die Unterstützung der
Händlerfamilien zählen (Dazi-Héni 2006: 240–243).

Als Zeichen für die von ihnen wahrgenommene starke Verankerung der Monarchie schon in
früheren Tagen erklärten sich vier Herrscher in den untersuchten Ländern selbst zu Königen.
Der Titel, den ein Monarch führt, hat eine große Bedeutung, da er anzeigt, wie er legitimiert
ist. So hat der Kalif eine religiöse Legitimation, während der Emir als Befehlshaber militäri-
sche Kompetenz ausdrückt und eher im tribalen Zusammenhang zu finden ist. Oftmals führen
die Herrscher mehrere Titel oder Bezeichnungen gleichzeitig, die unterschiedliche Felder
abdecken, wie die Könige von Marokko und Saudi-Arabien, die sich als „Befehlshaber der
Gläubigen“ bzw. als „Hüter der beiden heiligen Stätten“ eindeutig auch als religiöse Führer
positionieren. Politikwissenschaftlich bedeutend ist, dass sich die vier Könige unter den
untersuchten Monarchen selber als solche ausgerufen haben (s. Tab. 3.1) . Den Unterschied
beleuchtet der Vergleich mit Norwegen: Als das Land 1905 seine Unabhängigkeit erklärte,
bat das norwegische Volk den dänischen Prinzen Carl, dem Land als König vorzustehen.
Somit wurde Carl von Dänemark von Volkes Gnaden unter dem Namen Haakon VII. König von
Norwegen (s. Brömmling 2005). Diese Selbst-Proklamation ist ein Zeichen der Konsolidierung
des monarchischen Staates und der Loslösung von der vormaligen religiösen, tribalen oder
städtischen Basis der Monarchie. Die Gedankengänge hierzu hat Pierre Bourdieu mit Bezug
vor allem auf europäische Könige der frühen Neuzeit formuliert:

„. . . the king occupies a distinct and distinctive position which, as such, ensures
an initial accumulation of symbolic capital. He is a feudal chieftain who has
this particular property that he is able to call himself king, with a reasonable
chance of having his claim recognized. In effect, in accordance with the logic of
the ’speculative bubble’ dear to economists, he is founded to believe he is king
because the others believe (at least to some extent) that he is king, each having to
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reckon with the fact that the others reckon with the fact that he is king“ (Bourdieu
2004: 19; Hervorhebung im Original).

Dabei hat der Königstitel im islamischen Raum eher eine negative Konnotation gehabt, da er,
im Kontrast zum Kalifen, der für Herrschaft in Übereinstimmung mit dem göttlichen Gesetz
steht, lange Zeit die despotische Herrschaftsausübung bezeichnete. Außerdem stand der
König im Rang deutlich unter dem Kalifen; einem König fehlte es an Souveränität. Erst im
zwanzigsten Jahrhundert erfuhr der Königstitel (= arab. malik ) aufgrund des westlichen
Einflusses sowohl eine Statusverbesserung als auch eine Popularisierung. 1916 nahm der
erste arabische Monarch, Sherif Hussein im Hijaz, den Königstitel an. Sein Sohn Faisal folgte
ihm, als er kurzzeitig König von Syrien und später des Irak wurde. 1922 folgte der ägyptische
König, und Ibn Saud übernahm den Titel des Königs des Hijaz mit dessen Eroberung 1926
(Lewis 2000: 17–19).

Die Wirkung nach innen zeigt sich auch an der jüngsten Ausrufung des Königreiches
in Bahrain. Während der Titel des Emirs mit der militärischen Konnotation immer auch
die Eroberung der Insel durch die jetzige Elite und Herrscherfamilie mitschwingen lässt,
verdeutlicht der Titel König den Anspruch, sich über die gesellschaftlichen Konflikte zu
stellen und der König für alle Bahraini zu sein. Die bahrainische Verfassung von 2002 betont
dies explizit in Artikel 33:

„The King is Head of State, and its nominal representative, and his person is
inviolate. He is the loyal protector of the religion and the homeland, and the
symbol of national unity.“

Neben der von Bourdieu erläuterten Wirkung nach innen spielt auch die Wirkung nach außen
eine große Rolle. Der Königstitel zeigte bei Saudi-Arabien, Marokko oder Jordanien an, dass
die Länder nun unabhängig von der europäischen Kolonialmacht waren (Lewis 2000: 19)
und die Herrscher nicht nur mehr ihr Volk (= den Stamm oder die Stadt), sondern auch
den modernen Staat mit seiner vollen Souveränität symbolisieren33. Die Proklamation von
Bahrain als Königreich wurde gerade in Saudi-Arabien kritisch verfolgt, da sich das winzige
Land damit Saudi-Arabien gleichstellte und die saudische Hegemonie auf der arabischen
Halbinsel zumindest symbolisch herausforderte.

3.3.4 Die Rolle der autoritären Staatsgewalt

Im gesamten Nahen und Mittleren Osten nutzen die Regime die Mittel des autoritären
Staates zum Erhalt der Macht. So betont Jill Crystal (1994: 267), dass politische Gewalt für
die Langlebigkeit der Regime in der Region zentral sei. Eva Bellin (2005: 26–27) vertritt
die Position, dass die Autokratie im Nahen und Mittleren Osten außergewöhnlich robust
sei, da die Zwangsgewalt besonders fähig und willig sei, Reforminitiativen von unten zu
unterdrücken. Die Monarchien machen dabei keine Ausnahme. Dabei sind die heute ge-
bräuchlichen Instrumente der Kontrolle und Unterdrückung der Bevölkerung – oder des
kritischen Teils der Bevölkerung – modern und aus dem Westen importiert, wie der Historiker
Bernard Lewis feststellt:

„Modernizing meant introducing Western systems of communication, warfare,
and rule, inevitably including the tools of domination and repression. The aut-
hority of the state vastly increased with the adaption of instruments of control,

33 „In the Gulf states, however, the ruling families symbolize their states and their peoples.“ (Kostiner 2002: 219)
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surveillance, and enforcement far beyond the capabilities of earlier leaders, so
that by the end of the twentieth century any tin-pot ruler of a petty state or even
of a quasi state had vastly greater powers than were ever enjoyed by the mighty
caliphs and sultans of the past“ (Lewis 2005: 42–43)34.

Dies lässt sich z. B. an Jordanien zeigen, wo John Bagot Glubb durch den Aufbau der Armee
nicht nur zur Integration der Beduinen beigetragen hat, sondern maßgeblich die Entwicklung
der prätorianischen Monarchie (so Halliday 2000: 99) mitbestimmte. Andererseits entließ
König Hussein Glubb und alle anderen britischen Offiziere, als sich innerhalb der Armee
eine Bewegung „Freier Offiziere“ nach ägyptischem Vorbild bildete. Der König entzog seinen
Kritikern damit einen wichtigen Ansatzpunkt. Die Arabisierung der Armee symbolisierte
außerdem die Unabhängigkeit Jordaniens (s. Kassay und Charillion 2002: 168). Allerdings
war die jordanische Armee niemals in der Lage, das Land gegen Bedrohungen von außen zu
schützen; vielmehr diente sie als Werkzeug zur Sicherung der haschemitischen Dynastie (s.
Bligh 2001: 18–19). Als die Herrschaft der Haschemiten im Schwarzen Oktober 1970 durch
die PLO herausgefordert wurde und diese fast die Herrschaft in Jordanien übernommen hatte,
konnte sich König Hussein auf sein Militär verlassen und aufgrund der größeren Disziplin
und Effektivität gegenüber den palästinensischen Truppen den Aufstand niederschlagen
(Kassay und Charillion 2002: 170). Hierbei spielte die Loyalität der Armee vom Soldaten bis
zum Offizier eine große Rolle. Ein dem Regenten loyaler Sicherheitsapparat ist aber noch
aus einem zweiten Aspekt heraus wichtig:

„. . . another possibility . . . has been important for many hereditary dynasties;
that is, the development of a loyalty to the ultimate sovereign on the part of the
individual soldiers. If such a loyalty can be developed, then the higher officers are
not in a position to overthrow him“ (Tullock 1987: 47).

Sowohl Jordanien als auch Marokko haben stark beschränkte ökonomische Ressourcen, die
aber zu einem Teil auch dazu eingesetzt wurden, die Grundversorgung der Bevölkerung
mit Nahrungsmitteln zu subventionieren. Kürzungen im Budget hierfür und die daraus
resultierenden Preiserhöhungen führten mehrfach zu Brotunruhen (in Marokko: 1981, 1984
und 1990; in Jordanien 1989 und vorher Studentenunruhen 1986). In Marokko konnte
der Staat jeweils sein Monopol auf den legitimen Einsatz von Gewalt bewahren und die
Unruhen ohne den Einsatz extremer Repression beenden (so Leveau 2000: 118). Auch
in Jordanien kam ein Mix von Maßnahmen zum Einsatz. Zwar gab es bei den Unruhen
1989 nach Angaben von Amnesty International zwölf Tote und hunderte Verletzte, aber die
Ereignisse waren gleichzeitig der Katalysator der nachfolgenden Liberalisierung, die in
den ersten Wahlen seit 22 Jahren im November 1989 manifest wurde (s. Brand o.J.). Larbi
Sadiki, der den Zusammenhang von Unruhen und Demokratisierung untersucht, betont,
dass die arabischen autokratischen Herrschaftssysteme sich eben nicht durch das bloße
Einsetzen brutaler Gewalt reproduzierten, sondern ebenso durch das Ausschöpfen von
Verhandlungsmöglichkeiten und Anpassungsmaßnahmen wie einer partiellen Öffnung des
politischen Systems (s. Sadiki 2000: 79)35. Der Nutzen einer solchen komplexen Strategie
ist vor allem, potentielle Gefährdungen des Regimes zu minimieren. Hat die Monarchie
einerseits eine solide Basis in der Gesellschaft, dann kann die zivile Unterstützung der Macht

34 Ähnlich argumentiert Hourani 2000: 538.
35 Ähnlich argumentiert Gudrun Krämer (2000: 265).
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des Militärs entgegenwirken (Brooks 2004: 132). Andererseits kann ein loyales Militär bei
zivilen Unruhen auch innerhalb des Landes eingesetzt werden, um dem politischen System
das Überleben zu sichern. Wichtig ist auf jeden Fall, dass die Monarchie die politische
Kontrolle über das Militär behält und ihm sowohl die Mittel als auch die Motive nimmt, das
Herrschaftssystem herauszufordern (ebd.).

Ein sehr dichtes Netz von Überwachung und Repression knüpfte König Hassan II. in
Marokko, wobei maßgeblich der langjährige Innenminister Driss Basri die Maßnahmen
ausführte und überwachte. So wurde dessen Entlassung, eine der ersten Amtshandlungen
von König Mohammed VI. nach seinem Amtsantritt 1999 (s. o. V. 1999a; Stauffer 2005), auch
allgemein als ein Zeichen der Liberalisierung angesehen. Aber auch unter dem jungen König
bleibt die Pressezensur bestehen, werden kritische Journalisten verhaftet und Regimegegner
inhaftiert. Der Unterdrückungsapparat ist ein Teil des Makhzen, der höfischen Elite in
Marokko.

Saudi-Arabien ist unter den arabischen Monarchien ein Sonderfall, da es mit dem Wah-
habismus eine Religion zur Staatsideologie erhoben hat, die durch die Religionspolizei
(mutawwa’in) streng überwacht wird. Ein Vorfall aus dem Jahr 2002, der in Saudi-Arabien
selbst großes Aufsehen erregt hat, verdeutlicht deren kompromissloses Vorgehen: In einer
Mädchenschule in Mekka war ein Feuer ausgebrochen. Viele der Mädchen verfolgten den
Unterricht unverschleiert und wurden, als sie aus der brennenden Schule auf die Straße
flüchten wollten, deswegen von der Religionspolizei daran gehindert. Es starben fünfzehn
Mädchen zwischen zwölf und siebzehn Jahren. Dieser Vorfall hat zu einer öffentlichen Dis-
kussion über die Rolle der Religionspolizei geführt, die „in der Bevölkerung gefürchtet
und verhasst“ sei (Gresh 2002). Neben der mutawwa’in existieren die reguläre Armee und
die Polizei. Außerdem gibt es die Nationalgarde, die sich aus Mitgliedern der besonders
königstreuen Familien des Najd, die zumeist einen tribal-beduinischen Hintergrund haben,
zusammensetzt. Die Nationalgarde ist als Gegengewicht zur Armee konzipiert worden (Al-
Rasheed 2005: 204), so dass die Gefahr, dass das Militär putscht, dadurch vermindert wurde.
Schon vor dreißig Jahren wurde die Nationalgarde als effektiver, besser ausgebildet und
dem Regime loyaler beschrieben als die Armee (Lackner 1978: 78–79). Hieran wird das
Problem der autokratischen Herrscher deutlich, einen effektiven Militär- und Polizeiapparat
aufrecht zu erhalten, der aber nicht zu einer Gefahr für die Herrschenden werden darf. Denn
in der Geschichte sind viele Putsche durch das Militär durchgeführt worden36, wobei in
Monarchien laut Gordon Tullock (1987: 44) dieses Problem recht selten auftrat37. Somit
muss die eigenständige Macht einer bewaffneten Organisation im Staat begrenzt werden;
dem dient die Nationalgarde in Saudi-Arabien.

In Bahrain setzte die Monarchie den Unterdrückungsapparat vor allem bis 1998 gegen
die schiitische Mehrheit der Bevölkerung ein. Mitte der 1990er Jahre kam es zu massiven
Aufständen der Schiiten, die gewaltsam niedergeschlagen wurden (s. Fakhro 1997; Meinel
2003).

Etwas subtiler geht die Staatsgewalt in Kuwait, den VAE, Oman und Katar vor, weil dort
quasi die gesamte einheimische Bevölkerung zur herrschenden Schicht gehört, während

36 „. . . it is also notorious that armies have a habit of trying to seize political power in the Arab world“ (Lackner
1978: 77).

37 In arabischen Ländern wurden die Monarchen in Ägypten 1952 (s. Ferrié 2002) und im Irak 1958 unter
maßgeblicher Beteiligung (von Teilen) des Militärs gestürzt (s. Maddy-Weitzman 2000). In Saudi-Arabien gab
es 1969 einen Putschversuch der Luftwaffe (Lackner 1978: 77), und in Marokko gab es bis 1973 wiederholt
Versuche, gegen den König zu putschen.
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die ausländischen Arbeitnehmer diejenigen sind, denen Rechte verwehrt werden. In Kuwait
wurde Anfang der 1960er Jahre die Entscheidung getroffen, die Aufsicht und Kontrolle über
die Arbeitsmigranten zu privatisieren und die tägliche Kontrolle den Haushalten und Arbeit-
gebern zu überlassen. Ein Grund hierfür ist, dass die Anzahl der ausländischen Arbeitnehmer
so hoch ist, dass Polizeikräfte damit überfordert sind (Crystal 2005: 168). Einheimische
Dissisdenten werden aber genauso verfolgt und inhaftiert wie in den anderen Monarchien,
z. B. zu Beginn der 1990er Jahre der Soziologie Khaldoun Hasan al-Naqeeb in Kuwait, der
eine regimekritische Analyse der Herrschaftsweisen im Mittleren Osten veröffentlicht hatte
(al-Naqeeb 1990)38.

Beim Vergleich der ausgeübten Repressionen in den arabischen Republiken und den Mon-
archien schneiden die letzteren zumindest nicht schlechter ab; Halliday sieht die Monarchien
sogar im Vorteil, da sie, wenn sie nach einer gewaltsamen Etablierungsphase konsolidiert
sind, keine Mobilisierung der Bevölkerung betreiben, die dann im Verlauf der Herrschaft den
Regierenden in den Republiken gefährlich und daher oftmals gewaltsam niedergeschlagen
wird (s. Halliday 2000: 103–104). Die Monarchien nutzen die Armee und die Sicherheitsdiens-
te als Instrument der Macht, nicht als ihre Quelle. Obwohl sie unabdingbar zu sein scheinen,
um die Monarchen und herrschenden Familien an der Macht zu halten, agieren sie nicht
als Ort einer autonomen Entscheidungsfindung im politischen und ökonomischen Bereich
(Krämer 2000: 259). Armee und Sicherheitsapparat sind in den arabischen Monarchien dem
Primat der Politik und der Staatsbürokratie untergeordnet und somit kontrollierbar39.

3.4 Elemente moderner Monarchien

In diesem Kapitel habe ich gezeigt, wie in den untersuchten Ländern die Tradition mit moder-
nen Elementen verbunden wurde. Auf der Basis von Herrschaftsmustern, die aus der tribalen
und städtischen islamischen Tradition stammen, wurde zunächst die Herrschaft ausgeübt.
Im imperialen Zeitalter bestimmte dann die jeweilige Kolonialmacht, wer wie herrschte, und
moderne Vorstellungen von Staat und Gesellschaft hielten über die durch die Kolonialmächte
ausgebildeten Eliten in die arabischen Länder Einzug und vermischten sich mit den Traditio-
nen, überlagerten oder ersetzten sie. So ist das Verständnis des Nationalstaates ein völlig
neues Konzept für den arabischen Raum gewesen.

Für die Monarchien hatte dies zu Folge, dass sie ihre Herrschaftsausübung an die neuen
Gegebenheiten anpassen mussten, um nicht unterzugehen. Die Zusammenarbeit mit der
Kolonialmacht, die u. a. die Ausweitung und Konsolidierung der Herrschaft über bisher
nicht Territorien und selbständige Stämme bedeutete, veränderte die Herrschaftsstrukturen
ebenso wie die veränderte wirtschaftliche Basis. Somit ist dem Historiker Peter Sluglett
einerseits zuzustimmen, wenn er feststellt:

„Die Monarchie, wie sie in der heutigen arabischen Welt existiert, hat wenig oder
nichts mit der islamischen oder älteren arabischen Tradition zu tun.“ (Sluglett
2005: 17)

Andererseits hätte eine komplette Loslösung von diesen Traditionen keine konsolidierte Herr-
schaft ergeben. Es mussten Elemente aufgenommen und nutzbar gemacht werden, die der

38 Zu seiner Person und seinem Werk siehe Kostiner 2002. Den Hinweis auf seine Inhaftierung liefert Jill Crystal
(1994: 266).

39 Für Kuwait stellt Jill Crystal (2005: 181) fest: „The State Security forces . . . arrive, set things right, and leave.
But the expansive state and the concomitant permanent public order remain.“
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Bevölkerung bekannt waren und von ihr akzeptiert wurden. Somit wurden die traditionalen
Bindungen und Werte von den Monarchen nicht zerschlagen, sondern in transformierter
Form in ihr Herrschaftssystem einbezogen.

Das Ergebnis ist ein Staatsaufbau, der eindeutig modernen Kriterien entspricht und
dessen Spitze die herrschende Dynastie stellt, die bei den dynastischen Monarchien (Saudi-
Arabien, Kuwait, Bahrain, VAE und Katar; s. Herb 1999) nicht nur den Monarchen, sondern
die zentralen Minister und die Provinzgouverneure stellt und somit ihre Herrschaft auf
viele Beine gestellt hat. In allen Monarchien sind Administrationen mit einer modernen
Bürokratie entstanden, die die Entscheidungen verarbeiten und die Politik implementieren.
Wie ich im folgenden Kapitel zeigen werde, spielt auch die moderne Rentiersökonomie eine
große Rolle bei der Sicherung der Herrschaft. Weitere moderne Elemente sind beratende
Versammlungen und Parlamente, die zwar, wie ich in Kap. 6 zeigen werde, nicht dem Ideal
des demokratischen Regierens entsprechen, aber dennoch eine wichtige Funktion in der
Sicherstellung von Responsivität und der Legitimation der Herrschaft spielen. Aber auch
diese sind mit Konzepten unterfüttert, die in der tribalen und islamischen Tradition verwurzelt
sind.
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Die arabischen Monarchen stehen im Mittelpunkt nicht nur der Politik in ihren Ländern,
sondern auch der Ökonomie und der Gesellschaft. Ihre Macht, ist hier durchaus im Sinne Max
Webers als die Chance definiert, „in einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen
Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht“ (Weber 1976: 28), gene-
rieren sie zu großen Teil aus der Nutzung ökonomischer und gesellschaftlicher Ressourcen.
Während ich im vorigen Kapitel die Elemente monarchischer Herrschaft untersucht habe
und dabei einen Fokus auf die Herkunft der Legitimität und ihre Modernisierung gelegt habe,
analysiere ich in diesem Kapitel schwerpunktmäßig diese Machtresourcen, die ihnen aktuell
zur Verfügung stehen. In der Wirtschaft wie der Gesellschaft sind die arabischen Monarchen,
ihre Familien und die angeschlossenen Eliten sehr aktiv. Der Fokus der Analyse liegt denn
auch darauf zu ermitteln, wie gut die Herrscherfamilien es verstehen, die verschiedenen
ökonomischen und gesellschaftlichen Teilbereiche in ihrem Sinne zu beeinflussen oder zu
lenken und welche Probleme dabei auftreten.

Dabei ist die ökonomische Basis von großer Bedeutung, die ich hier zunächst analysie-
ren werde. Die Konsolidierung der politischen Macht ging einher mit der Ausweitung der
ökonomischen Kapazität, die sich – bis auf Marokko und Jordanien – seit Mitte des 20. Jahr-
hunderts auf die Ausbeutung der Ölreserven stützt. Die Analyse der politischen Ökonomie,
d. h. vor allem auch, wie der Reichtum verteilt wird, wo Kapital akkumuliert wird und welche
Folgen und Probleme die Rentenökonomie mit sich bringt, nehme ich auf der Basis von
Sekundärdatenanalysen vor. Der zweite bedeutende Punkt ist die politische Kultur und das
gesellschaftliche Umfeld, in das die Monarchien heute eingebettet sind. Hier steht das Zusam-
menspiel von Machtausübung und Legitimationsgewinnung der Monarchen in der jeweiligen
Gesellschaft im Mittelpunkt. Welche Umgangsmodi gibt es mit der Zivilgesellschaft, mit
Oppositionsgruppen, mit der Presse? Was dient der Legitimation der Monarchen?

4.1 Politische Ökonomie

In seinem Buch The Moral Basis of a Backward Society zitiert der Politikwissenschaftler
Edward C. Banfield einen ehemaligen süditalienischen unterrangigen Carabinieri, der zu der
Zeit Ortssekretär der monarchistischen Partei war:

„A monarchy is the best kind of government because the king is then the owner
of the country. Like the owner of a house, when the wiring is wrong, he fixes
it. He looks after his people like a father. If you have a child, always you love
him more and do more for him than you would for others. It is in this way that
the king looks after his people. He wants them to love him. He loves them. In a
republic, the country is like a house that is rented. If the lights go out, well that’s
all right . . . it’s not his house. If the wall chips, well it’s not his house. The renter
does not fix it. So with the men who govern a republic. They are not interested in
fixing things. If something is not quite right and if they are turned out for it, well,
meanwhile they have filled their pocketbooks“ (Banfield 1958: 26).
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In dieser Aussage eines Mannes aus dem Volke verbirgt sich die Annahme, dass ein Monarch
aus seinem Eigeninteresse heraus sein Land ökonomisch geschickt lenkt und seine Bevölke-
rung davon profitiert. Dem widerspricht aber Bertrand de Jouvenel, der die Dialektik des
monarchischen Handelns aufzeigt:

„Der Monarch ist keineswegs von der Gemeinschaft dazu auserwählt worden, ih-
re Bedürfnisse zu befriedigen. Er ist ein dominierendes, parasitäres Element, daß
sich aus der Gruppe der dominierenden, parasitären Eroberer herausentwickelt
hat. Um aber seine Herrschaft zu einer dauerhaften und gewinnbringenden Ein-
richtung zu machen, muß er ein Verhalten an den Tag legen, das für die Mehrzahl
der Untertanen Vorteile mit sich bringt“ (Jouvenel 1972: 133).

Der konservativ-liberale Ökonom Hans-Hermann Hoppe1 präzisiert diese Position und argu-
mentiert, dass in Monarchien die Anreizstruktur für den Herrscher und seine Familie derart
ist, dass es in seinem Eigeninteresse ist, relativ weitsichtig zu sein und seine Bevölkerung
nur moderat zu besteuern (Hoppe 2002: 39). Die Begründung liegt darin, dass Monarchen
versuchen werden, ihren gesamten Reichtum zu mehren, d. h. den Wert ihres Eigentums und
ihr derzeitiges Einkommen (Hoppe 2002: 46), getreu der kapitalistischen Grundannahme,
dass Privateigentum an sich zu ökonomischer Kalkulation führt und Weitsichtigkeit fördert.
Somit wird ein „private ruler“ (= Monarch) sich nicht ausschließlich auf Steuereinnahmen
stützen, um seine eigenen Ausgaben zu decken. Er wird sich vielmehr, so Hoppe, auf Pro-
duktionsaktivitäten stützen und einen Teil seines Eigentums zur Produktion und Verteilung
normaler (= marktgängiger) Güter und Dienstleistungen verwenden, um dem Eigentümer
ein normales (= marktgerechtes) Einkommen aus Verkäufen zu sichern (Hoppe 2002: 19–20).
Mit anderen Worten: Monarchen investieren aus Eigeninteresse einen Teil ihres Vermögens
und tragen dadurch sowohl zur Prosperität ihrer Volkswirtschaften als auch zur Sicherung
der eigenen Existenz bei.

Stimmen diese Annahmen? Halten die Monarchen im arabischen Raum aus längerfristi-
gen Erwägungen „ihr Haus in Ordnung“? Oder dominiert das parasitäre Element, und die
„Gemeinnützigkeit“ wird auf das zum Machterhalt notwendige beschränkt? Nach welchen
Mechanismen funktioniert die politische Ökonomie in den Monarchien? Diesen Fragen werde
ich in diesem Unterkapitel nachgehen. Denn sowohl die Genese der Dynastien als auch die
derzeitige Funktionsweise der Monarchien und viele ihrer Probleme hängen eng mit der
jeweiligen wirtschaftlichen Basis zusammen (s. Luciani 1987: 63).

4.1.1 Der Rentierstaat

Die finanzielle Basis ist dabei ein wichtiges Kriterium. Prinzipiell gibt es zwei Arten der
Staatsfinanzierung: Renten und Steuern. Solange sich eine Autokratie (wie die arabischen
Monarchien) aus Renten – unabhängig von ihrer Herkunft – finanziert, so die These, kann
sie sich relativ leicht als regierende Instanz im Staat halten. Es besteht kein Bedarf für
die Regierung, sich die Akzeptanz der Bevölkerung für die Besteuerung zu erarbeiten. Je
niedriger die Steuern sind, desto weniger Grund hat die Öffentlichkeit, eine angemessene
Repräsentation zu fordern. Wenn aber Steuern zum Hauptquell der Staatsfinanzen werden,

1 Hoppe bewegt sich mit seinen antidemokratischen Ansichten und Thesen deutlich am rechten Rand des
politischen Spektrums und erhält Zustimmung und breitere Resonanz z. B. in der Jungen Freiheit (z. B. Baader
2004; Johannis 2005). Seine Überlegungen zur Logik von Monarchien sind jedoch aufgreifenswert.
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dann beginnt der Mechanismus des „no taxation without representation“2 zu wirken: Wird sie
besteuert, verlangt die Bevölkerung Mitspracherechte3. Dies geschieht nicht von heute auf
morgen, sondern ist ein langfristiger Prozess (der aber auch in einer Revolution kumulieren
kann), der mit einem Wandel der Legitimationsbasis einhergeht.

Alle arabischen Monarchien beruhen auf Rentenökonomien, d. h. das Renteneinkommen
und die damit verbundenen Verhaltensweisen dominieren die Wirtschaftsbeziehungen (Beb-
lawi 1990: 87)4. Die Rente ist dabei die Art des Einkommens, die generell für das Eigentum
an natürlichen Ressourcen (Grund und Boden bzw. auch das Meer, die darin vorkommenden
Schätze oder darauf erbauten Gebäude) gezahlt wird (ebd., 85).

Prinzipiell ist die Rente eine Einkommensart wie alle anderen (Lohn und Gehalt, Mehrwert
durch Verarbeitung, Handelsgewinne) auch. Ein Rentier erhält allerdings, etwas überzeichnet,
seinen Anteil am Produktionserlös, ohne im Produktionsprozess aktiv zu sein 5.

Rentenökonomien zeichnen sich dadurch aus, dass

• in ihnen die Rente den Hauptanteil des volkswirtschaftlichen Einkommens ausmacht
(keine „reinen Rentenökonomien“);

• sie auf externen Renten basieren, d. h. auf Einkommenszuflüssen aus dem Ausland;
somit kann die Wirtschaft des Landes ohne großen eigenen produktiven Sektor aus-
kommen;

• nur wenige an der Produktion der Rente und damit des Wohlstandes beteiligt sind; die
Mehrheit ist nur in der Verteilung und der Nutzbarmachung der Rente involviert und

• die Regierung der prinzipielle Empfänger der externen Rente ist und somit bei der
Verteilung der Rente eine wichtige Rolle spielt.

Die Rente erscheint auf den ersten Blick eine komfortabele Möglichkeit für eine Volkswirt-
schaft zu sein, Einkünfte zu generieren. Wenn der Rohstoff, wie das Öl der Golfstaaten, selbst
in ökonomischen Krisenzeiten nachgefragt wird, ist das Volkseinkommen relativ sicher. Und
wenn er auch noch so große Rentenströme generieren hilft, wie dies bei den Golfmonarchien
der Fall ist, können diese Einkünfte zur nachholenden Entwicklung eingesetzt werden. Eine
Besteuerung der Bürger ist dann nicht oder nur in einem geringen Umfang notwendig. So
stellt auch die Weltbank in einem Bericht fest:

„There is nothing wrong in trying to seek rents from natural resources. Problems
arise from poor rent allocation – that is, who captures the rents and the poor
management of those rents“ (Audinet et al. 2007: 21).

Aber eine Rentenökonomie hat auch Nachteile6. Ein wesentlicher ist, dass sich eine spezi-
elle Rentier-Mentalität entwickelt. Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass Einkommen und
Reichtum nicht auf Arbeit und Unternehmergeist zurückgeführt werden, sondern auf eher

2 Diese Formulierung geht auf die US-amerikanische Unabhängigkeitsbewegung um 1770 zurück. Die Kolonisten
protestierten damit gegen den Stamp Act, mit dem die Briten, vertreten durch das Parlament, in dem Kolonisten
keine Stimme hatten, ihren amerikanischen Kolonien eine Besteuerung auferlegen wollten.

3 Dies ist die Grundthese, wie sie z. B. Huntington (1991: 65) vorstellt. Sie hat jedoch verschiedene Ausprägungen
und Implikationen; s. Herb 2003b: 4–7 und Ross 2004: 230–236 für Überblicke über die unterschiedlichen
Denkansätze.

4 So lagen beispielsweise die Steuereinnahmen der VAE nach offiziellen Angaben 2003 bei 9,15 %, 2004 bei
9,80 %; zu über 90 % finanzierten sich die VAE also über Renteneinnahmen (Öl und Gas 73,67 % in 2003; 77,66 %
in 2004; eigene Berechnungen basierend auf den absoluten Zahlen des UAE Ministry of Information and Culture
2006: 79).

5 Das Gegenbild zum Rentier ist Schumpeters idealtypischer Unternehmer (s. Schumpeter 1975: 213–218).
6 Viele in der Forschung zum Rentierstaat genannten Nachteile führen Schuldt und Acosta 2006: 64–71 auf.
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zufällige Gewinne, und sich somit eine passive Konsumhaltung herausbildet. Der Zufall, der
die arabischen Staaten zu Rentierstaaten werden ließ, sind die Ölfunde seit den 1930er
Jahren (Beblawi 1990: 85–88).

In den arabischen Staaten gibt es zwei Arten von Rentierstaaten: Einmal die Ölstaaten,
die direkt von ihren Ölexporten profitieren. Zum Zweiten gibt es die Semi-Rentiers, die von
Entwicklungshilfeleistungen aus den Ölstaaten bzw. von westlichen Regierungen und von den
Transferzahlungen von im Ausland arbeitenden Staatsangehörigen abhängig sind. Hierfür
kann Jordanien als Beispiel gelten, dessen rentenbringender Zufall die Frontstaatensituation
zu Israel war und ist; die prowestliche Politik der Haschemiten zahlt sich durch Entwick-
lungsgelder aus (s. Schlicht 2006: 52). Außerdem arbeiten viele Jordanier in den reichen
Golfstaaten und unterstützen ihre Familien in der Heimat.

Die externe Generierung von Renten führt zu einer bestimmten Art der Einbindung in
die Weltwirtschaft. In der Wallersteinschen Terminologie gehören die erdölexportierenden
Golfstaaten zur Semi-Peripherie7, weil:

• sie ein deutlich höheres Einkommen pro Kopf haben als die anderen Staaten der Dritten
Welt, das sie in die Lage versetzt, ihre eigene Entwicklung maßgeblich mitzubestimmen
und sie zu echten Pufferstaaten zwischen Zentrum und Peripherie macht. Sie können
selber Teile ihres Einkommens weitergeben, sei es als Entwicklungshilfe z. B. an be-
freundete muslimische Staaten, oder aber, indem sie Arbeitskräfte aus Ländern der
Peripherie beschäftigen.

• sie einen Rohstoff in einem nur wenig weiterverarbeiteten Zustand mit besonderer
Bedeutung für die Zentrumsstaaten exportieren, der weder kurz- noch mittelfristig
befriedigend ersetzt werden kann. Das Erdöl ist das Schmiermittel der Weltwirtschaft,
und ein Großteil der Vorräte liegen im arabischen Raum. Deswegen stehen diese Staaten
viel mehr im politischen Fokus der OECD-Staaten als die anderen Rohstofflieferanten
aus der Dritten Welt, deren Nahrungs- und Genussmittel substituierbar sind oder
deren Erze, Edelsteine o. ä. Luxusartikel sind und auch von anderen Lieferanten in
ausreichender Menge geliefert werden können.8

Im Hinblick auf ihre Entwicklung haben Länder der Semi-Peripherie, so Elsenhans, einen
wichtigen Vorteil gegenüber den peripheren Staaten wie Marokko und Jordanien:

„Wenn der Begriff der Semi-Peripherie Wallersteins einen wissenschaftlich
ausweisbaren Sinn hat, dann besteht er gerade darin, daß für rentengestütztes
Aufholen Wirtschaften, die nicht allzuweit zurückliegen, größere Ressourcen ein-
setzen können, während sie zugleich gegenüber den führenden Ländern geringere
vergeudungsbedingte Verluste bei der Suche nach effizienten Investitionsmöglich-
keiten hinnehmen müssen.“ (Elsenhans 2001: 110)

Ein solches rentengestütztes Aufholen ist seit vielen Jahren das propagierte Ziel der Golf-
staaten und ihrer Herrscher. Hierbei lassen sich vier Phasen beobachten:

7 Die Analysekategorien Zentrum, Semi-Peripherie und Peripherie wurden vom führenden Welt-Systemtheoretiker
Immanuel Wallerstein in die wissenschaftliche Diskussion eingebracht (s. Wallerstein 1986).

8 Diese beiden Merkmale bestimmen laut Goldfrank (2000: 169) die ökonomische Seite von Semi-
Peripheriestaaten.
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1. Die ersten Ölrenten, die in größerem Maße nach dem Zweiten Weltkrieg zu fließen
begannen, wanderten nicht nur in die Hände der Regenten und ihrer verbündeten
Familien, sondern wurden von diesen zum größten Teil konsumiert. König Saud bin
Abdel Aziz in Saudi-Arabien kann als Verkörperung dieser Phase gelten. Zwar investierte
König Saud einen Teil der nun großen Einkünfte in den Aufbau einer Infrastruktur
(Schulen, Hospitäler), aber nicht annähernd genug, um die Bedürfnisse der Bevölkerung
zu decken (Lackner 1978: 60). Die Entwicklung des Landes war nachrangig.

2. Der starke Modernisierungsschub in den Golfmonarchien setzte in den 1960er Jahren
ein. Maßgebliche Faktoren waren das Öleinkommen, die massiven Modernisierungs-
bemühungen in den säkularen, arabisch-nationalistischen Ländern Ägypten (unter
Nasser), Syrien und Irak, die als Herausforderung und sogar als Bedrohung wahrge-
nommen wurden, die Förderung von Modernisierungsmaßnahmen durch die USA, die
Etablierung Israels als stärkstem Wirtschaftsfaktor in der Region und nicht zuletzt der
wachsende Druck aus der eigenen Bevölkerung, am Ölreichtum teilhaben zu wollen. Die
Revolution im Irak 1958 war dabei das Schreckensbild für alle Golfmonarchen. In dieser
Zeit bauten die Golfmonarchien Wohlfahrtsstaaten ganz besonderer Art auf: Wohlfahrt
wurde als Gegenleistung für Wohlverhalten gewährt; Akzeptanz wurde erkauft. Diese
Phase personifizieren König Faisal bin Abdel Aziz in Saudi-Arabien, Scheich Zayid bin
Sultan al-Nahayan in Abu Dhabi und den VAE oder, auf wesentlich weniger Öleinnah-
men zurückgreifen könnend, Sultan Qabus im Oman ab 1970. Insbesondere nach der
Ölpreissteigerung ab 1973 erzielten die arabischen Ölmonarchien immense Einkünfte,
die trotz einer Ausgabenlawine weder investiert, noch konsumiert werden konnten
und allein daher schon auf Bankkonten im Westen deponiert wurden (s. Yergin 1991:
775–777). Allerdings wirkten sich Ende der 1970er Jahre die Energiesparaktivitäten
und die Erschließung neuer Ölfelder in Mexiko, Alaska und der Nordsee in einem
sinkenden Ölpreis aus (s. Yergin 1991: 803–829); zudem hatte 1978 die Inflation den
größten Teil der Einkommenssteigerung in den Ölmonarchien wieder ausgeglichen
(Tétreault 2004b: 260) – ein erster kleiner Dämpfer für die verwöhnten Monarchien
und ihre Untertanen.

3. Die zweite Ölkrise9 nach der iranischen Revolution 1979 kann wiederum als Wende-
punkt gelten. Die Infrastruktur und die Grundbildung waren weitgehend eingerichtet,
die Einnahmen, so schien es, sprudelten trotz sinkender Tendenz bis 1985 auf hohem
Niveau weiter (s. Abb. 4.1) – und sie wurden in immer größere und teilweise unsinnige
Projekte gesteckt. Ein Beispiel ist die Einführung des Weizenanbaus in der saudischen
Wüste, die mit massiven Investitionen in Bewässerungsanlagen einherging und die
kargen Wasserresourcen ohne jegliche Rücksicht auf Nachhaltigkeit ausbeutete10. Ein
weiteres Beispiel für ökonomisch nicht sinnvolle Investitionen sind die horrenden Rüs-
tungsausgaben der Golfstaaten – oftmals wurde im Westen alle Arten von militärischer
Hochtechnologie teuer eingekauft, ohne die Systeme aufeinander abzustimmen. Daher
ist eine vernünftige Ausbildung der Soldaten und Wartung der Geräte kaum möglich;

9 Aus Sicht der Verbraucherländer war es eine Ölkrise; aus Sicht der exportierenden Länder wiederum eine
Boomphase.

10 So exportierte Saudi-Arabien 1988 über zwei Millionen Tonnen Weizen. Bis 2001 ist der Wert wieder auf Null
zurückgegangen (lt. FAO; http://faostat.fao.org – Zugriffsdatum 15.01.2008). Der Eigenbedarf konnte aber wei-
terhin gedeckt werden. Seit Januar 2008 wird das ursprünglich auf 30 Jahre angelegte Weizenanbauprogramm
eingestellt, um die Wasserresourcen zu schonen. Saudi-Arabien strebt bis 2016 an, seinen Bedarf an Weizen
komplett zu importieren (Karam 2008).
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Abbildung 4.1: Ölpreisentwicklung
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Exporting Countries 2007).

Teile der militärischen Hardware waren und sind folglich nicht einsatzbereit. Einige der
Anschaffungen erscheinen zudem als strategisch sinnlos11. Mit dem Sinken der Ölpreise
ab 1985 setzte Stagnation ein. Die Staatsquoten stiegen auf ein Niveau, das seit Anfang
der 1990er Jahre nicht mehr gehalten werden konnte. Aufgrund der Verbesserungen im
Gesundheits- und Bildungswesen und hoher Geburtenraten steigen die Bevölkerungs-
zahlen in allen Golfstaaten dramatisch – um ca. 2–3 % jährlich. Die Ölrenten reichten,
bei sinkenden Ölpreisen, nicht aus, um den Wohlfahrtsstaat, die Extravaganzen der
Staatsklassen und auch die Kosten des Zweiten Golfkrieges 1991 zu decken. In den
1990er Jahren wies z. B. Saudi-Arabien ein Haushaltsdefizit von beträchtlicher Höhe
auf (s. Henry und Springborg 2001: 179–180).

4. Seit 1998 ist der Ölpreis kontinuierlich gestiegen, und somit sind die Volkseinkommen
der erdölexportierenden Staaten, insbesondere ab 2003, entsprechend hinaufgeschnellt.
So stiegen die Einnahmen der GCC-Staaten insgesamt von geschätzten 145 Mrd. US-$
im Jahr 2003 auf 180 – 190 Mrd. US-$ 2004, was schon vor vier Jahren dazu beitrug,
dass deren Finanzsituation nach außen hin die gesündeste seit mehr als zwei Deka-
den war (so Siddiqi 2005: 34). Seitdem ist der Ölpreis nochmals, u. a. aufgrund der

11 Für Bahrain, Oman, Katar und die VAE zeigt dies Cordesman 1997.
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Tabelle 4.1: Ökonomische Basisdaten

Jahr: 2006
BIP (KKP) pro
Kopf in US-$

BIP
Wachstumsrate

in %

Inflationsrate
in %

Staatsver-
schuldung

(in % des BIP)

Währungs- und
Goldreserven
in Mio. US-$

Bahrain 25 600 7,1 2,1 31,0 2 818
Jordanien 5 100 6,4 6,2 69,8 6 979
Katar 29 800 7,1 11,8 26,8 5 393
Kuwait 23 100 12,7 3,0 8,2 12 680
Marokko 4 600 9,4 3,4 67,4 20 790
Oman 14 400 6,6 3,2 3,4 5 014
Saudi-Arabien 13 800 4,3 2,2 32,2 27 770
VAE 49 700 8,9 13,5 16,2 27 720

Quelle: CIA (1999–2007: 2007). Alle Werte sind Schätzungen.

gestiegenen Nachfrage aus China12 und Indien, auf über 90 US-$ gestiegen13, was eine
nochmalige Vervielfältigung des Einkommens der Ölmonarchien bedeutet, der sich in
den Wirtschaftszahlen niederschlägt (s. Tab. ). So ist das BIP pro Kopf seit 200314 trotz
des anhaltenden Bevölkerungswachstums in allen Ländern gestiegen; in den VAE hat es
sich mehr als verdoppelt. Alle Länder haben ihre Staatsverschuldung deutlich reduziert,
Saudi-Arabien z. B. von 94,6 % auf 32,2 %. Die Inflationsraten sind dagegen deutlich
gestiegen; in Katar und den VAE lagen sie 2006 in einer Größenordnung, die auf Dauer
stabilitätsgefährdend sein könnte. Mit dem neuerlichen Ölpreisboom lässt sich eine
Veränderung des Investitionsverhaltens der Erdölmonarchien konstatieren: Sie ver-
suchen durch eine Diversifizierung der Wirtschaft, sich neue Einkommensquellen zu
erschließen, und durch ein geschicktes Anlageverhalten einen Teil des eingenommenen
Vermögens strategisch und gewinnbringend über Staatsfonds anzulegen und somit dem
sofortigen Konsum oder der Investition in reine Prestigeprojekte zu entziehen. Dadurch
hoffen sie, Vorsorge für die Zeiten zu treffen, in denen die Ölrente nicht mehr so fließen
wird wie bisher.

Die Modernisierungsbestrebungen haben also im Gesundheits- und Bildungswesen, in der
Wirtschaft und der Infrastruktur große Erfolge gebracht. Dennoch bleibt ein Grundproblem
bestehen: Gerade die Golfmonarchien sind zu klein, um eine diversifizierte Wirtschaft zu
entwickeln (Luciani 1995: 220). Sie müssen also Strategien verfolgen, mit denen sie ihre
komparativen Vorteile gegenüber regionalen und weltweiten Konkurrenten nutzen und
ausbauen. Solche Entwickungs- und Modernisierungsstrategien wurden und werden in allen
untersuchten Ländern maßgeblich von der Staatsführung angestoßen. Zum einen fehlten der
Bevölkerung in der ersten und zweiten Phase nach den Ölfunden die notwendige Bildung
als auch das Startkapital, um von sich aus in der Breite, über die traditionellen Bereiche
hinaus, unternehmerisch tätig zu werden. Zum anderen flossen die Renten nach dem Zweiten
Weltkrieg zum größten Teil in den Staatssäckel, der von der privaten Kasse der Regierenden
immer noch kaum zu trennen ist (Henry und Springborg 2001: 169; Rodenbeck 2002: 15).
Dies bestimmte in den einzelnen Staaten die Herrschaftsstruktur (Perthes 2002: 289); die
Monarchen konnten zum Zentrum einer Staatsklasse werden und die Einkünfte so verteilen,
dass ihre eigene luxuriöse Lebensführung dadurch finanziert wird, aber auch das Land

12 Zu dessen zukünftiger Rolle als Ölkonsument s. kurz Aarts 2004: 12–13.
13 Am 03. Januar 2008 erreichte der Preis für den OPEC Spot Reference Basket mit 93,78 US-$ seinen bisherigen

Höchststand (Quelle: OPEC; http://www.opec.org/home/basket.aspx – Zugriffsdatum 15.01.08).
14 Alle Vergleichsdaten entstammen dem CIA 1999–2007: 2004.
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weiterentwickelt wird.

4.1.2 Herrscherfamilien als Kern der Staatsklassen

Der von Hartmut Elsenhans in die entwicklungspolitische Diskussion eingeführte Begriff der
Staatsklasse sieht die ausufernde, rentenfinanzierte Bürokratie in Entwicklungsländern als

„zentralisierte Klasse. Sie eignet sich Mehrprodukt kollektiv an und verschafft
sich als Apparat und nicht als einzelner Unternehmer finanzielle Ressourcen. Die
Konkurrenz auf dem Markt zwingt sie nicht, dieses Mehrprodukt zu investieren.
Sie kann es auch für eigenen Konsum verwenden, solange politische Systemstabi-
lität nicht akut bedroht ist“ (Elsenhans 1981: 122).

Zur Staatsklasse gehört derjenige, der

„kraft Amtes an der Aneignung von Mehrprodukt als Einkommen des Apparats,
an der Verteilung von solchem Mehrprodukt auf Konsum und Investitionen, an
Investitionsentscheidungen und an der Lenkung von Arbeit teilnimmt bzw. andere
leitende Aufgaben im Staatsapparat, den staatlichen Betrieben und den in den
Staat integrierten politischen und gesellschaftlichen Organisationen wahrnimmt“
(ebd.).

Jedes Mitglied der priviligierten Staatsklasse versucht nun, auch weiterhin der Klasse
anzugehören und deren Bestand zu erhalten (s. Simonis 1981: 113). Daher wird ein Teil der
Renten genutzt, um die Führer rivalisierender Klassen zu kooptieren und so die Stabilität
des Regimes zu sichern:

„Die so entstandenen Staatsklassen konnten relativ stabile politische Systeme
auf der Grundlage von Patronage und Klientelen bilden, allerdings immer neben
starken repressiven Apparaten, durch die sie ihre Machtpositionen aufrecht erhiel-
ten. Der Begriff der Staatsklassen ist für solche Strukturen deshalb gerechtfertigt,
weil die politisch-ökonomische Basis der Aneignung des Überschusses auf der
Kontrolle des Staatsapparates beruht.“ (Elsenhans 2001: 141)

Der Erfolg der Staatsklasse hängt langfristig davon ab, wie viel Legitimation sie mit die-
ser Politik erreichen kann. Die Staatsklasse hat ein „reformistisches Interesse . . . an der
Überwindung von Unterentwicklung“ (Simonis 1981: 113); somit ist Elsenhans optimistisch,
dass sie die Unterpriviligierten für sich gewinnen kann. Insgesamt stehen die Staatsklas-
sen in einem Zwiespalt zwischen der weiteren Selbstprivilegierung und dem Zwang, den
gesellschaftlichen Druck abzufedern und Massenloyalität zu gewinnen. Abb. 4.2 zeigt diesen
Mechanismus schematisch. Hartmut Elsenhans erläutert den Mechanismus, der dazu führt,
dass Staatsklassen die Entwicklung ihrer Länder vorantreiben möchten:

„Selbstprivilegierung und Legitimationszwang führen zu einer zyklischen Ent-
wicklung der Politik von Staatsklassen in bürokratischen Entwicklungsgesellschaf-
ten. Dominante Segmente tendieren zu verstärkter Privilegierung und sichern
diese Politik durch Bündnisse mit anderen gesellschaftlichen Gruppen ab. Verbün-
dete sind um so wertvoller, als sie über eigene Ressourcen verfügen (ausländische
Unternehmer, lokale Gruppen mit Ressourcen, einheimische Unternehmer, Agrar-
kapitalisten). Da die Zahl solcher Partner begrenzt ist, bleiben rivalisierenden
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Abbildung 4.2: Staatsklassen
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Segmenten manchmal als Partner nur die Unterprivilegierten. Um ihren eigenen
Aufstieg durchzusetzen, entwickeln sie Programme im Namen und im Interesse
auch der Armen. Gelingt ihnen die Ersetzung bisher dominanter Segmente, z. B.
aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten, wird zumindest vorübergehend die
Tendenz zur Selbstprivilegierung eingeschränkt. Es entstehen Möglichkeiten für
Reformen, übrigens auch durch die Abwehr solcher Versuche seitens dominanter
Segmente: Staatsklassen können Krisen voraussehen und sind ’reformfähig’.“
(Elsenhans 1984: 65)

In den Ölmonarchien am Golf und den Semi-Rentiers Marokko und Jordanien gehören die
Monarchen und die Herrscherfamilien nicht nur zur Staatsklasse, sondern sie sind der
Kern, um den herum sie sich ausbildet. Kostiner und Teitelbaum (2000: 135) bezeichnen die
saudische Königsfamilie als „an embryo government in a state with growing capacity“. Die
Staatsbürokratie ist geradezu aus der Notwendigkeit entstanden, das Renteneinkommen aus
den Öleinnahmen nicht nur in die Privatschatulle der Herrscherfamilie zu lenken, sondern
die Entwicklung anzustoßen und die Legitimationsbasis über eine, wie in Saudi-Arabien
unter König Faisal massiv propagierte und verfolgte, Entwicklungspolitik zu verbreitern.
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So gründete König Faisal zwanzig Ministerien und etablierte eine bürokratische Ordnung
mit dem Hauptziel, die Herrschaft der al-Sauds zu sichern. Somit wurde die Monarchie in
„Faysal’s Order“ zum politischen Zentrum, zum größten ökonomischen Unternehmer, zum
Verteiler des Wohlstandes und zum Planer von Saudi-Arabiens Zukunft (Kostiner 2000a: 136).

Khaldoun al Hassan al-Naqeeb sieht das Hauptmerkmal, das sich aus der Entwicklung des
Rentierstaates in der Golfregion ergibt, darin,

„that the national economy of this kind of state does not depend directly on
oil but indirectly on the state expenditure arising from oil concessions. Public
spending becomes the primary channel through which oil revenues are distributed
to society in the Gulf monarchies. Here the central role of the state becomes
evident . . . in the social and economic life of the population. The state possesses a
great deal of surplus capital . . . which leads to heavy interference in the economy
through a monopoly on financing which sees the monarchies, in the guise of the
state, initiate and guarantee the majority, if not all, of commercial and industrial
projects“ (zit. in: Ismael 2001: 340).

Da das Renteneinkommen extern erwirtschaftet wird, erhält der Staat in den Erdölmonarchi-
en die Rolle des Vermittlers zwischen der kapitalistischen Weltwirtschaft und der inländischen
Ökonomie und Gesellschaft (Khalaf 2003b: 544). Die zentrale Rolle des Staatssektors in den
Erdölrentierstaaten zeigt sich insbesondere, wenn man die Finanzströme betrachtet (s. Abb.
4.3). Der Großteil des Volkseinkommens wird durch Ölexporte erwirtschaftet. Der Erlös geht
zwar zunächst an die exportierenden Firmen, die aber a) im Eigentum des Staates sind15

und/oder die b) einen großen Teil dieses Erlöses über Steuern, Abgaben und Gewinn- bzw.
Umsatzbeteiligungen an den Staat abführen müssen. Dieser und damit die Staatsklasse ist
somit Hauptdistributor des Einkommens, wobei ein nicht unwesentlicher Anteil wieder als
Kapitalexporte oder als Preis für Direktimporte und Rüstungsgüter ins Ausland zurückfließen.
Ebenso wird ein Teil der Ölrenten im Ausland gewinnbringend angelegt, was neue Arten von
Renteneinkommen generiert (Zinsen und Dividenden). Im Inland beteiligt sich die Regierung
an ökonomischen Projekten und kauft Güter auf dem lokalen Markt, und sie zahlt Löhne und
Gehälter an die sehr zahlreichen Beschäftigten im extrem großen Staatsektor und sonstige
Transferleistungen an alle Privathaushalte (Abdel-Fadil 1987: 86). Da in den Golfstaaten
die Exekutiven durch die Herrscherfamilien dominiert werden, können sie durch die Um-
verteilung des Öleinkommens die heimische Wirtschaft und den Privatkonsum in einem
starken Ausmaß beeinflussen. Politisch bedeutet dies, dass die Eliten genügend ökonomische
Ressourcen einsetzen können, um ergänzende, zwischen Staat und gesellschaftlicher Basis
tätige Vermittler mit fast jedem sozialen Hintergrund rekrutieren können. So können die
herrschenden Familien durch eine gezielte, die Loyalität berücksichtigende Vergabe von
Investitionen sowohl die Wirtschaft beeinflussen als auch politische Unterstützung gene-
rieren. Für die Unternehmer gilt, dass der regelmäßige Zugang zum Majlis von einzelnen

15 Die Ölmonarchien haben zwar niemals formal die Ölgesellschaften verstaatlicht, die, wie die Aramco als Joint
Venture der US-Firmen Socal und Texaco oder der Kuwait Oil Company mit den Eigentümern Gulf Oil (USA)
und Anglo-Iranian (Yergin 1991: 520, 529 und passim), häufig aus Kooperationen mehrerer westlicher Ölfirmen
entstanden. Allerdings übernahmen sie schrittweise die volle Kontrolle über die Produktion und die Investions-
entscheidungen (Gause 1994: 51–52; s. zur KPC Audinet et al. 2007: 32–33). So war die Nationalisierung von
Aramco im März 1980 abgeschlossen; bekannt gegeben wurde sie erst ein halbes Jahr später (Lacey 1983: 492).
Zu 100 % im Staatseigentum sind neben Saudi Aramco QP (Katar), KPC (Kuwait) und Adnoc (VAE). Der Oman
ist zu 60 % Eigner der PDO (Audinet et al. 2007: 27).
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Abbildung 4.3: Finanzströme in Erdölrentierstaaten

Quelle: nach Abdel-Fadil 1987: 87.

oder – vorzugsweise – allen Mitgliedern der herrschenden Familie eine extrem wichtige
Voraussetzung für ökonomischen Erfolg ist (s. Khalaf 2003b: 553).

In den Semi-Rentierstaaten Jordanien und Marokko sind es die Einnahmen aus Entwicklungs-
und Militärhilfe, die über den Staat distribuiert werden. Der zweite große Posten externer
Mittel, die Kapitaltransfers von Arbeitern aus den westlichen Industrieländern und den Golf-
staaten, wird dagegen über die privaten Haushalte in die heimische Ökonomie eingespeist.
Somit ergibt sich aus zwei Gründen eine weniger starke Position des Staates in der Ökonomie
als bei den Ölrentiers: a) Die von Marokko und Jordanien erzielten externen Renten sind
um ein Vielfaches geringer und b) die Privathaushalte verfügen direkt über die von den im
Ausland lebenden privaten Rentenzahlern gesendeten Mittel. Somit ist die wirtschaftliche
Abhängigkeit von der Staatsklasse etwas weniger groß, deren Steuerungsmöglichkeit kleiner
und die für eine nachholende Entwicklung einsetzbaren Mittel wesentlich geringer als in den
Ölmonarchien.

Für die Semi-Rentiers Jordanien und Marokko sind die politischen Renten, d. h. in beiden
Fällen die Entwicklungs- und Militärhilfezahlungen westlicher Industrieländer und der Öl-
monarchien von großer Bedeutung (s. Tab. 4.2) . In der Summe erhielt Jordanien allein von

Tabelle 4.2: Entwicklungshilfe

Entwicklungshilfe in Mio. US-$
(Jahr)

Bahrain 103,9 (2004)
Jordanien 752,0 (2005, geschätzt)
Marokko 651,8 (2005)
Oman 30,68 (2005)

Quelle: CIA 1999–2007: 2007 – Zugriffsdatum 16.01.08.
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Tabelle 4.3: Entwicklungshilfeleistungen der USA an Jordanien

Finanzjahr Gesamtsumme
in 1000 US-$

1952 – 1960 184.600
1961 – 1970 311.800
1971 – 1980 720.900
1981 – 1990 414.900
1991 – 2000 810.200
2001 – 2007 2.586.525
Gesamt 5.028.925

Quelle: USAID in Jordan Homepage; http://jordan.usaid.gov/budget.cfm; Zugriff 17.03.06.

den USA seit 1952 über fünf Milliarden US-$ an Entwicklungshilfe, wobei vor allem die große
Zunahme in den Jahren seit 2001 auffällt (s. Tab. 4.3 ), die im Zusammenhang mit den Anti-
Terrormaßnahmen und der US-Invasion 2003 im Irak steht, die Jordanien unterstützte. Eine
Aufstellung der US-Hilfezahlungen, aufgeschlüsselt nach unterschiedlichen Programmen
(http://middleeastdesk.org/article.php?id=107&printsafe=1 – Zugriffsdatum 16.01.2008),
belegt dies eindrucksvoll: Während 2001 die US-Militärhilfe noch 76,5 Mio. US-$ betrug,
waren es 2003 606,4 Mio. US-$. Seit 2006 pendelte sie sich bei ca. 210 Mio. US-$ jährlich
ein. Auch die Wirtschaftshilfe der USA an Jordanien stieg deutlich an. Insgesamt erhielt
Jordanien öffentliche Entwicklungshilfe von 103 US-$ pro Kopf (2002; Weltbank 2005: 314).
Die USA stellen dabei über zwei Drittel der jährlichen Entwicklungshilfe, was die finanzielle
Abhängigkeit Jordaniens von den USA deutlich macht. Dies beeinflusst sowohl die Innen- wie
die Außenpolitik des Landes:

„The link between internal and external interests can thus be found in the
political economy of Jordan: as a result of its lack of natural ressources, small
population, and small size, Jordan relies heavily on external sources of revenue to
fund its government and maintain living standards. First Britain, then the United
States, and then Arab states of the Persian Gulf were the primary aid providers.“
(Sasley 2002: 38)

Marokko profitiert von seiner strategisch bedeutenden Lage am Eingang des Mittelmee-
res. Zu Zeiten des Kalten Krieges war die Kontrolle der Straße von Gibraltar für die US-
Streitkräfte wichtig, insbesondere für ihre Sechste Flotte. Daher erhielt Marokko seit
1975 mehr als ein Fünftel der von den USA für Afrika gezahlten Entwicklungshilfe; al-
lein an Militärhilfen erhielt es über eine Milliarde US-$ (Zoubir und Benabdallah-Gambier
2005: 188). Die militärische Bedeutung ließ zwar nach dem Zusammenbruch des Ost-
blockes nach; an seine Stelle trat die von der EU und deren Mitgliedsländern finanzier-
te Rolle als Abfangstation gegen Migranten aus Afrika16 und als Partner im Kampf ge-
gen den internationalen islamistischen Terrorismus, insbesondere nach den Anschlägen
in Madrid 2003. Auch die USA unterstützen die Terrorbekämpfung finanziell (s. http:
//middleeastdesk.org/article.php?id=122&printsafe=1 – Zugriffsdatum 16.01.08). Diese Hilfs-
leistungen werden zwar nicht alle direkt an den marokkanischen Staat gezahlt, aber die
Mitglieder der Staatsklassen, die mit den Mitgliedern des Makhzen stark überlappt, haben

16 So gewährte allein Spanien im Jahre 2003 Marokko ein Hilfsvolumen von 400 Mio. €, auf drei Jahre verteilt. Als
Gegenleistung verbessert Marokko seine Grenzsicherungen (Lutterbeck 2006: 72).
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die besten Positionen, sich diese Leistungen anzueignen und sie über die neopatrimonialen
Verteilungsstrukturen in den Wirtschaftskreislauf einzubringen.

4.1.3 Neopatrimonialismus: Verteilungs- und Herrschaftsinstrument

Die Verteilung der Werte, die sich die Staatsklasse aneignet, erfolgt über neo-patrimoniale
Beziehungsmuster. Ursprünglich diente Patrimonialismus als Erklärungsansatz für den
Übergang vom feudalen zum modernen Staat in Europa. Max Weber generalisierte Anfang
des 20. Jahrhunderts die Theorie und definierte:

„Wo nun der Fürst seine politische Macht, also seine nicht domaniale, physischen
Zwang gegen die Beherrschten anwendende Herrschaft über extrapatrimoniale
Gebiete und Menschen: die politischen Untertanen, prinzipiell ebenso organisiert
wie die Ausübung seiner Hausgewalt, da sprechen wir von einem patrimonial-
staatlichen Gebilde“ (Weber 1976: 585).

Die Position des Monarchen, die Form der Herrschaftsbeziehung und des Staates sind dabei
von besonderer Bedeutung:

„Gegen die Aspirationen der ihm gefährlichen privilegierten Stände spielt der
Patrimonialismus die Massen aus, welche überall seine gegebenen Anhänger
gewesen sind. Nicht der Held, sondern der ’gute’ Fürst war überall das Ideal,
welches die Massenlegende verklärt. Der patriarchale Patrimonialismus hat sich
daher als Pfleger der ’Wohlfahrt’, der Untertanen vor sich selbst und vor diesen
zu legitimieren. Der ’Wohlfahrtsstaat’ ist die Legende des Patrimonialismus, er-
wachsen nicht auf der freien Kameradschaft angelobter Treue, sondern auf der
autoritären Beziehung von Vater und Kindern: der ’Landesvater’ ist das Ideal der
Patrimonialstaaten.“ (Weber 1976: 652)

Wenn diese Herrschaftsprinzipien „unter den veränderten, auch territorial erweiterten
Bedingungen moderner staatl(icher) Strukturen“ (Meyns 2002: 141) praktiziert werden,
spricht man vom Neopatrimonialismus. Für die arabischen Länder hat Hisham Sharabi
das Verhältnis zwischen Patrimonialismus und Moderne untersucht und kommt zu einer
differenzierteren Aussage: Die patriarchalischen Strukturen der arabischen Gesellschaft
wurden eben nicht wirklich modernisiert oder ersetzt, sondern verstärkt und bestehen immer
noch in einer deformierten, ’modernisierten’ Form (Sharabi 1988: 4). Die vorherige, unter
den Osmanen praktizierte Form des Patrimonialismus wurde in den arabischen Ländern
unter dem Einfluss der europäischen Modenität transformiert (ebd., 22).

Neopatrimoniale Strukturen sind in den heutigen arabischen Ländern weit verbreitet. Der
„Rote Prinz“ aus Marokko, Moulay Hischam al-Alawi, bemerkt dazu:

„Das Verhältnis zwischen dem Familienoberhaupt, einer zugleich autoritären
und großzügigen Figur, und dem geschützten, abhängigen und willfährigen Kind
ähnelt dem zwischen Regierenden und Untertanen. In der arabischen Welt ist
das Staatsoberhaupt oft der ’Vater der Nation’. Die rechtlich festgelegten So-
zialleistungen erscheinen so als ’persönliche Gesten der Großzügigkeit’ eines
Machthabers und nicht als Vorteile, die einer Gemeinschaft von einer Regierung
zugestanden worden sind. Gunstbezeugungen können jedoch jederzeit wieder
zurückgenommen werden“ (Al-Alawi 1995).
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Die Funktionsweise des neopatriarchalen Herrschafts- und Verteilungssystems beruht also
auf der allgemeinen Unsicherheit, ob gewährte Vorteile wie Geldzuweisungen, Arbeitsplätze
oder Statussymbole nicht gestrichen werden (s. Wimmer 1996a: 19–20). Der Monarch in den
arabischen Monarchien ist dabei das Zentrum einer Elite, die (in der Theorie) zersplittert ist
(ebd.) und um dessen Gunst buhlt.

„To the extent that Morocco is a patrimonial system and the King is ruler for
life, rewards, promotions, and demotions within the administrative and military
spheres are dependent upon the will of the monarch. Only in this way can he
assure his relevance to the system,“ stellt John Waterbury (1973: 553) fest.

So hängt die Zusammensetzung der Elite in Jordanien wesentlich davon ab, wem der Kö-
nig Positionen und Stellungen zuweist. Nach der Thronfolge von Hussein zu Abdallah II.
kam es zu einer Umstrukturierung der Eliten; Wirtschaftsfachleute rückten in den engeren
Herrschaftszirkel auf (Bank und Schlumberger 2004: 43–44). Auch die politischen Spit-
zenpositionen werden nach neopatrimonalen Mustern bestimmt. Der häufige Wechsel des
Premierministers und der Regierung in Jordanien entspricht diesem Herrschaftsmuster, das
im gesamten arabischen Raum tief verwurzelt ist:

„. . . the leading socio-cultural ideology is that of a patriarchal family. The people
are members of a large, family structure. The ruler is the patriarch. He has
obligations to provide for his extended clan or his ’flock’, which he does through
’rentier’ policies. The people are required, in return, to recognize the patriarchal
hierarchy, the prestige and the sovereignty of the ruler. They are also therefore
required to obey the family’s rule and maintain its conservative aura“ (Kostiner
2002: 219).

Das Bild des Landesvaters benutzen die untersuchten Monarchen gerne. Die offizielle Biogra-
phie des langjährigen Herrschers von Dubai, Scheich Raschid bin Said al-Maktum17, trägt
den Titel „Father of Dubai“. Der Autor beginnt seine Erzählung damit, wie „their patriarch“
(Wilson 1999: 17) im Kreise seiner gesamten Familie stirbt. Im weiteren Verlauf wird immer
wieder die familiäre Einigkeit betont, z. B. als Raschid de facto Regent für seinen Vater Said
war:

„And while Sheikh Saeed became less visible in his son’s aggressively moder-
nising Majlis, traditional respect ensured that when it came to major decisions,
Sheikh Saeed was always fully briefed and consulted by his son“ (Wilson 1999:
90).

Dieses traditionelle Verhalten, das Alter zu ehren und sich selbst sogar soweit zurückzu-
nehmen, dass man offiziell weiterhin in zweiter Reihe hinter einem Monarchen steht, der
selbst nicht mehr zum Regieren fähig ist, findet sich oft in den Golfmonarchien. In Saudi-
Arabien hatte Kronprinz Abdallah seit 1995 de facto die Regierungsgeschäfte inne, doch in
der offiziellen Propaganda repräsentierte König Fahd trotz seiner großen gesundheitlichen
Probleme nicht nur, sondern regelte aktiv die Regierungsgeschäfte. In Kuwait galten sowohl

17 Offiziell wurde Scheich Raschid erst nach dem Tode seines Vaters Said bin Maktum al-Maktum im Jahr 1958
zum Emir ernannt; er führte die Regierungsgeschäfte de facto aber seit 1939 und bis zu seinem Tode 1990; s.
Peck 1990; Scharfenort 2004b: 210–214.
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der Emir Jabir als auch der Kronprinz Sa’d in ihren letzten Amtsjahren als gebrechlich o. V.
(1999b, 2001). Doch auch hier blieb der eigentliche Regent, Prinz Sabah bin Ahmad al-Sabah
trotz der Ankündigungen von Änderungen der Thronfolge offiziell auf seiner Position als
zweiter Thronfolger und somit dritter Mann im Staat. Hinter diesem Verhalten steht fami-
lienintern die Notwendigkeit, die Herrscherfamilie als geschlossene Einheit nach außen zu
präsentieren; ein Hervorpreschen über die vorher vereinbarte Position hinaus würde den
Konsensus über die Machtverteilung in Frage stellen und von anderen Flügeln der Familien
nicht goutiert werden. Ebenso spielen die psychologischen Grundlagen der patrimonialen
Herrschaftsstruktur eine Rolle: Der Vater (Patriach) dominiert über das Kind und die Familie.
Analog existieren zwischen Herrscher und Untertanen ausschließlich vertikale Beziehungen;
der Wille des Patriarchen ist der absolute Wille, sowohl in der Familie wie auch in der
Gesellschaft vermittelt durch einen erzwungenen Konsens aus Ritual und Unterdrückung
(so Sharabi 1988: 7). Solange ein greiser Patriarch nicht von sich aus seine Position auf-
gibt, muss der Nachfolger gehorchen und warten – sofern er nicht einen anderslautenden
Familienkonsens erwirken kann (s. Kap. 5.1.4).

Der von Max Weber, Moulay Hisham al-Alawi und Joseph Kostiner angesprochene Aspekt
des Wohlfahrtsstaates spielt in Monarchien eine bedeutende Rolle:

„It is to monarchy with its paternalistic and patriachal ethos that the institutions
of beneficence and welfare belong, and not the individualistic, free enterprise,
competitive and mercantile republican states“ (Springborg 1994: 85).

Somit können neopatrimoniale Herrschafts- und Verteilungsmuster zu positiven Ergebnissen
für die Untertanen und die Herrscher18 führen:

„The rulers (in Kuwait und Katar, H.E.) have been careful to distribute revenues
in politically useful ways. The benefits of oil have trickled down to all nationals,
even the poorest. They are today healthier, better housed, better educated, and
better fed than ever before, and they know that the state is directly responsible“
(Crystal 1990: 10).

Die politische Theoretikerin Patricia Springborg kommt in ihren Überlegungen zum Zusam-
menhang zwischen ökonomischer Basis und Monarchie zu folgenden Schlüssen:

„Regnal rule is rule by the royal household and the bureaucratic hierarchy to
which it gives rise. It conforms to the model of the oikos, an essentially household
economy, as the term homo oeconomicus suggests. Economic activity in the
modern sense, the application of labour to raw materials to produce commodities
with exchange value, is undertaken both to improve one’s social position and the
obverse of this phenomenon: to maintain social distance. The proximate goals
for which wealth is merely instrumental are preservation, demonstration and,
if possible, improvement of social status conceived hierarchically.“ (Springborg
1994: 78)

18 Diese entstehen allerdings nicht aus einem paternalistischen oder patriarchalen Ethos der Monarchie, sondern
daraus, wie Ressourcen begriffen werden: „The spiritual and material goods of the earth are conceived as
channelled through intermediaries who command the passage between the sacred and the secular realms“
(Springborg 1994: 85). Somit spielt die religiös-ideologische Komponente auch in der Ökonomie eine wichtige
Rolle.
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Ein solches Verhalten lässt sich heute besonders in den Golfmonarchien auf allen Ebenen
beobachten. Die Staatsbürger, die direkt von den Öleinkommen oder der Verteilung des
Wohlstandes über den Staat profitieren, versuchen, die Distanz zu denjenigen, die die Arbeit
verrichten, nämlich den Arbeitsmigranten aus ärmeren arabischen Ländern oder Südasien
möglichst groß zu gestalten (s. Longva 2005: 122–125). Und viele für uns wirtschaftlich
unsinnig erscheinende Projekte, wie z. B. der Wettstreit zwischen den saudischen Prinzen
Al-Waleed bin Talal al-Saud und Bandar bin Saud bin Khaled al-Saud um den Bau des
ersten und des höchsten Wolkenkratzers in Riad19, sind vom zweiten Grund motiviert:
Der Besitzer möchte seinen sozialen Status und sein Ansehen in der Gesellschaft durch die
außergewöhnliche Leistung verbessern. Somit sind viele Investitionsentscheidungen politisch-
strategisch und nicht ökonomisch begründet. Es geht um die Sicherung und den Ausbau
der persönlichen Machtstellung des Patrons. Der persönliche Wohlstand wird durch die
strategischen Ausgaben und Investitionen zum Erwerb von Macht eingesetzt (s. Waterbury
1973: 544).

Diesen neopatrimonialen Sozial-, Herrschafts- und Wirtschaftsbeziehungen haftet nicht
zu Unrecht der Ruf an, ein landesweites System der Korruption auszubilden. Korruption
ist hierbei definiert als Missbrauch öffentlicher Macht und Einfluss für private Zwecke.
Dabei kann das Verhalten direkt rechtswidrig sein oder es wird aus normativen Gründen
als korrupt angesehen (Waterbury 1973: 533). Eine solche analytische Differenzierung
ist sinnvoll, wenn die Gesetze und die sozialen Normen nicht deckungsgleich sind. Wie
Waterbury (1973) und Denoeux (2007) für Marokko zeigen, sind die Monarchien aufgrund
ihrer zentralen Stellung im Wirtschaftsleben dort nicht die politischen Korrektive, die effektiv
gegen Korruption einschreiten können. Hinzu kommt die neopatrimoniale Denkweise in der
gesamten Bevölkerung: Selbst wenn es moderne Gesetze gegen Korruption gibt, gebietet es
die tradierte tribalistische Sichtweise einem Amtsinhaber, Verwandte oder Mitglieder des
eigenen Stammes oder Clans zu bevorzugen und zu unterstützen. Die gesellschaftliche Norm
begünstigt Korruption.

Korruption ist in der gesamten Region des Nahen und Mittleren Ostens weit verbreitet und
Teil des alltäglichen Lebens (s. z. B. Bensahel 2004: 23). Ein Blick in den jährlichen Corruption
Perception Index der NGO Transparency International zeigt dabei aber, dass das Problem
der Korruption in den arabischen Monarchien etwas weniger ausgeprägt ist als in den
Republiken. Sechs der acht untersuchten Länder liegen im obersten Drittel der Länder mit
der wenigsten Korruption (Plätze 28 – 42, s. Tab. 4.4), wobei die Differenz zu den weltweiten
Spitzenreitern recht groß ist. Saudi-Arabien und Marokko platzieren sich im Mittelfeld,
gleichauf mit Syrien und Ägypten. Deutlich dahinter sind der Iran, Algerien, der Libanon,
Libyen, die Palästinensische Autonomiebehörde, der Jemen und der Irak zu finden. Einzig
Tunesien liegt auch im Bereich der ersten sechs Monarchien. Der Vergleich macht deutlich,
dass die arabischen Monarchien, vor allem Marokko und Saudi-Arabien, deutliche Probleme
mit Korruption haben, wenngleich weniger stark, als die anderen Staaten in der Region.

19 In der Fernseh-Reihe „Wunderbare Welt“ wurde dieser Wettlauf dokumentiert (3Sat, 17.05.2006, 16.30 Uhr; s.
Leja 2005). Al-Faysalia, das von Sir Norman Foster geplante 320 Mio. US-$-Projekt von Prinz Bandar und der
King Faisal Foundation, deren stellvertretender Managing Director er ist (s. deren Homepage http://www.kff.com
– Zugriffsdatum 21.01.08) wurde zuerst fertiggestellt. Das 302 Meter hohe Kingdom Centre, in der Prinz Al-
Waleeds Kingdom Holding ihren Hauptsitz hat, übertrifft Al-Faysalia allerdings um gut 30 Meter in der Höhe
(Leja 2005).

Ein weiteres Beispiel für den Bauwahn und das Konkurrenzdenken saudischer Prinzen und Prinzessinnen
sind deren überdimensionierte Paläste in Saudi-Arabien und an vielen anderen Orten. Ein Beispiel hierfür
inklusive Grundriss präsentiert Reuter 1999.
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Tabelle 4.4: Korruption

CPI-Wert 2004 Rangplatz
weltweit

Bahrain 5,8 34
Jordanien 5,3 37
Katar 5,2 38
Kuwait 4,6 42
Marokko 3,2 77
Oman 6,1 28
Saudi-Arabien 3,4 71
VAE 6,1 29

Quelle: Transparency International Corruption Perceptions Index (CPI) 2004. URL http://www.transparency.org/cpi/
2004/cpi2004.en.html – Zugriffsdatum 27.05.05. Der Wert des Corruption Perception Index (= CPI) liegt zwischen
10 (sehr sauber) und 0 (sehr korrupt). Insgesamt 146 Staaten wurden untersucht.

Die Vermutung, dass die monarchische Regierungsform aufgrund ihrer neo-patrimonialen
Struktur der Korruption Vorschub leistet, kann hiermit aber nicht ausgeräumt werden. Es
ist zwar so, dass gerade Monarchen wie der omanische Sultan Qaboos oder die Emire von
Dubai und Abu Dhabi um einen langanhaltend guten Ruf ihrer Länder in der Geschäftswelt
bemüht sind und daher die Korruption recht effektiv bekämpfen. Problematisch ist jedoch
die enge personelle und institutionelle Verknüpfung der Staats- und der Wirtschaftsebene
mit den Herrscherhäusern, wie sie z. B. in Marokko zu finden ist, wo der König gleichzeitig
der größte Unternehmer und der größte Landeigentümer ist (Denoeux 2007: 136). Dies
kann Korruption begünstigen, und zwar nicht nur, wenn innerhalb des Herrscherhauses
hauptsächlich der eigene persönliche Vorteil im Mittelpunkt steht, wie bei vielen Mitgliedern
der al-Sauds. Der saudische König hat zwar große Möglichkeiten der Patronage mit Geld,
Ämtern und Beziehungen, aber er muss, um die Unterstützung der königlichen Familie zu
behalten, sehr viel an seine Geschwister, deren Kinder und viele andere Verwandte verteilen
(Henry und Springborg 2001: 180). Selbst wenn nicht der persönliche Vorteil Einzelner
im Mittelpunkt steht, entstehen in den neopatrimonialen Monarchien „(l)anggegliederte
hierarchische Netzwerke klientelistischer Beziehungen“, die das ganze Land überziehen
und „eine Unzahl von persönlichen Abhängigkeiten aufbauen, über welche sich das Regime
auch legitimiert“ (Wimmer 1996a: 19). Für Marokko Anfang der 1970er Jahre stellte John
Waterbury (1973: 534) fest: „. . . free-floating corruption is manipulated, guided, planned,
and desired by the regime itself.“ Und auch im Jahr 2007 sieht Denoeux (2007: 134–135)
die marokkanische Gesellschaft immer noch als ein gigantisches Patronagesystem mit dem
König an der Spitze an.

Das finanzielle Ausmaß der Korruption ist gewaltig. Schätzungen besagen z. B., dass bei
militärischen Vertragsabschlüssen mit Saudi-Arabien fünf bis vierzig Prozent der Vertragss-
umme als „Kommission“ zu veranschlagen sind; bei Verträgen im nicht-militärischen Bereich
ist es wohl etwas weniger (s. Kanovsky 2003).

„If these figures are reasonably accurate, they imply that in 1995 – 2000 about
one-fifth of Saudi oil export revenues ended up in the private pockets of some
corrupt members of the royal family and their associates“ (Kanovsky 2003).
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Tabelle 4.5: Im Ausland lebende und arbeitende Jordanier

Jahr
Im Ausland lebende

Jordanier
Aktiv im Ausland

arbeitende
Arbeitende

Bevölkerung in Jordan
1980 852.000 250.000 537.600
1985 899.000 270.000 646.400
1987 903.000 291.000 699.360
1993 651.000 195.000 958.380
2002 720.000 216.000 1.279.070

Quelle: o. V. (2004b: 36)

Erst das Fehlen von Transparenz bei den staatlichen Einnahmen20 macht es möglich, diesen
bedeutenden Anteil in die Privatschatullen abzuzweigen.

Für die Monarchen bedeuten die Patronagebeziehungen somit, dass ihre Position gesichert
ist, wenn sie sich innerhalb dieses Systems bewegen. Wenn sie aber Anstalten machen,
diese Beziehungen aufzubrechen und die Ressourcen nach ökonomischen Gesichtspunkten
zu verteilen, stoßen in ihren Familien und auch ihren Gesellschaften auf Widerspruch, da
dann die gewohnten Pfründe und Vorteile zu schwinden drohen. In dem Fall ist die Position
des Monarchen relativ schwach und das Durchsetzen von Reformen von oben erschweren.
In ihren Reden und Programmen beklagen alle Herrscher die Korruption; vielfach werden
Programme zur Korruptionsbekämpfung aufgelegt. Diese erweisen sich aber des öfteren als
wirkungslos21, oder sie dienen sogar dazu, Konkurrenten im Geschäftsleben auszuschalten
oder aufgrund der puren Rhetorik politisch zu punkten (Leenders und Sfakianakis 2003:
208). Beispielhaft dafür kann die jüngste Anti-Korruptionskampagne in Bahrain stehen. Am
22.09.2007 kündigte der Kronprinz Salman eine Kampagne gegen Korruption an. Wenige
Tage später wurden einige hochrangige Manager verhaftet (Sami und Aslam 2007) und
damit praktisch ein Exempel statuiert. Anschließend verschwand das Thema wieder in der
Versenkung.

Allerdings profitieren gerade Jordanien und Marokko auch stark von den starken familiären
Banden im patrimonialen System, da sie hohe Überweisungen von den im Ausland tätigen
Bürgern erhalten (s. Tab. 4.5).

Von ihrem Einkommen transferieren die Arbeitsmigranten aus Altruismus, zur Anbindung
an das Heimatland und aus Gründen der Anlagestreuung (Bouhga-Hagbe 2004: 3) einen
bedeutenden Teil in ihre Heimatländer und tragen so zum Nationaleinkommen bei22. Die
Verwendung dieser Einkünfte hängt mit dem Neopatrimonalismus zusammen und ergibt
ein Entwicklungsproblem in Semi-Rentier-Staaten, also auch in Marokko und Jordanien:
Die Transferzahlungen werden zu einem großen Teil direkt von den Daheimgebliebenen

20 Für den Ökonomen Robert Looney (2005: 3) ist dies neben der Schwäche staatlicher Institutionen und dem
Fehlen eines öffentlichen Beschaffungs- und Rechnungswesens einer der Gründe für die Korruption im Mittleren
Osten.

21 So stellte die NGO Transparency International ihre Mitarbeit in der marokkanischen Commission for the
Moralisation of Public Life ein, um damit gegen die wirkungslosen oder sogar kontraproduktive Tätigkeit dieser
Kommission zu protestieren (Leenders und Sfakianakis 2003: 208).

22 2001 waren es für Jordanien 22,8 % des BIP; nur die Kleinstaaten Tonga, Lesotho und Vanuatu hatten weltweit
eine höhere Rate (Moré 2005: 4). Im Vergleich zu 1977 – damals lag die Quote bei 31 % (o. V. 2004b: 36) – ist
die Quote jedoch deutlich gesunken. Marokko: 2001 trugen Überweisungen aus dem Ausland zu 9,5 % zum
BIP bei (Moré 2005: 4). In absoluten Zahlen ist Marokko (2003: 3 261 Millionen US-$) weltweit der viertgrößte
Empfänger von Transferleistungen von Arbeitsmigranten (Moré 2005: 17–18). Jordanien erhält diese Zahlungen
größtenteils aus anderen arabischen Ländern (o. V. 2004b: 36), Marokko zu mehr als 75 % aus EU-Ländern
(Moré 2005: 19). Alle diese Zahlen sind Schätzungen, da Überweisungen aus dem Ausland der am schwierigsten
zu kalkulierene internationale Finanzstrom sind (Moré 2005: 4, 19).
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konsumiert, d. h. für die Deckung der Grundbedürfnisse genutzt. Dadurch tragen die Trans-
ferleistungen zur Verminderung von Armut und Hunger bei. Aber nur wenig wird im Inland
investiert, und wenn, dann im Bau von Häusern und nicht zum Aufbau einer eigenen Exis-
tenz23. Dies hat mehrere Gründe. Zum einen möchte der Patron, der im Ausland ist, sein
Geld so angelegt sehen, dass er selbst davon profitiert, wenn er aus dem Ausland zurück-
kehrt. Relativ wenige Investitionen werden produktiv im herstellenden Sektor getätigt, weil
das risikoreichere Verhalten einer Unternehmensgründung und die damit übernommene
Verantwortung gescheut werden. Dieses nicht-produktive Investmentverhalten hat sich als
ein Problem der langfristigen Entwicklung verfestigt (s. für Jordanien o. V. 2004b: 36). So
lange die Quelle sprudelt, fühlen sich die Empfänger zum anderen auch nicht verpflichtet,
das Geld zu investieren oder auch nur einen Versuch zu machen, es nicht mehr zu benötigen.
Außerdem besteht die lukrativste Investition für eine Familie zumeist darin, Verwandte zur
Arbeit im Ausland zu platzieren. Somit werden die Überschüsse dazu verwendet, weitere
Familienmitglieder ins Ausland zu schicken (Moré 2005: 7). Für die Entwicklung in Ländern
wie Marokko oder Jordanien ist dies fatal: Die heimische Wirtschaft profitiert wenig von
den Transferzahlungen, und die Abwanderung von – zumeist willigen und qualifizierten –
Arbeitskräften geht weiter. In Jordanien ersetzen mittlerweile zu 17,2 % Arbeiter aus anderen
arabischen Staaten und aus Asien die fehlenden, abgewanderten heimischen Arbeitskräfte
(o. V. 2004b: 37).

Für die Regierungen in Marokko und Jordanien bedeutet dies, dass sie a) eine große, ein-
flussreiche und teilweise gut gebildete und informierte Gruppe von Staatsbürgern haben, die
aus dem Ausland heraus massiv die Ökonomie ihrer Heimatländer beeinflussen. Außerdem
können sie als Meinungsführer fungieren und auf ihre daheimgebliebenen Verwandten und
Freunde auch politisch einwirken, so dass daraus sowohl Unterstützung als auch Opposition
für die Monarchien entstehen kann; und b) Konzepte entwerfen müssen, wie die Transfer-
leistungen aus dem Ausland für die inländische Entwicklung besser genutzt werden können.
Insbesondere ist die Schaffung eines positiven Investitionsklimas hierzu geeignet (Rapoport
und Docquier 2005: 76–77). Insgesamt stellen die Auslandsüberweisungen eine zuverlässige-
re Rentenquelle für die Staaten im Mittleren Osten als staatliche Entwicklungshilfegelder
dar. Eine Reduzierung der Abhängigkeit ist aus Sicht der Empfängerländer dennoch wün-
schenswert, um im Falle negativer Entwicklungen (Rezession, soziale Unruhen, Kriege oder
die Substitution durch eigene Arbeiter in den reicheren Ländern – dies sollen Strategien
wie die „Saudisierung“ oder „Omanisierung“ erreichen; s. Looney 2004 und Al-Hamadi et al.
2007) weniger verwundbar zu sein (Henry und Springborg 2001: 36–38).

4.1.4 Die Monarchien im Wirtschaftsleben: Beispiele

Die Wirtschaftssysteme der untersuchten Monarchien sind, wie gezeigt, stark von der Ren-
tierstruktur abhängig. Diese wird aber auf Dauer nicht tragfähig sein, da die Quellen der
Renten langsam versiegen werden: Ölressourcen sind endlich oder werden ersetzt24, wie

23 Konkrete Zahlen gibt eine Umfrage für Marokko her. Das investierte Migrantengeld ging zu 83 % in den Erwerb
von Wohneigentum, zu 7,5 % in die Landwirtschaft, zu 8,2 % in Handel und Dienstleistungen und zu mageren
1,3 % in die Fertigung (aus: Musette 2006: 16).

24 Der niederländische Politologe Paul Aarts formulierte dies in einer Diskussion auf dem First World Congress
for Middle Eastern Studies in Mainz im September 2002 sinngemäß wie folgt: Die Steinzeit endete nicht, weil
es keine Steine mehr gab, sondern weil überlegene Technologien (Bronze) entwickelt wurden. Der Historiker
Bernard Lewis stimmt dem zu, wenn er feststellt, dass die fossilen Brennstoffe „früher oder später erschöpft
sein oder ersetzt werden. Vermutlich werden sie ersetzt, wenn die internationale Gemeinschaft genug hat von
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Bahrain schon erfahren hat, und politische Renten sind an die politische Gesamtlage und den
Willen der Geldgeber gebunden. Daher versuchen alle Monarchien, ihre Wirtschaft zu diversi-
fizieren, ausländisches Kapital zu akquirieren bzw. von Inländern im Ausland angelegtes Geld
wieder ins Land zu holen. Dazu verstärken die Regierungen die Rechtssicherheit, vor allem
die Möglichkeiten des Erwerbs von Eigentum durch ausländische Investoren und dessen
Sicherung wird verbessert. Außerdem fördern die Herrscherhäuser privates Engagement,
wobei sie selbst oft Anstöße, auch durch finanzielle Unterstützung geben. Somit wirken
die herrschenden Familien auch weiterhin aktiv als Unternehmer in der Wirtschaft mit; sie
schöpfen einen Teil des Profits ab, um ihre eigenen Ziele zu verfolgen, ihren Lebensstandard
und die Machtbasis zu sichern. Somit ergeben sich Strategien von „gezielten politischen
Intervention(en) in das Marktgeschehen“, dem einzigen Instrument, mit dem Länder der
Peripherie der wirtschaftlichen Übermacht der Zentralländer begegnen können (so Simonis
1986: 107). Die oben dargestellten Mechanismen, mit der die königlichen Familien in die
Ökonomie ihrer Länder eingreifen und diesen Impulse geben möchten, sie zu lenken versu-
chen und den – wie sie meinen – ihnen zustehenden Teil des Ertrages abschöpfen, möchte ich
im folgenden beispielhaft darstellen, um zu analysieren, wo die Stärken und die Schwächen
der unterschiedlichen Strategien liegen.

Ein wichtiges Element für die Ökonomien der Ölmonarchien sind die Kapitalexporte
der einheimischen Bevölkerung (nicht: der ausländischen Arbeitnehmer) in das Ausland.
Diese werden zu einem nicht unbedeutenden Teil als Konsumausgaben getätigt25, zu einem
weitaus größeren Teil aber im Ausland investiert. Dabei lassen sich mehrere den Status Quo
unterstützende Effekte isolieren:

1. Durch geschickte Investment beziehen sowohl die Regierungen als auch die Privathaus-
halte ein (Renten-)Einkommen aus Auslandsinvestitionen. Dieses würde auch nach dem
Ende der Ölfunde weiter fließen und sichert damit beide Sektoren in einem gewissen
Maße ab.

2. Durch gezieltes Investment in Firmen, die für den wirtschaftlichen Bestand der Ölstaa-
ten wichtig sind (z. B. die großen Automobilunternehmen) sichern sich die Eliten ein Mit-
spracherecht bei den Entscheidungen dieser Unternehmen. Somit können den Ölstaaten
unliebsame Entwicklungen wie ein zu großes Absenken des Kraftstoffverbrauchs von
Automobilen vermieden oder abgemildert werden. Auch der Forschungsaspekt verdient
Beachtung: Werden die Forschungsmittel in alternative Energien gesteckt, ist dies für
die Ölstaaten eine potentielle Gefährdung. Daher sind sie daran interessiert, dass die
Großunternehmen in ihrer Forschung auf das Erdöl als Brenn- und Rohstoff setzen.

3. Durch das Investment in Medienunternehmen lässt sich zumindest ein gewisser Einfluss
auf die Berichterstattung sowohl in privaten westlichen als auch in arabischen Print-
und Funkmedien nehmen.

Ein Beispiel, wie die herrschenden Familien ihre Investments zur Generierung weiterer Ein-
künfte tätigen, ist die von Prinz Al-Waleed bin Talal al-Saud geleitete Kingdom Holding. Prinz

einem Brennstoff, der das Land, das Wasser und die Luft verschmutzt und die Weltwirtschaft von den Launen
einer Clique von Autokraten abhängig macht“ (Lewis 2002: 218–219).

25 Legendär sind die Reisen saudischer Prinzen und Prinzessinnen – und allen voran König Fahd – nach Europa,
die mit großer Entourage und gut gefülltem Geldbeutel den Sommer z. B. am Mittelmeer verbringen. So nennt
der ehemalige CIA-Mann Robert Baer (2003: 52) die Summe von fünf Millionen US-$ pro Tag, die König Fahd
mit seinen Begleitern „während seiner Ausflüge nach Marbella . . . verpraßte.“ Nowak (2002) nennt die Summe
von 90 Millionen Euro, die König Fahd 1999 während seines Urlaubs in Spanien ausgab.

88



4 Ökonomische und soziale Ressourcen

Al-Waleed hat den Ruf einer „goldenen Nase“ (Hermann 2002) und ist der größte arabische In-
vestor in US-Unternehmen (Nader 2001/02), wenn nicht gar der größte nicht-amerikanische
Investor in den USA (Hermann 2002). Über die Kingdom Holding hält Al-Waleed unter
anderem 2,3 % am italienischen Medienunternehmen Mediaset (Haupteigentümer: Itali-
ens Spitzenpolitiker Silvio Berlusconi) und einen bedeutenden Anteil an Rupert Murdochs
NewsCorp. Darüber hinaus hält er größere finanzielle Beteiligungen an der Citigroup, AOL
Time Warner, Motorola, Apple, Kodak und Euro Disney, um nur einige zu nennen (Nader
2001/02; Sakr 2005: 44–46). Sein Selbstverständnis ist das eines Finanzinvestors, „der sich
auch von Anteilen trennt, wenn er damit gewinnt“ (Hermann 2002).

Die Quellen seines Vermögens sind ebenso unklar26 wie dessen jetzige Höhe27 und vie-
le konkrete Investments. Der Journalist Rainer Hermann (2002) bemerkt dazu in einem
Wortspiel:

„Er ist ein in der ganzen Welt geschätzter Mann. Das liegt auch daran, weil
man bei dem Großinvestor wegen seiner bescheidenen Informationspolitik auf
Schätzungen angewiesen ist.“

Als sicher gilt, dass Al-Waleed nicht nur sein eigenes Vermögen anlegt, sondern auch das
vieler im Hintergrund bleibender arabischer (Multi-)Millionäre (Hermann 2002). Die Kingdom
Holding ist so etwas wie ein Investmentfonds der saudischen Elite, gemanagt von dem als
Workaholic geltenden Prinzen (MacLeod 2001)28 mit dem deutlichen Ziel, Gewinne zu
erwirtschaften.

Während die Kingdom Holding als privates Unternehmen gilt, haben andere Golfstaaten
Staatsfonds29 aufgelegt, die das aus Öleinnahmen akkumulierte Kapital sammeln und in Form
von Geldreserven und (internationalen) Investments anlegen. Die Abu Dhabi Investment Aut-
hority (ADIA) gilt mit geschätzten 875 Mrd. US-$ Anlagevermögen als der größte Staatsfonds
weltweit (s. Tab. 4.6)30. Aufgrund des engen Zusammenhanges zwischen der Familien- und
der Staatskasse in den Golfstaaten ist allerdings die Abgrenzung zwischen Staatsfonds und
privat aufgelegten Fonds fließend. So zählt der Ökonom Edwin M. Truman (2007: 2–3) die
Dubai Holding nicht zu den Staatsfonds, da sie zumeist als privates Investmentinstrument
der herrschenden Familie in Dubai betrachtet würde; eine Einstufung als Staatsfonds wäre
m. E. genauso gerechtfertigt. Die Staatsfonds werden von Ökonomen und neuerdings von

26 Gambill und Abdelnour (2002) schreiben z. B. von Gerüchten, dass Al-Waleed in den 1980er Jahren viele lukrative
Bauaufträge des saudischen Militärs bekommen hätte.

27 Forbes gibt es mit 21,5 Milliarden US-$; somit war Al-Waleed im Jahr 2004 der viertreichste Mensch der Erde; s.
http://www.forbes.com; Zugriffsdatum 06.02.05.

28 In der Reihe „Paläste der Macht“ sendete das ZDF am 23.10.2007 um 20.15 Uhr einen Film mit dem Untertitel
„Die Macht am Persischen Golf“, bei dem die Herrscherhäuser Kuwaits und Saudi-Arabiens im Mittelpunkt
standen. Der Teil zu Saudi-Arabien bestand fast ausschließlich aus einem Portrait Al-Waleeds, der sich medien-
wirksam in seinen verschiedenen Rollen als weltmännischer Geschäftsmann, als großherziger Prinz in seinem
Mahlis oder als Genießer von Luxus in seinem Palast inszenierte. Die Biographie von Riz Khan (2006) schlägt
einen ähnlichen Ton an.

29 Englisch: Sovereign Wealth Funds. Siehe für deren Bedeutung in den Internationalen Beziehungen Kimmitt
2008.

30 Zu unterscheiden sind vier Arten von staatlichem Investment: (a) Internationale Reserven, die von den Zen-
tralbanken oder Finanzministerien verwaltet werden; (b) öffentliche Pensionsfonds, die zukünftige Zahlungs-
verpflichtungen von Regierungen gegenüber ihren Bürgern absichern sollen und zumeist in Landeswährung
aufgelegt werden; (c) staatseigene Firmen im Produktions-, Dienstleistungs- oder Handelssektor, die aber
auch Investments im Ausland tätigen können; und (d) die Staatsfonds, die als Investmentinstrumente der
Regierungen im Fremdwährung aufgelegt wurden und von den offiziellen Reserven getrennt verwaltet werden
und risikobereiter und gewinnorientierter als diese operieren (Kimmitt 2008).
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Tabelle 4.6: Staatsfonds

Land Name Gründungsjahr Größe (in
Mrd. US-$)

VAE Abu Dhabi Investment Authority (ADIA) 1976 875
Saudi Arabien Mehrere Fonds k.A. 300
Kuwait Kuwait Investment Authority (KIA) 1953 250
Katar Qatar Investment Authority (QIA) 2000 40
Oman State General Stabilisation Fund

(SGSF)
1980 8,2

VAE Dubai Intern. Financial Centre
Investments (DIFC)

2002 k. A.

Quelle: Kern 2007: 3

Politikern in westlichen Ländern kritisch gesehen, da ihr Management potentiell nicht von
ökonomischen oder finanziellen, sondern politischen Überlegungen bestimmt werden könnte
(Truman 2007: 1)31. Die Golfstaaten haben die Staatsfonds aber nicht aufgelegt, um kurz-
fristige Gewinne zu generieren – obwohl diese gerne mitgenommen werden –, sondern um
langfristig zu investieren und den Ölreichtum für zukünftige Generationen zu bewahren, wie
z. B. der Name Future Generations Funds32 andeutet. Sie gelten also nicht als kurzfristig
orientierte „Heuschrecken“; ihr Merkmal liegt gerade darin, dass sie auch politisch motiviert
und strategisch im In- und Ausland investieren. Im Folgenden zeigen einige Beispiele, wie
Auslandsinvestitionen und die inländische Entwicklung verknüpft wird.

Das Ausüben von geschäftsstrategischer Macht steht eher im Vordergrund bei Investments,
wie sie die Emirate Kuwait und Dubai in Automobilunternehmen tätigen. So ist Kuwait über
die im Staatsbesitz befindliche Kuwait Investment Authority mit 7,2 % an DaimlerChrysler
beteiligt, und die Dubai Holding hat für eine Milliarde US-$ DaimlerChrysler-Aktien gekauft
(Anteil von ca. 2 %; o. V. (2005b). Als Grund wird in diesem Artikel explizit angegeben, dass
sich Dubai von den sinkenden Öleinnahmen unabhängig machen wolle, aber auch vermutet,
dass Dubai auf Investitionen DaimlerChryslers in Dubai spekuliert. Sein regionales Ersatz-
teillager unterhält das Unternehmen schon in Dubais Freihandelszone Jebel Ali (Rabe 2006).
Da Emir Mohammed bin Raschid al-Maktoum Dubai mit Flughäfen, Häfen, Freihandelszonen
und den begleitenden Dienstleistungsunternehmen schrittweise zum Logistikzentrum der
Golfregion ausbauen möchte (ebd.), kämen weitere Investitionen DaimlerChryslers hierfür
sehr gelegen.

Ein anderer Mechanismus ist die Quersubventionierung von anderen Geschäftsfeldern aus
den Erdöleinnahmen, und zwar direkt durch die Herrscherfamilien. So wirft die Lufthansa
Dubai und seiner aggressiv expandierenden Fluggesellschaft Emirates Wettbewerbsver-
zerrung aufgrund versteckter Hilfen aus Öleinnahmen vor, die von der Fluggesellschaft
bestritten werden. Wichtig ist aber, dass die Herrscherfamilie im Jahr 1985 offiziell zehn
Millionen US-$ Startkapitel zur Verfügung stellte und somit die Basis für das Unterneh-
men legte (Wüpper 2005), die vom Onkel des aktuellen Emirs, Scheich Ahmed bin Saeed
al-Maktoum, geleitet wird (Rienhardt und Schmitt 2005: 100). Solche Anstoßfinanzierungen
sind ein probates Mittel, um eine Diversifizierung der Wirtschaft zu erreichen. Die eigene
Fluglinie verstärkte dabei die Position des Flughafens Dubai als Umsteigeflughafen von
Europa nach Ostasien und Australien und bringt die (Luxus-)Touristen in die Stadt. Somit ist

31 Gerade Investitionen von Staatsfonds in privaten Firmen, die für die nationale Sicherheit von Bedeutung sind,
versuchen die Industrieländer abzuwehren (s. Kimmitt 2008).

32 So heißt ein weiterer kuwaitischer Staatsfonds; s. Truman 2007: 3.
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sie ein wichtiger Faktor bei der Entwicklung des Luxustourismus in Dubai. Hierzu gehört
auch, ein den Luxustourismus anziehendes Umfeld aus exquisiten Hotels33 und Wohnmög-
lichkeiten34, Vergnügungsparks wie Dubailand (s. Walters et al. 2006: 79) und exzellenten
Sportstätten (z. B. Golfplätzen, Pferderennbahnen und sogar einer Skihalle; s. Grimm 2004)
mit den dazugehörigen Events (hochdotierte Pferderennen wie den Dubai World Cup mit
einem Preisgeld von 19,6 Mio. US-$; s. Jones 2007: 43) zu kreieren. An der Spitze all dieser
Projekte steht politisch wie wirtschaftlich der Emir von Dubai, Scheich Mohammed bin
Raschid al-Maktoum. Da er sein Emirat wie ein Wirtschaftsunternehmen führt, wird er auch
oftmals als „CEO“ bezeichnet (s. Wallis 2006). Diese Neupositionierung als Herrscher und
Manager – im Gegensatz zu seinem Vater, dem das Bild des Landesvaters zugesprochen wird
(Wilson 1999) –, zeigt eine gewisse Abkehr von den neopatrimonialen Verhaltensmustern
und hin zu einem kapitalistisch-wettbewerbsorientierten, aber nicht minder autokratischen35

Weltbild an.
Nach dem Vorbild Dubais baut das ihm in den VAE verbundene, aber auch stark konkurrie-

rende Emirat Abu Dhabi die Fluglinie Etihad Airways auf. Sie ist, laut den Aussagen ihres
CEO Robert Strodel, integraler Teil der Strategie, das Land von Öl und Gas unabhängiger zu
machen und den Fremdenverkehr zu stärken (zit. bei Streitz 2005). Als Aufsichtsratschef
fungiert mit Scheich Ahmad Bin Saif al-Nahayan ein führendes Mitglied der Herrscherfa-
milie, und Klagen von europäischen Konkurrenten über eine staatliche Subventionierung
der Fluglinie gibt es ebenfalls (ebd.). Als Magneten für die Luxustouristen hat Emir Scheich
Khalifa Bin Zayed al-Nahayan vier der weltweit renommiertesten Architekten beauftragt, „gi-
gantische Kunst-Museen“ (Büsing und Klaas 2007), z. T. als Zweigstellen des Louvre und des
Guggenheim-Museums, zu bauen, begleitet von Hotelneubauten und weiteren Investitionen
in der Infrastruktur (s. ebd.).

Wie stark die Herrscherfamilien in die Ökonomie ihrer Länder – mit weltweiten Folgen –
eingreifen, zeigt das Beispiel von Dubai Ports World, einem erst 2005 gegründeten Unter-
nehmen, das durch die mindestens 5,8 Milliarden US-$ teure36 Übernahme des britischen
Logistikkonzerns P & O in die Schlagzeilen geraten ist. Dubai Ports World ist vollständig
im Besitz einer Holdinggesellschaft namens „PCFC (Ports, Customs, and Free Zone Cor-
poration)“ (Corsi 2006), die vom Emir Dubais, Scheich Mohammed, geleitet wird. Dessen
Entwicklungsstragie zielt dahin, sich „langfristig unabhängig vom Rohöl zu machen“ (so
die Wirtschaftsministerin der VAE, Scheicha Lubna al-Quasimi, zit. in Rabe 2006). Die Eta-
blierung eines weltweit tätigen Hafen- und Logistikkonzerns wie Dubai Ports World dient
dabei als ein Element in einer langen Wertschöpfungskette im Bereich Logistik. Für die
Finanzierung einer so großen Unternehmensübernahme ist die Staatsnähe von Dubai Ports
World von entscheidender Bedeutung, denn dadurch profitiert das Unternehmen von der
exzellenten Kreditwürdigkeit des Emirats Dubais37, so dass geschätzt wird, dass ca. drei-

33 Das wohl mittlerweile bekannteste Gebäude in Dubai ist der über dreihundert Meter hohe, wie ein Segel
geformte Hotelbau Burj Al Arab, eines der exklusivsten Hotels der Welt, dem viele andere Hotels in Dubai aber
kaum nachstehen (s. den Hochglanzartikel von Stewart Godfrey 2000).

34 So entstehen auf den, teilweise noch im Bau befindlichen, künstlich aufgeschütteten Inselgruppen Palm
Jumeirah, Palm Jebel-Ali, Palm Deira und The World Luxusvillen, Häuser mit privaten Yachthäfen etc. (s.
http://www.thepalm.dubai-city.de/ [Zugriffsdatum 08.02.07] mit weiterführenden Links).

35 So zählte der New Statesman Scheich Mohammed im Jahr 2006 zu den zehn größten Diktatoren weltweit (Wallis
2006).

36 So Sucher 2006. Andere Quellen sprechen von bis zu 6,8 Mrd. US-$ (o. V. 2006i).
37 Sowohl die VAE insgesamt als auch Dubai als Teilemirat werden derzeit von Moody’s mit A1 eingestuft (s.

Siddiqi 2006: 33 und Corsi 2006).
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ßig international tätige Banken38 sich daran beteiligen (Corsi 2006). Eng verquickt sind
Wirtschaft und Politik sowohl auf der Entscheidungsebene als auch auf finanzieller Ebene.
In den wichtigen Gremien der großen Unternehmen der GCC-Staaten sind Mitglieder der
königlichen Familien vertreten. Die Herrscherfamilien und die von ihnen gelenkten Staaten
geben Finanzspritzen und Kredite und bürgen nach außen für die Unternehmen. Somit sind
die Monarchen derzeit der Motor der wirtschaftlichen Entwicklung. Der ökonomische Erfolg
stellt eine wichtige Legitimationsquelle für die herrschenden Familien dar.

Neben dem „Trendsetter“ Dubai (Scharfenort 2007: 4) versuchen auch die anderen Stadt-
staaten, in den Bereichen Tourismus, Finanzdienstleistungen, Informationstechnologie und
Logistik alternative Wirtschaftsbereiche aufzubauen. Alle Stadtstaaten wetteifern dabei
mit ihren Standortvorteilen (liberale Wirtschaftsgesetzgebung, großzügige Einreise-, Visa-
und Arbeitsbestimmungen für potente Investoren) um ausländische Investoren und Kunden
(Scharfenort 2007: 2). Während bei den VAE ein Teil des Wachstums in den neuentwickelten
Branchen darauf zurückzuführen ist, dass es schlicht keine Wettbewerber in der Region gab
(Walters et al. 2006: 87), müssen sich die Nachzügler bei ihren Projekten im Wettbewerb
durchsetzen. Ob sich die Golfstaaten mit ihren Entwicklungsstrategien auf einem Pfad befin-
den, der die nachhaltige Sicherung des Wohlstandes und der Prosperität der Länder sichert,
hängt damit zusammen, ob sich eine ausreichende weltweite Nachfrage nach den mit den
Ölmilliarden angestoßenen Projekten ergibt. Weiterhin ist die ökologische Nachhaltigkeit der
Projekte sehr fraglich. So ist der Wasserverbrauch pro Kopf in den VAE schon jetzt der welt-
weit höchste; in der wasserarmen Region sind die Grundwasservorräte stark geschrumpft
und die VAE sind, wie die anderen Golfemirate, auf die energieintensive Entsalzung von Meer-
wasser angewiesen (Walters et al. 2006: 85). Dies macht deutlich, dass es nicht nur darauf
ankommt, kurzfristiges Wachstum durch Bauprojekte zu schaffen, sondern die Entwicklung
möglichst unter Aspekten der ökonomischen und ökologischen Nachhaltigkeit in zukünftig
gewinnbringende Einkommensquellen zu lenken. Eine solche ökonomische Entwicklung mit
einer veränderten Einkommens- und Beschäftigungsstruktur würde auch die Gesellschaften
der Golfstaaten und die Position der Monarchen weiter verändern:

„Oil and international protection together explain the persistence of Peninsula
monarchies in the twentieth century. They are not an ironclad guarantee of stabili-
ty in the twenty-first century. Foreign protection is something the monarchs have
little control over. . . . Oil is also no guarantor. . . . How skillfully they renegotiate
the rentier bargain with their own societies will go a long way to determining whe-
ther another book on the persistence of Middle East monarchies can be written in
the future“ (Gause 2000: 182).

Gause verweist also auf die gesellschaftliche Eingebundenheit der Monarchen, deren Herr-
schaftsausübung nicht nur von ihrer zentralen Stellung in der Wirtschaft, sondern auch in
anderen Bereichen der Gesellschaft geprägt ist.

4.2 Lenkung der Gesellschaft

Für die Analyse eines jeden Staates ist das Zusammenspiel zwischen Staat und (Zivil-
)Gesellschaft ein wichtiger Aspekt. Dabei geht es zunächst darum, die wichtigsten gesell-
schaftlichen Elemente in den arabischen Monarchien zu identifizieren und ihre Bedeutung

38 Federführend dabei sind die britische Barclays Bank PLC und die Deutsche Bank AG (Corsi 2006).
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für die monarchische Regierungsweise zu ermitteln. Gesellschaftliche Gruppen und zivilge-
sellschaftliche Organisationen können dabei eher stabilisierend oder destabilisierend wirken,
d. h. sie können eng mit der Monarchie verknüpft sein oder in Opposition zum monarchischen
politischen System oder zumindest zur Art der Herrschaftsausübung stehen. Alle arabi-
schen Monarchen versuchen, die gesellschaftliche Konfiguration so zu beeinflussen, dass
ihre Position gewahrt bleibt und mögliche Gefährdungen minimiert werden. Andererseits
beziehen die Monarchien auch ein großes Maß an Unterstützung von den ihnen gewogenen
gesellschaftlichen Gruppen.

Wichtig für das Zusammenspiel zwischen gesellschaftlicher Basis und politischer Leitung
ist die islamische Kultur, allerdings nicht im Sinne einer reduktionistischen Position (Hudson
1995: 67–69). Sie wird dort unter Verwendung großer Generalisierungen z. B. als Erklärung
für die Persistenz autokratischer Regime im arabischen Raum herangezogen und dient
einigen Forschern als entscheidendes Merkmal, um die Ausnahmesituation der (scheinbaren)
Resistenz gegen demokratische Tendenzen zu erklären. So untersucht z. B. der Historiker
Bernard Lewis unter der Frage „What went wrong?“39, warum die islamische Kultur seit ihrer
Blütezeit im späten Mittelalter einen „tragischen Niedergang“ (Lewis 2002: 220) erlebte und
wie er sich zeigte. Michael Hudson fasst die auch von Bernard Lewis vertretene Position wie
folgt zusammen:

„. . . their Islam is (unto itself) complex, but its political implications are fairly
simple: Both textually and historically it supports authoritarianism by rulers and
submission by followers. Islamic political culture (in the reductionist presentation)
permits no autonomous public sphere, no separation of the spiritual and temporal“
(Hudson 1995: 66)40.

Hier möchte ich eine differenzierte Analyse der strukturellen Beziehungen zwischen dem
Staat und der Gesellschaft in den untersuchten Monarchien durchführen (s. Niblock 1998:
223–224) und versuchen, sowohl Eliten als auch die Massen und Subkulturen und deren
Organisationen im Blick zu haben (Hudson 1995: 73).

4.2.1 Der Staatsislam

Der Islam ist die Staatsreligion in allen untersuchten Ländern. Die einheimische Bevölkerung
besteht in allen Ländern zum allergrößten Teil aus Muslimen, und diese gehören, mit der
Ausnahme Bahrains und des Oman, in der Mehrzahl der sunnitischen Glaubensrichtung
an. Die Bahrainis sind überwiegend Schiiten41, was in der Vergangenheit zu Spannungen
mit dem sunnitischen Herrscherhaus führte. Im Oman stellen die Ibadhiten ca. 75 % der
Bevölkerung (CIA 1999–2007: 2005 – Zugriffsdatum 19.10.05). In Saudi-Arabien gibt es
eine bedeutende, aber von den Al-Sauds bisher marginalisierte und vom wahhabitischen
Establishment zu Ungläubigen erklärte schiitische Minderheit42, die hauptsächlich, und dies
birgt sozialen, ökonomischen und politischen Sprengstoff, in der östlichen Ölprovinz Dahran

39 So lautet der Originaltitel des zitierten Buches.
40 Ein weiterer Vertreter einer solchen Position war Elie Kedourie: „. . . there is nothing in the political traditions of

the Arab world – which are the political traditions of Islam – which might make familiar, or indeed intelligible,
the organizing ideas of constitutional and representative government“ (Kedourie 1994: 5).

41 Der Anteil der Schiiten an der einheimischen Bevölkerung wird auf 65 – 70 % geschätzt, d. h. die Sunniten
stellen ca. 30 – 35 % (s. Cordesman 1997: 75).

42 Geschätzte fünf bis zwölf Prozent der einheimischen Bevölkerung sind Schiiten (Steinberg 2004: 144).
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lebt und dort „zwischen dreißig und fünfzig Prozent der Einwohner“ (Steinberg 2004: 144)
stellt. Auch in Kuwait gibt es eine schiitische Minderheit (ca. 30 %; CIA 1999–2007: 2007).

Den Islam nutzen alle untersuchten Monarchen zu ihrer Legitimation, wobei man mit Gu-
drun Krämer (2000: 258) vier Aspekte islamischer Legitimation unterscheiden kann: (a) die
Abstammung von der Familie des Propheten Mohammed; (b) Funktionen wie Schutz und
Verbreitung des Glaubens, Anwendung der Scharia oder den Schutz der heiligen Stätten des
Islam; (c) religiöse Herrschaftsausübung, d. h. das Recht, über dogmatische oder rechtliche
Fragen bindend entscheiden zu dürfen, rechtliche Meinungsäußerungen zu geben etc., wobei
diese drei Legitimationsgründe mit (d) religiösem Charisma verbunden sein können, aber
nicht müssen.

Alle untersuchten Monarchien erklären, ihre Herrschaft im Einklang mit den Vorschriften
des Koran und den anderen maßgeblichen Schriften des Islam auszuüben und „gerechte
Herrscher“ zu sein. Die Emire der kleinen Golfstaaten belassen es weitgehend dabei – sie
reklamieren keine religiöse Position für sich. Es hat sich an der Küste des Persischen Golfes
durch die Handelsbeziehungen über den Indischen Ozean hinweg neben dem konservativen
Wahhabismus auch eine liberalere Variante des Islam durchgesetzt, „die bis heute innerhalb
der Politik und Gesellschaft dieser Länder ausschlaggebend ist“ (Koch 2005: 548). Die
religiöse Elite ist eine wichtige Quelle der Legitimation für die Monarchien, obwohl „der Islam
in diesen Staaten nicht die gleiche zentrale ideologisch-politische Stütze darstellt wie etwa in
Saudi-Arabien“ (Koch 2005: 549). Trotzdem haben alle Länder der GCC traditionell islamische
Politik- und Sozialstrukturen und entsprechende Praktiken repliziert, die anderswo längst
verschwunden sind, und die Ulama üben weiterhin in den Regierungen und Gesellschaften
Einfluss aus (Vogel 1997: 251).

Problematischer ist es für den omanischen Sultan, dessen traditionales Herrschaftsgebiet
die Küstenregion des Landes war. Im Landesinneren übte ein Ibadhiten-Iman die geistliche
und weltliche Herrschaft aus, was mehrfach zu Zusammenstößen zwischen dem Sultanat
und dem Imanat führte. Nach einer Rebellion der Ibadhiden 1957 setzte sich das Sultanat
landesweit, unterstützt von den Saudis und Briten, gegen das Imanat durch, das in der
Folge beendet wurde. Trotzdem „verfügt das abwesende geistliche Oberhaupt der Ibaditen
bei den landeinwärts siedelnden Stämmen über beträchtlichen, den Sultan fast täglich
herausfordernden Rückhalt“ (Schmucker 2005: 715). Dies kann in Verbindung mit der
ibadhidischen politischen Theorie, die die Absetzung eines unfähigen oder gegen die Regeln
des Islam verstoßenden Herrschers vorsieht und eine Erblichkeit des Imanats ablehnt, zu
Widerständen gegen Sultan Qaboos führen (s. Katz 2004: 6). Als Gegenstrategie versuchen
Sultan Qaboos und sein Umfeld, sich die Gewalten des Imams anzueignen. Auch mit dem
Rückgriff auf die Geschichte, als im 18. Jahrhundert der Begründer der Al-Bu-Said-Dynastie
einen „’sündigenden’ Imam“ (Schmucker 2005: 716) abgesetzt hatte, wird versucht, Qaboos’
„gerechte Anwartschaft auf die Nachfolge im geistlichen Imanat glaubhaft zu machen“ (ebd.).
Somit können die Ibadithen sowohl dem Sultan Legitimität verschaffen und seine Herrschaft
stützen als auch der Opposition als Waffe dienen (ebd.).

Ein entscheidender Legitimationsfaktor ist der Islam für die Königshäuser in Marokko und
Saudi-Arabien, weniger jedoch in Jordanien. Die Könige in Jordanien und Marokko führen
ihren Stammbaum direkt auf Mohammed (scherifische Abstammung) zurück. So gibt es z. B.
auf der Webseite des haschemitischen Königshauses einen Stammbaum, der belegen soll,
dass König Abdullah in der 43. Generation vom Propheten abstammt43. Aber die jordanische

43 http://www.kinghussein.gov.jo/rfamily_hashemites.html – Zugriffsdatum 15.03.06. Einen entsprechenden Stamm-
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Monarchie belässt es dabei. Insbesondere König Hussein verstand es stets geschickt,

„in seinen Äußerungen an die starken religiösen Bindungen der Bevölkerung zu
appellieren und politische Konzepte unter Berufung auf religiöse Pflichten und
Gebote umzusetzen“ (Dieterich 2005: 522).

König Abdallah II. dagegen „versteht sich als ein westlich orientierter, aufgeklärter Monarch“
(Dieterich 2005: 522–523) und benutzt die reliöse Argumentation seltener. Aber weder König
Hussein noch König Abdallah II. reklamierten religiöse Autorität für sich; die jordanischen
Könige tragen keine religiösen Titel. Auch religiöse Symbole und Zeremonien werden nicht,
wie in Saudi-Arabien und Marokko, systematisch genutzt (Krämer 2000: 269).

König Hassan II. von Marokko hatte sich dagegen die Reputation erworben, religiöse
Zeremonien, Institutionen und Rituale in einzigartiger Weise zu nutzen und zu manipulieren,
um sein Machtmonopol zu legitimieren und zu bewahren. In Marokkos Verfassung (vom
13.09.1996, Art. 23) ist die Heiligkeit der Monarchen festgeschrieben, ebenso hat der Titel
Amir Al-Muminin (= Befehlshaber der Gläubigen) Verfassungsrang (Art. 19; s. Hammou-
di 2002: 46); der König ist somit das spirituelle Oberhaupt (Kogelmann 2005: 425). Im
marokkanischen König sind alle drei Grundformen religiöser Legitimationsmöglichkeiten
vorhanden (und im Idealfall auch mit Charisma verknüpft), so dass er weniger verwund-
bar ist, wenn seine Leistungen kritisiert werden. Allerdings ist auch das religiöse Feld in
Marokko vielschichtiger als in Jordanien oder Saudi-Arabien: städtische Ulama und ländli-
che Sufi-Bruderschaften sind ebenso vorhanden wie eine islamistische Opposition, die das
Königshaus gerne alle unter Kontrolle hat. Durch das Ministerium für Stiftungswesen und
islamische Angelegenheiten, eines der Schlüsselministerien, die er direkt besetzt, überwacht
der König alle religiösen Institutionen in Marokko. So legt das Ministerium z. B. fest, welches
Gremium autoritativ fatwas (= Rechtsgutachten) erstellen darf (Howe 2005: 124, 139). Unter
Kontrolle der Monarchie stehen somit viele wichtige religiöse Institutionen wie bedeutenden
Moscheen; die Ulama sind größtenteils kooptiert worden und vom König abhängig (Krämer
2000: 275–276). Auch die derzeit stärkste Partei in Marokko, die gemäßigt-islamische PJD44,
ist in den letzten Jahren durch die Einbindung ins Parlament, Regierungsverantwortung auf
regionaler Ebene und dem Versuch, nicht islamistisch und systemfeindliche aufzutreten und
damit Gefahr zu gehen, verboten zu werden, zu einer Systempartei geworden und prinzipiell
dazu bereit, auch auf Landesebene an der Regierung mitzuwirken (s. Kristianasen 2007;
Wegner 2007: 2–3). Die PJD vergleicht sich gerne mit den christlich-demokratischen Parteien
in Europa. Ihr Vorsitzender Saad Eddin Al Othmani sagte dazu:

„We would compare it to Christian Democratic parties in Europe that base their
platforms upon the principles of Christian faith although their platforms may be
civil in nature. These parties make decisions according to civil political realities,
but viewed through a Christian lens. It is the same with the PJD, which is a civil,
Moroccan nationalist political party. It simply comes from an Islamic point of view,
which is shared by the Moroccan people . . . “ (zit. in Hamzawy 2005a).

Anders sieht dies bei der einflussreichsten islamistischen Organisation des Landes (Howe
2005: 130) aus, Al Adl Wal Ihsan (Gerechtigkeit und Wohlfahrt), die 1985 vom bekannten und

baum König Hassans II. von Marokko findet man bei Tozy 1999: 83.
44 Für die Geschichte und den Aufbau der PJD s. Wegner 2004. Die zentralen Punkte ihres Parteiprogramms

referiert Šenkyř 2003: 70–71.
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angesehenen Islamisten Abdessalam Yassine gegründet wurde, der schon 1974 König Hassan
II. in einem offenen Brief massiv angegriffen und dessen religiöse Legitimität in Abrede
gestellt hatte (Ottaway und Riley 2006: 16)45. Sie ist gegen die Monarchie eingestellt und
militanter, jedoch gewaltfrei in ihren Aktionen (Ottaway und Riley 2006: 13) und insbesondere
auch im karitativen Bereich tätig (Šenkyř 2002: 79). Da Al Adl Wal Ihsan „weder die religiöse
Führerschaft des Königs noch die Monarchie als solche“ anerkennt (Šenkyř 2003: 74), wird
sie vom Regime als Gefahr angesehen. Scheich Yassine und seine Tochter Nadia, die als
Sprecherin ihres Vaters auftritt46, stehen in ständigem Konflikt mit den Behörden (Ottaway
und Riley 2006: 16).

Saudi-Arabien ist neben dem Iran das Land weltweit, das am ehesten als islamische Re-
gierungsform bezeichnet wird (s. Karawan 1992: 107), die enge Verbindung von Religion
und Staat wird sogar als Heirat bezeichnet (Rabasa et al. 2004: 99), die personell in der
Allianz zwischen den al-Sauds (als weltliche Herrscher) und den al-Scheichs (den Nachfahren
Mohammed Ibn Abd al-Wahabs) als verantwortlich für den wahhabitischen Staatsislam immer
noch Gültigkeit hat. Aus Sicht der islamischen Lehre drückt sich in dieser Aufteilung der
verfassungsmäßen Herrschaft eine explizite Unterscheidung zwischen siyasa (= der vom
Herrscher vertretenen Politik) und fiqh (der von den Ulama entwickelten, religiös geprägten
Rechtstradition; s. Vogel 1997: 259, 274). In der Regierungsorganisation zeigt sich dies darin,
dass ein Mitglied der al-Scheich-Familie das Amt des Ministers für Islamische Angelegen-
heiten innehat (Central Intelligence Agency 2007: 85). Ein Merkmal dieser Konstruktion ist,
dass die al-Sauds ihre religiöse Legitimation weder aus ihrer Herkunft (sie stammen nicht
vom Propheten Mohammed ab) noch aus der Ausübung der religiösen Herrschaft beziehen,
sondern ausschließlich aus der Erfüllung religiöser Funktionen. Die Rolle des Königs ist die
des Beschützers des Glaubens (Krämer 2000: 260). Die staatlich ausgebildeten, finanzierten
und organisierten Ulama47 legitimieren in der Doppelstruktur die „Herrschaft der Familie
Saud im allgemeinen und einzelner Entscheidungen im besonderen“ (Steinberg 2005a: 543).
So erstellten die Ulama im August 1990 auf Betreiben der politischen Spitze eine Fatwa, die
deren Entscheidung, US-amerikanische Truppen in Saudi-Arabien zu stationieren, guthieß (s.
Steinberg 2005c: 29–30).

Das islamische Prestige der al-Sauds muss dabei immer wieder durch die ordentliche
Ausführung der religiösen Funktionen bestätigt werden. James Piscatori (2005) untersucht
in seinem Aufsatz eine der wichtigsten dieser Funktionen, die Ausführung der Hadsch. Diese
selbst auferlegte Pflicht gibt dem Königshaus jedes Jahr aufs Neue die Möglichkeit, sein
überwältigendes Bekenntnis zum Islam zu demonstrieren und die Legitimation zu bestätigen
– wenn die Hadsch reibungslos und erfolgreich abläuft:

„It is also a logistical and political nightmare that has often proved counter-
productive for the custodians of the holy places.“ (Piscatori 2005: 222)

In ihrer Selbstdarstellung sorgen die al-Sauds unter den Pilgern für Sicherheit und Wohler-
gehen48, und sie zeigen sich insbesondere in den monumentalen Bauwerken als generöse

45 Zum Programm von al-Adl wal-Ihsan siehe Tozy 1999: 185–225 und zur ihrer Strategie Cavatorta 2007.
46 S. das Portrait von Rudolph Chimelli (Chimelli 2002: 34–39).
47 Sowohl der „Rat der hochrangigen Gelehrten“ (gegründet 1971) als auch die „Verwaltung des religiösen

Gutachterwesens und der Aufsicht über die religiösen Angelegenheiten“ (1953 eingerichtet) unterstehen dem
„staatlich ernannten Großmufti“ (Steinberg 2005a: 543–544).

48 Diese Pflicht ist in das saudische Basic Law von 1992 aufgenommen worden: „The state works to construct and
serve the Holy Places; it provides security and care for those who come to perform the pilgrimage and minor
pilgrimage in them through the provision of facilities and peace“ (Artikel 24).
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Abbildung 4.4: Flagge Saudi-Arabien

http://www.nationalflaggen.de/fahnen_flaggen/pix/flaggen/flagge_saudi_arabien_000.gif – Zugriffsdatum 16.11.05

Wohltäter. Die jährliche Rede des saudischen Königs zur Hadsch bezeichnet Piscatori als
„’state of the ummah’ address“ (2005: 228; Hervorhebung im Original). Die Kritik der Re-
gimegegner stützt sich unter anderem darauf, dass 1. das Saud-Regime kapitalistisch sei
bzw. Marionetten des imperialistischen Westens und daher unislamisch sei und somit die
Hadsch nicht organisieren dürfe; 2. die Sicherheit der Pilger nicht gewährleisten könne,
was angesichts der fast jährlich auftretenden Unfälle und Anschläge mit oftmals mehreren
hundert Toten nicht aus der Luft gegriffen ist (Piscatori 2005: 228–234). Hier zeigt sich
die Ambivalenz einer auf der korrekten Ausübung von religiösen Funktionen beruhenden
Legitimation deutlich.

Viele Symbole und Elemente des täglichen Lebens verweisen auf die starke Bindung der
Regierung mit der islamischen Religion, so z. B.:

• Der Artikel 1 des Basic Law of Government von März 1992 besagt, dass das Königreich
Saudi-Arabien ein souveräner islamischer Staat mit dem Islam als seiner Religion ist.
Der Koran und die Sunnah des Propheten sind seine Verfassung.

• In der Flagge (s. Abb. 4.4) ist das islamische Glaubensbekenntnis auf grünem Unter-
grund abgedruckt („Es gibt keinen Gott außer Allah und Mohammed ist sein Prophet“).
Somit ist sie nicht nur ein Symbol des Staates, sondern auch ein religiöses Bekenntnis,
wobei das darunter abgebildete Schwert verdeutlicht, dass hierbei ein kämpferischer,
missionarischer Islam gemeint ist49.

• Die – mittlerweile nicht unumstrittene und von vielen ungeliebte – Religionspolizei50

sorgt dafür, dass die Regeln des Islam (tägliche Gebete, Fasten im Ramadan, Ge-

49 Im Gegensatz zum offensichtlichen Islam-Bezug der saudischen Flagge ist die abstrakte Darstellung der im Zuge
der Ausrufung des Königreiches im Februar 2002 neugestalteten bahrainischen Flagge erläuterungsbedürftig.
Sie enthält nun fünf Dreiecke, die die fünf Pfeiler des Islam repräsentieren sollen (o. V. 2002).

50 Zu ihrer Entstehung und Bedeutung s. Steinberg 2004: 148–151.

97

http://www.nationalflaggen.de/fahnen_flaggen/pix/flaggen/flagge_saudi_arabien_000.gif


4 Ökonomische und soziale Ressourcen

schlechtertrennung etc.) eingehalten werden. Wer diese Regeln verletzt, wird nach den
religiösen Vorschriften (hudud) bestraft.

• Die saudischen Herrscher betonen immer wieder die Bedeutung des Korans und der
heiligen Schriften des Islam als Grundlage des Staates (s. Karawan 1992: 107):

„Die Macht der Religion ist für uns keine negative Macht; sie ist, wie Kronprinz
Abdullah immer wieder betont, eine Kraft, die wir nutzen müssen, um unsere
Gesellschaft zusammenzuhalten“ (Saudi-Arabiens Außenminister Saud al-Feisal,
zit. in: Windfuhr und Zand 2005).

Allerdings ist auch der Islam in Saudi-Arabien nicht monolithisch: Es sind außer den Wah-
habiten noch andere Richtungen vertreten. Die schiitische Minderheit in den ölreichen
Ostprovinzen ist räumlich zusammenhängend und so klein, dass sie in Vergangenheit dis-
kriminiert und mehrfach mit Gewalt niedergehalten wurde (s. Quilliam und Kamel 2003)51.
Der Aufschwung der schiitenfeindlichen sunnitischen Islamisten in den 1980er Jahren führte
jedoch zu einer Änderung der Wahrnehmung bei der schiitischen Minderheit. Nun hatte die
schiitische Gemeinschaft gemeinsame Interessen mit den Gruppen innerhalb und außerhalb
der Staatsstrukturen, die Reformen zugunsten von Menschenrechten und Representation
forderten. Dadurch konnten sich die Schiiten einen gewissen Schutz ihrer Rechte erhoffen
(so Niblock 2006: 101), und „das Verhältnis zwischen Regierung und schiitischer Opposition“
entspannte sich (Steinberg 2001a: 26–29). 2003 zeigte das Königshaus erstmals öffentlich
eine Änderung in der harten Linie gegenüber den Schiiten. Kronprinz Abdullah diskutierte
im ersten Nationalen Dialog im Juni 2003 auch mit Vertretern der schiitischen Glaubens-
richtungen (Lacroix und Hertog 2005: 4); in der Abschlusserklärung wurde erstmals „die
Vielfalt islamischen Denkens in Saudi-Arabien“ anerkannt (Thumann 2003). Dieser nationale
Dialog ist ein Teil einer aktiven Religionspolitik, derer es aus Sicht der Machtinhaber bedarf,
um das legitimierende Element des Islam für die Monarchie zu bewahren. Denn Gruppen,
die den Monarchien die Hoheit über die richtige Auslegung des Korans und der heiligen
Schriften streitig machen und somit auch die Art der Herrschaft der Monarchen kritisieren,
gibt es viele. Islamistische Gruppen wie die Muslimbrüder in Jordanien oder al-Qaeda-nahe
Gruppierungen in Saudi-Arabien und Marokko stehen in offener, teilweise gewaltbereiter
Opposition zu den Regimen.

In allen untersuchten Ländern – mit Ausnahme der VAE – gibt es ein Ministerium für
Islamische Angelegenheiten52; trotz der sehr großen Kabinette in den arabischen Monarchien
ist dies ein deutliches Zeichen, dass der Staat eine aktive Religionspolitik betreibt. Die
gängige Strategie der Monarchien auf dem Bereich der Religionspolitik umfasst mehrere
Elemente:

• die aktive Unterstützung des Staatsislam, d. h. die Finanzierung, Einsetzung und Kon-
trolle von genehmen islamischen Rechtsgelehrten, den Ulama;

51 So gab es am 28.11.1979 und am 01.02.1980 in der Ostprovinz einen schiitischen Aufstand, der von der
Staatsmacht brutal niedergeschlagen wurde, wobei in der Folgezeit die wirtschaftlichen Möglichkeiten der
Schiiten und deren Heimatprovinzen von der Zentralregierung gefördert wurden (Kostiner 1997; Krämer 2000:
268).

52 Im Oman steht nicht islamische, sondern religiöse Angelegenheiten in der Bezeichnung (Central Intelligence
Agency 2007: 75).
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• die Unterstützung regierungskonformer Moscheen und ihrer Imame. In Marokko z. B.
nennen Offizielle das Anwerben, Ausbilden und Bezahlen von Imamen „Moscheen-
Management“, und es werden von der Regierung verfasste Freitagspredigten per
Satellit an die Moscheen übertragen (so Weiss 2006);

• die Verkündung der regierungskonformen Islaminterpretation durch das Bildungssys-
tem, über die Schulen und islamischen Universitäten sicherzustellen;

• der Versuch der Marginalisierung von Sekten und Gruppen, die in Opposition zum
Regime stehen und

• die aktive Bekämpfung gewaltbereiter terroristischer Gruppen wie al-Qaeda.

Wichtig ist, dass die Monarchien in der Bevölkerung den Eindruck erwecken, dass ihre
Herrschaft mit islamischen Grundsätzen übereinstimmen. In der modernen islamischen
politischen Theorie und in der Meinungsbildung der Bevölkerung steht nicht die Form der
Regierung, sondern „the purpose as well as ethics of governance“ (Esposito et al. 2004: 370;
im Original hervorgehoben; so auch: Krämer 2000: 279). Und der Zweck von Politik im Islam
bedeutet für die Regierung, „to provide ethical governance in consultation with their citizens“
(Esposito et al. 2004: 370). Somit verfügen die Bürger aus der islamischen und auch tribalen
Tradition heraus über Rechte wie Beratung, Anhörung und Mitbestimmung.

4.2.2 Traditionale Rechte: Anhörung und Beratung

Eines der größten Probleme von aktiven Monarchien ist die Herstellung von Responsivität.
Der Monarch wird von den Untertanen leicht als über ihnen schwebend, als unnahbar
angesehen. Daher sind institutionalisierte Möglichkeiten sinnvoll, um politische Debatten
und Standpunkte in der Bevölkerung aufnehmen und politische Forderungen kanalisieren zu
können.

Die mögliche Unsicherheit von Monarchen über die Meinung ihres Volkes verdeutlicht ein
Beispiel: In den Jahren 1999 und 2000, kurz nach seiner Amtsübernahme, ging Jordaniens
König Abdullah II. insgesamt ein Dutzend Mal verkleidet an Orte des öffentlichen Lebens, um
zu sehen, wie Dienstleistungen dargebracht wurden (Gerner 1999b). Er sah die Ineffizienz,
unsinnige Bürokratie und unklaren Regeln, so die Kurzzusammenfassung im JHDR (o. V.
2004b: 103). Die Aktionen werden im JHDR explizit gelobt:

„The media coverage was enormous and ensured that all citizens, and especially
the poor and marginalised, were aware of his commitment to address issues of
inefficient bureaucracy, corrupt practices and poor quality of service“ (o. V. 2004b:
103).

Solche Mummenschanzspiele stellen aber aus politikwissenschaftlicher Sicht einen weitge-
hend untauglichen Versuch dar, Responsivität zu erzeugen, weil solch eine Aktion nur selten
und an zufälligen Orten durchgeführt werden kann und somit ein sehr verzerrtes Ergebnis
erbringt. Institutionalisierte Formen wie Parlamente sind für diesen Zweck wesentlich geeig-
neter. Sie können an islamisch-tribale Traditionen wie den Majlis anknüpfen. Traditionell
hatten die Mitglieder eines Stammes das Recht auf freien Zugang zu ihrem Scheich. Dieser
sollte häufig und offen Majlis abhalten, „in which his fellow tribesmen could voice their
opinions“ (Al Abed und Vine 1998: 23), so das offizielle Jahrbuch der VAE 1998, in dem es
weiterhin heißt:
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„One fascinating aspect of life in the UAE today, and one that is essential to an
understanding of its political system, is the way in which the institution of the
majlis has continued to maintain its relevance“ (Al Abed und Vine 1998: 23).

So halten in größeren Emiraten nicht nur die Emire, sondern auch andere hochrangige
Mitglieder seiner Familie Majlis ab, und in einem kleineren Emirat wie Fujairah ist der
Herrscher mindestens einmal in der Woche derart tätig (ebd.). Auch in Saudi-Arabien und
den anderen kleinen Golfstaaten wird mit der Institution des Majlis der Kontakt mit der
Bevölkerung aufrecht erhalten.

„I had the pleasure of attending the mid-day majlis of Prince Salman (Governor
of Riyadh) in Riayadh in February 2001. This was a truly extraordinary experience,
where one witnesses one of the most senior members of the al-Saud household
personally receiving petitions from literally hundreds of young and old people,
Saudi nationals and foreigners, who flock to his majlis. He receives every single
person, sits and personally reads every petition handed to him, issues instructions,
explores the more complex issues with the plaintiff, arranges for the petitions of
women visitors (who wait elsewhere while their problem is being attended to) to
be dealt with, and, well over an hour later, leaves to attend to the affairs of the
state. On average, he does this twice a day!“ (Ehteshami 2003b: 72)

Da nicht nur die politisch aktiven, sondern auch in der Ökonomie und anderswo tätige Prinzen
Majlis abhalten, entsteht ein dichtes Netz an formalisierten Kontakten zur Bevölkerung, das
aus Sicht der Herrschenden eine gute Methode darstellt, einen direkten und fühlbaren
Kontakt zwischen Herrschern und Untertanen herzustellen. Durch das Öffnen der Türen
für alle Bürger mit einem Problem oder einer Meinung erlaubt es, ein Band zwischen
den Herrschern und den Beherrschten herzustellen (Ehteshami 2003b: 72). Dabei ist auch
von Bedeutung, dass die Regierenden zwar Ratschläge aufnehmen und Wünsche erfüllen
können, aber nicht müssen. Eine Bindung wie an eine Parlamentsentscheidung in westlichen
Demokratien ist nicht gegeben. Somit ist es auch zu hoch gegriffen, wie im VAE-Jahrbuch,
vom Majlis als einer Form der direkten Demokratie zu sprechen (Al Abed und Vine 1998: 23).
Allerdings können die Monarchien erfolgreich für sich reklamieren, damit der islamischen
Tradition der shura53 zu folgen.

Im Flächenstaat Oman mit seiner zahlenmäßig kleinen Herrscherfamilie reist Sultan
Qabus jedes Jahr wochenlang mit seinen Ministern, Ratgebern und anderen Offiziellen durch
sein Land und empfängt pressewirksam seine Untertanen. Nach der offiziellen Darstellung
lautet die dahinterstehende Philosophie, dass die Regierungsmitglieder sich nicht zu stark
vom einfachen Lebensstandard der normalen Menschen entfremden sollen (s. Alhaj 2000:
99). Diese Art der Herstellung von Responsivität stuft Alhaj als Bestandteil der modernen
Regierungsstruktur ein (ebd.). Der US-Politologe Mark N. Katz ist da wesentlich kritischer:

„According to two people I spoke to who have witnessed this event, this tour is
a tightly stagemanaged event designed to project an image of a sultan in close
contact with his people while actually ’protecting’ him from any such contact that
has not been authorized and choreographed in advance“ (2004: 4).

53 Der koranische Begriff (Sure 42:38) heißt allgemein die Beratung gut (Flores 2005: 631).
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So schotte sich Sultan Qaboos immer mehr ab und verliere trotz der jährlichen „meet the
people tour“ den Kontakt zur Bevölkerung (Katz 2004: 4), was in einem Herrschaftssys-
tem, das wie kein zweites hier Untersuchtes direkt auf seinen Herrscher zugeschnitten ist,
problematisch für das Regime werden kann.

Die traditionellen Methoden des Kontaktes zwischen Regierungssystem und Bevölke-
rung werden mittlerweile durch moderne Methoden ergänzt. So konstatiert auch das VAE-
Jahrbuch, dass sich die Einstellung gerade der jungen Bevölkerung gegenüber den tradi-
tionellen und den modernen Elementen der Politik verändert hätten. Ministerien, deren
Abteilungen und die Stadtverwaltungen stünden auf Politikfeldern in Kontakt mit Bürgern
und übernähmen dort Verantwortung, die traditionell der Herrscher auf einer persönlichen
Basis getragen habe. Die modernen Institutionen würden die Routinearbeit übernehmen, so
dass der traditionelle Majlis sich mit komplexeren Dingen beschäftigen könne (Al Abed und
Vine 1998: 23–24). Solcherart stehen traditionelle und moderne Institutionen nebeneinander,
verbinden oder ergänzen sich.

Das deutlichste Zeichen für eine solche Verbindung sind die in einigen Golfstaaten ein-
gerichteten beratenden Versammlungen mit dem Namen majlis al-shura, wobei die Berater
oftmals ernannt und nicht gewählt werden. Politikwissenschaftlich gesehen verbessert sich
die Responisivität durch die Einrichtung von solchen Versammlungen, die sogar ein Zwi-
schenschritt zur Einrichtung von gewählten Parlamenten sein können (s. Kap. 6.1).

4.2.3 Die Zivilgesellschaft

Den Begriff der Zivilgesellschaft werde ich hier in einer Fassung nutzen, die zunächst auf
die Realität in autokratischen Herrschaftssystemen zugeschnitten ist. Eine Suche nach
dem Idealtyp der Zivilgesellschaft, wie ihn Almond et al. (2003: 75) definieren: „a society
in which people are involved in social and political interactions free of state control or
regulation“, schlägt in den untersuchten Ländern fehl; selbst in demokratisch konstituierten
Staaten ist sie nicht überall zu finden54. Daher greife ich auf eine deskriptive Definition
zurück, die Richard Augustus Norton, Herausgeber eines zweibändigen Sammelbandes zur
Zivilgesellschaft im Mittleren Osten (Norton 1995a), vorschlägt:

„. . . civil society refers to the melange of associations, clubs, guilds, syndicats,
federations, unions, parties, and groups that provide a buffer between the state
and citizen“ (Norton 1999: 39).

Diese Definition hat den Vorteil der Offenheit gegenüber staatlichen Eingriffen in die zivilge-
sellschaftlichen Organisationen – ein Puffer kann mehr oder weniger gut wirken, und auch
die Zivilgesellschaft kann einen kleineren oder größeren Freiheitsraum gewähren. Heidrun
Zinecker nimmt in ihrer Untersuchung zur Zivilgesellschaft in Entwicklungsländern ebenfalls
eine „bereichslogisch-analytische (. . . ) Perspektive“ (Zinecker 2005: 529) ein und verortet
die Zivilgesellschaft zwischen Staat, Familie und Ökonomie (s. Abb. 4.5 ), wobei es m. A. nach
zivilgesellschaftliche Organisationen gibt, die staatsnah (wie Parteien), wirtschaftsnah (wie
Berufsverbände) und familiennah (wie Elterninitiativen für Kindergärten) sind.

Auf zwei wichtige Sichtweisen auf zivilgesellschaftliche Organisationen weist Elsenhans
(2001: 31) hin: Erstens die ökonomische Dimension einer sich selbst steuernden Wirtschaft
und zweitens die politische Dimension der Freiheit von staatlichem Terror oder staatlichen

54 Dies konstatieren auch Merkel und Lauth 1998: 12.
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Abbildung 4.5: Zivilgesellschaft

Staat
Privatssphä-
re; Familie

Ökonomie

Zivil-
gesellschaft

private ZG-Orga-
nisation (z. B. 
Sportverein)

wirtschaftsnahe
ZG-Organisation 
(z. B. Gewerkschaft)

staatsnahe
ZG-Organisation 
(z. B. Staatsreligion)

Quelle: eigene Darstellung, nach Zinecker (2005: 529).

Eingriffen in die Privatssphäre, auch wenn dort politisch relevante Themen angesprochen
werden. Dadurch „erlangen Akteure der Zivilgesellschaft häufig eine Schlüsselstellung
innerhalb der Regimeopposition“ in autokratischen Systemen (Merkel und Lauth 1998: 8).
Daher rührt die große Bedeutung der Zivilgesellschaft in der Transformationsforschung.

In autokratischen Systemen sichert eine vitale Zivilgesellschaft zunächst einmal die private
Sphäre und die sie konstituierenden Freiheitsrechte. Sie kann somit ein „Schutzraum vor
dem Staat“ sein (Merkel und Lauth 1998: 4, 9), der in Autokratien oftmals bestrebt ist,
genau diesen Schutzraum auch zu kontrollieren (s. Brooker 2000: 112–116). Zivilgesell-
schaftliche Organisationen werden daher von Autokratien kritisch gesehen. So wurden in
allen arabischen Staaten nach Erlangung der Unabhängigkeit diejenigen Vereinigungen und
Assoziationen, die vor oder in der Kolonialzeit gegründet wurden oder diese überdauert
hatten, vom Staat absorbiert (Ägypten unter Nasser), kooptiert (Kuwait und die anderen
Golfscheichtümer) oder verboten. Im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts setzte jedoch eine
Gegenbewegung ein. Im Westen zog sich, nach dem Vorbild der Regierungen Thatcher und
Reagan, der Staat aus vielen Bereichen zurück, und in der Dritten Welt propagierten die Welt-
bank und der IWF ökonomische Restrukturierungsprogramme, die eine schnelle Ausbreitung
der Zivilgesellschaft in den Empfängerländern förderten (Ismael 2001: 67–75). Innenpolitisch
spielten (a) wachsende, vom Staat nicht gedeckte Bedürfnisse von Individuen und lokalen
Gemeinschaften (z. B. bessere Grundversorgung mit Nahrung und Bildung in den unteren
Klassen; kulturelle, berufliche und politische Bedürfnisse der Mittel- und Oberschichten);
(b) die Ausweitung der gebildeten arabischen Bevölkerung und damit einhergehend eine
Bewußtseinserweiterung, größere Erwartungen und rudimentäre organisatorische Fähig-
keiten; (c) wachsende finanzielle Ressourcen und (d) größere Freiräume für die Bürger
(Reisemöglichkeiten, Unfähigkeit des Staates zur effektiven Kontrolle) eine Rolle (Ibrahim
1995: 38).

Konzeptionell ist noch von sehr großer Bedeutung, ob man islamische bzw. islamistische
Organisationen mit zur Zivilgesellschaft zählt oder nur säkulare, demokratische Organi-
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sationen gelten lässt. Im ersteren Fall erscheint die Zivilgesellschaft in den arabischen
Staaten als stark und lebendig, im zweiten Fall als eher weich, unorganisiert und krank
(s. Yom 2005: 20–21). Für den Ausschluss spricht die Beobachtung, dass den traditionalen
und islamischen Organisationen die Freiwilligkeit der Mitgliedschaft als Merkmal ebenso
fehlt wie Zivilität, die ein gewisses Maß an Toleranz erfordert (al-Sayyid 1995: 137; Norton
1995b: 11). Andererseits muss man berücksichtigen, dass die Zivilgesellschaft nicht per se
demokratisch ist (Zinecker 2005: 536–538). Zivilgesellschaftliche Organisationen können
sowohl intern undemokratisch strukturiert sein (Merkel und Lauth 1998: 12) oder auch
Interessen vertreten, die mit der Demokratie nicht vereinbar sind (s. Norton 1995b: 7–8),
aber dennoch den Interessen der Herrschenden in Autokratien widersprechen. Somit ist
die Zivilgesellschaft eine Arena, in der um die Form der Herrschaft gerungen wird. Und
wichtige Teilnehmer in diesem Ringen in den arabischen Monarchien sind die islamischen
Organisationen, die ich daher einschließe.

In den arabischen Monarchien haben sich sehr unterschiedliche Zivilgesellschaften aus-
gebildet. Die eindrucksvollste Zivilgesellschaft im gesamten arabischen Raum findet man
in Kuwait (Norton 1995b: 15). Neben den Assoziationen und Berufsverbänden, die, wie im
Falle der Händlervereinigungen eine lange Tradition haben 55, sticht dabei die Tradition
der diwaniyyah hervor. Hierbei handelt es sich um wöchentliche Treffen von Verwandten
und Freunden in Privathäusern von angesehenen Kuwaitern und seit jüngerer Zeit auch
Kuwaiterinnen (Norton 1995b: 15–16). Seit den 1990er Jahren wurden die diwaniyyah zu
Zentren des Zusammenseins, der Debatte und der Meinungsbildung:

„Shielded by the privacy and integrity of the home, these diwaniyat provided
additional civil space and became organized into various types and topics; for
example, there were diwaniyat that brought together businessmen and focused on
economic matters, others that brought together youth and focused on education
and sports, and so on. They remain an important pattern of associational life“
(Salem 2007: 11).

Hierauf aufbauend haben sich mittlerweile Strukturen herausgebildet, die als Vorstufen zu
politischen Parteien gewertet werden können; diese sind nach der Verfassung von 1962
weiterhin verboten. Allerdings ist die politische Landschaft in Kuwait pluralistisch und
kompetitiv; Nationalisten, Liberale und Islamisten sind im Parlament vertreten (Salem 2007:
11–12). Von der herrschenden Familie wird es als das begrenzte Forum angesehen, in dem
die politische Debatte unter ihrer Kontrolle stattfinden darf (Hicks und al Najjar 1995: 195).
Mittlerweile hat das Parlament sich aber zum Teil hiervon emanzipiert (s. dazu Kap. 6.1).

Welch großen Vorteil die lebendige Zivilgesellschaft für die Monarchie bedeutet, zeigte sich
nach der Besetzung Kuwaits und der Vertreibung der al-Sabah durch Saddam Husseins Irak
im Jahr 1990. Die Vereinigungen und fallweise entstandenen Gruppen formten das Rückgrat
des Widerstandes gegen die Besatzung. Insbesondere genossenschaftliche Vereinigungen, in
denen sehr viele normale Bürger Mitglied sind, taten sich bei der Versorgung der Bevölkerung
hervor. Sympathien für die Besatzer gab es wenige. Vielmehr wurde nach der Beendigung
der Besatzung die Herrschaft der al-Sabah wieder hergestellt.

„The ruling family must be comforted by the realization that even after the
occupation Kuwaitis of all backgrounds feel an attachment to their Amir, and to

55 Für eine detaillierte Untersuchung der Geschichte und der Stellung von Interessengruppen in Kuwait s. Koch
2000.
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the monarchy as symbols of Kuwaiti national identity“ (Hicks und al Najjar 1995:
203).

Allerdings musste die Herrscherfamilie in einigen Punkten dem wachsenden Selbstvertrauen
der Zivilgesellschaft nachgeben, so dass Schritte in Richtung eines genuinen parlamentari-
schen Systems unternommen wurden (Hicks und al Najjar 1995: 203–204).

Wichtig für die Zusammensetzung der Zivilgesellschaft in den arabischen Ländern ist die
jeweilige Machtbasis, auf die sie sich stützen. Jill Crystal (1996: 261–276) unterscheidet hier-
bei die ökonomischen, sozialen (= familiären, religiösen, tribalen, auf Alter oder Geschlecht
basierenden) und die politischen Organisationen. In der ökonomischen Sphäre ist die Klasse
der Kaufleute in allen Golfstaaten gut organisiert; die Kaufleute unterstützen die Monarchien,
da sie deren Interessen schützen und unterstützen. Allerdings weist Crystal auch darauf hin,
dass die Kaufleute nur eine passive Unterstützung geben; möglicherweise würden sie jedes
politische System stützen, das Stabilität garantiert und den Wohlstand an sie weitergibt.
Die Arbeiterklasse in den Golfstaaten ist dagegen kaum organisiert, da sie als einheimische
Arbeiterklasse kaum vorhanden ist (Crystal 1996: 263). Den ausländischen Arbeitern werden
viele Rechte, so auch das zur Assoziation, verweigert.

Familiäre Bindungen sind ein wichtiger Pfeiler für die Zivilgesellschaften in den arabischen
Golfstaaten, auch weil sie den Grundstein für andere soziale Gruppierungen wie die religiöse
Bindung legen. Religiöse Gemeinschaften organisieren sich um Moscheen, Schulen und Höfe
herum. Gerade in den Ländern mit einem großen schiitischen Bevölkerungsanteil (Bahrain,
Kuwait, Saudi-Arabien) spielen deren Gemeinschaften auch politisch eine Rolle (s. Crystal
1996: 268), wobei sie der Opposition zuzurechnen sind. Allerdings gibt es viele sunnitische
Organisationen, die den Herrscherhäusern nahe stehen und den Staatsislam unterstützen.

Gerade in Saudi-Arabien ist eine Trennungslinie zwischen der Zivilgesellschaft und dem
Staat sehr schwer zu ziehen. Charakteristisch für das Land ist die enge Verwobenheit von
Staat, Zivilgesellschaft und dem privaten Sektor (Niblock 2006: 13), die in einer weniger
engen Form auch in Kuwait und den anderen Golfmonarchien auftritt. Schon bei den religi-
ösen Organisationen zeigte sich dies; sie alternieren zwischen Zivilgesellschaft und Staat
(ebd., 13–14). Die einflussreichen Kaufleute haben wie in Kuwait ein großes Interesse an der
Stabilität des politischen Systems, das ihnen den Freiraum gewährt, internationalen Handel
zu betreiben oder aufgrund der restriktiven saudischen Gesetzgebung als Repräsentant oder
Partner westlicher Firmen auftreten zu können (ebd., 56–57). Während die verschiedenen
religiösen Gruppierungen, seien sie staatsnah oder wie die schiitischen oder islamistischen
Gruppen eher staatsfern, in Saudi-Arabien bedeutend sind, spielt „die ’liberale’, d. h. in
diesem Fall die nicht-islamistische Opposition im Lande eine den Islamisten deutlich unterge-
ordnete Rolle“ (Steinberg 2003: 22). Sie hält sich weitgehend zurück und tritt nur manchmal
mit Memoranden und Petitionen hervor (ebd.), da sie die Rückkehr zu einer noch stärker
religiös geprägten Politik fürchtet (ebd.).

Anders als in den Golfmonarchien sind in Jordanien und Marokko politische Parteien
erlaubt. Sie bilden formal die Spitze der Zivilgesellschaft in diesen Ländern, die allerdings,
wie Quintan Wiktorowicz (2000) für Jordanien zeigt, vom Staat sehr stark kontrolliert wird.
Alle Formen von Zusammenschlüssen müssen beim zuständigen Ministerium gemeldet
werden, das die Aktivitäten überwacht und Berichte schreibt. Dabei gehen die Ministerien
arbeitsteilig vor: Das Innenministerium ist für politische Parteien, Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände zuständig, das Kultusministerium für kulturelle Organisationen, das
Ministerium für soziale Entwicklung für alle Wohltätigkeitsorganisationen. Dabei ist es
den Organisationen nicht gestattet, bereichsübergreifende Aktivitäten auszuüben. Somit
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verbleiben sie im Bereich eines Ministeriums. Diese Form der Kontrolle funktioniert über
die Teilung des zivilgesellschaftlichen Raumes in überschaubare Bereiche, die reguliert und
verwaltet werden können. Somit übt der jordanische Staat über die Zivilgesellschaft soziale
Kontrolle aus, die die offene Repression ersetzt (Wiktorowicz 2000: 48–49).

Das Parteienspektrum in Jordanien besteht aus drei größeren Strömungen. Das zersplitter-
te, von vielen kleinen und schwachen Parteien geprägten konservative Königslager ermög-
licht dem König, „personell und konzeptionell seine Vorstellungen durchzusetzen“ (Ibrahim
2006: 82). Islamische Partien gruppierten sich lange um die Muslimbruderschaft herum.
Nationalisten und Linke „spielen heute in Jordanien und in anderen arabischen Staaten
eher eine periphere Rolle“ (Ibrahim 2006: 83). In der Zivilgesellschaft dominieren tribale
Organisationen „und die erweiterte Familie als Solidargruppe“ (Ibrahim 2006: 88), die vom
Staat gefördert werden. Bis auf die Berufsverbände, die auch politisch eine Rolle spielen,
„ist die Zivilgesellschaft auch im arabischen Vergleich eher unterentwickelt“ (ebd.).

In Marokko unter König Hassan II. waren zwar Parteien zugelassen, aber nur insoweit,
wie sie die Position des Königs unangetastet ließen. Dabei war die beliebteste Methode
des Königs im Umgang mit der (oppositionellen) Zivilgesellschaft, diese zu kooptieren, z. B.
durch die Vergabe von Land56 zur Bewirtschaftung an Oppositionelle, die sich dadurch zum
Verstummen oder zur Kooperation bewegen ließen. Wenn die Kooptationsstrategie nicht
funktionierte, setzte König Hassan II. unterschiedliche Techniken ein und schreckte auch
nicht vor Verhaftungen, Morden, Verschwindenlassen und Folter zurück (Campbell 2003).
Unter König Mohammed VI. hat sich das Bild etwas gewandelt. Die schon in den letzten Re-
gierungsjahren Hassan II. begonnene Öffnung wurde von Mohammed VI. fortgesetzt. Damit
wird das Ziel verfolgt, vorherige Oppositionsparteien aus den Unabhängigkeitsbewegungen
in die Regierungsverantwortung zu bringen und gleichzeitig die Islamisten in die formalen
politischen Prozesse einzubinden. Beides soll das politische System stabilisieren (Albrecht
und Wegner 2006: 127). Dies kann dann gelingen, wenn durch die Einbindung die Kraft der
Opposition abnimmt und die instititutionelle Kontrolle verstärkt wird (Wegner 2004: 19).

In den ersten Regierungsjahren Mohammeds II. explodierte die Zivilgesellschaft regelrecht,
so dass Beobachter wie Marvine Howe davon sprechen, dass das Königreich dadurch eine
Atmosphäre der Freiheit bekam, die in der arabischen Welt selten zu finden sei. In 2004 gab
es schätzungsweise 32 300 zivilgesellschaftliche Assoziationen in den großen Städten. Es
wird betont, dass das Land hierbei an eine alte Tradition von islamischen Wohlfahrtsvereini-
gungen und den Gewohnheiten der Berber anknüpft (Howe 2005: 251–252). In der Folge
stellt sie NGOs aus vielen Bereichen und Aussagen ihrer Repräsentanten vor. Allerdings
schließt sie ihr Kapitel über diese gesellschaftliche Entwicklung mit der Feststellung, dass
der Einfluss der vielen NGOs aufgrund ihrer geringen Übereinstimmung in den Zielen und
dem Misstrauen zwischen den Modernisierern und den islamistischen Traditionalisten ver-
mindert wird. Einzeln seien diese Organisationen ein Tropfen auf dem heißen Stein, aber
zusammengenommen ergeben sie ein neues öffentliches Bewusstsein. Sie könnten einen
großen Einfluss auf die weitere Politikgestaltung in Marokko haben (Howe 2005: 272).

Im Gegensatz zur Nutzung offener Repression verspricht die Strategie der Einbindung
Vorteile sowohl für die Monarchien als auch für die Bürger. Die soziale Kontrolle bleibt
erhalten, wobei durch den Verzicht auf Gewalt ein positiveres Bild des Staates bei den
Bürgern erzeugt wird. Für die Bürger ergibt sich daraus ein größerer, wenn auch immer
noch begrenzter Freiraum, der mit einer nicht so großen Bedrohung einhergeht wie in

56 Der König ist der größte Landeigentümer in Marokko (Campbell 2003).
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Tabelle 4.7: Index der Pressefreiheit, 2007

Rangplatz weltweit
2004

Rangplatz weltweit
2007

Bahrain 143 118
Jordanien 121 122
Katar 104 79
Kuwait 103 63
Marokko 126 106
Oman k. A. k. A.
Saudi-Arabien 159 148
VAE 137 65

Quelle: o. V. 2004a: 5–7; Reporters without Borders 2007: 4–7. 2004 gingen 167, 2007 169 Länder in die Statistik
ein.

offen repressiven Regimen. Somit ist durch die Kooperation von Staat und Zivilgesellschaft
auch eine kontinuierliche, langfristige Entwicklung hin zu mehr Liberalität und Demokratie
möglich. Dem widersprechen Merkel und Lauth explizit:

„In autokratischen Herrschaftssystemen muß die Zivilgesellschaft schon aus
Gründen der eigenen Existenzsicherung primär an der Schwächung des Anci-
en régime interessiert sein. Entsprechend sollten zivilgesellschaftliche Akteure
keine Aufgaben übernehmen, die den autokratischen Staat entlasten oder ihm
legitimatorische Ressourcen zuführen . . . “ (Merkel und Lauth 1998: 9)

Dies mag in revolutionären Umbruchsituationen zutreffen, wenn man aber eine evolutionäre
Entwicklung im Blick hat, erscheint die Strategie einer Kooperation von zivilgesellschaft-
lichen Gruppen mit einer dazu bereiten Regierung als vielversprechend und risikoärmer,
da gewaltträchtige Situationen vermieden werden. So stellt Guido Steinberg (2003: 23) für
Saudi-Arabien fest, dass nach Meinung weiter Teile der Bevölkerung „die Alternative zur
Familie Sa’ud das Chaos ist“. Dass aus dem kontinuierlichen Druck aus der Zivilgesellschaft
ein erhöhtes Maß an Freiheit und Partizipationsmöglichkeiten entstehen kann, werde ich in
Kap. 6 ausführen.

4.2.4 Öffentlichkeit und Presse

Für jedes politische System ist die Art und Weise von großer Bedeutung, wie die Presse
darüber berichtet. Die Skala hierbei geht von einer weitgehenden Pressefreiheit wie in
westlichen Demokratien bis zu einer vollständigen Kontrolle und Unterdrückung jeder freien
Meinung in totalitären Systemen.

Laut der Umfrage der NGO Reporter ohne Grenzen liegt die Pressefreiheit im gesam-
ten Mittleren Osten weitgehend brach; die Monarchien machen dabei keine Ausnahme (s.
Tab. 4.7), wobei doch deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern und in der
positiveren Entwicklung der letzten Jahre festzustellen sind.

Katar hat 1995 offiziell die Medienzensur aufgegeben; seitdem erfolgt nur selten eine
direkte Einmischung der Regierung in die Berichterstattung. Da aber alle fünf privaten Zei-
tungen Mitgliedern des Herrscherhauses gehören oder diese im Leitungsgremium vertreten
sind, ist die Selbstzensur von Journalisten weitverbreitet. International erregt Katar vor
allem durch seinen 1997 gestarteten Fernsehsender Al-Jazeera aufsehen, der sich – als erster
arabischsprachiger Sender von arabischem Boden aus – durch eine kritische Berichterstat-
tung gegenüber arabischen Regierungen auszeichnet, solange es sich nicht um Katar selbst
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handelt (Bahry 2001: 88; Busse 2004). Der weitgehend staatlich finanzierte Sender nimmt
das eigene Herrscherhaus aus der Kritik aus. Gegründet wurde Al-Jazeera durch ein Dekret
des katarischen Emirs Hamad bin Khalifa al-Thani vom Februar 1996; der Emir leistete
auch eine Anschubfinanzierung in Höhe von 137 Millionen US-$. Obwohl der Sender sein
Budget nicht veröffentlicht, sprechen alle Anzeichen dafür, dass er weiterhin Finanzhilfe aus
dem Staatshaushalt bekommt; er kann somit nicht als unabhängiger Sender gelten (Bahry
2001: 89; 94–95; 98). Al-Jazeera gibt auch prominenten Mitgliedern von als terroristisch
eingestuften Organinationen wie Al-Qaida die Möglichkeit, ihre Meinung kund zu tun. So
strahlte der Sender mehrfach Videos von Usama bin Ladin aus57. Die USA sahen in den bin
Ladin-Videos aber eine Verbreitung anti-amerikanischer Ressentiments und übten massiven
Druck auf den Sender und Katar aus (s. hierzu o. V. 2005g). De facto wurde von den USA eine
Einschränkung der Pressefreiheit gefordert.

Innerhalb der sehr breit verstandenen Pressefreiheit überläßt Al-Jazeera auch „radikalen
Islamisten und hartgesottenen arabischen Nationalisten“ (Perthes 2002: 298) Programmplät-
ze; ebenso lässt Al-Jazeera auch Israelis zu Wort kommen – eine Neuerung in der arabischen
Welt (Miles 2006: 21). Insgesamt hat der Sender Katar

„ . . . eine gesamtarabische politische Bedeutung gegeben, die der Kleinstaat
ansonsten nicht hätte erreichen können: Er hat für mehr Transparenz und mehr
Kenntnis arabischer Bürger über Vorgänge in ihren Staaten gesorgt . . . “ (Perthes
2002: 298–299).

Der Erfolg al-Jazeeras wurde zum Vorbild (s. Perthes 2002: 299) und ist Hauptkonkurrent
(UAE Ministry of Information and Culture 2006: 265) von al-Arabiya, einem Fernsehsender,
der im März 2003 in den VAE startete und von der Dubai Media City aus sendet und somit
eines der Modernisierungsprojekte des dortigen Herrscherhauses ist58. Auch er zeichnet
sich durch eine das eigene Land von der Kritik ausnehmenden Berichterstattung aus, was
aber im Einklang mit offiziellen Verlautbarungen ist. Zwar wird immer wieder die Bedeutung
der Presse- und Meinungsfreiheit betont, aber, wie die Verfassung der VAE (Art. 30) vorgibt,
„within the limits of law“. In einer aktuellen regierungsoffiziellen Publikationen wird der
Zwiespalt – bzw. das Ausmaß der Zensur – deutlich:

„Innovative thinking and dialogue are being encouraged and the media is free
to question government and criticise its policies – if there is something to be
criticised“ (UAE Ministry of Information and Culture 2006: 257).

Der If-Satz schließt unabhängige Kritik faktisch aus, da die Regierung sich vorbehält, die
Kritik zu filtern. Ein 1988 beschlossenes Gesetz führt die Themen auf, die von den Medien
nicht angesprochen werden dürfen, und bestimmt, dass Journalisten sich in Sachen der
Innenpolitik, des Lebens der Herrscherhäuser, der Religion oder der Beziehungen zu den

57 Eine Aufstellung der seit dem 11.09.2001 erstmalig von Al-Jazeera ausgestrahlten Video- und Tonbotschaften
aus dem Al-Qaeda-Umfeld findet sich in der FR v. 06.09.2006 (= o. V. 2006a).

58 S. http://www.alarabiya.net/english.htm – Zugriffsdatum 23.08.06. Auf der Webseite der DMC liest sich das
folgendermaßen: „DMC is a successful reflection of the vision of His Highness General Sheikh Mohammed
Bin Rashid Al Maktoum, UAE Vice President, Prime Minister and Ruler of Dubai to transform Dubai into a
knowledge-based society and economy.“ (http://www.dubaimediacity.com/ – Zugriffsdatum 13.09.06). Sie wurde
2001 in Betrieb genommen. Auch viele internationale Medienunternehmen haben sich dort niedergelassen
(Scharfenort 2004a: 88–89). Selbst im sonst eher kritischen AHDR wird die DMC als Meilenstein auf dem Weg
zur Bereitstellung einer modernen Infrastruktur für fortgeschrittene arabische Medien bezeichnet (UNDP 2003:
63).
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Nachbarstaaten (selbst) zensieren müssen. Auch die ausländische Presse wird zensiert, bevor
sie in den Verkauf geht (s. Zand 2007). Die englischsprachigen Medien haben dabei mehr
Freiraum als die arabischen (s. Swaffield 2006). Der Journalistikprofessor Bruce Swaffield
kommt in seiner Analyse der Situation in den VAE zu dem Schluss, dass eines der reichsten
Länder der Welt „is also one of the most impoverished and difficult for journalists“ (ebd.).

Ein Beispiel aus der Sportberichterstattung im Internet verfügbarer englischsprachiger
Zeitungen aus den VAE zeigt diese (Selbst-)Zensur deutlich: Bei den Weltmeisterschaften
im Distanzreiten in Aachen am 21. August 2006 gehörten die Reiter aus den VAE zu den
Favoriten. Der Wettbewerb wurde vom Dubai Equestrian Club gesponsort; der gesamte
Wettbewerb59 sollte live im Fernsehen zu sehen sein. Aber alle fünf Reiter der VAE wurden
disqualifiziert (was in dieser Disziplin keine Seltenheit ist). Die Zeitung GulfNews berichtete
am 23.08.2006 nur spärlich die Ergebnisse60 und dass Prinzessin Alia Bint Al Hussain, „Wife
of His Highness Shaikh Mohammad Bin Rashid Al Maktoum, Vice-President and Prime
Minister of the UAE and Ruler of Dubai“, als Präsidentin der FEI die Medaillen übergab
(Narayan 2006). Mit keinem Wort erwähnt wurden vier (von fünf) Reiter der VAE, die schon
während des Rennens disqualifiziert wurden – allesamt Söhne des Emirs, Scheich Mohammed,
der in Aachen auch als Teamchef fungierte61. Dadurch wird dieser Vorgang zum Politikum.
„Reiten zeugt“, so Scheich Mohammed, „von Edelmut und Rittertum“ (zit. bei: Müllender
2006), aber Erfolglosigkeit ist eine Gefahr für das Bild des immer erfolgreichen Machers
(das z. B. die Webseite von Scheich Mohammed62) vermittelt. Eine Säule der Legitimation ist
bei schlechten Nachrichten in Gefahr; sie werden, wenn irgend möglich, verschwiegen oder
beschönigt.

Die eigenen Medien werden dabei von den Herrschern der Golfregion auch als Mittel
gesehen, mit dem man auf im kulturellen Bereich der Hegemonie des Westens und vor allem
der USA entgegentreten kann.

„For example, the UAE’s Minister of Information, Shaykh ’Abdullāh (bin Zayed)
Āl Nahyān, has said that the best way to deal with incoming material that conflicts
with traditional Gulf values and beliefs is to ensure that Gulf media output is of
such quality that it can provide an attractive alternative“ (Sakr 2005: 35).

Durch die Einrichtung der Satelliten-Fernsehsender und von Sonderzonen wie der Dubai
Media City hat sich die Pressefreiheit in den liberaleren Golfmonarchien Kuwait, Katar und
VAE in den letzten Jahren deutlich verbessert (S. Tab. 4.7). Auch die modernen Informations-
und Kommunikationstechnologien haben dazu beigetragen. Sie werden in den arabischen
Monarchien weitaus stärker genutzt als in den dortigen Republiken. In den VAE hatten
2001 schon ca. 30 % der Bevölkerung einen Internetanschluss, Bahrain, Katar und Kuwait
folgten mit einigem Abstand. Einen weitaus geringeren Anteil (ca. 3 – 6 %) hatten Marokko,
Saudi-Arabien, der Oman und Jordanien (UNDP 2003: 64). Durch die – auch über das
Erscheinungsland hinaus – größer werdende Konkurrenz verbessert sich die Qualität von
Zeitungen und Fernsehprogrammen. Hier wird mittlerweile professioneller Journalismus mit
einem recht hohen Freiheitsgrad angeboten (UNDP 2003).

59 Startzeit war 6 Uhr in der Früh, Ankunftszeit des Siegers ca. 18.30 Uhr.
60 Die zweite im Netz veröffentlichte englischsprachige Zeitung aus den VAE, Khaleej Times (http://www.

khaleejtimes.ae), verschwieg das Ergebnis des Rennens vollständig.
61 Scheich Mohammed besitzt „die weltweit größte Vollblutzucht“ und war selbst 2004 Vizeweltmeister im

Distanzreiten (Müllender 2006). Der Sport ist bei den arabischen Herrscherfamilien sehr beliebt: In Aachen
starteten noch ein al-Saud für Saudi-Arabien und vier al-Khalifas für Bahrain (s. o. V. 2006b).

62 http://www.sheikhmohammed.co.ae
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Allein durch die Besitzverhältnisse gewährleisten die Monarchien aber, dass sie die Presse
und die Informationstechnologien weiterhin unter Kontrolle haben. So betreiben alle ara-
bischen Staaten Nachrichtenagenturen, die staatseigen sind und der staatlichen Politik zu
dienen und diese zu vertreten haben (UNDP 2003: 60). Unter dem Dach der staatseigenen
Emirates Media Incorporated werden z. B. in den VAE, führende Fernsehsender, Zeitungen
und Radiostationen betrieben (UAE Ministry of Information and Culture 2006: 261–262).
Somit ist es kein Wunder, dass die Selbstzensur der Journalisten üblich ist:

„In countries such as Qatar and Oman, few journalists are arrested or impriso-
ned because few dare to publish criticism of the ruling regime. Self-censorship
is widely practiced in many parts of the region by journalists who know that
the reprisal for offending senior religious or political figures can be harsh and
immediate“ (Power 2006).

Noch restriktiver ist die Kontrolle der Presse in Saudi-Arabien, wo eine unabhängige Presse
praktisch nicht vorhanden ist (Power 2006). Die Nachrichtensendungen im Fernsehen haben
den Charakter einer Hofberichterstattung – der „Opener“ ist immer eine Meldung aus dem
Königshaus; auch offizielle saudische Nachrichtenseiten berichten ausführlichst darüber,
welchem Staatsgast oder regionalem Notablen der König und die hohen Minister heute die
Hand gedrückt haben63. Hier werden die Medien zum Aufbau von Legitimation genutzt: In-
dem das Herrscherhaus zeigt, dass es international anerkannt ist, Besuche von hochrangigen
Gästen aus aller Welt bekommt und auch selber Glückwunsch- oder Beileidsbekundungen
(je nach Anlass) erhält, versucht es, seine Stellung im Land selbst zu festigen. Auch dieses
Muster ist in den Nachrichten aller arabischen Staaten zu beobachten.

„The main focus is still on official news and on senior political officials. Cer-
tain news values predominate, notably those favouring celebrities, idiosyncratic
behaviour, humour and conflict“ (UNDP 2003: 61).

Außerdem werden bestimmte Nachrichten unterdrückt oder es wird ihnen nicht der Raum
gegeben, den sie von der Wichtigkeit her verdienten (ebd.). Allerdings lässt sich auch in
Saudi-Arabien eine langsame Öffnung konstatieren, die gesellschaftliche Themen umfasst,
wie Drogenkonsum, häusliche Gewalt, Aids, Kindesmissbrauch, Selbstmord“ (Gresh 2002).

Ein vielbeachteter Fall der Kaltstellung und sogar der Inhaftierung eines Journalisten
ereignete sich 2003 in Marokko. Der Satiriker Ali Lmrabet hatte sich der Westsahara-
Problematik angenommen und auch König Mohammed VI. kritisiert und wurde daher wegen
Verunglimpfung des Königs und Verletzung der territorialen Integrität Marokkos zunächst zu
vier Jahren Haft verurteilt. Später wurde er vom König begnadigt, aber 2005 u. a. mit zehn
Jahren Berufsverbot belegt (Howe 2005: 238–239; Sabra 2006). Sein Fall – und mehrere
ähnlich gelagerte (s. Chimelli 2002: 45–49; Howe 2005: 238–240; Lalami 2007) – zeigt die
Empfindlichkeit, mit der König Mohammed VI. und seine Administration und Justiz immer
noch auf Kritik reagiert, insbesondere in den drei Tabubereichen König, West-Sahara und
Islam (Lalami 2007). Die Herrschenden sind sich sehr wohl bewusst, dass die mittlerweile
recht freie, unabhängige Presse eine beachtenswerte Macht im Lande geworden ist (Howe
2005: 237). Die wirtschaftliche Situation von unabhängigen Zeitungen und Zeitschriften ist

63 Ein Beispiel hierfür ist die Webseite Ain-Al-Yaqeen (http://www.ain-al-yaqeen.com/index.htm), einem „weekly
arab political magazine“, wobei seit dem Wechsel zu König Abdullah der Informationsgehalt dieser Webseite m.
A. nach gestiegen ist.
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oftmals jedoch prekär. Die Erlöse aus dem Verkauf reichen zumeist nicht aus, um die Kosten
zu decken. Hierzu sind Anzeigen notwendig, aber „die kommen in Marokko überwiegend
von staatlichen oder halbstaatlichen Auftraggebern“ (Chimelli 2002: 48). Die Dominanz des
Staates im ökonomischen Sektor schlägt sich hier in einer indirekten Kontrollmöglichkeit
über die Presse nieder.

Auch in Jordanien garantiert die Verfassung (Art. 15) die freie Meinungsäußerung, wenn
sie nicht das Gesetz verletzt. Wie bedeutend dieser Passus ist, zeigt der jordanische Fall. Dort
wurden zwischen 1989 und 1999 vier neue Pressegesetze erlassen. 1993 wurde im Zuge
der Liberalisierungstendenzen das Gesetz gelockert, 1997 wieder verschärft, was Proteste
hervorrief und gerichtlich widerrufen wurde, 1998 wurde die Verschärfung schließlich
durchgesetzt, um 1999 wieder einer Lockerung der Kontrolle über die Presse Raum zu geben.
Diese Politik ist eng mit der Perzeption verschiedener Gruppen im jordanischen Regime
verbunden, wie Pressefreiheit oder deren Kontrolle wirken. Liberale betonen, dass die
Ausweitung der Pressefreiheit ein Beitrag zur Festigung der Beziehung zwischen dem Regime
und der Gesellschaft ist und somit für Stabilität sorgt. Die größere öffentliche Unterstützung
überwiegt die Nachteile, die dem Regime durch die offene Kritik an seiner Politik und seinen
Personen hervorgerufen werden. Diese Kritik sehen die Hardliner als das Regime schädigend
und die nationale Einheit unterminierend an. Gruppen, die nicht der Politik des Regimes
zustimmen, sollten ruhiggestellt und bestraft werden (s. Lucas 2003b: 82–83). Auch unter
König Abdullah setzt sich die Politik zwischen der verbalen Betonung der Pressefreiheit und
der gleichzeitigen Beibehaltung eines restriktiven Presse- und Publikationsgesetzes fort,
das z. B. dazu herangezogen wurde, zwei Herausgeber von Zeitungen, die im Jahr 2006 die
dänischen Mohammed-Karikaturen nachdruckten, zu inhaftieren. Jordanien war damit das
erste Land, in dem im Rahmen der Karikaturen-Affaire Journalisten inhaftiert und verurteilt
wurden (o. V. 2006j).

4.3 Zwischenfazit

Die arabischen Herrscherfamilien dominieren die Wirtschaft und die Gesellschaft ihrer Län-
der, generieren daraus ihre Machtstellung und versuchen, beide Bereiche zu ihren Gunsten
zu lenken und aus wirtschaftlichen Erfolgen und religiösen Taten Legitimation zu beziehen.
Die Dominanz in der Ökonomie resultiert aus der Stellung im neo-patrimonialen Verteilungs-
system, in dem sich die Monarchien als Zentrum der Staatsklasse die Renteneinkommen
aneignen und wieder verteilen, wobei die Dynastien finanziell stark profitieren. Neben die-
ser Gemeinsamkeit gibt es große Unterschiede zwischen den Ländern. In Dubai und nach
seinem Vorbild Abu Dhabi, Katar, Kuwait und Bahrain werden massive Diversifizierungs-
anstrengungen unternommen, die die Ökonomie unabhängig vom Öl machen sollen. Die
Monarchen treten dabei als Chefmanager auf, die Projekte über Firmen, an denen der Staat
oder die Dynastie beteiligt ist, oder direkt über eine staatliche Intervention anstoßen. Sie
sind dann weiter in der Planung und Durchführung der Projekte involviert und behalten sich
das Letztentscheidungsrecht vor. Der Wettkampf zwischen den Golfstädten um die zahlende
Kundschaft in den bevorzugten Bereichen Luxustourismus und auch Ansiedlung reicher
Menschen aus aller Welt, Luftfahrt und Transitverkehr von Personen und Waren, Banken,
Finanzen und Handel ist mittlerweile voll eröffnet. Die ökonomische und ökologische Nach-
haltigkeit dieser Entwicklungsstrategien ist allerdings zweifelhaft. Der derzeitige Boom der
Golfstaaten könnte bei der hohen Konkurrenz untereinander und der bedingungslosen Aus-
beutung natürlicher Ressourcen (hier ist insbesondere der exorbitant hohe Wasserverbrauch
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in der extrem wasserarmen Region zu nennen) in einigen Jahren beendet sein. Ein Schritt zur
Verhinderung einer solchen Krise könnte die Verwirklichung des Vorhabens der GCC-Staaten
sein, ein gemeinsames Währungssystem nach Vorbild des Euro aufzubauen64. Ein Ausweg
aus der drohenden ökologischen Krise ist schwerer zu finden, da dann gerade die Attrak-
tionen betroffen wären, mit denen Luxustouristen angelockt werden: Golfplätze, Skihallen,
Formel-1-Rennen und andere Anziehungspunkte sind in der Region kaum auf eine ökologisch
nachhaltiger Basis betreibbar. Einige Jahre wird der Boom, so wie es heute aussieht, noch
anhalten. Die Golfmonarchien stehen derzeit auf einer sehr gefestigten ökonomischen Basis.
Ob sie den autokratischen, neo-patrimonialen und kapitalistischen Herrschaftsstil auch in
Krisenzeiten verfolgen können, wird die Zukunft zeigen.

Während der Fokus der kleinen Golfstaaten eindeutig auf der Stadtentwicklung liegt,
müssen Saudi-Arabien und der Oman auch die Entwicklung der wesentlich größeren Fläche
im Blick haben. Die Legitimation der al-Sauds, die in fast allen Regionen den Gouverneur
stellen, beruht auch darauf, vor Ort erfolgreich zu sein und wirtschaftlich positive Effekte
zu setzen. Über die verstaatlichte ARAMCO fließen derzeit gewaltige Öleinnahmen in die
Staatskasse und können von den al-Saud verteilt werden. Bei Entwicklungsprojekten spielt
der Wettbewerbsgedanke zwischen den Mitgliedern der herrschenden Dynastie eine gewisse
Rolle. Wie auch bei den kleinen Golfmonarchien spielt die Anlage der Ölgelder in weltweiten
Investments eine große Rolle, um externe Renten unabhängig vom Öl generieren zu können
und über Firmenbeteiligungen Investitionen und Geschäftsstrategien mitbestimmen zu
können. Die Ölmonarchien sind global player auf den internationalen Finanzmärkten.

Für Jordanien und Marokko, deren Renteneinkommen nicht aus Öl, sondern aus politi-
schen Renten und Zahlungen von Arbeitsmigranten gespeist wird, liegt die erste Priorität
darin, ihre Länder weiter zu entwickeln und Probleme wie die soziale Ungleichheit und die
Arbeitslosigkeit zu mildern. Für die Monarchen ist die Unterstützung auch durch die unteren
Bevölkerungsschichten wichtig; Brotunruhen wie in Jordanien in den 1980er Jahren sind eine
große Bedrohung für die Stabilität. Im neo-patrimonialen System steht aber ein großer Teil
der Einnahmen bei den Eliten zur Verfügung, die es zum Konsum und zur Sicherung ihrer
eigenen Position einsetzen. Die Könige, die im Wirtschaftsleben aktiv teilhaben, aber nicht
in dem Maße zentralistisch eingreifen wie in den Golfstaaten, haben dabei die schwierige
Position, die eigene enge Klientel (Herrscherfamilie, Eliten) zu befriedigen und gleichzeitig
als Reformer zu Gunsten der Armen und Förderer der Mittelklasse aufzutreten, um möglichst
breite Legitimation zu erreichen. Dies gelingt nicht immer.

Die gesellschaftliche Verankerung trägt wesentlich zur Sicherung der Machtposition der
Monarchen bei. Bisher schafften die Monarchen es, sich als Herrscher im Sinne des Is-
lam zu positionieren und gleichzeitig einen starken Staatsislam aufzubauen, der gerade
in Saudi-Arabien und in Marokko deutlich zu ihrer Legitimation beiträgt. Das Verhältnis
ist jedoch wechselseitig: Die Monarchien und die staatlich finanzierten und beeinflussten
Ulama sind voneinander abhängig. Während in Marokko und Jordanien die scharifische
Abstammung eine Hauptquelle der religiösen Legitimation der Monarchen darstellt, stüt-
zen sich die al-Saud auf ihre Funktion als Hüter der zwei heiligen Stätten des Islam. Die
rigide wahhabitische Islaminterpretation birgt das Risiko, dass Gruppen anderer religiöser
Richtungen die Herrschaft der al-Saud nicht anerkennen und ihre religiöse Legitimität in
Zweifel stellen. Auch in den kleinen Golfmonarchien wird der Islam staatlich kontrolliert.

64 Legrenzi (2006a: 9) schätzt die Aussichten für die Verwirklichung des Planes, eine Währungsunion der GCC-
Staaten bis 2010 zu etablieren, aufgrund des bisher mangelnden Integrationsgrades des GCC als wenig
aussichtsreich ein.
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Die Herrscher betonen ihren Glauben, beziehen ihre Legitimation aber kaum aus dem Islam.
Islamistische Gruppen könnten aber in allen untersuchten Monarchien ein Stabilitätsrisiko
darstellen. Hierauf gehe ich im nächsten Kapitel ein.

Bei den zivilen und bürgerlichen Freiheitsrechten haben alle Monarchien noch Defizite.
Die Vereinigungsfreiheit ist eingeschränkt; Parteien sind nur in Marokko und Jordanien
erlaubt. Die Zahl der zivilgesellschaftlichen Organisationen ist aber im Zuge der Liberalisie-
rungsbestrebungen seit Beginn der 1990er Jahre gerade in Marokko, Bahrain und Kuwait
deutlich gewachsen. Die politische Kultur gerade in Kuwait und Bahrain knüpft dabei an
ältere Traditionen an und baut sie aus, beispielsweise die diwaniyyah. Weniger stark ist die
Zivilgesellschaft in den VAE und Katar; in Saudi-Arabien ist schon die Identifikation zivil-
gesellschaftlicher Gruppen schwierig. Im Bereich der Pressefreiheit haben die Monarchien
im genannten Zeitraum ebenfalls deutliche Fortschritte gemacht, befinden sich aber noch
lange nicht auf einem Niveau, auf dem man Pressefreiheit konstatieren könnte. Aber Nach-
richtenkanäle wie Al-Jazeera und Al-Arabia brachten eine Informationsvielfalt und -qualität
mit, die bisher unbekannt war. Hierzu trägt auch die Eingebundenheit aller Monarchien in
das globale Informations- und Bildungswesen und in die Weltwirtschaft bei. Dabei dringt
westliches Gedankengut in die Gesellschaften ein und erzeugt gleichzeitig eine islamische
bzw. islamistische Gegenbewegung. Auch hier muss sich herausstellen, wie die Monarchien
mit den Herausforderungen an die Stabilität umgehen und ob sie den Spagat zwischen einer
Liberalisierung und einer Islamisierung schaffen.
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Nach dem Blick in die Vergangenheit setze ich die Analyse der gegenwärtigen Situation in
den arabischen Monarchien fort und nehme zusätzlich die nahe Zukunft in den Fokus. Welche
Potentiale haben die untersuchten Länder mit ihren monarchischen Regierungssystemen? Wo
liegen Schwächen und Gefahren? Welche Veränderungen und Entwicklungen sind absehbar?
Was folgt daraus für die Regierungssysteme und die Dynastien?

Alle untersuchten Länder hatten in den letzten 50 Jahren krisenhafte Situationen zu
überstehen. So putschten sich neue Herrscher an die Macht (Oman 1970, Katar 1995),
wurden Könige ermordet (Saudi-Arabien 1975) oder durch Familienbeschluss abgesetzt
(Saudi-Arabien 1964), versuchten das Militär (Marokko 1972) oder aufständische Gruppen
(Jordanien 1970, Bahrain Mitte der 1990er Jahre), die Macht zu übernehmen, gab es Konflikte
mit abtrünnigen Regionen (Rebellion in der Dhofar-Region im Oman bis 1975) oder Angriffe
anderer Staaten (Iraks Besetzung von Kuwait 1990). Die Herrschaftsform der Monarchie
überlebte all diese Krisen, wenn auch oft nur knapp, und kann heute, wie die obige Analyse
der Legitimationselemente, der ökonomischen Basis und der gesellschaftlichen Verankerung
gezeigt hat, als relativ gefestigt und etabliert gelten. Den Gefahren und Risiken für die
Monarchen und ihre Regierungssysteme liegen mittlerweile hauptsächlich folgen folgende
Ursachen zugrunde: Intern bedroht die soziodemographische Entwicklung mit den Folgen
der Arbeitslosigkeit und der Unzufriedenheit weiter Bevölkerungsschichten die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit der Länder; daraus kann eine nicht-loyale Opposition, oftmals im
islamistischen Lager angesiedelt, entstehen. Aber auch Konflikte und Schwächen innerhalb
der herrschenden Familien können das Regierungssystem gefährden. Extern spielen Territo-
rialkonflikte immer noch eine große Rolle und die sicherheitspolitische Abhängigkeit von
den USA in der insgesamt als instabil und konflikthaft angesehenen Region birgt Risiken.

5.1 Interne Risiken

Die Rentenökonomie ist das Rückgrat der arabischen Monarchien, wie die Analyse in Kap.
4.1 gezeigt hat. Ob diese Art der Kooptation weiter Bevölkerungsteile in das monarchische
Herrschaftssystem erfolgreich ist, hängt sowohl von der ökonomischen Entwicklung wie
auch von der Bevölkerungsentwicklung ab. Der Mechanismus ist einfach: Wenn die Be-
völkerung beständig wächst und hohe Zuwendungen von seiten des Staates gewohnt ist,
muss die Wirtschaft entsprechend mitwachsen. Geschieht dies nicht, droht Unzufriedenheit
mit den Regierenden. Wie extrem die soziodemographische Entwicklung in den arabischen
Monarchien ist, werde ich im folgenden Unterabschnitt aufzeigen. Die Unzufriedenen und
ökonomisch Unterprivilegierten sind dann auch ein Reservoir – aber längst nicht das Einzige
– aus dem sich friedliche (Abschnitt 5.1.2) wie militante Oppositionsbewegungen (Abschnitt
5.1.3) rekrutieren. Dies sind die derzeit wichtigsten internen Faktoren, die die Systemstabili-
tät gefährden. Ein weiterer, etwas anders gelagerter Gefährdungsfaktor sind Differenzen
um Macht, Herrschaft und Zugang zu Pfründen innerhalb der Herrscherfamilien. Diese
lassen sich am besten an den Diskussionen um Nachfolgeregelungen in den unterschiedli-
chen Herrscherhäusern aufzeigen (Unterabschnitt 5.1.4). Diese Spannungen gefährden die
Systemstabilität zwar nicht direkt, wie die verschiedenen Putsche und unfreiwilligen und
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Tabelle 5.1: Soziodemographische Kennzahlen I

Jahr: 2002
Bevölkerungs-

wachstum
in %

Lebenserwartung
in Jahren

Sterblichkeitsrate
der Kinder unter 5
Jahren in Promille

Fruchtbarkeitsrate
(Geburten pro

Frau) 2003
Bahrain 2,03 73,29 16 2,71
Jordanien 2,74 71,96 33 3,00
Katar 1,99 74,94 16 3,02
Kuwait 2,30 76,90 10 3,08
Marokko 1,60 68,35 43 2,89
Oman 2,39 74,06 13 5,94
Saudi-Arabien 2,78 73,11 28 6,15
VAE 6,88 75,37 9 3,09

Quellen: Weltbank – World Development Indicators; URL: http://devdata.worldbank.org/data-query/ – Zugriffsdatum
06.10.04; Fruchtbarkeitsrate: CIA: 2003. Die Werte basieren zum größten Teil auf Schätzungen. Zum Vergleich:
1950 – 1955 lag die durchschnittliche Lebenserwartung in den untersuchten Ländern zwischen 40 und 50 Jahren
(UNDP 2002: 143).

unfriedlichen Thronwechsel in Katar, Oman oder Saudi-Arabien gezeigt haben, schwächen
aber die Regime und bieten Angriffsflächen für die Opposition.

5.1.1 Soziodemographische Entwicklung

Die soziodemographische Entwicklung in allen arabischen Monarchien ist von sehr hohen
Geburtenraten, einer besseren Gesundheitsvorsorge und einem daraus folgenden höheren
durchschnittlichen Lebensalter und insgesamt aus einem starken Bevölkerungswachstum ge-
kennzeichnet. In den Golfmonarchien gibt es zusätzlich einen extrem hohen Ausländeranteil
(s. Tab. 5.1).

Aus diesen von den Regierungen begrüßten Entwicklungen (Ausnahme: Ausländeranteil)
ergibt sich ein sozialer Sprengstoff, der die Monarchien bis zu ihren Grundfesten erschüttern
kann. Denn durch das Bevölkerungswachstum wird über kurz oder lang der bisher bestehen-
de Wohlfahrtsstaat, der auf den Renteneinkommen aus Öleinnahmen oder Entwicklungshilfe
basiert, nicht mehr aufrecht erhalten werden können. Ein großer Anteil der Bevölkerung
(zwischen 26 % und 43 %; s. Tab. 5.2) in den Monarchien ist unter 15 Jahren alt; selbst wenn
diese Generation weniger Kinder bekommen sollte als ihre Eltern, so kann allein die große
Anzahl an Personen, die Kinder haben werden, die Bevölkerung wachsen lassen (Bensahel
2004: 22), und dies bei einem gleichzeitigen Anstieg der Lebenserwartung. Schon jetzt
zeigt sich der soziale Sprengstoff in den teilweise recht hohen Arbeitslosenzahlen – dieses
Phänomen war bis in die 1980er Jahre in den Golfmonarchien unbekannt. Jordanien und
Marokko leiden darunter seit langem.

Die aus der soziodemographischen Entwicklung herrührende Unzufriedenheit der Bevölke-
rung, die zwar noch – auch dies könnte sich bei gleichbleibend hohen Geburtenraten drastisch
ändern (Bensahel 2004: 23) – in den Schulen recht gut, aber oftmals am Arbeitsmarkt vorbei
(z. B. die häufig gewählten reliösen Studien in Saudi-Arabien) ausgebildet wird, könnte direkt
auf die Monarchen und deren Familie zurückgeführt werden. Denn, wie oben beschrieben,
ist die Trennung zwischen Staatssäckel und Privatschatulle der Dynastie vielfach kaum vor-
handen, und vor allem die Öleinnahmen werden über die königlichen Familien weiterverteilt.
Wenn genügend Geld vorhanden ist und jeder einen Anteil bekommt, der ihn zufriedenstellt,
können Rentenökonomien recht gut funktionieren. In Krisenzeiten birgt die Rentenökonomie
aber auch Gefahren. Die Kürzung von Privilegien oder wohlfahrtstaatlichen Zuwendungen
oder die Einführung von Einkommens- oder Verbrauchsteuern in bedeutendem Maße könnten
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Tabelle 5.2: Soziodemographische Kennzahlen II

Arbeitslosenrate in
%

Migrantenanteil in
% 2005

Durchschnittalter
in Jahren 2000

Bevölkerung < 15
Jahren in % 2003

Bahrain 2005: 15 40,7 26 28
Jordanien 2006: 15,4 39,0 19 40
Katar 2006: 3,2 78,3 27 26
Kuwait 2002: 1,1 62,1 27 26
Marokko 2006: 9,7 0,4 21 32
Oman 2004: 15 24,4 26 34
Saudi-Arabien 2004: 13 25,9 26 43
VAE 2001: 2,4 71,4 30 26

Quellen: UNDP 2002: 158; Pison 2003: 2–4; GCC Statistical Bulletin Vol. 12/2003 http://www.gcc-sg.org/gccstatvol12/
genstat/g4.htm und Vol. 13/2004, http://library.gcc-sg.org/gccstatvol13/genstat/G1.htm – Zugriffsdatum 11.10.04;
United Nations. Department of Economic and Social Affairs. Population Division 2006; Durchschnittsalter: UNDP
2002: 144; CIA World Fact Book 2007. Arbeitslosenquoten gehören zu den sensiblen Daten und basieren größtenteils
auf Schätzungen, die teilweise weit auseinandergehen (z. B. für Jordanien bis zu 30 %; für Saudi-Arabien bis zu 25 %
nur unter männlichen Erwachsenen; s. CIA: 2007).

dann als Argument gegen die Monarchen herhalten, die bisher das Renteneinkommen verteilt
und zu einem nicht unbedeutenden Anteil konsumiert haben.

Die Vereinten Nationen haben verschiedene Szenarien berechnet (s. UNDP 2002: 144), die
für die arabischen Monarchien Bevölkerungszunahmen zwischen 29 %1 und 93 %2 vorherse-
hen (s. Abb. 5.1). Bei einem gleichbleibenden Volkseinkommen, d. h. unter der Voraussetzung,
dass die Renteneinnahmen konstant bleiben und keine neuen Einkommensquellen erschlos-

Abbildung 5.1: Bevölkerungsprojektion 2025
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1 Niedriges Szenario für die VAE.
2 Hohes Szenario für Saudi-Arabien.

115

http://www.gcc-sg.org/gccstatvol12/genstat/g4.htm
http://www.gcc-sg.org/gccstatvol12/genstat/g4.htm
http://library.gcc-sg.org/gccstatvol13/genstat/G1.htm


5 Gefahren für die Stabilität

Abbildung 5.2: Einkommensentwicklung 1976 – 2003
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Eigene Darstellung, basierend auf Daten der Weltbank (World Development Reports 1978, 1982, 1986, 1990, 1993,
1994, 1997; World Development Indicators Database für 1999 und 2003), des UNDP Human Development Report
2001 und 2004 (Daten für VAE 1999 und 2002). Für Bahrain und Katar lagen keine entsprechenden Datenreihen vor.

sen werden, ergibt dies einen deutlichen Rückgang der zur Verfügung stehenden Mittel für
die Einzelnen. Während in Jordanien und Marokko das Pro-Kopf-Einkommen in den letzten
dreißig Jahren auf niedrigem Niveau stetig leicht angestiegen ist, unterlagen die Einwohner
der Golfmonarchien aufgrund der Veränderungen des Ölpreises und der schon erfolgten
Steigerung der Bevölkerungszahlen einigen Schwankungen auf hohem Niveau (s. UNDP
2002: 88–89). Das höchste Pro-Kopf-Einkommen gab es dort zu Beginn der 1980er Jahre (s.
Abb. 5.2). Daraus ergibt sich ein Protestpotential, das sich nicht nur in den ärmeren und
offeneren Monarchien wie Jordanien (wo es des öfteren Brotunruhen gab, z. B. im April 1989
und August 1996; s. Brynen 1998: 81) in Demonstrationen und Aufrufen manifestiert, sondern
auch in (bisher) reicheren Ölmonarchien wie Saudi-Arabien. Gause (2004: 22) berichtet von
einer Demonstration mehrerer hundert Saudis in Riad am 14. Oktober 2003. Gesteuert wurde
der Protest über das Internet von einem in London ansässigen islamistischen Saudi, Saad
al-Faqih, und dessen Organisation Movement for Islamic Reform in Arabia (MIRA). Gause
bezweifelt, dass alle am Protest teilnehmenden (von denen viele verhaftet wurden; genaue
Zahlen liegen nicht vor) al-Faqihs islamistische Kritik am Regime teilen. Er zitiert einen
anonymen Teilnehmer mit den Worten: „I am an unemployed youth. I came to join the protest
to express my ability to obtain work.“ Hieran zeigt sich, dass Protestbewegungen sich aus
mehreren Quellen bedienen und sich vermischen können, solange es gemeinsame Ziele gibt.
So kann die islamistische Opposition sich als Sammelbecken für die Unzufriedenen etablieren
und möglicherweise gravierende Systemveränderungen bis hin zum kompletten Umsturz
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herbeiführen.
In Jordanien ist die genaue Zusammensetzung der Bevölkerung Staatsgeheimnis – soviel

Sprengstoff wird darin vermutet.

„Kaum ein Thema – abgesehen von Israel –“, schreibt Olaf Köndgen (1999:
166), „bringt die Gemüter im Königreich mehr in Wallung, als die konfliktgeladene
Kluft zwischen Jordaniern palästinensischer Herkunft und jenen, deren Familien
ursprünglich aus Transjordanien stammen.“

Denn geschätzte 50 – 80 % der Bevölkerung werden den Palästinensern zugerechnet (Blan-
che 2002: 21; Reiter 2004: 74)3. Somit sind diejenigen, die sich als „Transjordanier“ oder
„Eastbanker“ dem heutigen Staatsgebiet Jordaniens zurechnen, sehr wahrscheinlich in der
Minderheit. Im „Schwarzen September“ 1970, der schwersten Krise, die der jordanische
Staat bisher bestehen musste, versuchte die PLO, die Haschemiten abzusetzen und in Jorda-
nien einen Palästinenserstaat zu etablieren. Dies scheiterte, und die PLO wurde aus Amman
vertrieben. Doch die Menschen, die aus dem Westjordanland stammten, blieben. Nach dem
Golfkrieg 1991, in dem Jordanien mit dem Irak sympathisierte, kehrten ca. 300 000 Jordanier,
größtenteils Palästinenser, aus Kuwait zurück. Seit Beginn der Al-Aqsa-Intifada in Israel im
Jahr 2000 kamen ca. 200 000 Palästinenser aus den von Israel besetzten Gebieten. Bei einer
Bevölkerung von ca. fünf Millionen Einwohnern und den spärlichen Ressourcen Jordaniens
birgt dieser Zuzug von zehn Prozent der Bevölkerung eine große gesellschaftliche Brisanz (s.
Blanche 2002: 21).

Schon Daniel Lerner (1958) beschrieb in seiner bahnbrechenden Studie die Unterschiede
zwischen den West- und den Eastbankern. Erstere waren schon damals gebildeter, ökono-
misch aktiver und urbaner als die damals noch weitgehend nomadisch lebenden Eastbanker.
Dies schlägt sich weiterhin in den Wertvorstellungen nieder: Während die Palästinenser
Wohlstand, Bildung, Talent und Erfahrung, also eher moderne Werte schätzen, zählt unter
den Eastbankern zu allererst die familiäre Bindung, d. h. Status erlangt man über seine
primordialen Beziehungen (s. Garfinkle 1993: 94). Die Politik der Haschemiten in Bezug
auf die Palästinenser nach dem „Schwarzen September“ war mehrgleisig. Zwar wurden in
den frühen 1970er Jahren viele Palästinenser aus der Bürokratie und dem Militär entfernt
und somit ihre Vertretung in der Staatsmaschinerie noch weiter reduziert, aber gleichzeitig
bestand der Wille der Herrschenden, die Palästinenser in den Staat zu integrieren und von
ihren Fähigkeiten zu profitieren. Sie wurden ermutigt, in fast allen anderen gesellschaftlichen
Räumen Karriere zu machen. Daraus ergab sich fast eine funktionelle Arbeitsteilung: Jor-
danier von der Eastbank kontrollieren die Institutionen des Staates, während Palästinenser
den privaten Sektor, die Finanzmärkte und die Wirtschaft als Ganzes dominieren (so Susser
2000: 110–111). Heutzutage zeigt sich ein höchst ungewöhnliches Muster:

„. . . the Palestinian community is a political minority, yet it is simultaneously a
slim demographic majority and dominates the private economic sector. . . . the fact
that the Palestinians constitute a demographic threat and also wield economical
strength is a source of heightened inter-communal tensions“ (Reiter 2004: 91).

Da der wirtschaftliche Erfolg eng mit der Stabilität des Staates zusammenhängt, haben auch
die aus Palästina stammenden wirtschaftlich erfolgreichen Jordanier ein starkes Interesse

3 Ein Indiz für die Größe der palästinensischen Gemeinschaft in Jordanien sind die 1,8 Millionen anerkannten
Flüchtlinge, die in Jordanien leben (United Nations 2005: 68). Allein dies sind 31 % der Gesamtbevölkerung.
Hinzu kommen seit 2003 geschätzte 500 000 Flüchtlinge aus dem Irak UNHCR (2007: 28).
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daran, dass eine stabile politische Ordnung erhalten bleibt (Susser 2000: 99). Diesen Zusam-
menhang erkennt auch Olaf Köndgen (1999: 168) an, verweist aber auch auf die Kehrseite
der Medaille: Die Bewohner der Flüchtlingslager waren diejenigen Palästinenser, „die sich
mit Jordanien und der Monarchie am wenigsten identifizieren konnten“, da sie isoliert und
sozial benachteiligt waren. Es ist die obere Schicht der Palästinenser, die für die Monarchie
wichtig ist und „in ihrer Loyalität der transjordanischen Elite in nichts nach[stehen]“ (ebd.).

Die Monarchie versucht mit ihrer Politik, eine hybride jordanische Identität zu fördern, in
der sich sowohl die Transjordanier als auch die Palästinenser wiederfinden können. Elemente
sind hierbei die Verbindung mit der Monarchie als Symbol Jordaniens, die Betonung des
Arabismus, die Verbindung mit Palästina und der Appell an die Einheit von zwei Völkern als
Zweige derselben Familie. Der König spielt dabei die Rolle des ausgleichenden Vermittlers
(s. Sirriyeh 2000: 78). Die Verbindung der Monarchie mit der palästinensischen Elite
manifestiert sich am deutlichsten im derzeitigen Königspaar. Königin Rania4 entstammt einer
palästinensischen Familie, und ihre Kinder, unter ihnen der mögliche Nachfolger als König,
sind damit zur Hälfte palästinensischer Abstammung (s. Sasley 2002: 40). Somit kann man
diese Verbindung als einen wichtigen politisch-psychologischen Faktor für Jordaniens Zukunft
ansehen. Da aber die Mehrheit der palästinensischen Jordanier nicht dieser Elitenschicht
angehören, sind weiterhin große Anstrengungen des Herrscherhauses auf dem Gebieten der
Identitätspolitik und der wirtschaftlichen und politischen Integration erforderlich, um die
Stabilität zu bewahren.

Der hohe Ausländeranteil in den Golfstaaten birgt dort gesellschaftlichen Zündstoff. Stell-
vertretend hierfür können die VAE stehen; sie haben mit über 70 % den höchsten Auslän-
deranteil weltweit (s. Tab. 5.2). Das Wirtschaftsleben der VAE – wie der GCC-Staaten (s. für
Saudi-Arabien Bombacci 1998, für Kuwait Longva 2005) – wird durch ausländische Arbeiter
aufrecht erhalten, die gerade im Baugewerbe, aber auch im Hauswirtschafts- und Gastro-
nomiebereich unter Bedingungen leben und arbeiten, die von Kritikern als „moderne(..)
Sklavenhaltung“ (Kazim 2006) bezeichnet werden. Niedrige und nicht oder zu spät gezahlte
Löhne, die Konfiszierung der Pässe durch die Arbeitgeber und gesundheitsgefährdende
Arbeitsbedingungen zählen zu den weit verbreiteten Klagen der Arbeiter nicht nur im Bauge-
werbe. Die institutionalisierte Rechtlosigkeit zeigt sich daran, dass die Regierung der VAE
sich weigert, diese ausländischen Arbeiter als Migranten zu bezeichnen:

„Expatriate workers who come to the UAE are aware of their legal status and
work according to temporary employment contracts, after which they return to
their home countries. Therefore, the internationally accepted concept of migration
does not apply to them“ (Brief des VAE-Botschafters bei der UNO, Abdulaziz
Nasser Al-Shamsi vom 28.09.2006 an Human Rights Watch; abgedruckt in: Human
Rights Watch (Hrsg.) 2006: 70–71; hier: S. 71).

Mit der Verweigerung des Migrantenstatus’ einher geht die Verweigerung grundlegender Ar-
beitnehmerrechte5. In die VAE sind jedoch nicht nur wenig qualifizierte und wenig gebildete
(Bau-)Arbeiter migriert. Auch für anspruchsvolle (Führungs-)Aufgaben werden Ausländer
angeheuert, und schon lange sind viele ausländische Gewerbetreibende in die lokale Wirt-
schaft integriert. Dadurch ist dieses kleine Land gegen Einflüsse von außen verwundbar, wie

4 Zu ihrer Person und Biographie siehe Klaidman 2000.
5 Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch hat einen Report über die Arbeitsbedingungen speziell

der Bauarbeiter in den VAE vorgelegt (Human Rights Watch (Hrsg.) 2006). S. auch Zachariah et al. (2002) mit
Fokus auf Arbeitsmigranten aus dem indischen Bundesstaat Kerala in den VAE.
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al-Hamad (1997) anmerkt. Denn wenn die indische und pakistanische Bevölkerung, die ca.
50 % der VAE-Einwohner stellen, mehr Rechte einfordern und dabei Unterstützung ihrer
Heimatländer erhielten, könnte die gesamte Gesellschaftsstruktur der VAE gefährdet sein,
der Staat paralysiert werden und sich gezwungen sehen, die Forderungen aufgrund der
Übermacht der ausländischen Mächte und der Abhängigkeit von fremder Arbeitskraft zu
erfüllen6. Die Folgen einer solchen Situation sind derzeit nicht absehbar. Um den Status Quo
aufrecht zu erhalten, praktizieren die Monarchen derzeit eine repressiven Abschiebetaktik,
wenn die Arbeiter protestieren (Henderson 2006b). Aufgrund dieser Möglichkeit sieht F.
Gregory Gause die Situation der ausländischen Arbeiter in den Golfstaaten zwar als soziales,
nicht jedoch als politisches Problem an: Politisch seien die ausländischen Arbeitnehmer
vollkommen irrelevant (Gause et al. 2007: 16).

Längerfristig gesehen werden die Golfmonarchien aber ihre Strategie ändern müssen, da
der Druck der Migranten größer werden wird, doch eine Öffnungspolitik stößt auf große
Widerstände. Wie Anh Nga Longva (2005) am kuwaitischen Beispiel zeigt, gibt es große
Ängste der einheimischen Bevölkerung vor den ausländischen Arbeitnehmern. Aufgrund
der extremen Vormachtstellung einer ethnischen Gruppe, der einheimischen Kuwaitis, be-
zeichnet sie das Herrschaftssystem als Ethnokratie, dessen Grundstein die Regelungen zur
Staatsbürgerschaft von 1959 sind. Seit einer Einbürgerungskampagne für Beduinen, die
außerhalb der Stadtgrenzen, aber auf kuwaitischem Territorium lebten, zwischen 1961 und
1980, ist es fast nur noch für Frauen, die einen Kuwaiti heiraten, möglich, die Staatsbürger-
schaft zu erwerben. Dass eine größere und produktivere Bevölkerung die Lebensfähigkeit
Kuwaits verbessern könnte, wird zwar von einigen Kuwaitis gesehen, aber die Option, dies
durch Einbürgerung zu erreichen, scheint verworfen zu sein (Longva 2005: 121–122). Aber
eine gewisse Anerkennung und Besserstellung der Arbeitsmigranten und die Integration
von lange in den Ländern lebenden Personen fremder Herkunft wird in den Golfmonarchien
notwendig sein, um den sozialen Frieden wahren zu können.

5.1.2 Systemimmanente und systemkonträre Opposition

Einer der wesentlichen Gründe für den Fortbestand autokratischer Herrschaftssysteme im
arabischen Raum allgemein und der Monarchien im Besonderen ist das große Machtgefälle
zwischen den Amtsinhabern und ihren Unterstützern und der sehr schwachen Opposition –
diese Disparität trägt dazu bei, die autokratische Herrschaft zu erhalten (so Angrist 2005:
222). Als Gründe hierfür führt Michele Penner Angrist an: a) das Renteneinkommen, das in
die Staatskassen fließt; b) die substantielle Rolle, die die Staaten und Herrscher in den jewei-
ligen Nationalökonomien spielen (s. Kap. 4.1); c) den robusten Unterdrückungsapparat; d) die
Hindernisse, die den Parlamenten und der Opposition in den Weg gelegt werden (Wahlbetrug,
Bestechung, Manipulation der Wahlregeln, Beschränkung der Kandidaten bzw. zugelasse-
nen Gruppen durch die Regierenden); und e) die Schwäche säkulärer Oppositionsparteien
(Angrist 2005: 222–2247).

6 Ein Beispiel sind die Proteste der Bauarbeiter am Burj Dubai, dem höchsten Wolkenkratzer der Welt, am 21.
und 22. März 2006. Auch hier standen die niedrigen Löhne im Mittelpunkt. Am 23. März 2006 arbeiteten die
Streikenden wieder, nachdem offensichtlich zumindest ein Teil der Forderungen erfüllt wurde (s. Henderson
2006b).

7 Der gesamte von Posusney und Angrist (2005) herausgegebene Sammelband konzentriert sich weitgehend auf
die Reformen, die man sich von säkularen, liberalen, pro-demokratischen Bewegungen verspricht. Das Reform-
potential islamischer Parteien, das ebenso vorhanden ist wie ein Unterstützungspotential für die autokratischen
Regime (s. Barsalou 2005 für die unterschiedlichen Positionen von Islamisten) bleibt zumeist außen vor.
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Abbildung 5.3: Monarchien und Opposition

Quelle: Eigene Darstellung

Nach Steffani (1977: 428) lässt sich politische Opposition nach der Systemintention diffe-
renzieren, und zwar (1) in die loyale oder systemimmanente Oppostion und (2) die fundamen-
tale oder systemkonträre Opposition8. Diese Einteilung eignet sich auch zur Betrachtung
der Opposition in den behandelten Monarchien, da beide Phänomene auftreten und die
deutlich unterschiedliche Zielsetzung der Oppositionsarbeit hervorgehoben wird. Holger Al-
brecht (2005) unterscheidet in seinem Artikel zur Funktion der Opposition in autokratischen
Regimen am Beispiel Ägyptens zudem fünf Formen von Widerstand gegen die Regierung:
Interessengruppen (factions) innerhalb der Regierung, integrierter Dissens, tolerierte Op-
position, Anti-System-Opposition und politischer Widerstand. Diese lassen sich auch in den
arabischen Monarchien beobachten. Abb. 5.3 zeigt schematisch die Grundkonfiguration im
Verhältnis der Monarchien zu den Hauptströmungen der Opposition, der islamischen und
islamistischen sowie der säkular-liberalen Gruppierungen und Parteien. Zwischen allen drei
Hauptlagern gibt es Interessenkongruenzen und Konflikte. In einigen Fällen stimmen alle
drei Gruppen in ihren Einstellungen überein: Ein nationaler Konsens (A) entsteht, wie in
Kuwait nach dessen Einverleibung durch den Irak. Nur wenige Gruppen vertreten heute noch
pan-islamische und pan-arabische Ideen, die einer Nationenbildung entgegenstehen. Das
gemeinsame Interesse der Monarchien und der islamischen Gruppen besteht oftmals in der
Bewahrung eines religiös-konservativen Status quo (B) und zwischen der Monarchie und den
säkular-liberalen Gruppen in der Eindämmung von islamistischen Bewegungen (C). Überein-
stimmende Interessen zwischen den säkular-liberalen und den islamischen Gruppen gibt es

8 Die von Steffani auch angesprochene Einteilung nach Wirkungsebenen zwischen parlamentarischer und außer-
parlamentarischer Opposition (Steffani 1977: 428; en détail s. Vogt 1972) ist für autokratische Regierungssyste-
me wenig passend. Denn die Opposition kann sich innerhalb des Herrschaftssystems z. B. in der herrschenden
Familie konstituieren und ist somit systemimmanent, aber außerparlamentarisch. Aus diesem Grund ziehe ich
die Differenzierung nach der Systemintention vor.
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oftmals, wenn um größeres Mitspracherecht und Partizipation, also gegen die herrschenden
Familien gefochten wird (D). Die Monarchien sind im gesellschaftlichen und politischen
Machtgefüge in ihren Ländern politische Mitstreiter, die zwar aufgrund ihrer tradierten bzw.
verfassungsmäßigen Stellung und dem ihnen zur Verfügung stehenden Staatsapparat eine
bessere Ausgangsposition haben als die Oppositionsgruppen, die aber trotzdem immer um
Koalitionen und Konsens mit Teilen der Opposition bemüht sein müssen, um ihre Machtbasis
nicht zu verlieren oder zu verbreitern.

Dabei sind weder die Machthaber noch die Opposition monolithisch; es gibt vielmehr eine
Vielfalt an Meinungen und Interessen. Sogar im innersten Machtzirkel, den herrschenden
Familien, finden sich divergierende Interessen. Beispiele hierfür sind die als liberal einge-
schätzten „Freien Prinzen“ um Prinz Talal bin Abdul Aziz al-Saud in Saudi-Arabien Ende
der 1950er Jahre (s. ausführlich Yizraeli 1997) oder der „Rote Prinz“ Moulay Hicham Ben
Abdellah El Alaoui in Marokko (s. Howe 2005: 17–20), die jeweils ein schnelleres Reform-
tempo in ihren Ländern forderten und – zumindest zeitweise – im Exil lebten. Es gibt aber
auch eher auf Bestandserhalt und Pfründensicherung ausgerichtete Gruppen wie die Sudairi
Seven9 in Saudi-Arabien. Wie Michael Herb eindrucksvoll nachweist, gehört das ständige
Gerangel um Vorteile innerhalb der Herrscherfamilie wider Erwarten zu den stabilisierenden
Faktoren in Saudi-Arabien und den anderen dynastischen Monarchien. Es führt nämlich
zu der Übernahme immer weiterer staatlicher Positionen durch die Prinzen und verstärkt
damit die Kontrolle, die die al-Sauds über ihr Land ausüben (Herb 1999: 106). Abweichende
Meinungen innerhalb der Herrscherelite, die von den Regierenden toleriert werden, vertre-
ten auch die wahhabitischen Eliten. Der politische und der religiöse Machtapparat hegen
oftmals unterschiedliche Ansichten; ihr Verhältnis ist von Reibungen und dem Kampf um
Einfluss geprägt. Allerdings wissen beide Seiten, dass sie aufeinander angewiesen sind
und dass ein Kompromiss zwischen der strengen wahhabitischen Auslegung des Islam und
der Anpassung an die Moderne notwendig ist (s. Gresh 2002 mit Beispielen für solche
Auseinandersetzungen).

Die loyale Opposition in den arabischen Monarchien findet sich teilweise im Herrschafts-
system selbst inkorporiert, zum anderen Teil ist die Opposition außerhalb des Herrschaftssys-
tems angesiedelt. Sie fordert aber keinen kompletten Systemwechsel, sondern moderate oder
weitreichende Reformen unter Beibehaltung der monarchischen Staatsform. Beispiele hierfür
sind die offiziell zugelassenen Parteien in Jordanien und Marokko. Gerade in Marokko trennte
König Hassan II. die Opposition in loyale, zugelassene und die beiden Grundfeste seiner
Herrschaft (Anerkennung der Stellung des Königs und Unterstützung für die Westsahara-
Politik) akzeptierende, und nicht-loyale Kräfte. Die loyale Opposition brachte Forderungen
aus dem Volk an den König heran und war dadurch ein wichtiger Kommunikationskanal
zwischen den Massen und dem Palast. Sie erhielt im Gegenzug finanzielle Zuwendungen und
einen privilegierten Zugang zum Palast (Lust-Okar 2004: 162). Aber auch der nicht-loyalen
Opposition gegenüber fuhr König Hassan II. seit den 1990er Jahren eine Strategie der immer
größeren Einbindung und Kooptation. Die Übernahme des Premierministerpostens durch den
Sozialisten Abdel Rahman Youssoufi, einem langjährigen Gegner des Regimes, im Jahr 1997
ist hierfür der eindrücklichste Beweis. Auch hier führte der immer größere Zulauf, den die
islamistischen Parteien bekamen, zu einem Umdenken sowohl der USFP als auch der Istiqlal,

9 Die sieben Söhne von Hussa bint Ahmad al-Sudayri und Ibn Saud werden allgemein nach dem Familiennamen
der Mutter Sudairi Seven genannt. Es sind dies der vormalige König Fahd, Verteidigungsminister Sultan,
Innenminister Naif, der stellvertretende Verteidigungsminister Abd al-Rahman, Turki, Salman (Gouverneur von
Riad) und Ahmad (stellvertretender Innenminister; s. Herb 1999: 104–107).
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die dem Werben Königs Hassan II. um eine Zusammenarbeit lange widerstanden hatten
(Ottaway und Riley 2006: 6). Somit änderten sich durch das Aufkommen der Islamisten
sowohl die Position des Palastes zur säkularen Opposition als auch vice versa.

Die tolerierte Opposition hat wesentliche Interessen, die sie mit dem Herrscherhaus teilt,
aber eben auch Punkte, in denen sie stark mit ihm divergiert. Am Beispiel der jordanischen
Muslimbruderschaft, die im Gegensatz zu ihrer ägyptischen Schwesterorganisation nicht ver-
boten, sondern eingebunden ist und „loyal die Herrschaft des haschemitischen Königshauses“
unterstützt (Steinberg 2005b: 132), lässt sich dies verdeutlichen. Während in Ägypten die
Muslimbrüder in fundamentaler Opposition zu Nassers säkularem Regime standen, teilten
sie mit König Hussein den pan-arabischen Sozialismus als gemeinsamen Gegner, wie ein
führender jordanischer Muslimbruder in den späten 1980er Jahren erläuterte:

„The Muslim Brotherhood did not provoke the king. We had a truce with him,
because we were unable to open fronts with all sides at one time . . . We stood
with the king in order to protect ourselves, because if Nasir’s followers had risen
to power, or a pro-Nasir government had been established in Jordan, the Muslim
Brotherhood would have been liquidated, as they were liquidated in Egypt“ (Yusuf
al-Azm, zit. in: Krämer 2000: 270).

Das Regime gewährte der Muslimbruderschaft den Status eines Wohltätigkeitsvereins; daher
war sie nicht von der Auflösung der politischen Parteien 1957 betroffen. Die „Gegenleistung“
der Muslimbruderschaft für die Tolerierung war, dass sie trotz der Differenzen mit der Regie-
rung keine Untergrundorganisation bzw. keinen militärischen Flügel bildete (Krämer 2000:
270). Sie wurden zur „islamistische(n) Opposition Seiner haschemitischen Majestät“ (Kepel
2002: 392). Höhepunkt der Kooptation, auch als Strategie des Regimes, den aufkommenden
radikalen Islamismus einzudämmen, war die Berufung von fünf Muslimbrüdern ins – aller-
dings kurzlebige – Kabinett (01. Januar 1991); dies bedeutete die endgültige Einbeziehung
in das jordanische politische Establishment. Den Muslimbrüdern wurden sogar die Minis-
terien zugestanden, die sie eingefordert hatten: Islamische Angelegenheiten, Erziehung,
Gesundheit, Justiz und Soziales (Tamimi 2000: 10)10. In den 1990er Jahren gabe es dann aber
auch größere Differenzen zwischen der Muslimbruderschaft und dem Regime. Trotzdem
zählen Bank und Schlumberger (2004: 46–48) die Muslimbruderschaft in ihrer Analyse der
jordanischen politischen Elite zum dritten Zirkel. Sie sei gut integriert und teilweise in das
Herrschersystem kooptiert, aber durch das Regime nicht vollständig kontrollierbar.

Gerade auch Gruppen, die mehr Liberalität und Demokratie fordern, stellen sich nicht
gegen die Monarchen. In seiner Analyse zu liberalen Vorstellungen in Saudi-Arabien stellt
Richard Hrair Dekmejian (2003: 401) fest, dass die unterschiedlichen liberalen Gruppen
Reformen innerhalb des existierenden monarchischen Systems befürworten. Auch hier gibt
es eine partielle Interessenkongruenz zwischen der Monarchie und den liberalen Oppositi-
onsgruppen: den Einfluss der radikalen Islamisten zu verringern (s. Dekmejian 2003: 409).
Die al-Sauds können es sich eher leisten, auf liberale Forderungen sehr partiell einzugehen
(Majlis al-Shura, Kommunalwahlen, Nationaler Dialog; s. Kap. 6), da dies ihre Legitimitäts-
basis nicht verschlechtert. Wenn sie den Islamisten Zugeständnisse machten, müssten sie
sich der Kritik, den Islam bisher nicht stark genug vertreten zu haben, beugen; die religiöse
Legitimität würde Schaden nehmen.

10 Diese Auswahl zeigt nochmals, welche Bereiche die Muslimbruderschaft in Jordanien bevorzugt abdeckt, nämlich
die „’volksnahen’ Ministerien“ (Kepel 2002: 396), und wo ihre Basis zu finden ist.
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Bei der nichtloyalen Opposition sind in den arabischen Monarchien zwei große Gruppen
bedeutend: antimonarchische Gruppen im säkularen, linken Spektrum und die islamistische
Opposition. Lange Zeit vermochten die säkularen Gruppen, zu denen marxistische und pan-
arabische Gruppen zählten, die Monarchien stark herauszufordern. So gab es seit den 1950er
Jahren in der saudischen Ostprovinz, vorwiegend unter den arabischen Arbeitsmigranten,
aber zusammen mit saudischen Arbeitern auf den Ölfeldern, eine am Nasserismus orientierte
Oppositionsbewegung, die auch mehrfach versuchte, gegen die Herrschaft der al-Sauds zu
putschen (s. Steinberg 2003: 22). Nach Nassers Tod ebbte die panarabische Opposition ab;
mit dem Niedergang des Ostblocks schwand auch die Rolle der linken Opposition in den
arabischen Monarchien.

Die systemkonträre11 islamistische Opposition stellt heutzutage die größte Gefahr für die
Monarchien in den arabischen Ländern dar. Denn wie in Kap. 4.2.1 erläutert, berufen sich
alle arabischen Monarchien mehr oder weniger stark auf den Islam. Wie die Monarchen,
die sich als die traditionellen, nach islamischem Recht rechtmäßigen Herrscher darstellen,
schöpft die islamistische Opposition also aus der selben Legitimationsquelle. Ein Blick in
die „Mao-Bibel der islamischen Revolution“ (Meier 1995: 77), dem Buch Meilensteine des
ideologischen Vordenkers Sayyid Qutb zeigt die ganze Brisanz für die Monarchien:

„This religion is really a universal declaration of the freedom of man from
servitude to other men and from servitude to his own desires, which is also a form
of human servitude; it is a declaration that sovereignty belongs to God alone and
that He is the Lord of all the worlds. It means a challenge to all kinds and forms
of systems which are based on the concept of the sovereignty of man; in other
words, where man has usurped the Divine attribute. Any system in which the final
decisions are referred to human beings, and in which the sources of all authority
are human, deifies human beings by designating others than God as lords over
men. This declaration means that the usurped authority of God be returned to
Him and the usurpers be thrown out-those who by themselves devise laws for
others to follow, thus elevating themselves to the status of lords and reducing
others to the status of slaves. In short, to proclaim the authority and sovereignty
of God means to eliminate all human kingship and to announce the rule of the
Sustainer of the universe over the entire earth“ (Qutb o. J.: Kap. 4).

Die Strategie z. B. der von London aus operierenden saudischen Oppositionsgruppe CDLR in
den 1990ern zielte explizit darauf, die Herrschaft der Sauds zu delegitimieren, indem deren
Grundfeste zerstört werden sollten (Kostiner 1997):

„The Saudis, he [= Ehsan Ehsanullah, saudischer Islamist, H.E.] declared, had
attempted to establish a Mulk, a secular, ruler’s estate, rather than an Islamic
community (Umma). Their rule over a kingdom was an antithesis to Islam, and
their control of the holy places an unlawful practice . . . “ (Kostiner 1997).

Indem sich die islamistische Opposition aber als die zugleich rechtmäßigere, da sie das Vor-
bild Mohammeds besser aufgreifen würden, aber auch reformorientiertere, die Schwächen

11 Katja Niethammer (2007: 54) weist zurecht darauf hin, „dass Islamisten nicht grundsätzlich oppositionell sein
müssen, sondern ebenso oft daran interessiert sein können, den autoritären Status quo beizubehalten.“ Das
oben angeführte Beispiel der Muslimbruderschaft in Jordanien zeigt eine solche Konstellation ebenso wie
sunnitische Gruppen in Bahrain, deren Gesellschaften hauptsächlich daran interessiert sind, „die Privilegierung
der Sunniten zu bewahren“ (Niethammer 2007: 58).
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der Gesellschaft und Herrschaft ansprechende und auszumerzen bereite Alternative darstellt,
ist die Gefahr für die Monarchen groß:

„Für die Herrschaft König Fahds lag die besondere Gefährlichkeit der Islamisten
darin, daß sie sich in ihrer Argumentation auf den Islam beriefen und vorgaben,
die wahren Verfechter der islamischen Lehre zu sein, nicht jedoch der König
und die Vertreter des ’offiziellen Islam’. Damit sprachen sie dem saudischen
Herrschaftssystem die wichtigste Legitimation, nämlich die Berufung auf den
Islam, ab und stellten es auf eine Stufe mit jedem beliebigen anderen Regime in
der Region“ (Koszinowski 1998: 250).

Dass die islamische Opposition eine bedeutende Stellung in den arabischen Monarchien
besitzt, zeigen auch die Wahlergebnisse in Kuwait, Bahrain, Marokko und Jordanien. Die
Regierungen versuchen zwar mit Mitteln wie der Zuschneidung von Wahlkreisen, ständig
veränderten Wahlgesetzen, Verboten von Parteien, Verbot der Kandidatur von Einzelkan-
didaten, Verschiebungen von Wahlen oder der Beeinflussung der Stimmabgabe, auf die
Wahlergebnisse Einfluss zu nehmen12. Trotzdem reüssieren die islamischen Parteien und
Kandidaten auf einem hohen Niveau13 und vertreten im parlamentarischen Betrieb ihre Posi-
tionen. Gleichzeitig verfolgen sie weiterhin ihre Taktik, als Wohltätigkeitsvereine aufzutreten
und somit Unterstützung in den unteren Schichten der Bevölkerung zu erwerben. Gerade
hierin liegt die Stärke der islamischen Opposition, und die Regime bieten Angriffspunkte, da
sie den islamischen Imperativ des gerechten Herrschers aus Sicht der Armen nicht erfüllen.
Mit dem rentenfinanzierten Wohlfahrtsstaat versuchen die Monarchien, dem entgegen zu
steuern.

5.1.3 Terrorismus

Spätestens seit den Anschlägen auf das Pentagon in Washington und das World Trade Center
in New York am 11. September 2001 ist der islamistische Terrorismus auf der weltweiten
Agenda nach oben gerückt. Der Westen sieht sich durch den internationalen Terrorismus
bedroht, deren Urheber zu einem großen Teil aus den untersuchten Monarchien stammten.
Der Al-Qaeda-Anführer Usama bin Ladin stammt ebenso aus Saudi-Arabien wie fünfzehn
der neunzehn Attentäter vom 11.09.2001, die Anschläge in Casablanca am 16.03.2003 und
in Madrid am 11.03.2004 wurden zu einem großen Teil von Marokkanern ausgeführt (s.
Steinberg 2005b: 85–100) und Abu Mus’ab az-Zarqawi, der im Irak viele Anschläge plante
und durchführte, war Jordanier (s. Steinberg 2005b: 217–235). Für die Monarchien hat der
islamistische Terrorismus mehrere Façetten:

• die direkte Betroffenheit durch Anschläge. Insbesondere in Marokko, Saudi-Arabien
und Jordanien wurden einige schwere Attentate verübt14. Eher indirekt sind die kleinen

12 Iris Glosemeyers (1998) satirischer Ratgeber an die Regime, wie sie Wahlen risikofrei durchführen können,
spitzt dies hervorragend zu. Viele dieser Taktiken wurden z. B. bei den jordanischen Wahlen angewandt (s.
Sawalha 2001; Ryan und Schwedler 2004: 144–146).

13 In seiner Analyse des bahrainischen Wahlergebnisses vom 25.11./02.12.2006 stellt Gause (2007a: 171) fest,
dass in Bahrain, wie in der restlichen arabischen Welt, die islamistischen politischen Gruppierungen bei Wahlen
ihre Anhänger am erfolgreichsten mobilisieren. Aber diese sind längst nicht alle gegen das herrschende System
eingestellt, sondern stützen es teilweise sogar (s. Niethammer 2007).

14 Einen Überblick über die Anschläge in Jordanien gibt Schlicht (2006: 55); die Anschläge in Saudi-Arabien listet
Kostiner 2007: 199–201 auf. Detaillierte Informationen über Terroranschläge weltweit bietet die Terrorism
Knowledge Base (http://www.tkb.org; Zugriff 23.06.06).
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Golfmonarchien betroffen, in denen der Terror sich nicht in so massiven Anschlägen
ausdrückte, die Angst und die Prävention aber in den Alltag eingekehrt sind.

• die Tatsache, dass der islamistische Terrorismus trotz der Anschläge im Westen pri-
mär den Sturz der Regierungen in den arabischen Herkunftsländern propagiert. Die
Absetzung der arabischen Monarchien gehört zum islamistischen Terrorprogramm (s.
Steinberg 2005b).

• die internationale Dimension, d. h. die außenpolitischen Beziehungen zwischen den
arabischen Monarchien und insbesondere den USA und deren westliche Verbündete
wird durch die Terroranschläge unterminiert.

Viele in der arabischen Welt betrachteten die gezielten Flugzeugabstürze auf das Pentagon
und das World Trade Center vom 11. September 2001 trotz der Tatsache, dass sie von Arabern
durchgeführt wurden, als weit entferntes Ereignis, das die arroganten Amerikaner in gewisser
Weise verdient hatten (so o. V. 2004e: 44). So schrieb der marokkanische Islamgelehrte Driss
Kettani:

„Eine Sache ist sicher: Was sich in Washington und New York am 11. September
abgespielt hat, ist das Resultat der teuflischen Politik der Vereinigten Staaten und
ihrer Alliierten“ (zit. in Lau 2001).15

Auch die ersten Bombenattentate in Saudi-Arabien selbst wurden in der Bevölkerung nicht
richtig ernst genommen, da die Opfer zumeist US-Amerikaner waren. Erst der Anschlag am 8.
November 2003 in Riad, bei dem alle achtzehn Opfer Saudis waren, öffnete vielen die Augen
und wird als spektakuläres Eigentor der Bombenleger eingestuft (o. V. 2004e: 44), da er im
Ramadan stattfand und Muslime die Opfer waren; „in den Augen vieler radikaler Islamisten
also das falsche Ziel am falschen Ort zur falschen Zeit“ (Glosemeyer und Perthes 2003: 6). Die
militanten Islamisten verscherzten damit viele der vorhandenen Sympathien. Mittlerweile
verübten Al-Qaeda-Terroristen Anschläge auf unterschiedliche, strategisch bedeutende Ziele
wie den Muhaya-Wohnblock (07.11.2003) in Riad, das amerikanische Konsulat in Dschidda
(06.12.2004) oder die Ölanlagen in Abqaiq am 24.02.2006 (s. hierzu Henderson 2006a).
Dadurch wurde Saudi-Arabien klar, dass Usama bin Ladin trotz seiner Ausbürgerung im Jahr
1994 „ein saudi-arabischer Oppositioneller bleibt“, der „über eine Anhängerschaft verfügt,
die bereit ist, das saudische Regime mit Gewalt zu bekämpfen“ (Steinberg 2001b: 14). Zwei
Ziele verfolgten er und seine Anhänger: „den amerikanischen Abzug aus Saudi-Arabien
und den Sturz des Regimes der Familie Saud“ (Steinberg 2001b: 18). Das erste Ziel ist
mittlerweile obsolet: Aus mehreren Gründen – die Weigerung der Saudis, die Militärbasen
auf saudischem Gebiet zum Angriff auf den Irak zu nutzen, gehörten ebenso dazu wie die
Zweifel der USA an der Zuverlässigkeit Saudi-Arabiens – zogen die USA ihre Truppen im
August 2003 aus Saudi-Arabien ab (Niblock 2006: 167). Innenpolitisch wollte die saudische
Regierung damit „die Kritik vor allem islamistischer Kreise an der Präsenz ausländischer
Truppen“ auffangen und „weniger militante islamistische Gegner für sich . . . gewinnen“
(Steinberg 2007a: 176).

Als Reaktion auf die Gefahr des Terrorismus sind in allen arabischen Monarchien die Bemü-
hungen, die innere Sicherheit zu gewährleisten, verstärkt worden. So hat es in Saudi-Arabien

15 In dem Zeit-Artikel (Lau 2001) werden weitere Beispiele mit ähnlichem Tenor aus Jordanien (hierzu auch:
Metzger 2001) und Dubai angeführt. Eine weitere Analyse von Reaktionen von der arabischen Straße und von
offizieller Seite bietet Brown 2001.
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im Jahr 2003 158 Razzien gegen terroristische Elemente und Gruppen gegeben. Schätzungen
sprechen von mehr als sechshundert Terrorverdächtigen, die seit September 2001 verhaftet
wurden (Stand März 2004; o. V. 2004e: 44). Die Repression der Sicherheitskräfte schreckt vor
Schusswechseln mit vorgeblichen Terroristen nicht zurück; getötete Terroristen werden, wie
am 27.02.2006 in Riad, als Erfolg der Terrorbekämpfung ausgegeben (Henderson 2006a)16.
Da trotz der seit 2003 verstärkten Maßnahmen weiterhin Anschläge in Saudi-Arabien verübt
werden, scheint die oberste Staatsführung mit der Terrorbekämpfung unter der Leitung von
Innenminister Prinz Naif bin Abdel-Aziz al-Saud unzufrieden gewesen sein, da viele seiner
Vollmachten auf seinen Sohn und stellvertretenden Innenminister, Prinz Mohammed bin Naif,
übertragen wurden; eine offizielle Erläuterung der Gründe dafür gibt es nicht (Henderson
2006a). Neben der Repression setzt die offizielle Politik auch auf eine Verstärkung bzw. Ver-
änderung der Schulbildung, um die Ursachen des Terrors, die in der zu radikalen Auslegung
des Islam vermutet werden, zu bekämpfen.

Stark betroffen von al-Qaeda-Anschlägen ist auch Marokko17. Die Islamisten verfolgen
dabei das Ziel, das Regime von König Mohammed VI. zu schwächen und zu stürzen. Ana-
lysten sehen neuerdings aber auch die Gefahr, dass sich al-Qaeda-Terroristen im gesamten
Nordafrika organisatorisch zusammenschließen und den Maghreb als Sprungbrett für grö-
ßere terroristische Kampagnen in Westeuropa und den USA nutzen. Terroranschläge wie
den auf den Madrider Vorortzug am 11.03.2004, als 191 Menschen getötet und ca. 1900
verletzt wurden und der vorwiegend durch marokkanische Jihadisten ausgeführt wurde,
machen diese Vermutung plausibel (s. Blanche 2007: 9–11). Außerdem stellen sie ein großes
außenpolitisches Problem für Marokko dar, denn das Ansehen des Landes in der Welt wird
durch solche Anschläge beschädigt. Zweifel kommen auf, ob Marokko seine eigene innere
Sicherheit gewährleisten kann.

Gerade die USA üben einen großen Druck auf die arabischen Monarchien aus, den isla-
mistischen Terrorismus zu bekämpfen. Da dieser, wie oben schon erläutert, den Umsturz im
eigenen Land als primäres Ziel verfolgt, liegt hierin eine prinzipielle Interessenkongruenz
zwischen den USA und den untersuchten Ländern. Da die Islamisten aber auch Sympathien
in der Bevölkerung genießen und der Anti-Amerikanismus weit verbreitet ist (s. zu Saudi-
Arabien Pollack 2004), versuchen die Machthaber, ihre Maßnahmen gegen den Terrorismus
intern möglichst wenig mit dem internationalen Kampf dagegen zu verbinden, aber gleichzei-
tig nach außen hin als verlässliche Partner (z. B. des FBI; s. Glosemeyer und Perthes 2003: 8)
dazustehen.

5.1.4 Regelung der Nachfolge

Um die Nachfolgefrage in den den arabischen Staaten allgemein und bei den Monarchien
gibt es seit mehr als einem Jahrzehnt eine breite Diskussion18. Insbesondere stehen immer
wieder drei Aspekte im Vordergrund: Erhalten sich die bisherigen Regime, d. h. findet
(a) ein Wechsel von einem Herrscher zu einem anderen aus derselben Elite (in Monarchien
gleich Herrscherfamilie) statt, oder gibt es (b) einen Wechsel von einer Elitengruppe zu

16 Glosemeyer und Perthes (2003: 6) weisen darauf hin, dass gerade das Töten der (mutmaßlichen) Terroristen
kontraproduktiv sein könnte, da „Rache ein starkes Motiv in einer von tribalen Werten geprägten Gesellschaft“
ist.

17 So töteten am 16.05.2003 in Casablanca zwölf Selbstmordattentäter 33 andere Menschen in fünf koordinierten
Anschlägen (s. Blanche 2007: 11).

18 Z. B. Lauvaux 1996; Duclos 1999; Faath 2000b; Kechichian 2001; Peterson 2001a,b; Henderson 2003; Byman
2005.
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einer anderen (gleich: andere Herrscherfamilie), oder gibt es (c) gar einen Wechsel von
einer elitenbasierten Herrschaft zu einer Herrschaftsform, in der die Bevölkerung stärker
einbezogen ist (gleich: Revolution oder Demokratisierung; s. Byman 2005: 62–63)?

Die Zufälle der Erbfolge und die Regelung der Nachfolge können zwei große Schwächen
von Erbmonarchien sein: Selbst in Familien, die außergewöhnlich charismatische Personen
hervorgebracht haben, gibt es viel Mittelmaß; eine/r der Mittelmäßigen muss dann das
Herrscheramt übernehmen. Und die Nachfolgeregelung ist oftmals, selbst wenn es ein
Erstgeburtsrecht gibt, innerhalb der Familie strittig und sorgt für Uneinigkeit und Zwist
(Landes 1999: 406). Schon Max Weber stellte die Bedeutung der Nachfolgefrage für die
Legitimation der charismatischen Herrschaft heraus:

„Die Art, wie sie gelöst wird – wenn sie gelöst wird und also: die charismatische
Gemeinde fortbesteht (oder nun erst entsteht) – ist sehr wesentlich bestimmend
für die Gesamtnatur der nun entstehenden sozialen Beziehungen“ (Weber 1976:
143; Hervorhebungen im Original).

Bei den unterschiedlichen Lösungen für das Problem der Nachfolge, die Weber in der Folge
aufzählt, sind jeweils spezifische Elitegruppen in der Auswahl des Nachfolgers eingebunden.
Für Monarchien ist – bis auf wenige Wahlmonarchien wie dem Vatikan – „die Vorstellung,
daß das Charisma eine Qualität des Blutes sei und also an der Sippe, insbesondere den
Nächstversippten, des Trägers hafte: Erbcharisma“ (Weber 1976: 144; Hervorhebungen im
Original) typisch. Wer jedoch „der ’richtige’ Erbe“ (ebd.) ist, muss gesondert festgestellt
werden. Hierzu nennt Weber (1976: 143–144) vier Möglichkeiten: (a) das Neuaufsuchen
eines Charismaträgers anhand bestimmter Merkmale (Idealfall: Dalai Lama); (b) durch
Offenbarung; (c) durch Bestimmung eines Nachfolgers durch den bisherigen Charismaträger
plus der Anerkennung durch die Gemeinde; oder (d) durch Auswahl/Bestimmung eines
Nachfolgers durch ein dafür geschaffenes Gremium. Diese vier Arten zur Bestimmung des
Nachfolgers kommen dann zur Anwendung, wenn es keine vorbestimmte Erbfolge, d. h. kein
Erstgeburtsrecht gibt. Dieses ist eine Entwicklung, zu der es einer genauen Dokumentation
von Geburten und der Monogamie bedarf. In der arabischen tribalen Tradition war beides
nicht vorhanden, so dass seit vorislamischer Zeit die Möglichkeiten (c) und (d) in vielen
Stämmen und auch in Monarchien eingesetzt wurden, um aus einer Vielzahl legitimer
Bewerber den am besten qualifizierten herauszufinden (Watt 1998: 35).

Das Erstgeburtsrecht ist in den arabischen Monarchien nicht weit verbreitet. Es gilt in
Bahrain und wird in Marokko und den VAE praktiziert. Eine abgemilderte Form, in der
Monarch seinen Nachfolger aus einer begrenzten Gruppe benennen kann, wenn er seinen
erstgeborenen Sohn nicht als Kronprinz anerkennt, regelt die Nachfolge in Jordanien. Den
entscheidenden Vorteil des Erstgeburtsrechts benennt Max Weber: die „Vermeidung der
Kämpfe mehrerer Prätendenten aus der erbcharismatischen Sippe“ (Weber 1976: 144). Wo
das Erstgeburtsrecht sich durchgesetzt hat, so Weber, hat es durch die Vermeidung von
Kämpfen zwischen mehreren Anwärtern aus der erbcharismatischen Familie „die Konsolidie-
rung der politischen Verbände . . . sehr gefördert“ (Weber 1976: 144). Dadurch ändert sich
die Art der Legitimation wesentlich:

„Der Glaube gilt dann nicht mehr den charismatischen Qualitäten der Person,
sondern dem kraft der Erbordnung legitimen Erwerb. (Traditionalisierung und
Legalisierung.) . . . Das persönliche Charisma kann völlig fehlen“ (1976: 144).

Nicht zu verkennen sind die Nachteile des Erstgeburtsrechts: Es ist, trotz der großen
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Investitionen in die Ausbildung des Nachfolgers, nicht immer ein geeigneter Kandidat, der
die „Nummer eins“ in der Thronfolgerliste ist19.

Gelungene, friedliche Machtübergaben können als ein Merkmal für die Stabilität politischer
Systeme angesehen werden; außerdem sind sie ein Kriterium für die Anpassungsfähigkeit
von Institutionen:

„A . . . measure of adaptability is generational age. So long as an organization
still has its first set of leaders, so long as a procedure is still performed by
those who first performed it, its adaptability is still in doubt. The more often the
organization has surmounted the problem of peaceful succession and replaced
one set of leaders by another, the more highly institutionalized it is“ (Huntington
1996: 14).

Gerade unter diesem Aspekt sind die jüngsten Machtwechsel (seit 1995) in den arabischen
Monarchien von größter Bedeutung, da sie teilweise (VAE, Bahrain, Katar) die ersten seit der
Unabhängigkeit waren und alle gewaltlos abliefen. Selbst die Absetzung des Emirs Khalifa
bin Hamad al-Thani in Katar durch seinen Sohn Kronprinz Hamad am 27. Juni 1995 ist
kein Gegenbeispiel. Sie kann eher illustrieren, wie sich über Jahre hinweg innerhalb der
Familie eine Gruppe mit dem Ziel der Absetzung des Emirs bildete, die dann einen günstigen
Moment abwartete – Emir Khalifa weilte in der Schweiz20 und war somit nicht vor Ort in
Doha. Der neue Herrscher kam zwar durch eine Revolte, aber nicht mit Waffengewalt ins
Amt. Wichtige Prinzen der al-Thani und der Konsultativrat und in der Folge viele ausländische
Staaten erkannten die Herrschaft des neuen Emirs Hamad bin Khalifa al-Thani umgehend
an. Allerdings versuchte der alte Emir Khalifa im Februar 1996, seinerseits seinen Sohn zu
stürzen, was aber misslang. Versöhnungsvereinbarungen zwischen dem abgesetzten und
dem neuen Emir beendeten diesen Nachfolgestreit am 18.10.1996 (s. Herb 1999: 116–119;
Mattes 2000: 77–79).

Wichtig ist auch ein weiterer Punkt, auf den Huntington hinweist: Im Rahmen der Nachfol-
ge kommt oftmals eine neue Generation aus der Herrscherelite in die Machtzentrale, und
diese verfügt über andere prägende Erfahrungen als die Vorgängergeneration (Huntington
1996: 14–15). Dies ist gerade in den arabischen Ländern von größter Bedeutung, in denen
sich die ökonomischen, sozialen und politischen Rahmenbedingungen in den letzten fünfzig
Jahren dramatisch gewandelt haben. Um es plakativ zu formulieren: Die Herrscher, die in der
Zeit vor dem Ölboom im Beduinenzelt geboren und aufgewachsen sind, treten ab und diejeni-
gen, die von Kind an Reichtum gewohnt sind und an europäischen oder US-Eliteuniversitäten
oder Militärakademien wie Sandhurst21 eine westliche Ausbildung erhalten haben, kom-
men ins Amt. Gerade mit den neuen Herrschern, die 1999 und 2000 in Jordanien, Bahrain,

19 Johann Heinrich Gottlieb von Justi beginnt das Kapitel „Von der Erbfolge und Krönung der Könige“ seiner
„Vergleichungen“ mit der sehr netten Anekdote von einem Engländer, der mit einem deutschen Gelehrten eine
Buchhandlung in London besuchte und Auskunft über seinen Begleiter gab: „Der philosophische Engelländer
antwortete, daß es ein Erb-Professor von einer der ältesten und berühmtesten Universitäten in Teutschland
wäre. Der Buchhändler versetzte lächelnd; Sie scherzen, mein Herr, wird man wohl in Teutschland so thöricht
seyn, Erb-Professores zu haben? Wie? antwortete der Engelländer, scheinet ihnen dieses so ungereimt zu seyn?
Haben wir nicht Erb-Könige? Und wird nicht zu einem Könige tausendmal mehr Fähigkeiten, Geschicklichkeiten
und Einsicht erfordert, als zu einem öffentlichen Lehrer auf Universitäten?“ (Justi 1978: 98)

20 Berichten in der westlichen Presse zu Folge, um seinen Alkoholismus kurieren zu lassen (Herb 1999: 119).
21 König Abdullah II. und Emir Hamad bin Khalifa al-Thani sind ebenso Absolventen der britischen Militärakademie

wie König Hamad bin Isa al-Khalifa, Khalifa bin Zayed al-Nahayan und Sultan Qabus (Cordesman 1997: 229;
Augé 2005: 63; Follath und Zand 2008: 88). Da viele weitere der arabischen Prinzen dieselben Eliteschulen
in den USA oder Großbritannien besucht haben, bestehen auch aus diesem Grund gute persönliche Kontakte
zwischen ihnen (Keilani 1999).
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Marokko und auch Syrien ihre Väter ablösten, schien zunächst der frische Wind der Liberali-
sierung in die verkrusteten Herrschaftssysteme zu kommen. Der Optimismus nicht nur in
der westlichen Presse war groß22. Allerdings übernehmen die Nachfolger von ihren Vätern
auch immer ein Erbe, das positive wie negative Aspekte enthält, und sie kommen an die
Spitze des politischen Gefüges, das teilweise seit vielen Jahren institutionell verankert und
mit etablierten Personen besetzt ist23:

„Die ’Erbmasse’, die sie (= die neue Generation von Herrschern, H.E.) zu
verwalten, zu reformieren, zu entwickeln hat, bestimmt indessen ihren Handlungs-
spielraum und legt die Prioritäten fest, gibt die wichtigsten in- und ausländischen
Allianzpartner vor, regelt ihre Abhängigkeiten“ (Faath 2000a: 28).

Zunächst geht es bei der Nachfolge darum, die Herrschaft auch für die neue Person an der
Spitze zu sichern. Gerade umstrittene Nachfolgeregelungen, wie in Katar 1995 und Jordanien
1999 (s. unten), bedürfen zunächst der Konsolidierung. Die übergangenen Eliten und Mitglie-
der der Herrscherfamilie müssen eingebunden oder anderweitig zufrieden gestellt werden.
Den Grundmechanismus beschreibt der Soziologe Norbert Elias in seinem Standardwerk Die
höfische Gesellschaft mit Bezug auf die „Großen“ (= grands) im französischen Absolutismus:

„Denn auf der einen Seite standen diese ’Großen’ dem König innerhalb der
Adelshierarchie besonders nahe. . . . Zugleich aber waren auf der anderen Seite
diese ’Großen’, gerade weil sie dem König besonders nahe standen, besonders
eifersüchtig auf seine Machtfülle . . . Und zugleich waren gerade diese ’Großen’
dem König besonders gefährlich. Denn aus diesem Kreis, und aus diesem Kreis
allein, konnten ihm Konkurrenten erwachsen“ (Elias 1999: 259–260).

Dies zeigt das komplexe Wechselspiel zwischen dem Monarchen, seinen engsten und weiteren
Verwandten und Vertrauten. Wie gefährlich diese dem Herrscher sein können, dafür gibt es
im arabischen Raum viele Beispiele. Angeführt seien hier nur die Putsche von Qabus bin
Said al-Said im Oman (1970) und von Hamad bin Khalifa al-Thani in Katar (1995) gegen
ihre Väter oder die Absetzung König Sauds in Saudi-Arabien 1964 durch seinen Bruder
Faisal (s. zu diesem Konflikt: Yizraeli 1997). Die Herrscherfamilien, d. h. die ’Großen’ im
Hintergrund, die jeweils im Vorfeld über die Absichten informiert waren24 und zwischen
denen Koalitionen geschmiedet wurden, legitimierten durch die Gewährung der bay’a jeweils
die Machtübernahmen. Michael Herb (1999: 49) sieht gerade diesen Drang ambitionierter
Mitglieder der Dynastien zur Macht als ein notwendiges Element der inneren Dynamik der,
wie er sie nennt, dynastischen Monarchien an. Hierdurch versuchen sie, Unterstützung bei
ihren Verwandten zu bekommen, und der Herrscher reagiert darauf, indem er ihnen wichtige
Rollen im Staat gibt, die ihren Ambitionen gerecht werden und sie ruhigstellen.

Die meisten Nachfolgeregelungen in den arabischen Monarchien basieren auf den tribalen
Traditionen. Deutlich wird dies z. B. an der Art der Erbfolge, die in Kuwait, Saudi-Arabien,

22 Beispiele hierfür sind: Al-Aly 1999; Friedrich 2000; Gerner 1999a; Whitney 1999.
23 Die Möglichkeiten und Widerstände, auf die junge Herrscher stoßen, diskutiert Faath 2000a: 23–35.
24 Die Ausnahme hierbei stellt der Coup von Qabus bin Said im Oman 1970 dar. Qabus stand seit 1964 im Palast

seines Vaters in Salalah praktisch unter Hausarrest, und die Brüder des Sultans Said bin Taymur waren im
Ausland im Exil. Qabus führte den Putsch also mit Unterstützung der Briten und nicht-royaler Omanis durch.
Einige Familienmitglieder kamen allerdings nach dem Putsch in den Oman zurück und traten – teilweise nur
kurzzeitig – in die Regierung ein (s. Herb 1999: 147–152).
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Dubai oder Katar praktiziert wird25. Innerhalb der regierenden Unterlinie der Familie (z. B.
bei den al-Saud die Söhne, Enkel und Urenkel von König Abdel-Aziz) haben alle männlichen
Nachkommen das theoretische Recht, die Herrschaft zu übernehmen. Der Familienrat handelt
untereinander die Erbfolge aus und bestimmt oftmals nicht nur den direkten Nachfolger,
sondern auch die weitere Regelung. Somit ergibt sich aus dem Anspruch an die Familie ein
zweifaches monarchisches Dilemma:

„to maintain unity through a balance among the many royal branches with
respect to power and position, particularly regarding the line of succession to the
throne, which has traditionally run through the sons of Ibn Saud; and to provide
candidates that would not only be from the right family branch but also suitable
for the job“ (Kostiner und Teitelbaum 2000: 133).

Dabei führten das stetige Anwachsen der Herrscherfamilien, die größer werdende Kom-
plexheit der Regierungssysteme und die Forderung der Bevölkerungen, Transparenz in
Nachfolgefragen zu haben, zur Fixierung der Nachfolgeregelungen in den Verfassungen (s.
Tabelle 5.3). Bisher angewandte Verfahren wurden modifiziert und den neuen Gegebenheiten
angepasst.

25 Bahrain – dort gilt das Erstgeburtsrecht – stellt die Ausnahme unter den Golfmonarchien dar (Herb 1999: 132).
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Tabelle 5.3: Nachfolgeregelungen

gültige offizielle Regelung Grundlage
derzeitige Anzahl potenti-
eller Kandidaten

nach dieser Regelung er-
folgte Nachfolgen

Bahrain Erstgeburtsrecht
Verfassung v.
14.02.2002, Art.
1

einer (= erstgeborener
Sohn des Königs)

keine (letzte Thronfolge:
1999)

Jordanien
Erstgeburtsrecht; der König kann
einen seiner Brüder zum Kronprin-
zen ernennen

Verfassung v.
01.01.1952; Art.
28; geändert
01.04.1965

fünf (= erstgeborener
Sohn + 4 Brüder des
Königs)

eine: von König Hussein
auf seinen Sohn Abdallah;
wobei Hussein seinen Bru-
der Hassan kurz vor sei-
nem Tod als Kronprinz ab-
setzte

Katar

Emir ernennt, nach Konsultation
der Herrscherfamilie und der „peo-
ple of wisdom“ einen seiner Söhne,
der eine katarische, muslimische
Mutter haben muss, zum Nachfol-
ger; gibt es keinen Sohn, dann er-
nennt er ein anderes männliches Fa-
milienmitglied

Verfassung v.
08.06.2004, Art.
8 und 9

elf (= Söhne des Emirs Ha-
mad)

keine

Kuwait

Emir ernennt binnen eines Jahres
nach Amtsübernahme einen Kron-
prinzen unter Zustimmung des Par-
lamentes. Dieser muss von Muba-
rak al-Sabah (Emir v. 1896 – 1915)
abstammen.

Verfassung v.
11.11.1962, Art.
4

Sehr viele potentielle Kan-
didaten aus zwei Familien-
zweigen

drei (1965 von Abdallah
zu Sabah; 1977 von Sabah
zu Jabir; 2006 von Jabir
über Sa’d zu Sabah)

Marokko
Erstgeburtsrecht; der König kann
einen anderen seiner Söhne zum
Thronfolger bestimmen

Verfassung v.
13.09.1996, Art.
20

einer (Kronprinz Moulay
Hassan als einziges Kind
von König Mohammed VI.)

zwei (von Mohammed V.
zu Hassan II. und zu Mo-
hammed VI.)

Oman

Die Herrscherfamilie entscheidet
binnen 3 Tagen nach Freiwerden
des Throns über den Nachfolger.
Falls sie sich nicht einigt, wird der-
jenige zum Nachfolger bestimmt,
den der vormalige Sultan in einem
Brief an den Familienrat vorgeschla-
gen hat.

Basic Law v.
1996, Art. 6

einige entferntere Ver-
wandte von Sultan Qaboos

keine

Saudi-
Arabien

alle direkten männlichen Nachkom-
men von Abdul-Aziz Ibn Saud (Herr-
scher von 1902 – 1953); „Eldest Ab-
lest“

Basic Law v.
1992, Art. 5; Er-
gänzung durch
königl. Dekret
v. 20.10.2006

lebende männliche Nach-
kommen Ibn Sauds

eine (von Fahd zu Abdul-
lah 2005)

VAE
Supreme Council wählt innerhalb
eines Monats nach dem Tod des Prä-
sidenten einen Nachfolger

Verfassung v.
1996, Art. 53

die sieben Emire der Tei-
lemirate

eine (von Zayed bin Sul-
tan al-Nahayan auf seinen
Sohn Khalifa 2004)

Quelle: Eigene Darstellung
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Eine besonders verzwickte Nachfolgeregelung fand sich in Kuwait. Art. 4 der Verfassung
legt fest, dass die Nachfolge unter den Nachkommen Mubarak al-Sabahs (Emir von 1896 –
1915) verbleibt. Mubarak hatte zwei Söhne, die ihm als Emir nachfolgten, Jabir (Regierungs-
zeit 1915 – 1917) und Salim (1917 – 1921). Seither gab es die familieninterne Regelung,
dass die Nachfolge zwischen diesen beiden Familienzweigen alternierte, wobei es in den
1960er Jahren eine Ausnahme von der Regel gab. 1962 bestimmte Emir Abdallah bin Salim
nach Konsultation des Familienrats – laut Michael Herb ist die grundlegende Regel bei der
Auswahl des Nachfolgers, dass die Herrscherfamilie diesen im Konsens nominiert – seinen
Bruder Sabah bin Salim zum Kronprinzen. Allerdings war in der Vereinbarung enthalten,
dass der 1962 noch zu junge und unerfahrene Jabir bin Ahmad, der nächste Anwärter aus
dem Jabir-Zweig, dessen Nachfolge antreten sollte, was dann 1977 geschah (Herb 1999:
80–81; s. Abb. 5.4).

Abbildung 5.4: Wechsel der Herrscherlinien in Kuwait

Quelle: nach Herb 1999: 80, 86 mit eigenen Ergänzungen. Die Jahreszahlen geben die jeweilige Regierungszeit als
Emir an.

Trotz der Bedenken wegen der angeschlagenen Gesundheit des bisherigen Kronprinzen
Sa’d aus der Salim-Linie schien es zunächst so, als ob das Wechselspiel auch nach dem
Tod Emir Jabir III. am 15. Januar 2006 fortgesetzt werden würde. Zwar hatten schon im
November 2004 kuwaitische Parlamentarier, nach Lobeshymnen für seine Lebensleistung,
Prinz Sa’d aufgefordert, auf sein Amt zu verzichten (o. V. 2004c). Bereits 2003 hatte er das
Amt des Premierministers, traditionell dem Kronprinzen zustehend, an den Halbbruder des
damaligen Emirs Jabir, Sabah bin Ahmad al-Sabah (geb. 1929) abgeben müssen. Somit war
Scheich Sabah die zentrale Figur in Kuwaits Exekutive, da sowohl der Emir als auch der
Kronprinz alt und kränklich waren. Bis Ende des Jahres 2005 konnte familienintern keine
konsensuale Nachfolgeregelung hergestellt werden, was im November 2004 auch Scheich
Salem bin Ali al-Sabah (Vierter der Familienhierarchie) beklagte (o. V. 2004d). Mit dem Tod
Jabirs stellte sich die Frage akut: Würde Sa’d Emir werden, und wie würde die weitere
Thronfolge geregelt werden?
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Die Antwort auf diese Fragen fällt sehr überraschend aus. Zunächst übernahm Scheich
Sa’d als Kronprinz automatisch das Amt des Emirs, aber sein Gesundheitszustand ließ es noch
nicht einmal zu, dass er öffentlich den Amtseid ableisten konnte. Mitglieder des Jabir-Zweiges
drängten ihn, zurückzutreten, was Sa’d verweigerte. Daraufhin übernahm der Sprecher
des Parlamentes, Jasim al-Khufari, die Vermittlerrolle zwischen beiden Familienzweigen.
Am 24. Januar 2006, nur neun Tage nach seiner formalen Amtsübernahme, stimmte das
Parlament, das seine konstitutionellen Kompetenzen erstmalig in der Form einsetzte, für die
Absetzung von Emir Sa’d bin Abdallah. Dieser reichte daraufhin seinen Rücktritt ein, und
der bisherige Premierminister Sabah bin Ahmad al-Jabir wurde als Emir eingesetzt. Dieser
wiederum benannte wenige Tage nach seiner Amtsübernahme seinen Halbbruder Nawaf
bin Ahmad zum Kronprinzen und seinen Neffen Nasir bin Muhammad zum Premierminister.
Beide entstammen also dem Jabir-Zweig der herrschenden Sabah-Familie, die sich damit
wohl dauerhaft die Herrschaft in Kuwait sichert (Lawson 2006: 110).

Aus politikwissenschaftlicher Sicht sind an diesen Vorgängen mehrere Aspekte von Inter-
esse. Erstens zeugt das Verhalten der Herrscherfamilie von der Akzeptanz der Verfassung
und ihrer Regeln im Sinne einer konstitutionellen Monarchie. Die friedvolle Lösung des
Disputes kann als ein weiterer Schritt in diese Richtung angesehen werden (so Tétreault
2006). Zweitens nahm das Parlament konstitutionelle Rechte wahr, die ihm schon 1962
eingeräumt wurden. Verfassungsdokumente, auch wenn sie von den Initiatoren ursprünglich
mit Vorbehalt eingeführt wurden, haben eine große Legitimationswirkung. Drittens ist die
Trennung der Ämter des Kronprinzen und des Premierministers ein deutliches Zeichen hin
zu einer Ausdifferenzierung der Herrschaft. Seit 2003 war der Kronprinz erstmalig nicht
mehr gleichzeitig Premierminister. Dies scheint jetzt institutionalisiert zu sein. Somit ist ein
weiterer kleiner Schritt in Richtung einer konstitutionellen Monarchie getan; in Zukunft könn-
ten das Amt des Premierministers auch Politiker bekleiden, die nicht der Herrscherfamilie
angehören (Lawson 2006: 109).

In Kuwait wie in Saudi-Arabien zeigt sich am deutlichsten ein Problem, das schon in den
1950er Jahren Peter Lienhardt in seiner Untersuchung der Scheichtümer im Osten Arabiens
identifizierte:

„This is the problem of how such a rapidly-increasing number of shaikhs is to
be maintained on state revenues and inherited property, when neither the state
revenues nor the property increase in a proportionate rate. Here we have one
of the main causes of strife within the ruling families“ (Lienhardt 2001: 165; EA
1957).

Lienhardt stellt das rasche Wachstum der Herrscherfamilien als ein politisches und wirtschaft-
liches Hauptproblem heraus. Die Nachfolgefrage ist dabei zentral, denn je mehr Einfluss ein
Zweig der Familie politisch hat, desto größer können die wirtschaftlichen Vorteile sein, die
er erzielt. Wird eine bestimmte Linie als ausschließlich erbberechtigt identifiziert, dann ist
dies ein Politikum innerhalb der sehr großen Familie. So hat z. B. Scheich Jabir, der 2006
verstorbene kuwaitische Emir, die Tradition fortgeführt, dass ein Muslim bis zu vier Frauen
gleichzeitig ehelichen kann – und sich von den Überzähligen immer wieder geschieden.
Im Jahr 1987 waren fünfzehn Ehefrauen namentlich bekannt; seine Nachfahrenliste wies
damals zwölf Söhne aus (Rush 1987: 23–25; 68–69)26. Da aber mehrere Linien erbberechtigt

26 Auf seiner Webseite führt Christopher Buyers 21 Söhne und 18 Töchter von Emir Jabir III. auf (Buyers 2005:
Kuwait15.htm und Kuwait16.htm). Alan Rush gibt in seinem Nachruf auf Emir Jabir III. ca. 28 Söhne und 25
Töchter an (Rush 2006).
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sind, ist die Herrscherfamilie sehr umfangreich; somit gibt es zwar viele Kandidaten, aber
wenn Entscheidungen, oftmals für eine ganze Generation, getroffen wurden, gibt es auch
viele Prinzen, die übergangen wurden. Diese zur baya, zum traditionellen Anerkennung der
Autorität zu bewegen, erfordert viel familienpolitisches Geschick und Geld.

Wenn die al-Sabahs schon eine große Herrscherfamilie sind, dann fehlt fast das passende
Adjektiv für die al-Sauds. Die Schätzungen gehen dahin, dass sie mittlerweile bis zu zehn-
tausend Prinzen umfasst (so Cordesman 2002: 13). Allein die fünf Söhne, die nach Ibn Saud
Könige von Saudi-Arabien waren und sind, haben zusammen 84 Söhne und 96 Töchter in die
Welt gesetzt.27

1962 hatte eine Neuverteilung wichtiger Ämter stattgefunden: Fahd bin Abdel Aziz wur-
de Innenminister, Sultan bin Abdel Aziz Verteidigungsminister, Abdullah bin Abdel Aziz
übernahm als Kommandeur die Nationalgarde und Salman bin Abdel Aziz das Amt des Gou-
verneurs von Riad. Alle waren zu dieser Zeit etwa 40 Jahre alt. Dass diese Konstellation und
Zusammenarbeit fast unverändert bis Anfang der 1980er Jahre bestand, führte Lacey (1983:
345 f.) auf ein gewisses Zusammengehörigkeitsgefühl zurück, das trotz der auch auftreten-
den Differenzen besteht, und kommentierte es anerkennend. Heute schreiben wir das Jahr
2008, und immer noch bilden drei dieser vier Brüder den Kern der saudischen Regierung:
Abdullah als König, Salman und Sultan in ihren bisherigen Ämtern. Eine wohl beispiellose
Kontinuität, wenn man es positiv betrachtet, oder eine ebenso beispiellose Verkrustung der
Machtstrukturen, unter der das Land leidet, da Machtwechsel immer auch die Möglichkeit
für Veränderung und Innovationen bieten.

Schließlich wurde 1965 nach der Übernahme des Thrones durch König Faisal als dessen
Nachfolger sein Bruder Khalid bestimmt, wobei der zwischen beiden geborene ältere Bruder
Mohammed übersprungen wurde. Zwar war Mohammed bin Abdel Aziz eine Schlüsselfigur
bei der Absetzung König Sauds im Jahr 1964. Er wurde aber sowohl von der Familie als
auch von sich selbst als zum Herrschen ungeeignet erachtet (s. Lacey 1983: 360; Herb 1999:
102).28 Ihm fehlte also die persönliche Eignung zum König, die Abdel Aziz, wie in der Familie
überliefert wird, auf dem Sterbebett als wichtiges Kriterium für die Nachfolge bestimmt
hatte: „the ’eldest able’ among his sons should be king“ (Herb 1999: 102)29. Neben Prinz
Mohammed wurden bei der Neuregelung der Machtverteilung innerhalb der Saud-Familie
auch die Prinzen Nasir und Sa’d (beide Söhne Abdel Azizs sind 1920 geboren) übersprungen.
An zweiter Stelle der Thronfolge rangierte nun Fahd, der älteste der „Sudairi-Seven“, der
sieben Söhne Abdel Azizs mit Hassa bint Ahmad al-Sudairi. Sie bilden den Kern einer Faktion
innerhalb der Saud-Familie, wobei Abdel Aziz auch noch je drei Söhne mit den ebenfalls aus
der einflussreichen Sudairi-Familie stammenden Schwestern Jauhara und Haiya bint Sa’ad

27 Im Detail (nach Datarabia.com http://www.datarabia.com/royals/ – Zugriffsdatum 03.06.05):
König Saud 52 Söhne und 56 Töchter
König Feisal 8 Söhne und 9 Töchter
König Khalid 4 Söhne und 6 Töchter
König Fahd 6 Söhne und 5 Töchter
König Abdullah 14 Söhne und 20 Töchter

28 Sein Spitzname lautete „’Abu Sharrain’“ (Lacey 1983: 360), der Vater von zwei Übeln: Gewalttätigkeit und
Alkoholismus. Der Journalist Said K. Aburish (1995: 117–119) übersetzt in seiner Sequenz über Prinz Mohammed
den Spitznamen mit „’das Gegenstück des Teufels’“. Weiter schreibt er: „In einem seiner seltenen Momente
geistiger Klarheit verzichtete dieser Alkoholiker zugunsten seines jüngeren Bruders Khalid auf die Thronfolge.“

29 Diese Regelung fand auch Eingang in das „Basic Law of Government“ von 1992, wo sie für den Fall modifiziert
wurde, dass die Nachfolge über die Söhne Abdel-Aziz hinausgeht. Dort heißt es in Artikel 5 b: „Rule passes to
the sons of the founding King, Abd al-Aziz Bin Abd al-Rahman al-Faysal Al Sa’ud, and to their children’s children.
The most upright among them is to receive allegiance in accordance with the principles of the Holy Koran and
the Tradition of the Venerable Prophet.“
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hatte (s. Lacey 1983: 131; Kechichian 2001: 175–179). Kechichian schreibt zwar, dass es
keinen Zweifel gebe, dass die ’Partnerschaft’ von Vollbrüdern (und wiederum deren Söhnen)
als ein wichtiger Faktor bei der Nachfolgeregelung in Saudi-Arabien sei, dass man sich
die Vollbrüder aber nicht als eine unverbrüchliche Einheit vorzustellen habe, sondern als
strategische Partnerschaften. Er gibt auch das Gegenbeispiel der Prinzen Talal und Nawwaf,
die sich unter König Sauds Herrschaft heillos zerstritten (s. Kechichian 2001: 27–28).

Die zweite Hauptfaktion innerhalb der al-Sauds bestand aus den beiden Vollbrüdern Mo-
hammed und dem späteren König Khaled sowie dem jetzigen König Abdallah. Aufgrund
ihrer Verwurzelung in den östlichen Provinzen bezeichnet man sie auch als „Jilawi faction“
(Kostiner und Teitelbaum 2000: 136). Helen Lackner charaktererisiert sie als Vertreter der
religiösen Tradition und der Integrität der saudi-arabischen Gesellschaft, während die Su-
dairis von ihr als Vertreter der Modernisierung beschrieben werden (Lackner 1978: 73).
Heutzutage findet man eine andere Zuordnung: Während die Sudairis als Kern des korrupten
Zweigs der al-Sauds beschrieben werden, die nach der Herrschaft zur eigenen Bereicherung
streben, steht Abdallah für einen glaubwürdigen Reformismus auf konservativer Basis. Er
schätzt die ökonomische und gesellschaftliche Situation realistischer ein und möchte die
Privilegien der al-Saud-Familie begrenzen, was auf starken Widerspruch stößt (s. Baer 2004:
231 ff.; Dekmejian 2003: 400). Somit hat er den Ruf des authentischen Reformers (so Glose-
meyer 2004: 149) und wird von den Liberalen im Land aufgrund seines Aufgreifens interner
Reibungspunkte geschätzt, während die Konservativen ihm wegen seiner glaubwürdigen
Beteuerungen vertrauen, nicht von der Ideologie des Wahhabismus abzuweichen (Kechichian
2004: 47).

Auch nach dem Tod von König Khalid gab es eine Neubestimmung der Nachfolge: Abdullah
rückte auf Platz eins vor, und Verteidigungsminister Sultan auf Platz zwei. Beide waren nur
wenig jünger als der seit 1995 schwer erkrankte König Fahd, so dass es einige Analysten
(so Kostiner und Teitelbaum 2000: 138; Leveau und Hammoudi 2002a: 16) meinen, dass
der innere Herrschaftszirkel Saudi-Arabiens der Gerontokratie zu Breschenews Spättagen
im Politbüro der UdSSR ähnelt30. Nach dem Tod von König Fahd im August 2005 rückten
die Anfang der 1980er Jahre als Nachfolger bestimmten Prinzen in der Hierarchie auf, und
zunächst gab es keine weiteren Veränderungen an der Spitze des Königreichs.

Die ganze Komplexität bzw. Unüberschaubarkeit der Familienverhältnisse der al-Sauds
verdeutlicht die Tatsache, dass der älteste Sohn von König Faisal bin Abdel Aziz, Prinz
Abdallah bin Faisal (*1921) um zwei bzw. drei Jahre älter ist als der verstorbene König
Fahd bzw. König Abdullah. Viele Enkel Ibn Sauds sind älter als die jüngsten seiner Söhne.
Somit besteht die Gruppe der potentiell politisch aktiven Prinzen aus Mitgliedern von vier
Generationen, die aber etwa gleich alt sind (so Kechichian 2001: 30; s. Abb. 5.5). Für die
Nachfolgeregelung lautet aber weiterhin die Frage: Wer ist der „Eldest Ablest“? Müssen
zunächst alle Söhne Ibn Sauds berücksichtigt werden, oder ist ein Sprung über eine oder
mehrere Generationen hinweg möglich? Denn nach dem saudischen Grundgesetz von 1992
sind alle Nachkommen Ibn Sauds potentielle Kandidaten für die Thronfolge. Auch durch
die letzte Ergänzung des Basic Law vom 20. Oktober 2006 durch ein Dekret König Abdul-
lahs31 ändert sich daran nichts. Aber das Verfahren, mit dem der Kronprinz ausgewählt
wird, wurde durch das Amendment institutionalisiert. Der König schlägt nach den neuen

30 Saudi-Arabien wird selbst von seinen eigenen Einwohnern mit der UdSSR in den 1980er Jahren verglichen, z. B.
Nazer 2005. Der Analyst Simon Henderson überschrieb jüngst einen Artikel mit „Saudi Brezhnevs“ (Henderson
2005).

31 In englischer Übersetzung zu finden in o. V. 2006d.
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Abbildung 5.5: Könige und Thronanwärter in Saudi-Arabien

Saud
r 1953 - 1964
abgesetzt

Feisal
r 1964 - 1975
ermordet

Khalid
r 1975 - 1982

Fahd 
r 1982 - 2005

Abdullah
r 2005 -

Sultan
Kronprinz

plus ca. zwanzig weitere Söhne, 
geboren zwischen 1925 und 1947

Nachfolgende Söhne Enkel

Der älteste Enkel Ibn Sauds wurde 1920 
geboren. Einige prominente Enkel sind: 

Khalid al Feisal (*1941), Gouverneur von Asir
Saud al Feisal (* 1941), Außenminister
Turki al Feisal (*1945), Botschafter in den USA
Muhammad al Fahd (*1950), Governeur der
                Ostprovinz
Bandar al Sultan (*1950), 1983 - 2005 Bot-
                schafter in den USA
Al-Walid al Talal (*1955), Geschäftsmann, gilt
                als fünftreichster Mann weltweit

plus mehrere hundert weiterer Enkel
plus Urenkel und Ur-Urenkel
Die Saud-Familie hat ca. sechs- bis zehntausend
männliche Mitglieder (= thronberechtigte Prinzen).

?

Abdul Aziz bin Abdul Rahman bin Faysal al Saud
 (= "Ibn Saud"); r 1902 - 1953

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Kechichian 2001: 175–184; dort findet man eine detaillierte Aufstellung
der Söhne und wichtigen Enkel König Abdul Aziz’. r = Regierungszeit.

Regeln, die aber die bestehende Vereinbarung, dass auf Abdullah sein fast gleichaltriger
Halbbruder Sultan den Thron übernehmen wird, nicht antasten (s. Henderson 2006e), drei
Prinzen als Kronprinzen vor. Gleichzeitig wird eine Allegiance Commission eingesetzt, die
sich aus führenden Nachkommen Ibn Sauds zusammensetzt und die zukünftigen Könige und
Kronprinzen auswählen wird. Die 35 Mitglieder der Nachfolgekommission benannte König
Abdullah am 10. Dezember 2007; ihr steht Prinz Mishaal bin Abdul Aziz, der Gouverneur von
Mekka vor (Ghafour 2007). In der Kommission sind alle Familienzweige der al-Sauds in der
Nachfolge Ibn Sauds berücksichtigt; der König nimmt durch die Möglichkeit, die Mitglieder
der Kommission zu ernennen, indirekt Einfluss. Bei der Größe der Familie scheint eine infor-
melle Verständigung unter den Prinzen nicht mehr möglich zu sein, bzw. die Entscheidungen
werden ohne formale Legitimation nicht mehr akzeptiert. Ein historischer Vergleich drängt
sich dabei auf: Die Ausbildung des englischen Parlamentes aus dem königlichen Rat im
13. Jahrhundert. Der saudische Familienrat könnte sich in Richtung eines "Oberhauses"
entwickeln, das Einfluss auf bestimmte Entscheidungen des regierenden Königs hat. Wie
die Entscheidung des Familienrats über die Nachfolge lautet, wird großen Einfluss auf die
Zukunft Saudi-Arabiens haben:

„Uncertainties over succession may lead, in the not-too-distant future, to specu-
lation over greater popular participation in the process or even alternative forms
of governance“ (Peterson 2001a: 177).

Die verschiedenen Faktionen innerhalb der Saud-Familie sollten aber auch nicht überbe-
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wertet werden. Es gibt genügend Aussagen von Familienmitgliedern, die betonen, dass die
al-Sauds bei den meisten Themen übereinstimmen32. Das Hauptinteresse aller Familienmit-
glieder ist dabei der Erhalt der Herrschaft (Byman 2005: 64), und der in Wirklichkeit oligar-
chische Charakter der al-Saud-Herrschaft erfordert, dass der Herrscher selbst kompromiss-
und vermittlungsbereit und ein Mediator sein muss (ebd.).

Der Oman dagegen leidet unter der Unsicherheit einer kleinen Herrscherfamilie, wobei vor
allem die Kinderlosigkeit von Sultan Qabus33 an ihrer Spitze im Vergleich mit den anderen
untersuchten Monarchen eine Besonderheit ist. Sultan Qabus hat auch keine Brüder, so dass
die nächsten Kandidaten für die Thronfolge Söhne von Qabus Onkel Tariq bin Taimur sind
(Allen und Rigsbee 2000: 220–221). Der Oman-Experte J.E. Peterson kommt in seiner Analyse
zu dem Schluss:

„The lack of a direct heir and a paucity of reliable close family members mean
that succession to Qabus is dramatically problematic“ (Peterson 2001a: 179).

Unter anderem, um die Nachfolge zu regeln, erlies Sultan Qabus daher am 6. November
1996 das Basic Law des Sultanats Oman. Darin wird die Nachfolge zunächst in die Hände
des – nicht näher spezifizierten – Ruling Family Councils gelegt, das damit Verfassungsrang
erhält. Einigt dieser Rat sich nicht binnen drei Tagen nach dem Tod des Herrschers auf einen
Nachfolger, so greift Art. 6 (2) des Basic Law: Der bisherige Sultan hinterläßt einen Brief an
den Familienrat, in dem er seinen Nachfolger benennt. Dieser Brief wird nun geöffnet und
die Weisung ausgeführt. Diese Regelung könnte im Nachfolgefall sehr viele Risiken bergen:
Familienmitglieder könnten den Familienrat blockieren, da sie hoffen, vom Sultan ernannt
zu werden oder sich durch die Auswahl des Sultans übergangen fühlen und die Weisung
missachten. Die von Sultan Qabus in einem Interview gemachte Aussage, an zwei unter-
schiedlichen Plätzen Umschläge hinterlegt zu haben, in denen er zwei Nachfolgekandidaten
in absteigender Reihenfolge benannt habe (Miller 1997: 17), könnte das ganze Verfahren
nochmals komplizieren.

Ein wichtiges Kriterium für die Stabilität von Monarchien ist die persönliche Eignung der
Regenten. Ein gewisses Maß an Charisma, Integrität, Glaubwürdigkeit und Führungsstärke
ist für sie eine Legitimitätsquelle, die unabhängig von der herrschenden Familie und Klasse
ist. Bei Personen, die derart im Fokus des öffentlichen Lebens stehen wie die Monarchen
in den arabischen Ländern, können auch als negativ erachtete persönliche Eigenschaften
eine große Bedeutung bekommen. Die Krankheiten der Monarchen und anderer führender
Mitglieder des Königshauses, gerade, wenn sie ins hohe Alter kommen wie der kuwaitische
Emir Jabir bin Ahmad al-Sabah und sein langjähriger Kronprinz Sa’d bin Abdallah al-Sabah,
der Emir von Abu Dhabi, Scheich Zayed bin Sultan al-Nahayan, oder der saudische König
Fahd waren ein Staatgeheimnis. So datierte das offizielle Foto des kuwaitischen Emirs Jabir
aus den 1970er Jahren, als er noch Kronprinz war o. V. (1999b), und auch der Schlaganfall
von König Fahd 1995, der ihn praktisch amtsunfähig machte, wurde offiziell nicht erwähnt34.

Das beste Beispiel für die fehlende persönliche Eignung eines Thronfolgers bietet König
Talal bin Abdullah, der aufgrund seiner Schizophrenie 1952 nach knapp einem Jahr Herr-

32 So zitiert Byman (2005: 64) einen ungenannten Prinzen: „We never debate direction. We debate its focus, speed,
style, emphasis, colors.“

33 Katz (2004: 6) erwähnt kurz die angebliche Homosexualität des Sultans, die im Land, da sie gegen islamische
Prinzipien verstößt, als Schwäche angesehen wird.

34 In der vierseitigen Anzeige mit dem Titel „König Fahd von Saudi-Arabien. 20 Jahre Kontinuität und Wandel“
in der FAZ vom 23.11.2001, S. 12–15 fehlt z. B. jeder Hinweis darauf, und der König wird als vitaler, aktiver
Herrscher dargestellt.
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schaft in Jordanien konsensual (königliche Familie, Premierminister und Parlament, britische
Schutzmacht) abgesetzt wurde, obwohl sein Sohn Prinz Hussein zu dem Zeitpunkt gerade 19
Jahre alt war und somit die Übergabe der Herrschaft auf ihn ein großes Risiko darstellte (s.
Snow 1973: 19–20; 40–44).

In fünf der acht untersuchten Länder stellt die Nachfolge derzeit kein akutes Problem
dar, weil recht junge Herrscher (Anfang 40 bis Mitte 50) an der Macht sind. Aber aus allen
fünf Beispielen kann man Elemente extrahieren, die das Konfliktpotential verdeutlichen, das
die Situation der Ablösung bzw. des Sterbens des alten Herrschers und die Auswahl und
Inauguration des Neuen enthält, und die Wege, dieses Potential nicht manifest werden zu
lassen.

In Katar kam Emir Hamad bin Khalifa al-Thani 1995 nach einer Palastrevolte an die Macht
– er setzte seinen Vater Khalifa bin Hamad al-Thani ab, als dieser einen Auslandsbesuch
machte. Dies war jedoch keine spontane Aktion – die Absetzung war jahrelang geplant: „In
the dynastic monarchies bandwagons move slowly, and shaykhs take their time about jumping
on“ (Herb 1999: 116). Aber wenn eine Abmachung unter den führenden Mitgliedern einer
Herrscherfamilie getroffen wurde, wird sie auch eingehalten (wie z. B. auch das Beispiel der
Absetzung König Sauds in Saudi-Arabien 1964 zeigte): Die Scheiche der al-Thani-Familie
waren die ersten, die dem neuen Emir ihre offizielle Zustimmung, die bay’a gaben. Auch die
ausländischen Staaten erkannten den neuen Emir recht schnell an, „recognizing at least
implicitly the consensus of the ruling family – expressed in the ceremony of the bay’a – as the
legitimate method of appointing Qatari rulers“ (Herb 1999: 119). Sie war umso wichtiger, als
der Ungehorsam und Widerstand gegen den eigenen Vater konträr zur arabischen Tradition
steht (s. Ajami 1999: 33).

Der abgesetzte Emir Khalifa akzeptierte seine Absetzung nicht und reiste durch die
arabischen Hauptstädte, um Unterstützung für seine Ansprüche auf den Thron zu suchen. Im
Februar 1996 versuchten seine Anhänger einen Gegenputsch, der aber scheiterte (Herb 1999:
119, 126). Daher stagnierte die politische Entwicklung Katars nach der Amtsübernahme
durch Emir Hamad für zwei Jahre, weil er zunächst die familieninternen Widerstände gegen
seine Person und die Art, wie er seinen Vater abgesetzt hatte, minimieren musste (Rathmell
und Schulze 2000: 54).

Im Jahr 1999 starben gleich drei altgediente Herrscher in den arabischen Monarchien:
König Hussein in Jordanien, Emir Isa in Bahrain, und König Hassan in Marokko. Während die
Nachfolge von Isa zu seinem erstgeborenen Sohn Hamad in Bahrain weitgehend reibungslos
ablief, was auch daran liegt, dass in Bahrain das Erstgeburtsrecht gilt, war die Nachfolge in
Jordanien mit einiger Aufregung verbunden. König Hussein hatte sich todkrank nochmals
von den USA, wo er behandelt wurde, nach Jordanien fliegen lassen, um wenige Tage vor
seinem Tod die Nachfolgeregelung zu ändern. Seit 1965 war sein Bruder Hassan Kronprinz
gewesen und hatte fest mit der Nachfolge gerechnet, war aber mit Hussein wohl über
die Frage uneins gewesen, wer nach Hassan nachfolgen sollte: Ein Sohn Husseins, er
bevorzugte dabei seinen vierten Sohn Hamzah, wie dies auch in König Husseins Brief vom
25.01.1999 an Kronprinz Hassan durchschimmert (abgedruckt bei Moaddel 2002: 199–206),
oder Hassans einziger Sohn Raschid. Da die jordanische Verfassung nur zwei mögliche
Nachfolger vorsieht, nämlich den ältesten Sohn oder einen Bruder des Königs, und Hussein
wusste, dass er nicht mehr die Zeit hatte, die Verfassung zu ändern, entschied er sich,
seinen ältesten Sohn Abdullah zum Kronprinzen auszurufen (s. ebd.) – offensichtlich auch
zu dessen eigener Überraschung (Susser 2000: 105). Abdullah hat dann Hamzah zu seinem
Kronprinzen ausgerufen. Trotz dieser spektakulären und viel diskutieren, von manchen als
mit „dem Ruch höfischer Politik und höfischer Intrige“ (Ajami 1999: 30) angesehenen Aktion
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in letzter Minute verlief die Nachfolge ruhig und stabil, was nicht zuletzt auch daran lag,
dass sich Hassan der Entscheidung seines Bruders (zumindest öffentlich) beugte. Die ganze
Aktion zeigt aber, wie Meinungsunterschiede zwischen dem Herrscher und dem ernannten
Nachfolger die Stabilität einer Monarchie oder einer dynastischen Herrschaft allgemein
gefährden können. Im Falle Katars war es der Nachfolger, der nicht warten wollte, bis sein
Vorgänger starb, und diesen absetzte35. Im Falle Jordaniens war es der bisherige König, der
über seinen Tod hinaus den Einfluss seines Familienzweiges sichern wollte. Beide benutzten
hierzu spektakuläre und für die Dynastie und die monarchische Regierungsform riskante
Strategien – die bis heute aber die Stabilität ihrer Monarchien nicht nachhaltig gefährdet
haben.

Die in arabischen Monarchien weit verbreitete Praxis, dass der Herrscher seinen Nach-
folger selbst bestimmen und seine Auswahl auch verändern kann, hat in den letzten Jahren
mehrfach für Überraschungen gesorgt. So verkündete König Abdullah II. von Jordanien am
28.11.2004 seinem Halbbruder Hamzah Bin Hussein (*1970):

„I have decided to free you from the constraints of the position of Crown
Prince in order to give you the freedom to work and undertake any mission or
responsibility I entrust you with . . . “ (King Abdullah II. 2004).

Als offizielle Begründung gibt der König unter anderem an, dass die Position den bisherigen
Kronprinzen in seiner Freiheit eingeschränkt habe. Außerdem sei der Titel des Kronprinzen
eine „symbolic position“ (ebd.). Auf eine formelle Neuberufung eines Kronprinzen verzichtete
Abdullah II. Somit ist jetzt, nach Art. 28 (a) der jordanischen Verfassung von 1952, der
vorsieht, dass automatisch der älteste Sohn des Königs ihm nachfolgt, de facto der Sohn von
König Abdullah, Prinz Hussein, Kronprinz.

Mit noch mehr Aufregung war die Absetzung des Kronprinzen Scheich Khalid bin Saqr
al-Qassimi im VAE-Emirat Ras al-Khaimah im Juni 2003 verbunden: Es kam zu Protesten
auf den Straßen des Emirates und Gewehrschüssen. Der greise Emir Saqr bin Moham-
med al-Qassimi war mit den politischen Einstellungen und Entscheidungen des bisherigen
Kronprinzen, der seit 1999 die Geschäfte des Emirates führte, nicht einverstanden, und
ersetzte ihn am 14. Juni 2003 durch einen anderen Sohn und Halbbruder von Khalid, Scheich
Saud. Erst durch das Eingreifen bewaffneter Einheiten aus Abu Dhabi konnte die Ruhe
wieder hergestellt werden (Henderson 2003). Die Vorgänge in dem kleinen Emirat zeigen,
wie sensibel auch die Bevölkerung auf derartige Wechsel in der familiären Personalpolitik
reagieren kann. Nicht-transparente, kaum erläuterte und daher vor allem für die Anhänger
des bisherigen Kronprinzen nicht nachvollziehbare Entscheidungen können die Stabilität der
Regime durchaus gefährden.

Der Gründungspräsident der Vereinigten Arabischen Emirate, Scheich Zayed Bin Sultan
al-Nahayan, starb am 2. November 200436. Er hinterließ neunzehn Söhne von unterschiedli-
chen Müttern, und obwohl sein Sohn Scheich Khalifa Bin Zayed al-Nahayan seit langem als
Nachfolger im Emirat Abu Dhabi aufgebaut worden war und direkt nach dem Tod Scheich
Zayeds zum Emir ernannt wurde, wurden doch Zweifel laut, ob es nicht einen familien-
internen Kampf um Macht, Einfluss und Ämter geben könnte (Cordesman und Al-Rodhan
2005b: 134). Auf Föderationsebene kamen jedoch die sieben Emire schon einen Tag nach

35 Dieses Grundmuster erläutert Gordon Tullock (1987: 151–174) ausführlich auf Basis der Rational-Choice-Theorie.
36 Dies war der Tag der US-amerikanischen Präsidentenwahl, die am folgenden Tag in der bedeutenden, englisch-

sprachigen VAE-Tageszeitung Khaleed-Times mit keinem Wort erwähnt wurde. Die gesamte Ausgabe war mit
Nachrufen auf Scheich Zayed gefüllt.
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dem Tod von Scheich Zayed zusammen, und sie wählten einstimmig Scheich Khalifa zum
neuen Präsidenten der VAE und wahrten so die Kontinuität, dass der Emir des größten und
finanzkräftigsten Emirates gleichzeitig der Föderation vorsteht, obwohl dies nicht in der
Verfassung festgelegt ist. Als wichtiges Symbol für die Eindeutigkeit dieser Entscheidung gilt,
„daß sich der Emir und der Kronprinz von Dubai auch nach Khalifas Wahl noch Tage in Abu
Dhabi aufhielten und an der Seite des neuen Herrschers die Kondolenzbesucher empfingen“
(Hermann 2004). Mit dem Wechsel an der Staatsspitze einher gingen auch Veränderungen
auf der Kabinetts- und sonstigen Führungsebene (Militär, Führung des Emirats Abu Dhabi),
wobei vor allem die Söhne des neuen Staatschefs und weitere jüngere Mitglieder der Herr-
scherfamilien aufrückten oder erstmals offizielle Positionen einnahmen. Die Nachfolge auch
auf Ebene der Föderation wurde also im Endeffekt auf monarchische Art und Weise geregelt.

5.2 Externe Herausforderungen

Der Nahe und Mittlere Osten gilt insgesamt als instabile Region und war und ist eine der
kriegsträchtigsten Regionen der Welt (so Stein 2005: 196). Hierfür gibt es mehrere Gründe,
von denen ich einige schon oben erwähnt und angesprochen habe:

• die von externen Mächten (England, Frankreich, Russland, USA) initiierte und immer
noch unvollendete Bildung von Nationalstaaten;

• die Bildung des Staates Israel mit der Einwanderung von Juden und der Vertreibung
der Palästinenser;

• die immense ökonomische Bedeutung der größten Ölvorkommen weltweit, aber gleich-
zeitig auch das drohende Versiegen dieser Einkommensquelle;

• die auf der ’Arabischen Straße’ (s. Norton 2005: 134–135) gefühlte ökonomische,
politische und religiöse Benachteiligung der Araber in der Welt;

• die in der gesamten Region zu findende soziodemographische Entwicklung und die sich
daraus ergebenden wirtschaftlichen, sozialen und politischen Probleme;

• die sicherheitspolitische Abhängigkeit von den USA;

• die nicht markierten oder strittigen Grenzen zwischen einigen arabischen Ländern und
die daraus entstehenden Territorialkonflikte.

Als primäres Ziel verfolgen alle arabischen Monarchien, die Stabilität ihrer Länder zu
erhalten; Stabilität wird dabei immer auch als Regimesicherheit verstanden37. Das klassisch-
realistische Balance-der-Mächte-Denken ist auf der nationalstaatlichen Ebene weiterhin
vorhanden (Posch 2006: 542). Daraus folgt, dass die Herrscher der arabischen Monarchien
bei der Formulierung ihrer Sicherheitsstrategien sowohl die Möglichkeiten einer Attacke
von außen wie auch die Notwendigkeit, ihre Position im Innern zu bewahren, im Blick haben
müssen (s. Gause 1997: 62). Ferner ist ihre Politik davon geprägt, als relativ kleine, militä-
risch schwache und sicherheitspolitisch verwundbare Staaten innerhalb eines Umfeldes von
größeren, ressourcenreicheren und von konkurrierenden Ideologien getragenen Nachbar-
staaten in dem Bewusstsein agieren und reagieren zu müssen, dass diese Unterlegenheit die

37 Für Saudi-Arabien formulieren dies explizit al-Farsy (1992: 292) und Gause (2002: 193).
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Möglichkeit beeinträchtigt, nationale Ziele zu verfolgen (Rosman-Stollman 2004: 185). Hinzu
kommt, dass der internationale Kontext, insbesondere die Präsenz der USA in der Golfregion,
eine große Rolle spielen.

Die kleinen Golfmonarchien und Jordanien sind Pufferstaaten, wobei Saudi-Arabien in
dem Pufferstaatsystem (s. zum Begriff Partem 1983) eine der im Subsystem dominanten
Mächte ist. Gerade Bahrain mit seiner schiitischen Bevölkerungsmehrheit und der sunni-
tischen Herrscherfamilie ist auch intern ein Spiegel seiner Zwischenlage zwischen Iran
und Saudi-Arabien. Auch Indien und Pakistan haben, begründet durch den hohen Anteil an
Arbeitsmigranten in den Golfmonarchien, Interessen an den Vorgängen in der Region und
den einzelnen Ländern.

Die Situation als Pufferstaat hat positive und negative Effekte. Von den positiven Seiten
hat Jordanien jahrzehntelang profitiert, indem es als gemäßigtes arabisches Land auftrat,
Kontakte mit dem Irak und Syrien pflegte, aber auch inoffiziell mit Israel im Dialog stand.
Diese Politik schlug sich in externen Renten aus den USA und den Golfstaaten nieder (s.
Kap. 4.1.1). Somit war die Sorge, nach dem Irakkrieg 2003 als Pufferstaat irrelevant zu
werden und die Subsidien zu verlieren, berechtigt (s. Nematt 2003); die Situation im Irak,
in Israel und den Palästinensischen Autonomiegebieten wird in Jordanien mit höchstem
Eigeninteresse zu beobachtet.

Die arabischen Monarchien agieren und reagieren seit Jahrzehnten recht geschickt auf
einigen der oben angeführten Politikfelder. Die Interessenlagen und die Macht- und Einfluss-
möglichkeiten gerade in den internationalen Beziehungen sind jedoch sehr unterschiedlich.
Während die kleinen Golfmonarchien zwar finanziell gut dastehen, können sie ihre Sicherheit
nicht selbst gewährleisten und befinden sich in der Nachbarschaft dreier regionaler Groß-
mächte (Irak, Iran, Saudi-Arabien), die von ihnen bei der Außenpolitikformulierung nicht
ignoriert werden können (s. Bahgat 2003: 149; Rosman-Stollman 2004: 189–191). Saudi-
Arabien ist sicherheitspolitisch ebenso von den USA abhängig, hat aber durch seine Größe
und die noch größeren Geldmittel mehr Handlungsspielraum. Jordanien ist als Pufferstaat
immer in der Gefahr, zwischen den umliegenden Ländern zerrieben zu werden. Außerdem ist
es stark von Geldzahlungen aus dem Ausland abhängig. Somit hat es viele externe Positionen
zu antizipieren und in die Gestaltung seiner Außenpolitik einzubeziehen. Aufgrund seiner
geographischen Lage im westlichen Nordafrika hat Marokko die größte Distanz zu den
Krisenherden Nahost und Persischer Golf. Es liegt an der strategisch sehr wichtigen Straße
von Gibraltar, aber aufgrund seiner mangelnden ökonomischen Ressourcen und des seit
langem schwelenden Konflikts um die Westsahara sind seine militärischen Mittel beschränkt.
Allerdings tritt Marokko von Zeit zu Zeit als Vermittler auf, z. B. im arabisch-israelischen
Konflikt.

Ein Konzept zur Analyse der Außenpolitik gerade der kleinen Golfmonarchien, aber auch
Jordaniens, die alle schwache Staaten im Hinblick auf Größe, Bevölkerungszahl und militäri-
scher Potenz sind, stellt Rosman-Stollman (2004) vor. Ihr zu Folge haben schwache Staaten
drei Möglichkeiten, in einer internationalen Konstellation zu reagieren: „balancing, bandwa-
goning and omnibalancing“. Die klassiche Balancepolitik bedeutet erstens, sich mit einer
größeren Macht gegen die Quelle der gemeinsamen Gefährdung zusammen zu schließen,
durch Gegenmachtbildung eine Machtbalance zu erreichen und die Gefahr zu bannen. Als
Trittbrettfahrer können sich schwache Staaten zweitens dem stärkeren Staat anschließen,
von dem die Gefahr ausgeht, in der Hoffnung, auf der Gewinnerseite zu stehen. Drittens
können sie eine Omnibalance-Politik betreiben, d. h. „a state undertakes an international
action that will allow it simultaneously to address an internal problem“ (Rosman-Stollman
2004: 186). Als eine solche Omnibalance-Politik könnte man das Vorgehen Saudi-Arabiens –
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als eines im Verhältnis zu den USA schwachen Staates – gegen islamistische Terroristen im
eigenen Land bewerten. Einerseits setzt das Vorgehen ein deutliches Zeichen an die USA
und die westlichen Länder, dass Saudi-Arabien gegen den Terrorismus vorgeht; anderer-
seits versucht das Regime, die interne Bedrohung, die von Islamisten ausgeht (Terror bzw.
Umsturzgefahr) auszuschalten.

5.2.1 Krisenherd Nahost: der ungeliebte Nachbar Israel

Seit seiner Entstehung ist der Staat Israel ein Stachel im Fleische der arabischen Staaten.
Gerade durch den andauernden Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern38 wird das
Land in der gesamten arabischen Welt als eine Kreation des westlichen Imperialismus zum
Nachteil der Araber angesehen. Dadurch, dass der „Konflikt das kollektive Bewusstsein der
arabischen Massen prägt“ (Kodmani 2007), hat er zur Ausbildung der arabischen Identität
beigetragen:

„Probably no single issue has so mobilized state and society in the Arab world
as the question of Palestine. The conflict between Israel and Palestine touches vir-
tually every emotional and political chord among Arabs serving as the touchstone
of Arab identity, integrity, and importance“ (Entelis 2005: 7).

Israel wurde, vor allem auch vom ägyptischen Präsidenten Nasser, zum Feind erklärt, den alle
Araber ablehnen konnten (so Ismael 2001: 433)39. Der Friedensvertrag zwischen Ägypten
und Israel vom 26.03.1979 markiert eine erste Wende in der politischen Praxis, wobei bis
zum Ende der 1980er Jahre dieser Konflikt zumeist als ein Identitäts- bzw. Existenzkonflikt
angesehen wurde, er seit Beginn der 1990er Jahre aber als Territorialkonflikt verstanden
wird, was deutlich bessere Möglichkeiten zu seiner Beilegung impliziert, da man über
Territorien verhandeln kann (s. Perthes 2002: 17). Trotzdem wird der arabisch-israelische
Konflikt in der Rhetorik der arabischen Staaten als Grund dafür angesehen, dass a) die
Region sehr krisenanfällig und kriegsträchtig und somit instabil ist (Bahgat 2003: 127) und
b) die arabischen Länder im Autoritarismus verharren (so z. B. Al Rantawi 2006: 74–77).
Daraus folgt die implizite Annahme, dass durch eine Lösung dieses Konfliktes der gordische
Knoten aus Unterentwicklung, Autokratie und vereitelten Reformen durchschlagen werden
könnte – eine Annahme, die empirisch leicht widerlegbar ist, denn z. B. Iraks Invasion in
Kuwait, die Bürgerkriege im Jemen und in Algerien oder die Dhofar-Rebellion im Oman
hatten sehr wenig, wenn überhaupt etwas, mit dem arabisch-israelischen Konflikt zu tun. Die
autokratische Staatsführung hat weit über die Reichweite der israelischen Luftwaffe hinaus
Anhänger; d. h. weit vom Zentrum des arabisch-israelischen Konflikts entfernte Länder teilen
die Neigung aller nah- und mittelöstlichen Staaten für einen robusten Unterdrückungsapparat
(Bellin 2004: 151) und nutzen diesen Konflikt als Feigenblatt für ihre Politik. Daraus folgert
die Palästinenserin Bassma Kodmani für die Länder des Nahen und Mittleren Ostens im
allgemeinen:

„. . . mit der Palästinafrage lässt sich die Gewalt dieser Regime gegen die eigene
Bevölkerung und die umfassende Kontrolle des öffentlichen Lebens ganz gewiss
nicht legitimieren. Und erst recht nicht die schlechte Staatsführung, die Korrup-
tion und der autoritäre und grausame Umgang mit den eigenen Staatsbürgern“
(Kodmani 2007).

38 Einen Überblick über die Geschichte des arabisch-israelischen Konfliktes gibt Smith 2005.
39 Erst jüngst bezeichnete Syriens Präsident Bashar al-Assad Israel als einen Feind (s. al-Assad 2006).
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Eine direkte Bedeutung hat der Konflikt aber für Jordanien, Syrien, den Libanon und Äg-
pyten, indem er (a) trotz der oben vorgebrachten Argumente den florierenden nationalen
Sicherheitsstaat rechtfertigen hilft, (b) die Aussichten auf transnationale regionale Koope-
ration unterminiert und (c) die internationale Unterstützung für autokratische Verfechter
von Stabilität aufrechterhalten hilft (Kazemi und Norton 2006: 206). Gleichwohl strahlt
der arabisch-israelische Konflikt in die Außenpolitik aller arabischen Länder aus, die ihre
Politik gegenüber ihren Bevölkerungen, die Sympathien zugunsten der Palästinenser hegen,
rechtfertigen müssen.

Grundsätzlich verfolgten die arabischen Monarchien eine weniger aggressive Politik ge-
genüber Israel als die Republiken mit ihrer (pan-)arabischen Ideologie. Gerade Marokko, wo
immer noch einer kleinen jüdischen Minderheit – Howe (2005: 41) spricht von weniger als
5000 Personen, während es zum Zeitpunkt der Erklärung der Unabhängigkeit 300 000 waren
– mit Toleranz begegnet wird, pflegte schon in den 1970er und 1980er Jahren insgeheim
gute Beziehungen zu Israel (s. Howe 2005: 319–321) und versuchte, eine vermittelnde
Position einzunehmen. Ebenso herrschte zwischen Jordanien und Israel seit längerem „eine
Art ’Kalter Frieden’“ (Ibrahim 1996: 13). Dies mag mit einem zentralen Unterschied in der
prinzipiellen Betrachtungsweise von Juden in den arabischen Staaten zusammenhängen,
den Gawdat Bahgat herausarbeitet: Während in der Levante, im Maschrek und im Maghreb
während vieler Jahrhunderte jüdische Minderheiten – mehr oder weniger friedlich – mit der
muslimischen Mehrheit zusammenlebten, waren Juden auf der arabischen Halbinsel (außer
im Jemen) nahezu unbekannt. Daher sahen die Saudis und andere Araber – hier im engeren
Sinn als Bewohner der arabischen Halbinsel – keinen Unterschied zwischen dem Judentum
als einer Religion und dem Zionismus als einer religiös motivierten politischen Bewegung (s.
Bahgat 2003: 124–125).

Die Ansiedlung von zunächst europäischen Juden in Palästina und die nach dem Zweiten
Weltkrieg erfolgte Gründung des Staates Israel ist sehr eng verknüpft mit der Geschichte
Jordaniens, dessen territoriale Veränderungen, Bevölkerungsentwicklung und politische
Handlungsmöglichkeiten seit der Unabhängigkeit im Jahr 1946 maßgeblich durch den Kon-
flikt und die Kriege zwischen Israel, den Palästinensern und den arabischen Nachbarn
bestimmt waren. Jordanien annektierte zunächst 1948 Jerusalem und das Westjordanland
und erweiterte dadurch nicht nur quantitativ, sondern aufgrund des vergleichsweisen hohen
Bildungsstandes der dortigen Bevölkerung und des Vorhandenseins von Wasser auch quali-
tativ sein Staatsgebiet. 1967 gingen im Sechs-Tage-Krieg Ost-Jerusalem und die Westbank
wieder verloren; am 31. Juli 1988 verzichtete Jordanien offiziell auf das Westjordanland40.
In Jordanien blieb eine große Anzahl an palästinensischen Flüchtlingen41 – und damit eine
Identitätsproblematik für das Land, bestehend aus dem Konflikt zwischen West- und Eastban-
kern (s. Bligh 2002: 86–91) und dem sozialen Sprengstoff, der mit einer solch hohen Zahl an
Immigranten verknüpft ist (s. Kap. 5.1.1).

Auch aufgrund der großen geographischen Entfernung42 ist Marokko vom arabisch-
israelischen Konflikt selbst kaum betroffen. Das Land unter seinem König Hassan II. sah sich
vielmehr in der Rolle des Vermittlers und unterhielt schon seit den 1970er Jahren inoffizielle
Kontakte zu hochrangigen Vertretern Israels. So reisten Mitte der 1970er Jahre mit Yithzak
Rabin und Moshe Dayan israelische Spitzenpolitiker auf Einladung des Königs nach Marokko

40 Einen Überblick hierzu bietet Lynch (2001: 321–323).
41 Die UNRWA hatte zum 30. Juni 2005 1 795 326 palästinensische Flüchtlinge in Jordanien registriert (United

Nations 2005: 27, 68).
42 Zwischen Israel und Marokko liegen ca. 3 500 km.
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und bereiteten dort den Friedensschluss zwischen Ägypten und Israel 1977/78 vor43.
Saudi-Arabien lehnte Israel zwar offiziell ab und unterstützte verbal und finanziell die

Palästinenser, seine Politik gegenüber Israel war im Vergleich zu den Republiken wie Syrien,
Ägypten oder Libyen, recht gemäßigt. In den 1950er Jahren wurde Saudi-Arabien langsam
in den Konflikt einbezogen. Während das Land unter Ibn Saud noch stark mit sich selbst
und seiner Nationenbildung beschäftigt war, beschränkte es sich auf die Lobbyarbeit ge-
genüber westlichen Regierungen, insbesondere den USA, und bezog Stellung gegen die
Gründung eines jüdischen Staates bzw. versuchte, externen Druck auf Israel aufzubauen.
Die sowjetische Durchdringung des Mittleren Ostens wurde als stärkere Bedrohung wahrge-
nommen, insbesondere für die innere Stabilität des Landes. Der Zionismus galt als wichtiges
außenpolitisches Thema.

Der Sechstagekrieg 1967 wird als Wendepunkt wahrgenommen. Denn erstens war nun
die drittheiligste Stätte des Islam, die Al-Aqsa-Moschee in Jerusalem, nicht mehr unter
muslimischer bzw. arabischer Kontrolle. Dies musste in Saudi-Arabien, dem Geburtsland des
Islam, und bei dessen König, der sich schon vor der offiziellen Betitelung 1986 als Hüter der
heiligen Stätten ansah, Widerstand hervorrufen. Zweitens begann damit der Niedergang
der panarabischen Ideologie (Nasser), und die Politik vor allem Ägyptens wandelte sich,
indem es sich von der Sowjetunion abwandte. Somit wurde eine innerarabische Konfliktlinie
abgemildert.

Es kristallisierten sich vier Grundprinzipien saudi-arabischer Politik in Bezug auf Israel
heraus, die seitdem weitgehend gleichgeblieben sind:

• eine Anerkennung Israels kam für Saudi-Arabien nicht in Frage, solange die Heiligen
Stätten der Muslime in Jerusalem unter israelischer Kontrolle waren;

• trotz der starken Ablehnung jeglicher Verhandlungen mit Israel wurden diplomatische
und politische Mittel nie ausgeschlossen, und militärische Mittel wurden nicht als
ausschließliche Methode zur Befreiung besetzter arabischer Gebiete angesehen;

• Saudi-Arabien leistete finanzielle Unterstützung an Gruppen und Regierungen, die
seinen relativ moderaten Kurs unterstützen; und

• Saudi-Arabien spielte keine direkte Rolle in militärischen Auseinandersetzungen mit
Israel (s. Bahgat 2003: 129).

Als Höhepunkt der saudischen Politik gegen Israel kann man das Ölembargo der OPEC und
vor allem der Saudis 1973/74 ansehen44. König Faisal war grundsätzlich eher vorsichtig und
auf Ausgleich bedacht. Noch 1972 bezeichnete er gegenüber Ägyptens Präsident Anwar
el Sadat jegliche Manipulation der Ölversorgung nicht nur als nutzlos, sondern es sei
„’gefährlich, auch nur daran zu denken’“ (zit. in Yergin 1991: 716). Ein Hauptgrund für die
Ablehnung war, dass Faisal zunächst nicht glaubte, mit einem Embargo die USA treffen zu
können. Seinen Meinungswandel 1973 begründet Yergin (1991: 717–718) damit, dass

• Saudi-Arabien zwischenzeitlich zum Lieferanten für die Fehlmengen der gesamten Welt
geworden war: „auf dem Weltmarkt spielte das Wüstenkönigreich jetzt die Rolle des
Züngleins an der Waage“ (Yergin 1991: 717). Somit war die Verletzlichkeit der Welt
einschließlich der USA nun gegeben;

43 Aufschlussreich sind die Aussagen König Hassans II. von Marokko (1996: 259–279) zu diesem Thema, obwohl er
über seine Motivation, als Vermittler zu dienen, wenig sagt.

44 Die Geschichte des Embargos ist andernorts erzählt (z. B. Yergin 1991: 708–773 aus US-Sicht).
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• der Dollar stark im Kurs gefallen war und noch fiel und so die hohen Dollarreserven
Saudi-Arabiens deutlich an Wert verloren hatten. Das führte zu der Ansicht, dass man
besser weniger Öl fördern solle als die Einkünfte, die man nicht mehr ausgeben konnte,
zu sparen und durch die Abwertung einen Verlust hinzunehmen;

• die politische Entwicklung a) zu einer Annäherung von Ägypten und Saudi-Arabien
geführt hatte, was an der Änderung der ägyptischen politischen Strategie, die sich am
Wechsel im Präsidentenamt von Nasser zu Sadat und der Trennung von den sowjeti-
schen Militärberatern manifestierte; b) zu einem verstärkten internen und externen
Druck auf Faisal führte, sich für die arabischen „Frontstaaten“ und die Palästinenser
einzusetzen. Vor allem die Androhung von Anschlägen gegen saudische Öleinrichtungen
(einige wurden auch verübt), unterstrich diesen Druck.

Die Ölkrise hatte massive Auswirkungen auf die saudische Innen- und Außenpolitik. Die
Preissteigerung des Öls führte zu einer starken Erhöhung der Staatseinnahmen und dadurch
zu nie dagewesenem Wohlstand der Saudis, der den Weg zur ambitionierten Modernisierungs-
politik öffnete. Aufgrund der massiven finanziellen Ressourcen und der Verfügungsgewalt
über einen für die Welt zentralen Rohstoff wurde Saudi-Arabien zu einer wichtigen Partei im
Hinblick auf eine friedliche Lösung des Nahostkonfliktes. Außerdem war das Embargo die
erste offene Konfrontation Saudi-Arabiens mit seiner Schutzmacht, den USA (s. Bahgat 2003:
135).

Die saudische Politik gegenüber dem arabisch-israelischen Konflikt nahm in der Folgezeit
eine ambivalente Haltung an, die in mehreren Faktoren begründet lag:

• das saudische Selbstverständnis als Heimatland des Islam und Hüter arabischer Identi-
tät und die Traditition, politische Entscheidungen in einem Elitenkonsens zu entschei-
den (s. Bahgat 2003: 147) sowie die gegen Israel und die USA eingestellte öffentliche
Meinung deuten darauf hin, dass Saudi-Arabien zu den zögerlichen Ländern gehören
wird, wenn es um eine Einigung mit Israel geht;

• die enge Bindung mit den USA, das Interesse an Stabilität in der Region und die
Notwendigkeit, gerade nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 den inter-
nationalen Ruf zu verbessern, führten zu einer moderaten Politik gegenüber Israel, die
sich auch in zwei von den saudischen Kronprinzen Fahd (November 1981; s. (Bahgat
2007: 51–53)) und Abdallah (2002; s. Kostiner 2005) vorgestellten Friedensplänen,
in dem die grundsätzliche Bereitschaft einer Anerkennung Israels unter bestimmten
Bedingungen formuliert ist, für den Konflikt manifestierten (s. Bahgat 2003: 140–147).

Solange die Grundkonstanten, nämlich der ungelöste arabisch-israelische Konflikt und die
sicherheitspolitische Abhängigkeit Saudi-Arabiens von den USA, die zugleich der engste
Verbündete Israels sind, fortbestehen, wird die saudische Position wohl in dieser Ambivalenz
verharren.

Eine weniger ablehnende Haltung als Saudi-Arabien nehmen die kleinen Golfstaaten
gegenüber Israel ein. Auch sie traten – nach der Erlangung der eigenen Unabhängigkeit
und des starken Preisanstiegs für Erdöl nach 1973 – als Finanziers der Palästinenser und
der arabischen Golfstaaten auf, fuhren ihr Engagement zu Gunsten der PLO aber nach
der Zustimmung Yassir Arafats zur Annektion Kuwaits durch Saddam Hussein 1991 zurück
(s. Tétreault 2004a: 149–150). Der irakische Überfall führte den anderen Golfstaaten die
Fragilität ihrer Staaten deutlich vor Augen. Sie fühlten sich von den Palästinensern verraten,
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Tabelle 5.4: Grenzkonflikte

zwischen Umstrittene
Gebiete

Besondere Vorkommnisse Lösung

Iran – VAE Abu Musa,
Tunb-Inseln

1971: Besetzung der Inseln durch Iran;
1992: vollständige Übernahme von Abu
Musa durch Iran

bisher keine

Bahrain – Katar Hawar-Insel und
umgebende Riffe;
Seegrenze

Anrufung des IGH Entscheidung des IGH
v. 16.03.2001

Marokko – Westsahara Westsahara 1975: Besetzung der Westsahara durch
Marokko („Grüner Marsch“)

bisher keine

Marokko – Spanien Petersilien-Insel 2002: symbolische Besetzung der
Inseln durch Marokko;
„Rückeroberung“ durch Spanien

Status quo bleibt
bestehen

Saudi-Arabien – Katar ca. 24 km
Grenzverlauf

30.09.1992: Schießerei an der Grenze Grenzvertrag v.
21.03.2001

Saudi-Arabien – VAE Khor al-Udeid;
Shaybah-Ölfeld

Ende 2005: Veröffentlichung einer
neuen, offiziellen Karte durch die VAE

bisher keine

Saudi-Arabien – Jemen Grenzverlauf Grenzvertrag v.
12.06.2000

Saudi-Arabien – Kuwait Seegrenze Abkommen v.
02.07.2000

Oman – Jemen Grenzverlauf gelöst im Mai 1997
Oman – VAE Grenzverlauf geregelt im April 1993
Irak – Kuwait Inseln Bubiyan und

Warba
Besetzung Kuwaits durch den Irak im
August 1990

Grenzziehung durch
UNO-Kommission 1994

Eigene Darstellung. Quellen: Heard-Bey 1999: 364–366; Cordesman 1997: 299–304; Despeux 2001; Howe 2005:
275–299; Okruhlik und Conge 1999: 235–236; O’Sullivan 2005; Henderson 2006d; Steinberg 2002: 154; Koszinowski
2001: 143–144; Khadduri und Ghareeb 1997: 212–224

was zu mehr Akzeptanz und Toleranz gegenüber Israel führte. Diese Position erhielt durch
die erstmalige offizielle gegenseitige Anerkennung der Isralis und der Palästinenser im
Oslo-Abkommen 1993 Auftrieb. In der Folge entwickelten sich ökonomische und politische
Kontakte (auf niedrigem diplomatischen Niveau) zwischen Israel und einigen Golfstaaten,
insbesondere Oman und Katar, während die VAE, Kuwait und Bahrain zurückhaltender waren
(s. Bahgat 2003: 148).

5.2.2 Territorialkonflikte

Latente, akute oder erst kürzlich beigelegte Grenzkonflikte betreffen fast alle arabischen
Staaten (Korany 2005: 68) und so auch die Monarchien. Die bekanntesten Fälle sind die
Besetzung Kuwaits durch den Irak 1990/91 und der Konflikt um die Westsahara, die Marokko
für sich reklamiert und seit 1975 besetzt hält (s. Tab. 5.4).

Die Gründe und die Brisanz der Territorialkonflikte (hier bezogen auf die GCC) stellt der
saudische Politologe Turki al-Hamad heraus:

„Border disputes have become the most threatening factor within the GCC.
Borders have special importance in the Gulf region, where huge pools of oil might
lie below any piece of land or water, no matter how remote. Thus, any slight
reduction in size could significantly harm a state’s finances. Should the border
follow colonial lines, historic dynastic domains, tribal areas controlled by a certain
dynasty, bilateral agreements between leaders prior to independence, or de facto
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circumstances at a certain moment? . . . the GCC has no such [common, H.E.] rule“
(al-Hamad 1997).

Somit sind die beteiligten Länder gehalten, Verträge oder Vereinbarungen auszuhandeln,
in denen der Grenzverlauf zu Lande und zu Wasser definiert wird45. Im arabischen Raum
bedeutete dies, die traditionell nur lose definierten Grenzräume, z. B. des osmanischen
Reiches, mit graduell unterschiedlich ausgeprägter Beherrschung von Völkern in feste
Grenzen umzuwandeln (Thomas 1994: 92). Dies geht einher mit der Ausbildung von modernen
Staaten, die immer auch Territorialstaaten sind (hierzu: Benz 2001: 83–88). Dabei lässt
sich innerhalb der westlichen Welt ein Wandel von „harten Grenzen“ mit Grenzkontrollen
hin zu „weichen Grenzen“ ohne diese oder sogar zum „’region-state’“ beobachten, aber
im arabischen Raum dominiert, wie überall in den Entwicklungsländern, immer noch die
Kontrolle über das physikalische Territorium, also die harte Grenze als Konzept (s. Biersteker
2002: 166)46.

Wie komplex Grenzregelungen sein können, zeigt der Konflikt zwischen Saudi-Arabien und
den VAE um die Al-Aideed-Region mit Khor al-Udeid in Verbindung mit dem Shaybah-Ölfeld47

(s. o. V. 2006h). Die Grenzregelung zwischen den VAE und Saudi-Arabien erfolgte in einem
1974 in Riad von König Faisal und Präsident Zayed geschlossenen Vertrag, der allerdings
weder veröffentlicht noch von den VAE ratifiziert wurde – und jetzt von Zayeds Sohn und VAE-
Außenminister Hamdan als nicht anwendbar bezeichnet wurde (O’Sullivan 2005; Henderson
2006d). In ihrem offiziellen Jahrbuch 2006 veröffentlichten die VAE eine Karte, auf der die
Grenzlinie ca. 25 km weiter nordwestlich verläuft als bisher und das umstrittene Gebiet den
VAE zugerechnet wird (UAE Ministry of Information and Culture 2006: 6–7). Strategisch
ist das Gebiet von Bedeutung, da Saudi-Arabien dadurch eine direkte Seegrenze zwischen
den VAE und Katar vermeidet, die dort einen Fahrdamm zwischen beiden Ländern errichten
wollen (o. V. 2005c: 5). Durch den Vertrag von 1974 ist dieses Gebiet mit dem Shaybah-Ölfeld
und der Buraimi-Oase verknüpft, die an anderer Stelle im Grenzbereich beider Länder – und
des Oman – liegen. Die Buraimi-Oase ging an die VAE, das Ölfeld an Saudi-Arabien, das dieses
und den Landstreifen zwischen Katar und den VAE als Kompensation für den Verlust der Oase
ansieht. Aus Sicht der VAE nahm Saudi-Arabien das Ölfeld illegal an sich (Da Lage 2005: 5).
Es war 1974 bekannt, aber nicht erschlossen, und dort werden mittlerweile täglich 550 000
Barrel leichtes Rohöl gefördert – es ist eines der wertvollsten Ölfelder weltweit (s. O’Sullivan
2005). Dabei spielen auch die Interessen ausländischer Investoren48, der Nachbarstaaten –
Saudi-Arabien könnte unter Umständen auch auf Katars größtes Gasfeld Ansprüche erheben –
und der Ölkunden wie den USA eine Rolle (s. Henderson 2006d). Der Konflikt wird derzeit auf
diplomatischer Ebene ausgetragen; zwar gibt es wohl kein Interesse an einer Eskalation, aber
gerade die Kooperation zwischen den GCC-Staaten wird hierdurch behindert. Der Konflikt
zeigt auch, dass die Legitimität einiger in der Vergangenheit unter anderen Bedingungen
geschlossener Verträge heute strittig ist (Okruhlik und Conge 1999: 247). Als Gründe für
den Zeitpunkt, zu dem der Konflikt auf die Agenda kam, werden dabei genannt, dass (a) der

45 Für Konzepte und Probleme der Grenzziehung allgemein s. Foucher (1991: 38–48) und Thomas (1994: 92–98).
46 Biersteker (2002: 157) betont, dass das Territorium von Staaten und der Umgang mit den Grenzen von

unterschiedlichen Akteuren, zu denen auch die beteiligten Staaten selbst gehören, definiert werden und somit
sozial konstruiert seien.

47 Auch al-Shiba-Ölfeld genannt; Abu Dhabi nennt es Zarrara (O’Sullivan 2005).
48 Die Rivalität zwischen der in Saudi-Arabien tätigen ARAMCO und britischen Ölfirmen, die im Oman operierten,

spielte schon im Konflikt um die Buraimi-Oase zwischen 1949 und 1979 eine gewichtige Rolle (s. Foucher 1991:
355–356).
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neue VAE-Präsident Scheich Khalifa bin Zayed al-Nahyan seine Glaubwürdigkeit im Innern
verbessern will; er sprach das Thema bereits bei seinem Antrittsbesuch als Präsident der
VAE in Riad direkt nach seiner Machtübernahme an; (b) Katar, Bahrain und die sieben
Emirate der VAE das "Nine-member-Union project" wiederbeleben bzw. durch Kooperation
zumindest ein größeres Gegengewicht zu Saudi-Arabien erreichen wollen (o. V. 2005c: 6);
(c) die VAE glauben, dass der neue saudische König Abdullah seine Macht innerhalb der
Herrscherfamilie für eine den VAE genehme Lösung einsetzen könnte (Henderson 2006d).

Die reine Vermutung, dass Öl vorkommt, macht Gebiete wertvoll und umstritten, die
unbewohnbar oder, wie die kleinere Tunb-Insel, winzig klein sind49. Die Tunb-Inseln und
Abu Musa, im Persischen Golf an einer strategisch extrem wichtigen Stelle zwischen den
VAE und dem Iran in der Straße von Hormuz gelegen, werden von den Emiraten Scharjah
respektive Ras-al-Khaiman und dem Iran als Territorium reklamiert50. 1971 besetzte der Iran
unter Schah Mohammed Reza Pahlewi die Inseln, aber es kam zu einem modus vivendi, der
dem Scheich von Scharjah – noch vor der offiziellen Gründung der VAE – Öleinkünfte und
eine ökonomische und politische Rolle auf Abu Musa (der größten und einzig bewohnten
der drei Inseln) zusprach. Diese Übereinkunft hielt bis 1992, als der Iran überraschend Abu
Musa vollständig übernahm. Was folgte, war ein diplomatischer Zusammenstoß, in dem die
VAE Unterstützung bei der GCC und der Arabischen Liga suchte und auch daran dachte, den
UN-Sicherheitsrat oder den Internationalen Gerichtshof einzuschalten (Cordesman 1997:
300–301). Hier zeigt sich die Schwäche der kleinen Golfstaaten gegenüber den größeren und
stärkeren Ländern der Region: Trotz aller Aufrüstung und modernster Militärtechnik sind
sie nicht in der Lage, ihr Territorium selbst ausreichend zu schützen. Scheitert der Versuch,
entweder (a) eine Allianz mit einem großen Nachbarn gegen den bedrohenden großen Nach-
barn zu schließen; (b) eine Allianz mit anderen kleinen Nachbarn gegen den bedrohenden
großen Nachbarn zu schließen; (c) eine Allianz mit einer Weltmacht zu schließen, um dem
aggressiven Nachbarn zu begegnen, dann bleibt als Alternative in solchen Fällen nur, (d) sich
dem großen Nachbarn zu fügen oder (e) mit ihm eine Allianz einzugehen oder (f) sich an
internationale Organisationen zu wenden (s. Abt und Deutsch 1993: 28) und somit weniger
Aussichten zu haben, aus dem Disput als Gewinner oder zumindest ohne Verluste zu beenden.
Aufgrund ihrer relativen Schwäche versuchen die kleinen Golfstaaten zumeist, Dispute mit
friedlichen Mitteln zu lösen51. Genügend Nachdruck für eine in ihrem Sinne erfolgreiche
Konfliktlösung erreichen die Kleinstaaten zumeist erst, wenn es ihnen gelingt, Allianzen der
Form (a) bis (c) zu bilden, wobei dann mit Unterstützung der Partner auch internationale
Organisationen wirksam eingeschaltet werden können.

Ein Beispiel hierfür ist die Grenzziehung zwischen dem Irak und Kuwait. Die Grenze
zwischen beiden Ländern wurde mit Hilfe der UN-Sicherheitsrats-Resolution 687 nach dem
Zweiten Golfkrieg 1991 erstmals demarkiert52. Das alte irakische Regime unter Saddam
Hussein sah daher das Grenzproblem weiterhin als ungelöst an (Khadduri und Ghareeb

49 Die strategische Bedeutung der kleineren Tunb-Insel hatte vor dem Ölzeitalter einzig darin bestanden, ein
Schifffahrtsrisiko zu sein (so Cordesman 1997: 300).

50 Die VAE-Sicht stellt dar: Al Roken 2001. Detailliert und mit Sympathien für die iranische Position analysiert
Shahabi 2003 den Konflikt.

51 Diese friedliche Vorgehensweise proklamieren z. B. die VAE als außenpolitische Doktrin (UAE Ministry of
Information and Culture 2006: 60); siehe z. B. die Aufstellung der diplomatischen Bemühungen im Jahr 1997 in
Al Abed et al. (1997: 45–47).

52 Siehe hierzu: s. Khadduri und Ghareeb 1997: 212–224. Die UNO-Resolutionen zum Irak-Kuwait-Konflikt sind in
Leurdijk und Beernink (2002: 12–20) zusammengestellt. Die kuwaitische Sichtweise präsentiert ausführlich:
al-Ghunaim 2000.
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1997: 220) und protestierte in „Schreiben an den UNO-Generalsekretär und den Vorsit-
zenden des Weltsicherheitsrates gegen die Demarkation der Seegrenze“ (al-Ghunaim 2000:
116). Erst nachdem auch vormalige Verbündete wie Russland und Frankreich großen Druck
auf den Irak ausübten, stimmte der Irak in einem formalen Brief vom 10. November 1994
an den Weltsicherheitsrat der Anerkennung von Kuwaits Souveränität, seiner territoria-
len Integrität und der Demarkation der Grenzlinie zu (Khadduri und Ghareeb 1997: 221).
Daher kann diese Grenzziehung zukünftig weiterhin Konfliktstoff enthalten, da die UN-
Sicherheitsratsresolution Nr. 833 vom 27.05.1993 Iraks wichtigsten Navigationskanal Kuwait
zuschlug.

„Dies könnte sich als sicheres Rezept für zukünftige Streitigkeiten erweisen,
solange die Situation nicht mittels einfallsreicher Auslegung und kreativer Verein-
barungen entschärft würde“ (Neugart 2005: 28).

Kuwait hatte mit der Grenzziehung, die in der Aufarbeitung des Golfkrieges 1990/91 mit der
Unterstützung der UNO und der damals siegreichen Koalition stattfand, praktisch alle seine
Ziele erreicht; der Irak stand als Verlierer da. Wenn der Irak unter seiner neuen Führung
wieder an Stärke gewänne und der Rückhalt, auf den Kuwait sich stützt, brüchig würde,
könnte sich die Regelung als nicht dauerhaft erweisen.

Anders ist dies zu bewerten, wenn zwei in etwa gleich starke Kontrahenten sich entschlie-
ßen, ihren Disput friedlich zu lösen. Zwischen Katar und Bahrain gab es einen langanhalten-
den Grenzkonflikt um einige zwischen Katar und Bahrain liegende Inseln und den genauen
Grenzverlauf auf See. Katar rief – gegen den Willen Bahrains, dass ein Schiedsverfahren
innerhalb des GCC mit Saudi-Arabien als zentralem Vermittler bevorzugte (Okruhlik und
Conge 1999: 242) – den IGH an. Der Streit wurde nach jahrelangen Verhandlungen durch ein
Urteil des IGH vom 16.03.2001 beigelegt. Beide Staaten akzeptierten die Entscheidung „und
sprachen von einer neuen Ära der Freundschaft und Kooperation“ (Alkazaz 2002: 75). Dass
der Konflikt auf diese Art und Weise gelöst wurde, spricht für eine Änderung der politischen
Kultur, weg von der Konfrontation und hin zur Kooperation, und auch für die Akzeptanz
internationaler Organisationen. Aber auch der wirtschaftliche Aspekt mag eine Rolle gespielt
haben: Bahrain konnte anschließend Ölkonzessionen im vorher umstrittenen Gebiet vergeben
(Alkazaz 2002: 70); es ist stark anzunehmen, dass die Konzessionsnehmer die vorherige
Herstellung der Rechtssicherheit zur Bedingung des Vertragsabschlusses machten53. Für
den regionalen Hegemon, Saudi-Arabien, stellte diese Regelungsweise jedoch ein Fiasko
dar, da ein vorheriger Vermittlungsversuch dazu führte, das der saudische Vermittler beide
Konfliktparteien gründlich verärgerte und die saudische Position, dass eine Konfliktregelung
durch ein nicht-islamisches Gericht für islamische Staaten verboten sei, von Qatar und Bah-
rain nicht akzeptiert wurde (Da Lage 2005: 6). Auch der GCC war nicht in der Lage, diesen
Konflikt zwischen zwei Mitgliedsstaaten zu regeln und zeigte seine Schwäche deutlich.

Der Fall Katar vs. Bahrain ist auch ein Beispiel dafür, dass seit den 1990er Jahren versucht
wird, die Grenzkonflikte beizulegen. Treibende Kräfte hierbei sind (nach Schofield 1997: 132–
134) 1. die Ölexploration in den Grenzgebieten: Klar definierte und geregelte Grenzen bieten
den Investoren Rechtssicherheit und damit den beteiligten Staaten neue Einnahmequellen.
Somit hat die Erwartung, Öl zu finden, dazu geführt, dass zwar härtere Verhandlungsposi-
tionen eingenommen wurden, aber auch, dass schnelle Lösungen gesucht wurden, um die

53 Weltweit sind derzeit mehr als einhundert Seegrenzen ungeklärt; daher seien die Risiken der Offshore-Öl- und
Gaserschließung niemals größer gewesen, schreibt aus Sicht der Energieunternehmen David Flin (o. J.: 85), der
die generelle Problematik darstellt und die Rolle des IGH nur eingeschränkt positiv sieht.
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Gewinne einzufahren (Luciani 2005: 88). Die Außenpolitik der Ölmonarchien wird also nicht
nur durch Sicherheitsinteressen, sondern auch durch ökonomische Parameter bestimmt.
2. das größere territoriale Bewusstsein auf staatlicher Ebene; in den jungen Nationalstaaten
vorher tribaler Gruppen musste sich die Bedeutung eines festen Staatsgebietes erst heraus-
bilden. Der Überfall Iraks auf Kuwait 1991 schärfte das Bewusstein der Herrschenden hierfür.
Andererseits zeigen unter anderen Umständen (VAE – Saudi-Arabien; Saudi-Arabien – Jemen;
Irak – Kuwait etc.) gezogenen Grenzen, dass auch bestehende Grenzregelungen wieder in
Frage gestellt werden können. Historisch betrachtet, sind Grenzen immer verschiebbar; die
Stabilität internationaler Grenzen ist wohl eher die Ausnahme als die Regel (Thomas 1994:
91).

Für die arabischen Monarchien, die allesamt nicht zu den großen Staaten zählen, ist
die Grenzziehung und -sicherung daher weiterhin ein Konfliktfeld, für dessen Bearbeitung
sie sich der unterschiedlichsten Techniken und Mechanismen bedienen, von der Provo-
kation durch Abdrucken einer veränderten Karte über diplomatische Verhandlungen und
Regelungen durch internationale Organisationen bis hin zu kleineren oder größeren gewalt-
samen Auseinandersetzungen. Für letztere kann die eher symbolische Besetzung der in der
Straße von Gibraltar gelegenen Petersilieninsel durch marokkanische Polizisten und deren
Rückeroberung durch Spanien im Juli 2002 beispielhaft stehen. Die Beziehungen zwischen
Marokko und Spanien waren seit einiger Zeit gestört, so dass die Krise das Ergebnis vorher
existierender Probleme und Schwächen in den bilateralen Beziehungen war (Gillespie 2006:
127). Marokko erreichte internationale Aufmerksamkeit, und intern wurde die Position des
Königs aufgrund der Provokation des kleineren Marokkos dem größeren Spanien gegenüber
eher gestärkt als geschwächt.

Die Stabilität der Monarchien ist bei Territorialkonflikten um so gefährdeter, je enger der
Monarch seinen Herrschaftsanspruch mit einem bestimmten Territorium verbindet. Dies
zeigt sich am deutlichsten beim Anspruch, den Marokko auf das Gebiet der Westsahara
erhebt. Der Grüne Marsch im Oktober 1975, der ein deutlicher symbolischer Akt zur Wieder-
herstellung des Territoriums war (o. V. 2007c: 1) sollte die Legitimität der Monarchie stärken
(Mohsen-Finan 2004: 2) und das unzufriedene Militär, aus dem heraus der Putschversuch
von 1972 stattfand, mit einer Aufgabe versehen und so ruhig stellen (s. Finan 2006: 13–14).
Außerdem initiierte König Hassan II. selbst diese Bewegung, stellte sich an ihre Spitze,
konnte so die politische Klasse hinter dem Thron vereinigen (o. V. 2007c: 13–14) und sich
als militärischer Führer persönliches Ansehen innerhalb der Bevölkerung verschaffen. Der
Grüne Marsch war also ein Mittel, um die Aufmerksamkeit von den heimischen Problemen
abzulenken (Boukhari 2004: 3). So gesehen war der Grüne Marsch und ist die West-Sahara-
Problematik für die Nationenbildung Marokkos sehr wichtig. Dies geschieht um den Preis
einer partiellen internationalen Isolation54, der – auch bewaffneten – Konfrontation mit
den Nachbarländern Mauretanien55 und Algerien – letzteres unterstützt die die Polisario
–, und des Unverständnisses in vielen westlichen Staaten, warum ein zugegeben großer,
aber wirtschaftlich wenig einträglicher Streifen Wüste für Marokkos Identität zentral sei.
Eine Lösung des Konfliktes ist trotz aller Bemühungen (s. hierzu o. V. 2007c) derzeit nicht

54 So hat Marokko – als einziges afrikanisches Land – den Beitritt zur AU abgelehnt, weil diese die sahaurischen
Ansprüche anerkannt hat (Finan 2006).

55 Mauretanien beanspruchte zunächst den südlichen Teil der West-Sahara für sich. Nachdem sich aber Marokko
als übermächtig herausstellte und der Konflikt die Existenz des Landes gefährdete, entschloss es sich 1979
zu einem Friedensvertrag mit Marokko. Seit 1984 erkennt Mauretanien aber die DAR Sahara an (s. Boukhari
2004: 4).
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in Sicht, vor allem auch, weil sie „die Legitimation des einen und die Delegitimation des
anderen Protagonisten“ impliziert, „so eng haben beide Seiten ihr politisches System damit
verknüpft“ (Finan 2006). Für Marokko ist der Status quo derzeit durchaus akzeptabel, da
es den größten Teil der Westsahara kontrolliert und über die dort vorhandenen natürlichen
Ressourcen verfügen kann (Solà-Martín 2007: 404).

5.2.3 Aktuelle Bedrohungen der Sicherheit

Der arabisch-israelische Konflikt und die Territorialkonflikte bilden den Hintergrund, vor
dem die Außenbeziehungen der arabischen Monarchien stattfinden, die aktuell von drei
Hauptbedrohungen bestimmt sind:

„First and foremost is obviously terrorism and Al Qaeda. Unfortunately this has
a domestic and a foreign component. Number two is what will happen in Iraq.
Third is the Iranian factor; the Iranian nuclear program is less a priority than the
existing environment of government in Iran“ (Nawaf Obaid56 2006; zit. in Noyes
2006: 65).

Diese drei Bedrohungen nehmen bis auf Marokko57 alle arabischen Monarchien wahr, auch
wenn die Reihenfolge eventuell variiert58. Daher untersuche ich im folgenden die Politikstra-
tegien der Monarchien in Bezug auf diese Bedrohungen und nehme in meiner Argumentation
zunächst den Iran in den Blick. Anschließend gehe ich auf die Beziehungen der Monarchien
zu den USA ein, die ein wesentliches Element der Omnibalancepolitik sind. Darauf folgt eine
Analyse der Auswirkungen des internationalen Terrorismus und der Situation im Irak auf die
internationalen Beziehungen und die interne Situation in den arabischen Monarchien.

Seit der iranischen Revolution 1979/80 gibt es große politische Differenzen zwischen den
arabischen Golfstaaten und dem Iran. Der Grund hierfür war die offen proklamierte Unter-
stützung schiitischer Minderheiten in den Golfstaaten mit der Aufforderung, die Monarchen
abzusetzen, was diese als expansionistische Politik, Gefahr für die eigene Herrschaft und
Einmischung in innere Angelegenheiten ansahen. Ein Ergebnis dieser politischen Differenzen
war die Unterstützung des Irak unter Saddam Hussein im Krieg gegen den Iran zwischen
1980 und 1988, obwohl das dortige Regime säkular und sozialistisch eingefärbt war. Nach
dem Tod Ayatollah Khomeinis und der danach einsetzenden Mäßigung der iranischen Au-
ßenpolitik, insbesondere unter Präsident Khatami, entspannte sich das Verhältnis, wobei die
territorialen Streitigkeiten, insbesondere um die Golfinseln Abu Musa, Große und Kleine
Tunb mit den VAE weiterhin bestehen (Ibrahim 2004a: 44–45).

Nach dieser Phase der Mäßigung (1997 – 2004), die durch Präsident Khatami geprägt
wurde (Ehteshami 2002: 302–303), setzte allerdings die Phase der Re-Ideologisierung und
der neuen Aggressivität der iranischen Außenpolitik ein (Gasiorowski 2007), die eng mit
Präsident Mahmud Ahmadineschad verbunden ist, der seit August 2005 im Amt ist und mit
Drohreden und der forcierten Fortführung des iranischen Atomprogramms dem Iran ein
aggressives Gesicht gibt. Bei den Herrschern am arabischen Golf genießt er generell kein
Vertrauen (Kechichian 2007: 286). Das vorherrschende Klima des Misstrauens gegenüber

56 Geschäftsführender Direktor des Saudi National Security Assessment Project in Riad.
57 Aufgrund seiner geographischen Entfernung spielen der Irak und der Iran für Marokko eine geringere Rolle als

Algerien oder die Kooperation mit der EU.
58 Obaids Einstufung ist auf Saudi-Arabien bezogen. Für die VAE z. B. hat der Iran aufgrund des Konfliktes um die

Tunbs und Abu Musa eine deutlich größere Priorität als der Irak (Alterman 2007: 10).
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den iranischen Intentionen (Posch 2006: 545) wird dadurch noch verstärkt. Darüber hinaus
steht die Unterstützung des Iran für die Hamas im Gazastreifen, für die Hisbollah im Libanon
und für schiitische Miliz- und Terrorgruppen im Irak ebenso im Fokus wie die damit ver-
bundene Wahrnehmung, dass der Iran gemeinsam mit Syrien versucht, einen „schiitischen
Halbmond“59 zu bilden, um seine Interessen in der Region, insbesondere auch über die
schiitische Bevölkerung in arabischen Staaten, verstärkt durchsetzen zu können (s. Ter-
halle 2007). Diese Elemente der iranischen Außenpolitik sind es, die von den arabischen
Golfstaaten als Bedrohung wahrgenommen werden. Es ist also nicht nur die klassische
Bedrohungsform der internationalen Politik, d. h. die Angst vor einem militärischen Übergriff
eines anderen Staates, die die Golfmonarchien beunruhigen, sondern auch die Bedrohung
der Regime durch die grenzüberschreitenden politischen Identitäten wie die schiitischen
Gemeinschaften, iranische Bevölkerungsteile z. B. in Bahrain und Parteien, die ideologisch
dem Iran nahestehen und von diesem zur Unterminierung der monarchischen Herrschaft am
Golf durch die „Wiederaufnahme der Politik des Revolutionsexports“ (Steinberg 2007a: 178)
instrumentalisiert werden könnten (Gause 2007b: 120–121).

Die iranische Außenpolitik strebt offen die Kontrolle des Persischen Golfes an; der Iran
möchte gerne regionaler Hegemon sein (s. Reissner 2007; Noyes 2006: 67–69). Das ira-
nische Hegemoniestreben wird von Saudi-Arabien und den anderen Golfmonarchien als
Bedrohung aufgefasst (Asseburg und Steinberg 2007: 8). Sie reagieren mit Bemühungen,
Unterstützung bei anderen arabischen Staaten zu finden, eine Anlehnung an die USA in
Sicherheitsfragen, einen weiterhin offenen Dialog mit dem Iran, um diesen nicht zu verär-
gern, und verstärkten Rüstungsbemühungen. Dabei halten sich die Golfmonarchien, wie
sie dies schon lange machen60, alle Verhandlungskanäle offen, auch wenn dadurch unter-
schiedliche politische Signale gesendet werden. So nahmen im Dezember 2007 zunächst alle
untersuchten Monarchien an der Konferenz in Annapolis (USA) teil, auf der es primär um
eine Lösung des israelisch-palästinensischen Konfliktes ging. Einige Analysten, so auch der
ehemalige deutsche Außenminister Joschka Fischer (2007), sahen „das Wesen der Sache“
jedoch darin, dass sich erstmals „eine antiiranische Koalition aus den arabischen Staaten
und Israel“ unter der Führung der USA zusammen zu finden schien. Allerdings begann
am 03.12.2007, dem Tag, als Fischers Kolumne erschien, der 28. Gipfel des GCC in Doha,
Katar. Kurzfristig und ohne Rücksprache mit den anderen teilnehmenden Monarchen hatte
Katars Emir Hamad bin Khalifa al-Thani den iranischen Präsidenten Ahmadinedschad ein-
geladen. Ein Hintergrund ist, dass der Kleinstaat Katar mit dem Iran kooperieren muss, da
seine größte ökonomische Ressource, das Erdgasfeld North Field, bis in iranische Gewässer
hineinreicht und auch von iranischer Seite aus genutzt wird (s. Dargin 2007). Außerdem
bekam Emir Hamad bei einem Besuch in Teheran im Mai 2006 die Auskunft, dass sein Land,
da es das regionale US-Hauptquartier beherberge, das erste iranische Ziel im Falle eines
US-Angriffes sei (Kechichian 2007: 305–306). Eine Beschwichtigung an die Adresse des
Iran war offensichtlich notwendig, um die Deutung der Annapolis-Konferenz, wie sie Fischer
vornahm, abzumildern. Andere Teilnehmer in Doha, insbesondere Saudi-Arabien, schienen
zunächst nicht erfreut über Ahmadinedschads Teilnahme, äußerten öffentlich aber keinen
Unmut (Henderson 2007). In der arabischen Presse wurde die iranische Teilnahme als ein

59 Vor der Bildung eines „schiitischen Halbmondes“ warnte König Abdullah von Jordanien schon im Dezember
2004 (Asseburg und Steinberg 2007: 11).

60 Für den Oman und seine unabhängige Außenpolitik zeigt dies hält Rabi 2005. Die strategisch zentrale Lage
an der Straße von Hormuz, gegenüber des weitaus größeren Iran, ist ein Grund für diese Politik. Trotz seiner
Westbindung kann es sich der kleine Oman nicht leisten, ein Land wie Iran zum Feind zu erklären.
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Weg zur Schaffung von Unterstützung von seiten des Iran gegen die US-Politik gesehen
und verhalten positiv gedeutet. Starke vertrauensbildende Maßnahmen von Seiten des Iran
seien notwendig, um die Beziehungen der GCC-Länder zum Iran zu verbessern (Shariff
2007). Eine solche vertrauensbildende Maßnahme fand dann zwei Wochen nach dem Gipfel
statt: Der saudische König Abdullah hatte Mahmud Ahmadinedschad als ersten iranischen
Präsidenten zur Hadsch eingeladen und führte am 20.12.2007 ein ausführliches Gespräch
mit ihm (o. V. 2007a). Eine solche Einladung ist in einer Region, in der „das Primat der
Person vor der Institution“ (Fürtig 2002: 190) noch stark ausgeprägt ist61, ein bedeutendes
Zeichen. Die Teilnahme Ahmadinedschads am GCC-Gipfel könnte an eine lange Tradition der
Verhandlungen und der Mediation zwischen Konfliktparteien im arabischen Raum anknüpfen,
die eine zentrale Komponente des arabischen regionalen Systems war, bis sie durch Saddam
Husseins Überfall auf Kuwait im August 1990, dem Verhandlungen vorangingen, die aber
den Irak nicht an seinem Vorhaben hindern konnten, delegitimiert wurde (Kostiner 2007:
84–104). Ganz ist diese Komponente aber nicht aus dem Werkzeugkasten der arabischen Di-
plomaten verschwunden, und Verhandlungen und Mediation auch mit schwierigen beteiligten
Parteien wie dem Iran können durchaus zur Konfliktdeeskalation beitragen. Diese Nutzung
von diplomatischen Kanälen nach allen Seiten hin kann aber den inneren Widerstand in den
Gesellschaften der GCC-Staaten nicht besänftigen:

„GCC states were ensnarled in the game of nations, power politics, and intrin-
sic weaknesses. If Gulf rulers protected their societies as best they could, and
gingerly negotiated with Iran, they nevertheless had a permanent noose tied
around their necks. What hovered over their heads was the delicate balancing
act most performed with Western powers against the wishes of their populations“
(Kechichian 2007: 295).

Denn alle Monarchien im arabischen Raum sind enge Verbündete der USA und von ihnen
sicherheitspolitisch abhängig. Trotz sehr hoher Rüstungsausgaben (s. Tab. 5.5) sind die
Golfmonarchien wie auch Jordanien und Marokko nicht in der Lage, eigenständig für ihre
Sicherheit zu sorgen. Alle Monarchien sind von Staaten umgeben, die militärisch potentiell
stärker sind als sie selbst. Die Golfmonarchien fühlen sich durch den Iran und den Irak
bedroht, Jordanien liegt als Pufferstaat zwischen Israel und dem Irak, und Marokkos Nach-
barschaft mit Algerien war immer auch konfliktträchtig. Die hohen Militärausgaben – fünf der
acht untersuchten Monarchien finden sich unter den ersten zehn Plätzen beim prozentualen
Anteil der Militärausgaben am BSP weltweit – können aber die sicherheitspolitische Anfällig-
keit, die sich durch eine exponierte Lage, dem Ressourcenreichtum der Ölstaaten und der

61 Zu den immer noch eingesetzten klassischen monarchischen Politikelementen gehören die engen persönlichen,
teils verwandschaftlichen Beziehungen zwischen den arabischen Eliten. Beispiele hierfür sind:

• die Ehe zwischen dem Emir von Dubai, Scheich Mohammed, mit der Tochter des jordanischen Königs Hussein,
Prinzessin Haya;

• der marokkanische „rote“ Prinz Moulay Hischam und der saudische Prinz und Geschäftsmann Al-Waleed bin
Talal sind Vettern; ihre Mütter sind Töchter des vormaligen libanesischen Premierminister Riad al-Solh;

• als Hauptfrau des saudischen Königs Abdullah gilt die aus Syrien stammende Hussa bint Trad bin Sattam
asch-Scha’lan, deren Schwester mit Rifat al-Assad, dem Bruder des langjährigen Präsidenten Hafiz al-Assad,
verheiratet ist;

• der jordanische Prinz Ali al-Hussein, jüngerer Bruder des jetzigen Königs, ist mit der Tochter des ehemaligen
algerischen Außenministers und UN-Spitzendiplomaten Lakhdar Brahimi verheiratet.

Allerdings überwiegt gerade in den dynastischen Golfmonarchien die Eheschließung innerhalb der Dynastie bei
weitem (s. The Royal Ark -Webseite; http://4dw.net/royalark/ – Zugriffsdatum 15.06.07).

153

http://4dw.net/royalark/


5 Gefahren für die Stabilität

Tabelle 5.5: Militär und Landesverteidigung

Militär-
ausgaben in

Mio. US-$

Militär-
ausgaben in %

des BSP

Rangplatz
weltweit der

prozentualen
Militär-

ausgaben

Mannschafts-
stärke

2005

Bahrain 618 7,5 10 11.200
Jordanien 2.043 20,2 2 100.500
Katar 723 10,0 5 12.400
Kuwait 2.548 5,8 16 15.500
Marokko 2.297 4,8 21 196.300
Oman 242 11,4 4 41.700
Saudi-Arabien 18.000 10,0 6 199.500
VAE 1.600 3,1 39 50.500

Quellen: CIA (1999–2007: Zugriffsdatum 15.04.2005); Cordesman und Al-Rodhan 2005a: 12

geringen Größe und Bevölkerung ergibt, nicht ausreichend mildern. Einzig Saudi-Arabien
stellt hierbei eine Ausnahme dar. Denn für den Irak ist der Weg zum Wiederaufbau einer
schlagkräftigen Armee noch weit, und der Iran ist durch seine außenpolitische Isolierung,
die auch dazu führt, dass er nur noch von China, Russland, Nordkorea und wenigen anderen
Staaten Waffenlieferungen erhält, technologisch unterlegen:

„Although in terms of quantity Iran’s armed forces may look strong, underneath
the surface is the problem of a vast technological gap opening up between the
hardware deployed by Iranian military personnel and that of the neighboring Gulf
Cooperation Countries“ (Ehteshami 2006: 76).

Die Einschätzung der saudi-arabischen militärischen Schlagkraft ist somit schwierig. Die
meisten Analysten sehen das Land „militärisch deutlich schwächer als de(n) Iran“ (z. B.
Asseburg und Steinberg 2007: 8). Stimmt Ehteshamis Einschätzung, könnte Saudi-Arabien
mittlerweile militärisch jedoch fast auf Augenhöhe mit dem Iran stehen und dem Irak überle-
gen sein, was die regionale Machtbalance zu Gunsten Saudi-Arabiens verschöbe. Außerdem
hat es die finanziellen Möglichkeiten, sich nicht nur konventionelle Waffen, sondern auch
nukleare Sprengköpfe zu kaufen, wenn es dies für notwendig hält und einen Verkäufer findet.
Diese Möglichkeit ist zwar derzeit unwahrscheinlich, ausgeschlossen ist sie aber trotz der
Unterzeichnung des Nichtverbreitungsvertrages durch Saudi-Arabien nicht (s. zu diesem
Komplex: Bahgat 2006). Allerdings sind die GCC-Staaten mit höchst unterschiedlichen
Waffensystemen ausgestattet62, die kaum aufeinander abgestimmt sind (Legrenzi 2006b:
20)63. Durch eine größere Kooperation untereinander wäre es durchaus möglich, die Sicher-
heit aller GCC-Staaten zu verbessern. Der GCC wurde 1981, im Schatten der Iranischen
Revolution 1979 und des anschließenden Iran-Irak-Krieges mit diesem Ziel gegründet64. Die
sicherheitspolitische Zusammenarbeit und Koordination ist jedoch noch immer limitiert (s.
die Analyse von Legrenzi 2006a: 2–4). Legrenzi sieht die Gründe für diesen geringen Grad
der Zusammenarbeit darin, dass 1. die Bevölkerungsstruktur, zusammen mit der Rentieröko-
nomie, es für die GCC-Staaten unmöglich macht, genügend Bürger für eine disziplinierte, voll

62 Selbst innerhalb der VAE stimmen die einzelnen Emirate ihre militärische Einkaufspolitik kaum ab (Fürtig 2002:
191).

63 Eine ausführliche Aufstellung des Bestandes an Militärtechnik der GCC-Staaten geben Cordesman und Al-
Rodhan (2005b)

64 Zu seiner Gründung, Geschichte und Struktur siehe Rabi 2004.
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funktionstüchtige moderne Armee zu gewinnen; und 2. den Herrschern durchaus bewusst ist,
dass mehrere Monarchien im arabischen Raum durch Militärputsche zu Fall kamen (Libyen,
Ägypten). Daher stehen sie einem starken Militär generell skeptisch gegenüber. Ebenso
skeptisch sind sie gegenüber der militärischen Präsenz größerer Kontingente aus anderen
arabischen Ländern, da auch in diesem Falle die gastgebenden Länder (z. B. Libanon) zumeist
länger andauernd in eine nachteilige Abhängigkeit gerieten. Somit stellen die Regierenden
der GCC-Länder die interne Stabilität ebenso über die Aussicht, die Kampfkraft ihrer Armeen
zu maximieren (so Legrenzi 2006a: 3), wie die eigenen Partikularinteressen immer noch die
kollektiven Ambitionen bestimmen und limitieren (Rabi 2004: 281). Die Kooperation zwi-
schen den GCC-Staaten ist daher bisher eher symbolischer Natur, wobei die in der nationalen
Presse groß angekündigten Übungen „den Eindurck von ’Einheit’, ’Standhaftigkeit’ und
’Unabhängigkeit’ vermitteln“ sollen (Legrenzi 2006b: 20) und somit zum Sicherheitsgefühl
der eigenen Bevölkerung beitragen. Als Garant für die staatliche Sicherheit treten jedoch die
USA und ihre westlichen Verbündeten auf (Kostiner 2007: 104).

Die Gründe für die Partnerschaft der arabischen Monarchien mit den USA sind haupt-
sächlich pragmatischer Natur, obwohl in der Vergangenheit die ideologische Komponente
bedeutend war. Die ideologische Seite überrascht zunächst, spielt aber in der Argumentation
der Monarchien vor allem nach innen nach wie vor eine Rolle. So schreibt der saudische
Politologe Fouad al-Farsy, der seit 1995 Informationsminister war und seit 2005 Minister für
die Hadsch65 ist:

„Trotz offensichtlicher kultureller Unterschiede gibt es eine überraschend große
gemeinsame Grundlage zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und dem
Königreich Saudi-Arabien. Die Mehrheit der Menschen, sowohl in den Vereinigten
Staaten von Amerika als auch im Königreich Saudi-Arabien, sind auf der elemen-
tarsten Ebene durch eine gemeinsame Moral vereinigt, deren Grundlage religiöser
Natur ist. Der gemeinsame Glaube an die Würde eines jeden einzelnen Menschen
ist ein moralischer Wert, der allen drei großen monotheistischen Religionen eigen
ist und der zuerst im Nahen Osten propagiert wurde. Die große Bedeutung von
gleichen Moralvorstellungen kann bei der Beurteilung der Beziehungen zwischen
den beiden Ländern gar nicht überbewertet werden“ (al-Farsy 1992: 291).

Ob die Moralvorstellungen in den USA und in Saudi-Arabien wirklich so kompatibel sind,
wie al-Farsy es formuliert, mag man bezweifeln. Es ist jedoch wichtig, diesen Argumentati-
onsstrang, der in der saudischen Debatte zur Legitimation der engen Beziehungen zwischen
beiden Ländern dient, ernst zu nehmen. Denn darin manifestiert sich eine Ablehnung von
politischen Strömungen, die sich dem Agnostizismus oder gar dem Atheismus zuwenden.
Somit waren die arabischen Monarchien als konservative islamische Staaten kritisch gegen-
über Nassers Panarabismus eingestellt, der durch die UdSSR unterstützt wurde. Im Kalten
Krieg mit seiner Bipolarität war die Anlehnung an die USA die logische Konsequenz66. Denn
die USA boten den Monarchien Schutz gegenüber möglicherweise feindlich eingestellten
Staaten wie Ägypten unter Nasser, Algerien unter Boumedienne, Libyen unter Ghaddafi oder
Syrien unter Hafiz al-Assad an. Die Gründe hierfür sind gut aus dem pragmatischen Interesse
der USA zu erklären, den priviligierten Zugang zu den Ölreserven am Persischen Golf zu
gewährleisten (Steinberg 2007b: 65). Insofern gilt die vom US-Präsident Jimmy Carter in
seiner Rede zur Lage der Nation am 23. Januar 1980 formulierte Carter-Doktrin weiterhin:

65 Biographische Angaben nach: http://www.saudinf.com/main/c5113.htm (Zugriffsdatum 06.09.06).
66 Für Marokko arbeitet dies z. B. Howe (2005: 302) heraus.

155

http://www.saudinf.com/main/c5113.htm


5 Gefahren für die Stabilität

„an attempt by any outside force to gain control of the Persian Gulf region will
be regarded as an assault on the vital interests of the United States of America,
and such an assault will be repelled by any means necessary, including military
force“ (zit. in Kostiner 2007: 48).

Der ehemalige US-Botschafter in Israel und Berater von Präsident Bill Clinton bestätigte
dies 2004 klipp und klar:

„United States . . . security strategy in the Arabian Gulf has been dictated by
its vital interest in ensuring the free flow of oil at reasonable prices from the oil
fields of that region“ (Indyk 2004: 103).

Aus diesem Hauptziel heraus folgen weitere strategische Interessen. Die Gewährleistung
einer grundsätzlichen Regimesicherheit der arabischen Ölexportstaaten gehört hierzu. Das
Engagement der USA zum Wiederaufbau des Irak lässt sich auch dadurch erklären, dass er als
alternativer Großexporteur zu Saudi-Arabien aufgebaut werden könnte (s. Indyk 2004: 105).
Zur Sicherung der Öllieferungen bauten die USA ihre Stellung im arabischen Raum seit dem
Ende des Zweiten Weltkrieges kontinuierlich aus. Seit dem Rückzug Großbritanniens 1970
sehen sie sich als die Garanten für die Sicherheit in der Region. Wirtschaftlich profitieren
die ölkonsumierenden USA von dieser Kooperation mit den ölproduzierenden Golfstaaten.
Im Gegenzug unterstützen die USA ihnen wohlgesinnte Staaten mit militärisch und auch
mit bedeutenden Geldmitteln (Entwicklungshilfe, Militärhilfe); hiervon profitieren vor allem
Jordanien und Marokko67.

Ebenso ist das US-Engagement für Israel ein wichtiger Faktor, gerade in den Beziehungen
zu Jordanien, das durch die Entwicklungs- und Militärhilfe aus den USA für sein kooperatives
bzw. neutrales Verhalten in dem Konflikt belohnt wird. Außerdem dient die US-Kultur in
einigen Bereichen (z. B. dem Städtebau in den Golfstaaten) als Vorbild. Die kulturelle, aber
auch die militärische Hegemonie der USA ist nicht unangefochten, insbesondere islamische
und islamistische Kreise stehen hierzu in Opposition, manifestiert in den terroristischen
Anschlägen z. B. in Casablanca 2004 und in Saudi-Arabien seit 2003. Die USA gelten auf der
’arabischen Straße’, konträr zur oben zitierten offiziellen Meinung, als Ungläubige, die die
Werthaltungen des Islam nicht nur nicht akzeptieren, sondern ihre westlichen Werte in die
islamische Welt exportieren möchten (s. Pollack 2004).

Am deutlichsten zeigt sich die wechselseitige Abhängigkeit und Interessenverflechtung an
den Beziehungen zwischen Saudi-Arabien und den USA. Begründet wurden diese Beziehun-
gen durch die Vergabe der Öllizenzen in den 1930er Jahren an US-Unternehmen; das Symbol
für die politische Zusammenarbeit ist das Treffen zwischen König Abdul-Aziz Ibn Saud und
Präsident Roosevelt 1945 auf einem US-Kampfschiff auf dem ägyptischen Großen Bittersee.
Die damals getroffenen Vereinbarungen bilden die politische Basis für ein ausgesprochenes
Quid pro quo: Die USA gewähren den Saudis militärische Unterstützung, Schutz vor externen
Gefahren und bevorzugte Handelstermini, während Saudi-Arabien genügend Öl zu günstigen
Preisen bereitstellt und sein Einkommen durch Käufe von Waffen und anderer Güter in den
USA und den anderen Abnehmerstaaten des Öls „recycelt“ (Aarts 2004: 10). Somit kaufen
sich die Saudis Sicherheit von verschiedener Seite her ein (Steinberg 2007b: 69–73). Mittler-
weile sind die USA und Saudi-Arabien finanziell und politisch eng verflochten (s. kritisch:
Baer 2004), wobei sich auch im Wirtschaftsbereich die Janusköpfigkeit der Beziehung zeigt.

67 Siehe Kap. 4.1.2.
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Als Beispiel mag der Beitritt Saudi-Arabiens zur WTO im November 2005 dienen. Die USA
waren dabei über Jahre hinweg ein wichtiger Fürsprecher Saudi-Arabiens, aber gleichzeitig
auch das letzte Mitgliedsland, das einen Vertrag über die gegenseitige Öffnung der Märkte
mit Saudi-Arabien abschloss (s. Williams 2005: 46; Fürtig 2006).

Aber spätestens seit den Terroranschlägen auf das Pentagon und das World-Trade-Center
am 11. September 2001 haben sich die guten Beziehungen zwischen den USA und Saudi-
Arabien deutlich verschlechtert. Hierfür gibt es mehrere Gründe. Fünfzehn der neunzehn
Terroristen, die die Anschläge verübten, waren saudische Staatsbürger. Saudi-Arabien för-
derte islamistische Bewegungen und Moscheen auf der ganzen Welt mit seinen Finanzhilfen.
Es ist zudem das Heimatland von Usama bin Ladin, dem Drahtzieher der Anschläge. Und es
unterstützte das Taliban-Regime in Afghanistan68, das al-Qaeda und seine Führungsriege
aufnahm und es erlaubte, dass die terroristische Organisation dort ihre Basis aufschlug.
Somit kamen sowohl diejenigen in den USA, die gute Beziehungen zu Saudi-Arabien pflegten
und davon profitierten69, als auch die saudische Regierung unter Druck. Der US-Außenpolitik
gegenüber Saudi-Arabien, die mit einer nachsichtigen Haltung einen Fortbestand der gu-
ten Beziehungen anstrebte, fehlte plötzlich die innenpolitische Legitimität. Somit musste
Druck auf Saudi-Arabien ausgeübt werden, z. B. in der Form, dass das Land US-Regeln
im Flugverkehr im Rahmen der Terrorbekämpfung übernehmen und Bankkonten von Ter-
rorverdächtigen einfrieren sollte – und sich zunächst weigerte. Ein US-Analyst stellte sich
die Frage: Waren die Saudis Freunde oder Feinde (s. Schwartz 2002: 256–258)? Ebenso
wurde in den Jahren nach 2001 das Problem der saudischen Herrscher, für die Anlehnung
an die USA Akzeptanz in der Bevölkerung zu gewinnen, aus mehreren Gründen immer
größer. Hierzu gehört das Dilemma, dass die USA ein wichtiger Kooperationspartner der
Saudis, aber gleichzeitig Israels engster Verbündeter sind (Bahgat 2003: 124). Gerade in
konservativen und islamistischen Kreisen war der Widerstand gegen die in Saudi-Arabien
stationierten US-Truppen sehr groß. Die von der Prinz-Sultan-Airbase nahe Riad geflogenen
Angriffe auf Afghanistan Ende 2001 brachten weiteren Unmut. Das Ansehen der USA in
Saudi-Arabien war 2003 auf einem Tiefstand (Gause 2004: 24). Als der Krieg zum Sturz
Saddam Husseins in den USA beschlossen wurde, aber Saudi-Arabien ihn nicht mittragen
wollte, verließen die US-Soldaten im September 2003 die Militärbasis. Durch diesen Abzug
wurde ein Irritationspunkt in den Beziehungen zwischen Saudi-Arabien und den USA obsolet,
aber auch das Ende der sehr engen Beziehung zwischen den beiden Ländern symbolisiert
(ebd.). Allerdings konnten die saudischen Herrscher dadurch intern einige Kritik vor allem
von islamistischer Seite auffangen (Steinberg 2007a: 176), somit Druck vom Regime nehmen
und die Stabilität in dem schwierigen Balanceakt der Bekämpfung des islamistischen Terrors,
„ohne die religiöse Legitimation ihrer Monarchie zu gefährden“ (Gresh 2003).

Wie angeführt, steht die Regimesicherheit auch bei außenpolitischen Aktionen der Golfstaa-
ten immer obenan. So ist auch die Friedensinitiative von Kronprinz Abdullah zur Beendigung
des arabisch-israelischen Konfliktes im Februar 2002 als ein Schritt dahin zu sehen. Nach
den Terroranschlägen vom 11.09.2001 war das Ansehen der saudischen Monarchie weltweit
gesunken, da es islamistische Wohltätigkeitsorganisationen unterstützte, die als Brutstätte
des Terrors angesehen wurden. Die Beziehungen zu den USA waren gestört. Für das Ansehen
Saudi-Arabiens in der Region war die Kooperation mit den USA schädlich, da die amerikani-

68 Nur Saudi-Arabien und die VAE pflegten diplomatische Beziehungen mit dem Taliban-Regime in Afghanistan;
alle anderen Staaten erkannten die Regierung nicht als legitim an.

69 Der frühere CIA-Agent Robert Baer (2004) zeigt auf, wie stark die höchsten Führungsschichten der USA in die
Öl-, Waffen- und Finanzgeschäfte zwischen Saudi-Arabien und den USA involviert sind; s. auch: Unger 2004.
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schen Ziele (Bekämpfung von Terroristen in Afghanistan, Absetzung Saddam Husseins im
Irak und Beendigung der palästinensischen Intifada) nicht mit denen der Staaten im Mittle-
ren Osten übereinstimmten. Mit der Friedensinitiative konnten die saudischen Herrscher
sowohl ihr Ansehen im Westen verbessern als auch eine Führungsrolle unter den gemäßigten
Staaten in der Region einnehmen, auch mit dem Ziel, gemeinsam Irans regionale Ambitionen
einzudämmen (Bahgat 2007: 58) und Einfluss und Legitimation durch eine moderate Position
zu erwerben. Eingeschränkt ist dies gelungen (s. Kostiner 2002).

Zu den internationalen Folgen der islamistischen Terroranschläge seit dem 11. September
2001 gehörten die US-geführten Kampagnen gegen das Taliban-Regime in Afghanistan und
dem von Saddam Hussein regierten Irak. Durch beide Militäroperationen waren die Golfstaa-
ten und Jordanien direkt betroffen, da a) wichtige US-Militärbasen in den Golfstaaten liegen;
b) insbesondere Saudi-Arabien, das Heimatland von fünfzehn der Flugzeugentführer vom
11.09.2001 und von Usama bin Ladin, dem Anführer von Al-Qaeda, aber auch die anderen
Golfmonarchien unter einem außenpolitischen Druck standen, den Anti-Terrorkampf der
USA zu unterstützen; c) sich durch den Sturz Saddam Husseins die regionale Machtbalance
veränderte; d) der von US-„Falken“ prophezeite „Domino-Effekt“ die Golfmonarchien direkt
betroffen hätte, d. h. ein erfolgreicher Feldzug gegen den Irak mit ebenso erfolgreicher
anschließender Demokratisierung hätte allein schon durch die Vorbildfunktion zu Verän-
derungen (Liberalisierung, Demokratisierung) in den anderen Staaten der Region führen
sollen (Foley 2003: 37). Somit unterstützten die GCC-Staaten den US-Feldzug gegen Saddam
Husseins Regime zwar, das einen mit ihnen befreundeten Staat besetzt hatte, hatten aber
auch Vorbehalte, was die Aussichten einer solche Mission und deren Auswirkungen für die
eigene Politikgestaltung betraf (Foley 2003: 24).

In den Jahren seit dem Sturz Saddam Husseins hat die regionale Instabilität eher zu- als
abgenommen. Die Gefahr weiterer irakischer Übergriffe, unter der Kuwait seit Ende seiner
Befreiung durch die US-geführten Koalitionstruppen 1991 lebte, wurde abgelöst durch die
Bedrohungen, die von dem instabilen failed state Irak ausgehen. So fürchtet Kuwait, der
größte Unterstützer der US-Politik im Irak, ebenso wie Saudi-Arabien, dass sich die Aufstände
der Schiiten im südlichen Irak entweder durch das Aufflackern der Reibungen zwischen
Schiiten und Sunniten oder dem Aufbau eines feindlichen, vom Iran beeinflussten schiitischen
Staat im südlichen Irak auf die südlichen Nachbarn ausdehnen könnten (Alterman 2007:
4). In einer Diskussion am Council on Foreign Relations im September 2005 in New York
formulierte der saudi-arabische Außenminister Saud al-Faisal weitere Befürchtungen wie
einen drohenden Bürgerkrieg mit der Involvierung praktisch aller Nachbarstaaten, in der
auch die iranische Komponente eine große Rolle spielt:

„If you allow for this – for a civil war to happen between the Shi’ites and
the Sunnis, Iraq is finished forever. It will be dismembered. It will be not only
dismembered, it will cause so many conflicts in the region that it will bring the
whole region into a turmoil that will be hard to resolve. The Iranians would enter
the conflict, because of the south, the Turks because of the Kurds, and the Arabs –
because both these countries are going to enter – will be definitely dragged into
the conflict. . . .

Now, the south is pretty much pacified. There is no conflict in there, because
those who could cause conflicts, whether they’re supporters of Iran or others, are
happy with the situation that is happening. The Iranians now go in this pacified
area that the American forces have pacified, and they go into every government
of Iraq, pay money, install their own people . . . – even establish police forces for

158



5 Gefahren für die Stabilität

them, arms and militias that are there and reinforce their presence in these areas.
And they are being protected in doing this by the British and the American forces
in the area.

Now, this is – (laughs) – to us it seems out of this world that you do this. We
fought a war together to keep Iran from occupying Iraq after Iraq was driven out
of Kuwait. Now we are handing the whole country over to Iran without reason“
(al Faisal 2005).

Einen Abzug der US-Truppen aus dem Irak lehnen die arabischen Monarchien daher ab (al
Faisal 2005), da nur diese den iranischen Ambitionen etwas entgegenstellen können. Die
unsichere und wirtschaftliche prekäre Lage im Irak bringt für die Nachbarstaaten und die
Golfregion auch eine große Migrationsbewegung nach Jordanien, Syrien, dem Iran, den VAE,
Ägypten und der Türkei mit sich70. Konstistente Politikstragegien, wie mit den Migranten
umzugehen ist und wie die Migration eingedämmt werden könnte, fehlen weitgehend (s.
Seymour 2008).

Insgesamt bewegt sich die Außenpolitik der arabischen Monarchien zwischen einer deutli-
chen Anlehnung an die USA auf sicherheitspolitischem und ökonomischem Gebiet und einer
Distanzierung in Fragen der Religion, Kultur und auch der Rolle, die in den internationalen
Beziehungen gespielt wird. Während die USA unter Präsident George W. Bush eine unila-
terale Handlungsweise bevorzugen, engagiert sich z. B. Jordanien unter König Abdullah II.
verstärkt in internationalen Organisationen und stellt nach den weitaus größeren Ländern
Pakistan, Bangladesh und Indien das viertgrößte Kontingent an UN-Friedenstruppen (o. V.
2006f). Darüber hinaus gehörte Jordanien zu den ersten Staaten, die die Ottawa-Konvention
(Verbot von Anti-Personenminen) unterzeichnet haben, und hat als erster arabischer Staat
das Rom-Statut (Internationaler Strafgerichtshof) ratifiziert. Durch dieses internationale
Engagement hat Jordanien eine sehr viel bedeutendere Position in der Weltpolitik inne, als
es seine Größe oder Macht zu erlauben scheint. Die Strategie Jordaniens, von Robert J.
Bookmiller (2003) als „America’s Anxious Ally“ bezeichnet, spiegelt einerseits die sicher-
heitspolitische und finanzielle Abhängigkeit von den USA, als auch eine eigene Profilierung
mit kritischer Distanz zur US-Politik. Diese war bis 2003 notwendig, da Jordanien vom Irak,
im Widerspruch zu UN-Resolutionen, den Großteil seines Erdöls zu Vorzugspreisen bezog
(Lasensky 2006: 5). Auch Marokko lehnt sich in seiner Außenpolitik stark an die USA an,
was sich unter anderem im 2005 in Kraft getretenen Freihandelsabkommen zwischen beiden
Ländern manifestiert. Die politischen Gründe für die Unterzeichnung dieses Abkommens
liegen bei Marokko darin, dass es die Beziehungen zu den USA noch weiter verstärken und zu
einem politisch und militärisch privilegierten Partner der USA in der Maghreb-Region werden
möchte und außerdem seine Ökonomie mit Hilfe von Freihandelsabkommen diversifizieren
und durch die verstärkte Einbindung in die Weltwirschaft seine Abhängigkeit von der EU
verringern will (Crombois 2005: 220). Für Marokko zahlt sich diese Politik auch finanziell
aus: Die USA verdoppelten ihre Militärhilfe und vervierfachten ihre Entwicklungshilfe auf
100 Millionen US-$ für den Zeitraum von 2005 bis 2008 (Crombois 2005: 223).

Das Hauptziel der Außenpolitik aller untersuchten Monarchien ist und bleibt die Wahrung
der eigenen Regimesicherheit. Für Jordanien formuliert dies Brent E. Sasley (2002: 37).
Wenn man sich die Liste der Probleme anschaut, die König Hussein und König Abdallah II. in
Jordanien zu meistern hatten, wird diese Aussage sehr plausibel: den arabisch-israelischen
Konflikt, den Faktor der Palästinenser, Friktionen zwischen Syrien und dem Irak und die

70 Für 2006 gibt der UNHCR die Zahl der irakischen Flüchtlinge mit 1 450 905 an (UNHCR 2007: 85).
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Ambitionen beider Länder bezüglich Jordanien, den Iran-Irak-Krieg, Iraks internationale Iso-
lation nach der Kuwait-Krise und den islamistischen Terrorismus. „In each case, Amman has
had to balance its policies as much as possible“ (Sasley 2002: 39). Der israelische Politologe
Uzi Rabi (2005: 552) geht in seiner Analyse der omanischen Außenpolitik sogar so weit,
dass alle anderen ’Ziele’ Mittel zum Erreichen dieses einen Hauptzieles Regimesicherheit
seien. Alle Partner, die die Staaten diesem Ziel näher kommen lassen, sind willkommen.
Eine einseitige Abhängigkeit von einem Partner wie den USA wird ebenso vermieden71 wie
die eigene Isolation in der regionalen und internationalen Politik. Somit sind alle arabi-
schen Monarchien außenpolitisch gesehen „’omni-balancer’ dots balancing between threats
and resources within and between the domestic, regional and global levels simultaneously“
(Nonneman 2005: 351).

5.3 Zwischenfazit

Die acht arabischen Monarchien sehen sich in unterschiedlicher Weise vor interne und exter-
ne Probleme gestellt. Intern stellen das hohe Bevölkerungswachstum, die Arbeitslosigkeit
und die gewaltsame islamistische Opposition Gefährdungen für die Monarchen dar. Als wenig
gefährdent für die Regimestabilität entpuppte sich die noch vor wenigen Jahren als zentral
angesehene Nachfolgefrage, die nur in Kuwait und Saudi-Arabien noch auf der Tagesordnung
steht, aber die Dekrete König Abdullahs vom Oktober 2006 zeigen, dass die Herrscherfamilie
intern nach klaren Regelungen für die Klärung dieser Frage strebt.

Die außenpolitische Lage der Monarchien ist von einigen grundsätzlichen Gemeinsamkei-
ten, insbesondere der verfolgten Omnibalancepolitik, und vielen Unterschieden im Detail
geprägt. Gemeinsam ist ihnen, dass sie von den USA sicherheitspolitisch abhängig sind,
aber einen ambivalenten Kurs fahren, da dieser Partner von den Einwohnern misstrauisch
betrachtet wird. Auch Nachbarstaaten wie der Iran oder Syrien, mit denen die Golfstaaten
oder Jordanien als kleine Staaten kooperieren müssen, um sich sicherheitspolitisch und öko-
nomisch nicht Nachteile einzuhandeln, stehen den USA ablehnend gegenüber. Somit besteht
die Außenpolitik der Monarchien in einer Kombination aus einer klassischen Balancepolitik,
Trittbrettfahrertum und einer Politik, bei der außenpolitische Aktionen dazu dienen, interne
Probleme zu kaschieren oder zu lösen (s. Rosman-Stollman 2004).

Insgesamt stehen die arabischen Monarchien vor vielen Problemen und Herausforderungen
für die Stabilität ihrer Regime; allerdings scheint sich nach dem Ende des dritten Golfkrieges
die Situation etwas beruhigt zu haben. Sollte aber der Konflikt um den Iran mit der Bildung
eines „schiitischen Halbmondes“ und der vermuteten Verfolgung der nuklearen Aufrüstung
weiter eskalieren, können zumindest die Golfmonarchien und Jordanien hierin sehr tief
verstrickt werden.

71 So kultivieren die VAE eine Politik, „die die dominante Rolle der USA berücksichtigt, aber bewusst nach weiteren
Partnern sucht, die ein Optimum an politischem Spielraum sichern“ (Fürtig 2002: 195).
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Wie im vorigen Kapitel gezeigt, stellen die arabischen Monarchen die Sicherung ihrer eige-
nen Machtstellung über alle anderen innen- wie außenpolitischen Zielsetzungen. Aufgrund
der soziodemographischen Veränderungen mit einer jungen und besser, teilweise im Ausland
ausgebildeten Bevölkerung, der ökonomischen Einbindung in die Weltwirtschaft und der
Einführung neuer Technologien (insbesondere im Bereich der Informations- und Kommuni-
kationstechnik) sind die jeweiligen Gesellschaften einem dauerhaften Wandel unterworfen,
dem sich auch das politische System nicht entziehen kann. Die Forderungen nach mehr
Partizipation, verbrieften Rechten und größerer Freiheit sind in allen arabischen Monarchien
zu finden, wobei sowohl liberal-demokratische als auch islamische Gruppen dies fordern.
Um ihre eigene Machtposition dauerhaft zu erhalten, müssen die Monarchen auf diese
Forderungen reagieren. Pure Unterdrückungsstrategien versprechen keinen langfristigen
Erfolg1 und stehen auch im Widerspruch zu der bisher betriebenen Politik, in der der Einsatz
der Staatsgewalt immer nur ein – wenn auch bedeutender – Teil der politischen Maßnahmen
war (s. Kap. 3.3.4). Da eine weitere Alternative zur Beibehaltung des jetzigen Zustandes, das
Beenden der Modernisierung, zum einen wegen der Dynamik des technischen Fortschrittes
in einer globalisierten Welt, zum anderen wegen der Folge, dass ein solcher Stopp oder eine
Verlangsamung von Reformen die bestehenden Widerstände gegen das Regime verstärken
würden, nicht möglich ist, und auch die Absorbsionskraft der Regime zur Kooptation von
Oppositionellen begrenzt ist2, bleibt den Monarchen als beste Strategie, modernisierende
Reformen auch im politischen Bereich zu betreiben.

Zwei Bündel von Maßnahmen kann man in diesem Bereich identifizieren (s. Brynen et al.
1995: 3):

• Politische Liberalisierung: Hierunter fällt die Ausweitung des öffentlichen Raumes
durch die Anerkennung und den Schutz von zivilen und politischen Rechten. Diese
betreffen insbesondere die Möglichkeiten der Bürger, sich in einem freien politischen
Diskurs zu engagieren und sich zu Interessengruppen zusammenzuschließen.

• Politische Demokratisierung: Hierzu gehört die Ausweitung der politischen Partizipati-
on, so dass die Bürger eine echte und bedeutende Kontrolle über die Politik bekommen.

Brynen et al. (1995: 4) begründen ihre Zweiteilung des Reformprozesses damit, dass es
möglich ist, sowohl Elemente der Liberalisierung ohne Demokratisierung einzuführen, als
auch zu demokratisieren, ohne größere Liberalität zu schaffen. Dem ist zuzustimmen; die
folgende Analyse der Reformansätze in den einzelnen Ländern wird dies zeigen.

Eine der größten Stärken von Monarchien ist ihre Anpassungsfähigkeit an veränderte
Umstände; die vorhergehenden Kapitel haben dies für die arabischen Monarchien gezeigt.

1 Reagiert ein Monarch auf den Modernisierungsdruck durch verstärkte Repression, wird er schließlich mit seiner
Armee und den Sicherheitskräften – wenn sie denn loyal zu ihm halten – zwischen aristokratischen, tribalen und
religiösen Eliten einerseits und der ausgebildeten Mittelklasse auf der anderen Seite isoliert sein (Huntington
1996: 188–189). Schah Reza Pahlewi war Ende der 1970er Jahre in dieser Position. Die Armee stand loyal zu
ihm, aber er fand kein Mittel, in der Bevölkerung Unterstützung für seine Politik und die Dynastie zu finden
oder zu kreieren, was dann mit zu seinem Sturz 1979 führte (s. Herb 1999: 216–221).

2 Diese Alternativen untersucht Huntington (1996: 185–188).
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Die Omnipräzenz der Themen Demokratie und – als unverzichtbare Begleiterscheinung –
Zivilgesellschaft im arabischen politischen Diskurs (Chartouni-Dubarry 2000: 53), d. h. auch
in den hier untersuchten Ländern, die in engem Zusammenhang mit den sozioökonomischen
und weltgesellschaftlichen Veränderungen steht, erhöht den Druck auf die Monarchen,
den Weg einer Öffnung ihrer politischen Systeme zu beschreiten. Die Fragestellung in
diesem Teilkapitel lautet demgemäß: Wie gut sind die Monarchien im arabischen Raum auf
die Herausforderungen des Liberalisierungs- und Demokratisierungsdiskurses eingestellt?
Welche Vor- und Nachteile haben die einzelnen Monarchien aufgrund ihrer je spezifischen
Institutionenkonfiguration und des politisch-kulturellen Erbes? Welche Schritte wurden
bisher absolviert, und wo gibt es Anzeichen für weitere Schritte (die auch rückwärts führen
können)? Um auf diese Fragen eine Antwort zu geben, ist zunächst einmal ein Blick in die
Transformationsforschung sinnvoll, um dann die allgemeinen theoretischen Konzepte an der
Realität in den arabischen Monarchien zu messen.

6.1 Konzepte der Transitionsforschung

Die Transitionsforschung geht teilweise von Bedingungen aus, die für die Monarchien im
Mittleren Osten nicht zutreffen und daher die Anwendbarkeit der Theorien einschränken.
Zunächst einmal ist die Demokratie nicht das unausweichliche, aber wünschenswerte Ziel
der Geschichte, als das sie gerade von US-amerikanischen Wissenschaftlern gerne gesehen
wird3. Vielmehr ist Edward Said zuzustimmen, wenn er schreibt:

„Begriffe wie Modernität, Aufklärung und Demokratie sind eben keine simplen
und von allen geteilte Konzepte, auf die jedermann früher oder später stoßen
wird, wenn er es nur richtig anstellt“ (Said 2003).

Die bisherige Geschichte hat gelehrt, dass autokratische Herrschaftssysteme zu allen Zeiten
deutlich in der Mehrheit waren, und auch, dass es zu allen Zeiten monarchische Systeme
gab, die sich als äußerst anpassungs- und wandlungsfähig und auch mit demokratischen
Elementen vereinbar erwiesen haben. Die Demokratie ist also nicht das Ziel der Geschichte,
sondern Demokratisierung und auch Liberalisierung sind Elemente der derzeitigen Politik
in den arabischen Monarchien, die es zu analysieren gilt. Des weiteren sind gerade die
Golfmonarchien das beste Beispiel gegen die Lipset-These, dass wirtschaftlicher Wohlstand
– gemessen am Pro-Kopf-Einkommen – direkt mit der Demokratie zusammenhängt (Lipset
1983: 31). Nicht umsonst schließen Adam Przeworski und seine Mitautoren in ihrer breit
angelegten Studie, die diesen Zusammenhang empirisch zu belegen sucht, die Golfmonar-
chien mit kurzen, lapidaren Sätzen aus (Przeworski et al. 2000: 77). Jetzt mag es starke
empirische Argumente für die These geben, dass auf Ölexporte basierende Rentenökonomien
Demokratisierung verhindern (s. Ross 2001: bes. 356), doch ebenso stark scheinen die
Fakten derjenigen zu sein, die gerade den Golfmonarchien die besten Startchancen für eine
kommende Demokratisierung in der arabischen Welt einräumen (s. Kirby 2000; Nonneman

3 Ein Beispiel hierfür bietet der Politologe Larry Diamond, unter anderem Mitherausgeber des Journal of Demo-
cracy: „We are on the cusp of a grand historical tipping point, when a visionary and resourceful strategy could
– if it garnered the necessary cooperation and effort among the powerful democracies – essentially eliminate
authoritarian rule over the next generation or two.“ (Diamond 2003: Hervorhebung im Original) Samuel P.
Huntington behandelt in seinem maßgeblichen Werk „The Third Wave“ immerhin die Möglichkeit einer dritten
Gegenwelle, obwohl er eine Rückkehr alter oder neuer Formen des Autoritarismus für unwahrscheinlich hält
(Huntington 1991: 290–294) .
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2001: 159). Somit befindet man sich hier in einer Position, in der es schwierig ist, aus einem
großen Angebot die für die Analyse der arabischen Monarchien besten theoretischen Ansätze
auszuwählen.

Einen sehr guten Ansatzpunkt bietet hierbei Dankwart Rustows schon 1969 erstmals
erschienener Aufsatz „Transitions to Democracy: Toward a Dynamic Model“ (wieder abge-
druckt: Rustow 1999) und daran anschließende Analysen und theoretische Überlegungen,
da sie die Frage stellen, wie Demokratisierung abläuft. Rustow entwickelte ein Modell mit
einer einzigen Grundbedingung für Demokratie: Nationale Einheit, wobei deren Entstehungs-
zeitpunkt und auch die Art und Weise, wie sie entstand, nicht interessiert. Die nationale
Einheit ist in den untersuchten Monarchien mittlerweile vorhanden. Weder gibt es Sezessions-
noch Fusionsbestrebungen4. Wenn die nationale Einheit vorhanden ist, also die Bürger ein
Nationalbewusstsein haben und den Wunsch verspüren, die Politik ihres Landes mitzubestim-
men, kann die Vorbereitungsphase beginnen, die durch einen länger andauernden Konflikt
zwischen Klassen und Bevölkerungsgruppen, der nicht durch Inklusion gelöst werden kann,
bestimmt ist. Dabei ist es egal, ob die Protagonisten Demokraten sind oder nicht – Rustow
betont, dass Demokratie oftmals nur als Mittel zu einer effektiven Konfliktlösung eingeführt
wurde und nicht als primäres Ziel von Reformpolitik. Demokratie sei oftmals „a fortuitous
byproduct of the struggle“ (ebd.)5. In der Entscheidungsphase setzen dann Elitengruppen
die neuen, demokratischen Spielregeln bewusst ein, nachdem ihnen die Existenz von Vielfalt
unter dem Dach der nationalen Einheit klar geworden ist. In der vierten Phase werden diese
Spielregeln eingeübt und habitualisiert. Es gibt dabei viele Wege zur Demokratisierung, und
längst nicht alle führen zum Ziel (ebd.).

6.2 Monarchien und Demokratisierung

Zumeist bleibt, wie viele Experten für die Region feststellen und beklagen (z. B. Anderson
1995: 59 und Brynen et al. 1995: 5), in den Untersuchungen zur Transformationsforschung
der Mittlere Osten außen vor. Meiner Ansicht nach muss dies so sein, denn die Transformati-
onsforschung startet vielfach bei einem Ereignis, das im Vorderen Orient nicht vorliegt: dem
Zusammenbruch der bisherigen Regime. Samuel P. Huntington hatte die beiden Alternativen
schon in den 1960er Jahren formuliert: Der Transfer von Legitimität vom König zum Volk
benötigt entweder eine Revolution oder Zeit (Huntington 1996: 178). Die Monarchen im
arabischen Raum sind sich wohl bewusst, dass ein solcher Legitimitätswandel bevorsteht
bzw. sie sich in ihm befinden. Sie verstehen es aber bisher, den Faktor Zeit aktiv für sich zu
nutzen. Die derzeitigen Reformen in den arabischen Monarchien gehören somit allesamt zu
den

„geregelten Transitionen, in denen die Machthaber den Transformationsprozess
von oben einleiten und ihn weitgehend gegen eine deutlich schwächere Opposition
auch zielgerichtet zu lenken verstehen“ (Sandschneider 2003: 28).6

4 Rustow (1999) erwähnt gerade die arabischen Staaten im Bezug auf Bestrebungen zum Zusammenschluss. Dies
ist im zeitlichen Entstehungskontext des Aufsatzes (1969) zu verstehen, als der nasserische Pan-Arabismus noch
immer stark war.

5 Ausführlich geht Waterbury (1999) auf die Wirkungsweise diese Mechanismus in der arabischen Welt ein.
6 Andere Typen wären die zwischen Regierung und Opposition ausgehandelten Transitionen und die unkoordi-

nierten Transitionen, die mit einem Regimekollaps einhergehen (s. Sandschneider 2003: 28).
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Solche Prozesse ziehen sich zumeist über einen längeren Zeitraum hin und können zum
Beispiel mit evolutionären Konzepten der Herrschaftssoziologie erfasst werden. In den
arabischen Monarchien hat sich aber in einem vergleichsweise kurzem Zeitraum von dreißig
Jahren schon sehr viel gewandelt. Noch 1980 konnte Reinhard Bendix berechtigterweise
feststellen:

„Saudi Arabien und die kleineren Scheichtümer der arabischen Halbinsel lehnen
den bloßen Gedanken an eine Verfassung ab. Die ganze Macht liegt beim König,
der gleichzeitig das religiöse Oberhaupt des Landes ist. Gesetzgebung geschieht
durch königliches Dekret, es gibt weder politische Parteien noch Wahlen“ (Bendix
1980: Bd. 2, 536).

Seitdem hat Saudi-Arabiens König Fahd ein Grundgesetz erlassen; in Bahrain, im Oman
und in Katar hat es zumindest auf Gemeindebasis oder zur Nationalcharter Abstimmungen
und Wahlen gegeben, und in Kuwait ist das Parlament wieder eingesetzt worden. Bendix
Aussage stimmt in wesentlichen Punkten nicht mehr. Aus Europa gibt es den empirischen
Beleg, dass gerade in den durchgehend monarchisch regierten Ländern (Großbritannien,
Benelux-Staaten, Skandinavien) die Demokratie stetig und ohne Unterbrechungen über einen
langen Zeitraum eingeführt wurde. In Ländern, in denen die Monarchie revolutionär beseitigt
wurde (Frankreich, Italien, Spanien, Deutschland, Russland), wurde der Weg der Demokratie
von Störungen, Rückschritten und Abschweifungen unterbrochen (s. Lewis 2003: 209)7. Für
die arabischen Länder folgt daraus:

„In a political culture where the strain of dynastic legitimacy is so strong,
democracy might in some places fare better by going with it rather than against
it“ (Lewis 2003: 209).

Daher mögen zur Analyse der bisherigen Transformationen und der Anschlussmöglichkeiten
weiterer Schritte sowohl eine langfristige Betrachtungsweise notwendig sein, als auch
die Beobachtung und Bewertung der seit Beginn der 1990er Jahre unternommenen bzw.
geplanten Schritte. Hierauf werde ich mich in der Folge konzentrieren. Eines ist Forschern
dabei schon aufgefallen, und es hat sie doch ziemlich überrascht: Dass die Monarchien unter
denjenigen arabischen Regimen sein könnten, die in einer Situation demokratischen Wandels
am erfolgreichsten agieren (Nonneman 2001: 159). Der prominente ägyptische Soziologe
Saad Eddin Ibrahim schränkt diesen Befund auf die kleinen Staaten an der Peripherie der
arabischen Welt ein (Ibrahim 2004b: 44). Eine solche Transformation würde die Monarchien
eher stärken als schwächen:

„The region’s monarchies are in a better position than the republics to contemplate
the changes now required. That these changes may necessitate the curtailing of
royal privileges and open the door to greater pluralism could strengthen monarchy
as a viable political institution“ (Kirby 2000: 11–12).

Auch demokratische Institutionen können von Monarchien profitieren, da sich konstitutio-
nelle Monarchien auf einer breiteren Legitimationsbasis bewegen als aktive Monarchien:

7 Auch Michael Herb (2005: 172) spricht sich aufgrund der konstitutionellen Ähnlichkeiten für einen Vergleich
der historischen Entwicklung in Europa mit der heutigen in den arabischen Ländern aus.
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Neben der monarchischen Legitimation stützen sie sich auf die demokratische Legitimation8.
Folgender Effekt ist gut vorstellbar:

„Monarchical stability lowers the risk of partial democratization in the form of
free elections for a parliament of limited authority“ (Herb 2003a: 84).

Ob die These von der gegenseitigen Verstärkung von Monarchie und Demokratie im arabi-
schen Raum stimmig ist, werde ich hier nachgehen. Dies heißt nicht, dass ein solcher Wandel
sanft und ohne Widerstände oder Rückschritte erfolgen wird. Er kann sowohl verzögert
als auch aufgehalten werden – welche Kosten für ein Regime dabei entstehen und wie die
Rechnung beglichen wird, steht auf einem anderen Blatt.

Die ideologischen Voraussetzungen für eine Demokratisierung und Liberalisierung sind
in den arabischen Monarchien durchaus vorhanden. Es gibt Anknüpfungspunkte an die
islamische und tribale Tradition; vor allem das koranische Prinzip der shura (Beratung) ist
hierfür von großer Bedeutung, aber auch das islamische Staatsverständnis. Der islamische
Staat ist ein Staat von Recht und Gesetz, nicht von willkürlicher oder absoluter Macht
(Dorraj 1999: 15; Feldman 2003: 53), und auch Wahlverfahren zur Auswahl von Herrschern
können im Islam bis auf den zweiten Khalifen Omar, der ein Wahlgremium zur Auswahl
seines Nachfolgers einsetzte, zurückgeführt werden (Dorraj 1999: 15)9. Aber ebenso häufig
sind die islamischen, islamistischen oder akademischen Stimmen, die die Unvereinbarkeit
von Islam und Demokratie postulieren10. Im Endeffekt stimme ich der Position zu, die
betont, dass es darauf ankommt, dass es die Möglichkeit gibt, die islamische Tradition
demokratisch auszulegen (Feldman 2003: 54) und dass es keine unkritische Übernahme
westlicher Demokratieelemente geben wird, sondern sich eine eigenständige islamische
Demokratie entwickelt (Dorraj 1999: 34; Feldman 2003).

Andererseits gibt es auch die andere Position: Eine Machtteilung unter den Restriktionen
von begrenzten Ressourcen, einem starken Bevölkerungswachstum, Globalisierungsdruck,
einem steigenden Bildungsniveau und einer politisierten, in ihren extremen Ausläufern
gewaltbereiten islamistischen Bewegung kann durchaus zum Sturz der monarchischen
Strukturen in den untersuchten Ländern führen:

„For these dynasties, power sharing is risky. They would prefer the status quo of
absolute monarchy over even a transition to constitutional monarchy“ (Mainuddin
1999: 127).

Hierin liegt eine wichtige Beobachtung: Das Hauptanliegen der Dynastien liegt im Bewahren
der Macht. Das ausschließliche Beruhen auf dem Machtapparat, dem Rentierstaat und der
traditionalen Legitimation wird auf Dauer nicht ausreichen, um die Forderungen der gebilde-
teren, größeren und politisch interessierteren Bevölkerung nach politischer Partizipation zu
befriedigen oder einzudämmen. Somit führen die Monarchen zum Zweck des Machterhalts
begrenzte Reformen durch:

8 Michael Herb (2005: 172) weist auf diesen Aspekt mit dem Hinweis hin, dass diese Mischung zweier Legitimati-
onsprinzipien instabil sei, da es der monarchischen Herrschaft an Legitimation fehle. Allerdings besitzt, wie
ich oben gezeigt habe, die monarchische Herrschaft im arabischen Raum durchaus noch ein großes Maß an
Legitimation. Somit sehe ich eher einen Verstärkungseffekt; sowohl die Demokratie als auch die Monarchie
würden in konstitutionellen Arrangements profitieren.

9 Manochehr Dorraj (1999: 17–18) fasst die Argumente für eine Vereinbarkeit von Islam und Demokratie über-
sichtlich zusammen.

10 Dorraj (1999: 18–30) diskutiert auch hierzu die verschiedenen Positionen.
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„. . . the civil myth monarchies in the Middle East have felt compelled to opt
for liberalisation as a survival strategy. Compared with the other non-democratic
states of the region, they do not have the institutional capabilities to continually
resort to repression. Liberalisation, limited and controlled as it may be, has been
structurally necessiated“ (Kamrava 1998: 77)11.

Aber der historische Vergleich zeigt, dass oftmals auf einen Schritt zur Konstitutionalisierung,
Liberalisierung oder Demokratisierung weitere Forderungen nach noch mehr Rechtsstaat-
lichkeit oder Partizipation laut werden und somit eine von den Monarchen zu einem anderen
Ziel gestarteter Reformprozess eine eigene Dynamik gewinnt. Wohin er in den arabischen
Monarchien gehen wird, ist derzeit noch offen.

Drei Möglichkeiten zeigt der jordanische Politikwissenschaftler Oraib Al Rantawi auf. Er
teilt die arabischen Länder bezüglich ihrer Reformfähigkeit in drei Gruppen ein: „In der
ersten Gruppe beginnt der Wandel mit dem Sturz der Tyrannei“, in „der zweiten Gruppe führt
ein Politikwechsel zu einem Regimewechsel“, und „in der dritten Gruppe kann das jeweilige
Regime mit einer gewandelten Politik und anderen Regeln für die Regierungsführung leben.“
(2006: 89) Die von einer Familie beherrschten Länder gehören laut Al Rantawi der zweiten
Gruppe an, wobei sich im Rahmen der Reformen „das Regime [sich] in seiner Form und
Identität ändert und vielleicht sogar selbst sein Ende findet“ (ebd). In diese Gruppe würde ich
das Al-Saud-Regime in Saudi-Arabien einordnen. Allerdings haben Monarchen in Demokrati-
sierungsphasen einen entscheidenden Vorteil gegenüber anderen Autokraten: Der Rückzug
auf die „Reserveposition des Staatsoberhauptes“ (Kaltefleiter 1970: 48 ff.) ist relativ leicht
möglich, wenn sich Monarchen darauf einlassen, da ihre Herrschaft – theoretisch – tief in
der Tradition der Nation verwurzelt ist und somit die Gefahr des Gesamtverlustes von Macht
und Position geringer als bei anderen Autokraten. Solche Länder würde Al Rantawi in die
dritte Gruppe einordnen, deren Länder „sich schüchtern auf dem Weg des demokratischen
Wandels voranbewegen“ (Al Rantawi 2006: 89) – eine Beobachtung, die auf Kuwait, Katar,
Bahrain, Jordanien, den Oman und Marokko zutrifft.

6.3 Liberalisierung und Demokratisierung in den einzelnen Ländern

Der Stand der Liberalisierung und Demokratisierung ist in den einzelnen untersuchten Län-
dern höchst unterschiedlich. Daher lohnt zunächst ein Blick auf den Stand der Entwicklung
in den einzelnen Ländern. In Kap. 6.4 werde ich dann auf der hier erarbeiteten Basis die
Institutionen und die Möglichkeiten für weitere Reformen vergleichen.

Kuwait
Kuwait hat von allen Golfmonarchien die längsten Erfahrungen mit der Demokratie und
einem gewählten Parlament. Gerade nach dem zweiten Golfkrieg hat es, so Henner Fürtig,
„komplexere Partizipationsformen entwickelt“ (1999: 361). Die Analyse der dortigen Verhält-
nisse geschieht hier ausführlicher, da vorsichtige Rückschlüsse darüber möglich sind, welche
Auswirkungen weitere Öffnungsschritte auch in den anderen Golfmonarchien haben könnten.
Da auch alle anderen Golfmonarchien den Weg in Richtung einer größeren Repräsentation
ihrer Bürger eingeschlagen haben12, wurden z. B. die Wahlen im Juni 2006 auch von den

11 Ähnlich äußert sich J. E. Peterson: „Their (the current GCC rulers, H.E.) instincts are to introduce change only
insofar as pressures require but essentially to preserve the systems that evolved through the course of the
twentieth century“ (Peterson 2001a: 174).

12 „. . . reform is very much the new spirit of the GCC countries“ (Ehteshami 2003a: 54)
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anderen Herrscherhäusern genau beobachtet (s. Bahaa 2006). Kuwaits funktionierende
Majlis al-Ummah stellt allein durch ihre Existenz für die anderen Golfmonarchien eine Her-
ausforderung dar. Sie demonstriert, dass liberal-demokratische Institutionen sowohl mit den
Prinzipien des Islam als auch mit einer tribal fundierten Gesellschaftsordnung kompatibel
sind (Lawson 2006: 107). Eine Analyse der kuwaitischen Wahlen gibt viele Aufschlüsse
darüber, wie das Verhältnis zwischen Parlament und Monarchie, zwischen Demokratie und
Autokratie gestaltet ist und sich verändert.

Erstmals erkämpften Händler, die mit der Regierung von Emir Ahmad al-Jabir unzufrieden
waren, im Jahr 1938 dessen Einwilligung für eine gewählte gesetzgebende Versammlung.
Zwar war das Elektorat extrem klein13, aber die Versammlung schrieb u. a. Kuwaits erste
Verfassung und verabschiedete mehrere Gesetze. Doch nachdem es sich in die Armee- und
die Außenpolitik einmischen wollte, verloren der Emir und die Briten – Kuwait war noch nicht
unabhängig – die Geduld und lösten die gesetzgebende Versammlung auf. Die Anfang 1939
gewählte zweite gesetzgebende Versammlung war kurzlebig – der Emir löste sie schon am 7.
März 1939 auf, was das effektive Ende der parlamentarischen Demokratie in Kuwait für eine
Generation bedeutete (s. Tétreault 2000: Kap. 4). Allerdings habe ein neuer kuwaitischer
Mythos Fuß gefasst:

„It recast Kuwait’s national history in terms not only of ruler-merchant equality
but also in terms of a ’tradition’ of democratic opposition. When the British
departed in 1962 and a democratic constitution was written and then approved
by the amir in 1962, Kuwaitis embraced democratic ideology and practices as
homegrown elements from their national past rather than rejecting them as alien
grafts from the imperial West“ (Tétreault 2000: Kap. 4).

Kuwait profitiert also noch heute von seinem kurzlebigen Experiment mit einem Parlament
Ende der 1930er Jahre. Dies stimmt mit den Erkenntnissen der Transitionsforschung überein,
die den „vorautokratischen Demokratieerfahrungen“ und der „Art und Dauer des auto-
kratischen Systems“ eine nicht geringe Bedeutung beimisst (Merkel 1999: 120–122). Im
kuwaitischen Falle sollte man präzise von einer im autokratischen System unter kolonialem
Deckmantel aufgetretenen Demokratieerfahrung sprechen.

Das Grundmuster der Beziehung zwischen dem Herrscherhaus und dem Parlament zeigte
sich schon 1938/39 und ist auch seit 1962 weitgehend gleichgeblieben. Das Parlament ver-
steht sich als Opposition zum Herrscherhaus. Wenn der Regierung die Widerspenstigkeit
des Parlaments zu weit geht, löst es dieses auf und setzt entweder Neuwahlen an14 oder
suspendiert es ganz, wie dies mehrfach (1975–76, 1986 und 1990) geschehen ist. Trotzdem
kann man konstatieren, dass Kuwait heute ein funktionierendes Parlament besitzt (so Kechi-
chian 2004: 42). Die letzte Suspendierung des Parlamentes fand vor dem Überfall des Iraks
auf Kuwait statt, und die Möglichkeit, dass dies nochmals geschieht, scheint weitgehend
gebannt:

„Suspending parliamentary life could have serious costs for the ruling family in
a society in which political elites from all sections of society have an investment

13 Einhundertvierzig Personen, Oberhäupter der bedeutenden Familien, Gemeinschaften, Sekten u. a. wählten
1938; bei der zweiten Wahl Anfang 1939 durften ca. 400 Personen mitstimmen (s. Tétreault 2000: Kap. 4).

14 Beispielsweise entbrannte im Frühjar 2006 ein Streit zwischen dem Emir und dem Parlament darüber, wie viele
Wahlkreise es in Kuwait geben sollte; als es keine Einigung zwischen Parlament und Regierung gab, wurde das
Parlament aufgelöst und nach den alten Regeln neu gewählt (Henderson 2006c).
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in parliamentary life and in which there are no ideological, sectarian, or tribal
groups providing a reliable reservoir of support for absolutism“ (Herb 2005: 177).

Allerdings genügen Wahlmodus und das Elektorat westlichen Standards nicht: Das Staatsbür-
gerrecht ist sehr restriktiv, und somit ist auch das Wahlrecht auf alteingesessene Kuwaiter
begrenzt, und Frauen waren bisher nicht wahlberechtigt. Dies war die gravierende Neuerung
bei den Juni-Wahlen 2006: Frauen haben das aktive und passive Wahlrecht. Nach jahrelangen
Diskussionen hatte das bisher widerstrebende Parlament einer Vorlage der Regierung am
16.05.2005 zugestimmt (o. V. 2005e). Die führt zu einer Ausweitung des Elektorats von
136 715 im Jahre 200315 auf 339 000 Wählerinnen und Wähler (Buck 2005)16, d. h. Frauen
stellen 59 % der Wahlberechtigten.

Während bei der langjährigen Diskussion um das Frauenwahlrecht17 die liberale Abge-
ordnete im Parlament und das Herrscherhaus, das sich fortschrittlich und reformorientiert
zeigen wollte, gemeinsam gegen die islamistische Parlamentsmehrheit kämpften, hatte sich
ziemlich genau ein Jahr später eine vollkommen andere Konstellation ergeben: Liberale und
islamistische Abgeordnete kämpften gemeinsam für eine Reform der Wahlkreisaufteilung,
der sich die al-Sabah widersetzten18. Kuwait ist in 25 Wahlkreise aufgeteilt, in denen je zwei
Abgeordnete gewählt werden. Aufgrund des kleinen Elektorats und der Wahl ausschließlich
von Einzelkandidaten reichen oftmals nur 1 000 – 1 500 Stimmen, um einen Parlaments-
sitz zu gewinnen19, was reiche Kandidaten in die Lage versetzt, sich Stimmen zu kaufen
und somit der Korruption Tür und Tor öffnet. Von dieser Wahlkreiseinteilung profitieren
die Stämme und die Beduinen, die jeweils bestimmte Wahlkreise dominieren (s. Gorvett
2006: 12) und als Unterstützer der al-Sabah gelten (Henderson 2006c). Prodemokratische
und islamistische Abgeordnete taten sich daher zusammen und forderten, die Anzahl der
Wahlkreise auf einen oder fünf zu reduzieren. Die al-Sabah wollten zehn Wahlkreise erhalten
(s. Gorvett 2006: 12). Dies zeigt, wie problematisch eine Einstufung bestimmter Gruppen
oder auch des Herrscherhauses als Modernisierer oder auch Reformer ist: Die Unterstützung
von Reformen hängt immer davon ab, inwieweit die betreffenden Gruppen vermeinen, von
diesen zu profitieren. Es lassen sich zwar Grundzüge der politischen Einstellung feststellen –
liberale Demokraten; islamische Abgeordnete, für die Demokratie ein Mittel zum Zweck ist
(s. Hermann 2006) und verfolgt wird, solange die islamischen Werte nicht betroffen sind; Be-
duinen und Stammesführer, die traditionalistische und paternalistische Grundeinstellungen
vertreten; und dazwischen das Herrscherhaus, das an der Optimierung und Sicherung der
eigenen Macht interessiert ist –, aber fallweise Koalitionen sind unter allen Gruppierungen
möglich. Auslöser für die – vorzeitige, reguläre Parlamentswahlen waren für 2007 angesetzt
– Parlamentswahl war auch die Drohung der Parlamentarier, den Premierminister, Scheich

15 S. die Ergebnisse der Parlamentswahlen vom 5. Juli 2003 unter http://psephos.adam-carr.net/countries/k/kuwait/
kuwait2003.txt (Zugriffsdatum 11.07.06).

16 Seit 1963 stieg die Anzahl der registrierten Wähler (mit einer Ausnahme: 1981 – 1985) kontinuierlich an.
So waren 1963 – 1967 nur 16 889 Wähler registriert, 1985 – 1986 z. B. 56 848 (eine detaillierte Aufstellung
geben Crystal und al-Shayeji 1998: 103. Als Gründe hierfür können das allgemeine Bevölkerungswachstum, die
Einbürgerung der in den kuwaitischen Außenbezirken lebenden Nomaden und sukzessive Wahlrechtsänderungen
angeführt werden.

17 Emir Jabir al-Sabah hatte erstmalig in einer Phase der Parlamentsauflösung am 16.05.1999 ein Dekret erlassen,
das Frauen die vollen politischen Rechte zusprach. Die Parlamentsmehrheit erklärte jedoch, dieses Dekret sei
nicht verfassungsgemäß, da es eben zwischen dem Ende des achten Parlaments und den Neuwahlen erlassen
worden war. Es trat somit nicht in Kraft (s. Darwish 2003: 12; al-Mughni und Tétreault 2005: 216–220).

18 Dieses Beispiel veranschaulicht die schematische Darstellung in Abb. 5.3.
19 Dem Kandidaten Ali Fahd al-Rashed genügten 2003 sogar nur 802 Stimmen, um ins Parlament einzuziehen (s.

http://psephos.adam-carr.net/countries/k/kuwait/kuwait2003.txt – Zugriffsdatum 11.07.06).
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Nasser Mohammed al-Sabah, einen Neffen des Emirs, zu ’grillen’ (Abdallah 2006), d. h. einer
kritischen Parlamentsbefragung zu unterziehen. Dies verweist auf einen zweiten wichtigen
Strang der Demokratisierung:

„The monarchical nature of the Kuwaiti regime shapes the likely path of any
further democratization, which will not revolve around more or freer elections,
but will instead require making the cabinet responsible to parliament rather than
to the emir“ (Herb 2002: 43).

Eine solche langsame Entwicklung lässt sich in Kuwait beobachten. Zwar bestimmt immer
noch der Emir den Premierminister aus seiner Familie, und dieser ist nach Art. 58 der
Verfassung persönlich und die von ihm bestellten Minister kollektiv dem Emir verantwortlich,
doch das Parlament hat nach Art. 99 das Recht, den Premierminister und die Minister zu
befragen, und nutzt dieses Recht auch bei al-Sabah-Ministern. Im konkreten Fall kündigten
neu gewählte Abgeordnete an, der Wiederernennung von Scheich Ahmed Al Fahd al-Sabah
zum Ölminister und eines weiteren Ministers Widerstand entgegenzubringen, da sie diese für
korrupt und ineffizient hielten (s. Abdallah 2006; Henderson 2006c). Ein solcher ist möglich,
da nach Art. 101 jeder Minister für die Angelegenheiten seines Ministeriums verantwortlich
ist und das Parlament ihm das Misstrauen aussprechen kann. Falls dies geschieht, muss er
unverzüglich seinen Rücktritt einreichen. Dem Premierminister kann das Parlament nach
Art. 102 nur die Zusammenarbeit aufkündigen; in diesem Fall hat der Emir die Möglichkeit,
jemanden anderen mit der Regierungsbildung zu beauftragen oder aber das Parlament
aufzulösen – letzteres ist bisher der übliche Fall. In diesem ganzen, schon 1962 eingeführten
Komplex der Gewaltenkontrolle nimmt das Parlament seine Rolle immer offensiver wahr
und scheut auch die Konfrontation mit dem Herrscherhaus nicht20. Kuwaits Demokraten
haben keine Eile an den Tag gelegt, ihre Herrscher abzusetzen. Sie ziehen es vor, dass die
al-Sabah ihre Partner in einem konstitutionellen System sind und die rechtmäßige Kontrolle
ihrer Macht und Herrschaft akzeptieren (Tétreault 2000: Kap. 9). Andererseits scheint
das kuwaitische Herrscherhaus den Status quo eines Parlamentes zu akzeptieren, das die
Aktionen der Regierung und die Ernennung von Ministern kontrolliert und beschränkt, aber
nicht regieren kann (Herb 2005: 176).

Im Ergebnis erbrachten die Wahlen vom 29. Juni 2006, noch unter der alten Wahlkreisein-
teilung, eine Stärkung der Wahlrechtsreformbewegung21. Ihr werden 36 Sitze zugerechnet22,
sechs mehr als im vorherigen Parlament. Dies ergibt im Parlament mit seinen 65 Sitzen (50
in den Wahlkreisen gewählte und 15 vom Emir ernannte Abgeordnete) eine knappe Mehrheit
– wenn die fragile Koalition hält (s. Henderson 2006c). Keine der 28 angetretenen Frauen
errang einen Sitz, und nur 35 % der Wähler (bei einer Gesamtwahlbeteiligung von 65 %)
seien Frauen gewesen (o. V. 2006g)23. Trotzdem sind diese Wahlen als eine weitere Stärkung
der Demokratie in Kuwait zu werten, vor allem auch, da das politische Kalkül des Emirs,
durch die Parlamentsauflösung und die Neuwahlen seine Position stärken zu können, durch

20 S. hierzu auch die Kontroverse um die Nachfolge von Emir Jabir in Kap. 5.1.4.
21 Diese hatte sich als Erkennungsmerkmal in Anlehnung an die Reformbewegung in der Ukraine die Farbe Orange

ausgewählt (s. Hermann 2006). Dies zeigt, dass Demokratisierungs- und Reformerfahrungen im Ausland auch
auf die arabischen Staaten ausstrahlen und eine Vorbildfunktion haben.

22 Da keine Parteien erlaubt sind und die Koalitionen, wie oben beschrieben, fallweise zustande kommen, ist eine
solche Zurechnung immer eine mit Schwierigkeiten und Ungenauigkeiten verbundene Momentaufnahme.

23 Die Angaben zur Wahlbeteiligung sind mit Vorsicht zu genießen, da nach meinen Berechnungen dann die
Männer zu 100 % gewählt haben müssten.
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die Wähler ins Gegenteil verkehrt wurde. Die al-Sabah müssen ihre Macht immer mehr mit
dem Parlament und dem Souverän im Lande, dem Volk (Art. 6 der Verfassung), teilen.

Bahrain
Bahrain war bis zum Tod des Emirs Isa al Khalifa 1999 von Unruhen zwischen der schiitischen
Bevölkerungsmehrheit und der Monarchie, die diese mit Gewalt niederschlug, geprägt
(s. ausführlich Meinel 2003). Der neue Emir, Scheich Hamad, kündigte direkt nach der
vierzigtägigen Trauerzeit an, dass Bahrain in ein Zeitalter des Wandels zum Besseren auf
allen Gebieten eintrete. Zu seinen Top-Prioritäten gehörten die nationale Einheit und die
innere Sicherheit, die durch die Solidarität aller Bürger Bahrains entstehen sollte, ohne
Ansehen von Herkunft oder Bekenntnis (zit. in Khalaf 2000). Im Jahr 2000 war Khalaf noch
sehr skeptisch und vermerkte, dass zwar einige Ansätze erkennbar seien, aber es sei nicht
genug, um einen ernsthaften Politikwechsel zu diagnostizieren (ebd.). Mittlerweile vermeinen
einige Kommentatoren, in Bahrain das „Laboratorium der arabischen Demokratie“ (Thumann
2005) zu sehen, andere wiederum beobachten Frustation über Bahrains enttäuschendes
Experiment mit politischen Reformen (so Jones 2006). Was ist in der Zwischenzeit geschehen,
und wie ist es aus politikwissenschaftlicher und demokratietheoretischer Sicht zu bewerten?

Die politische Landschaft in Bahrain hat sich in den Jahren unter dem Emir und seit
2002 selbst ernannten König Hamad bin Isa al Khalifa grundlegend verändert. Schon in
seiner ersten Rede an einem nationalen Feiertag im Dezember 1999 kündigte er u. a. an,
bald Kommunalwahlen durchzuführen. Er begnadigte führende schiitische Oppositionelle
und setzte weitere Zeichen in Richtung der Opposition, um seinen Reformwillen zu zeigen.
Doch in seinem Bemühen, jedem zu gefallen, vergaß er zunächst, Unterstützung für seine
Vorhaben zu gewinnen. Gerade in seinem Onkel, Scheich Khalifa bin Salman al Khalifa,
der seit der Unabhängigkeit des Landes 1971 das Amt des Premierministers bekleidet, und
seinen Anhängern hatte er prominente Reformskeptiker in der eigenen Familie (Khalaf 2003a:
9–10; Wright 2006: 12–14). Der Weg, den Emir Hamad im Jahr 2000 beschritt, erinnert an
eine paktierte Transition, obwohl er noch lange nicht zur Demokratie, wohl aber zu einer
Monarchie führte, die auf einer konstitutionell abgesicherten Basis steht. Am 23. November
2000 berief er das Supreme National Commitee, bestehend aus 46 Mitgliedern, das eine
Charter verfassen sollten, in der die Kernpunkte der Liberalisierung und der Reformbestre-
bungen zusammengestellt waren. Schon am 18. Dezember 2000 war die Schlussfassung
der National Action Charter fertig24; am 14. Februar 2001 wurde sie in einem Plebiszit mit
98,4 % angenommen, in dem als ein Reformschritt Frauen schon mitstimmen durften. Selbst
der im schwedischen Exil lebende bahrainische Soziologe Abdulhadi Khalaf gesteht zu, dass
dieses vielleicht etwas geschönte Ergebnis die generelle Stimmung in Bahrain zu der Zeit
widerspiegelt (Khalaf 2003a: 10–13). Somit erblickten viele in dem neuen Emir und seiner
Politik ein Vorbild für die Region (z. B. Darwish 2001; Hermann 2001).

Genau ein Jahr später, am 14. Februar 2002, erließ Emir Hamad dann eine neue Verfassung
für Bahrain, in der es zum Königreich erklärt wurde. Gleichzeitig wurde ein Zweikammer-
parlament eingerichtet, von dem aber nur eine gewählt wird. Die Mitglieder der zweiten
Kammer ernennt der König. Dies ist ein Zugeständnis des Königs und des Kronprinzen, der
ihn in seinen Reformen stark unterstützt, an die reformskeptischen Mitglieder der herrschen-
den Elite. Auf einen gewissen Grad an Unterstützung von dieser Seite sind die Reformer
angewiesen, und diese ist nur zu erreichen, wenn die konservativen Eliten nicht der Meinung

24 Der englischsprachige Text der National Action Charter ist zu finden unter http://www.bahraintribune.com/
charter.htm – Zugriffsdatum 15.02.01.
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sind, dass die Reformen die Stabilität des Gemeinwesens und die eigene Position gefährden
(Wright 2006: 17). Insgesamt stellen die Reformschritte einen neuen Gesellschaftsvertrag für
Bahrain, geschlossen zwischen einem Regime, dass die unsicheren Zeiten der Konfrontation
mit der schiitischen Bevölkerung hinter sich lassen will und einer Gesellschaft, die eine
progressive Entwicklung unterstützt (Dazi-Héni 2001: 59). Ein Grund für diese Entwicklung
ist die ökonomische Situation des Landes, dessen Ölreserven fast versiegt sind. Somit muss
es neue Einkommensquellen erschließen. Seit den 1980er Jahren wurde es zum regionalen
Finanzzentrum ausgebaut, und der Tourismus, insbesondere von Saudis, die im liberaleren
Bahrain ihren Vergnügungen nachgehen, ist ein weiteres Standbein. Eine solche Dienstleis-
tungsökonomie benötigt Stabilität im Land; Unruhen würden beide Wirtschaftszweige stark
treffen (Niethammer 2005).

Schon die erste Wahl zur neuen Abgeordnetenkammer im Oktober 2002 wurde zwar von
Teilen der Opposition boykottiert, aber über die Hälfte der Wahlberechtigten gingen zur
Urne (Kamal 2002). Turnusgemäß wurde im November und Dezember 2006 wieder gewählt
(s. zum Ablauf und Ergebnis Gause 2007a). Die Mitglieder der anderen Kammer werden vom
König ebenso ernannt wie die Kabinettsmitglieder; im Kabinett ist, wie in allen dynastischen
Monarchien, die Königsfamilie deutlich überrepräsentiert. Weitere Punkte, die zeigen, dass
Bahrain nach westlichen Maßstäben noch keine Demokratie ist, sind die Benachteiligung der
schiitischen Bevölkerung durch die Wahlkreiseinteilung (Niethammer 2007: 56) und die stark
eingeschränkten Rechte des Parlamentes, die eine effektive Kontrolle der Regierung verhin-
dern, wie sie mittlerweile in Kuwait möglich ist. Zwar kann es die Minister befragen (Art. 65
der Verfassung), aber zu ihrer Absetzung ist eine Zweidrittelmehrheit der Abgeordnetenkam-
mer notwendig; ein solch hohes Quorum ist im fragmentierten Parlament kaum zu erreichen.
Die Mitwirkung des Parlamentes an der Regierung des Landes ist verfassungsmäßig darauf
beschränkt, dass es schriftliche Wünsche an die Regierung senden darf (Art. 68). Somit ist
die neue Verfassung von 2002 selbst ein Hindernis auf dem Weg zum Parlamentarismus
(Herb 2005: 178)

In der Summe erlaubt das neue politische System eine eingeschränkte Beteiligung in
einem reformorientierten, aber immer noch autokratischen Staat (Niethammer 2006b: 23).
Der König steuert die Reformen von oben, wie der Parlamentarier Adel-Al-Maauda bestätigt:

„Der König will eine Kontrolle über den Wandel behalten“ (zit. von Thumann
2005).

König Hamad und sein Wille zu weiteren Reformen bleibt neben der Unterstützung, die er
bei der konservativen Elite genießt, ein entscheidener Faktor bei der weiteren Entwicklung
des Landes (Wright 2006: 15). Mit der 2002 eingeführten Verfassung, die ihm eine herausge-
hobene Position im Regierungssystem sichert, und der Unterstützung seiner durch größere
Bevölkerungsgruppen und der Befriedung seines Landes scheint König Hamad derzeit zu-
frieden zu sein, so dass er seit 2002 nur noch kleinere politische Reformschritte wie die
Einführung einer Sockelfinanzierung für die an Wahlen teilnehmenden Gesellschaften zuließ.
Es gibt eine für die arabischen Golfstaaten recht liberale Atmosphäre in Bahrain, eine recht
freie Presse, politische Gesellschaften (aber keine Parteien), einen Verfassungsgerichtshof
und das Parlament. All diese Elemente sind aber noch ausbaufähig; allerdings müsste dann
der König auf einige seiner jetzigen Rechte verzichten. Dazu scheint er derzeit nicht gewillt
zu sein. Somit ist Bahrain derzeit eben so weit weg von der Demokratie wie viele andere
Staaten in der Region (Pellas 2005).
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Katar
In Katar ist seit 1995 Emir Hamad bin Khalifa al-Thani an der Macht, der seinen Vater
absetzte. Nachdem er seine Herrschaft konsolidiert hatte, begann der neue Emir damit, erste
Schritte zur Liberalisierung durchzuführen. Vor allem die Pressefreiheit wurde vergrößert,
wovon der jetzt bekannteste arabische Fernsehsender, Al-Jazeera besonders profitierte (s.
Kap. 4.2.4). Ansonsten kündigen die Herrscher von Katar immer wieder Reformen an, führen
sie aber in einem sehr langsamen Tempo durch. Dies liegt auch an der geringen Größe
des Staates und seiner hervorragenden ökonomischen Rentierbasis: Der Druck aus der
Bevölkerung zu Reformen ist noch nicht so groß, dass der Emir darauf reagieren müsste.
Zudem gibt es weder Parteien noch Interessengruppen. Was der Emir derzeit macht, ist eher,
zukünftige Entwicklungen zu antizipieren und vorausschauend zu agieren.

„Qatari moves toward liberalization appear to be tactical concessions by the
emir, who overthrew his father in 1995 and seems to have calculated that a slow
progress of liberalization, followed by the opening of the parliament, would help
place his rule on a firmer basis“ (Herb 2003a: 90).

Lobeshymnen auf Katar (z. B. Smith 2002) werden jedoch eher aus politikstrategischen
Gründen gesungen. Zwar hat es, wie Smith 2002 anmerkt, Kommunalwahlen gegeben, bei
denen auch Frauen kandidieren durften (o. V. 1999d), und selbst die Aussage, dass Katar
nun eines der liberalsten, demokratischsten Länder in einer traditionell tribal beherrschten
Nachbarschaft sei (so Smith 2002), ist zumindest übertrieben und sagt eher etwas über die
Nachbarstaaten aus als über den Grad der Demokratisierung in Katar. Immerhin ist seit dem
09. Juni 2005 die neue Verfassung in Kraft, die am 29. April 2003 in einer Volksabstimmung
angenommen worden war und ein Parlament vorsieht, deren Mitglieder zu zwei Dritteln
gewählt und zu einem Drittel vom Emir ernannt werden. Wahlen zum neuen Parlament
fanden bisher nicht statt.

Als Motivation für die schrittweise Öffnung des politischen Systems in Katar sieht Diehl
(2003), sich auf einen ungenannten Diplomaten beziehend, den Erhalt der Dynastie an:
Scheich Hamad bin Khalifa al-Thani wünschte, die Macht in ein oder zwei Dekaden an seinen
Sohn weiterzugeben, realisiere aber, dass dies nicht ohne eine Liberalisierung ginge – „and
so he does so, hoping to stop just short of a full constitutional monarchy“. Somit wäre,
ergänzend zu Micheal Herbs (1999) These, dass die dynastische Regierungsführung, d. h. die
Besetzung wichtiger politischer Positionen mit Familienmitgliedern die Stabilität sichert, der
Erhalt der Dynastik als Triebfeder für limitierte Veränderungen anzusehen.

Saudi-Arabien
In Saudi-Arabien stecken Liberalisierung und Demokratisierung noch in den Kinderschuhen.
Eine auf den Status quo bedachte Gruppe, die sich aus Mitgliedern des Herrscherhauses
(zu denen der ehemalige König Fahd und Innenminister Prinz Naif, um nur zwei zu nennen,
zählen) und den Ulama rekrutiert, lehnt so gut wie jede Reform ab. Für König Fahd waren
freie Wahlen nicht nur nicht gut für Saudi-Arabien, sondern auch dem Islam fremd (s. Sadiki
2004: 237) und somit abzulehnen. Allerdings gab es innerhalb des Königshauses auch andere
Meinungen. Der Geschäftsmann Prinz Al-Walid ibn Talal forderte im Herbst 2001 in einem
Interview schnelle Demokratisierungsschritte:

„If people speak more freely and get involved more in the political process . . . ,
you can really contain them and make them part of the process“ (zit. bei Jehl
2001).
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Hierbei geht es also um die Einbindung von moderaten Oppositionellen und der Sicherung
der Herrschaft der al-Saud. So kam es noch in der Spätphase der Regierungszeit König Fahds,
angestoßen insbesondere durch den Kronprinzen Abdullah, zu mehreren Reformschritten,
mit denen erstmals demokratische Elemente ins saudische Regierungssystem eingeführt
wurden. Der jetzige König Abdullah äußerte sich in einem Interview mit der französischen
Tageszeitung Le Monde am 13.04.2005 vollkommen anders als sein Vorgänger über die
Demokratie und deren stockende Einführung in den arabischen Staaten:

„Democracy is part of our Islamic faith. I, too, would like to ask you a question.
How old is your democracy and how long did it take for you to have a full
democracy? We, too, shall, God willing, reach that end. Justice, equality and
respect of human rights are the most important. All these principles are dictated
by our religion, as they are also dictated by all divine books, the Bible and Torah.
. . . We are working to implement the real democracy we wish for, and I hope its
realization will take less than 20 years“ (o. V. 2005a).

Auf ein solches Eingeständnis, auch wenn es in westlichen Medien publiziert wurde, können
sich die Vertreter einer schnellen Demokratisierung in Saudi-Arabien in ihren Forderungen
beziehen. Auch der Zeitrahmen von weniger als zwanzig Jahren ist, historisch-vergleichend
betrachtet, sehr kurz. Zwar hat es in der Vergangenheit schnellere Transformationen zur
Demokratie gegeben, man denke nur an einige Staaten des ehemaligen Ostblocks in den
1990er Jahren, aber diese Transformationen waren immer mit einer Ablösung des alten
politischen Systems durch ein vollkommen anderes und den damit verbundenen Risiken und
Kosten25 verbunden. Einen solchen Wandel vertritt König Abdullah nicht. Seine Vorstellungen
sind so zu verstehen, dass unter dem Deckmantel der saudischen Monarchie schrittweise
liberale, partizipative und demokratische Elemente in das bestehende politische System
eingebaut werden sollen. Hierbei soll eine sanfte Transformation stattfinden, die nicht die
Stabilität des Landes und des politischen Systems gefährdet. Für ein solches Vorhaben sind
zwanzig Jahre ein kurzer Zeitraum.

Die ersten kleinen Schritte hin zu einer Ausweitung der Partizipation der Bevölkerung
an der Meinungsbildung sind in Saudi-Arabien schon gemacht worden. Drei institutionelle
Reformprojekte stehen für diese sehr begrenzte Öffnung des politischen Systems:

• die Einführung einer beratenden Versammlung (= Majlis al-Shura, Konsultativrat) 1992;
sie wurde vom Regime als eine Antwort auf die Forderungen der islamistischen und
nationalistischen Kritiker nach Reformen nach dem Golfkrieg 1990-91 eingerichtet
(Dekmejian 1998: 206). Ihre Einrichtung ist ein Zeichen dafür, dass die Partizipation der
Eliten außerhalb des Hauses al-Saud und der mit ihr verbundenen Familien verbessert
werden soll. Die Majlis al-Shura hat ausschließlich beratende Funktion und die Mitglie-
der werden nicht von der Bevölkerung gewählt, sondern vom König ernannt. Allerdings
berief der König vor allem die gebildete technokratische Elite Saudi-Arabiens, die
bisher in den formalen Politikprozessen kaum bis gar nicht eingebunden war, in den
Konsultationsrat, was als Anerkennung gewertet wurde und die Loyalität dieser Eliten-
fraktion stärkte. Im Laufe der Zeit wurde die Anzahl der Mitglieder im Majlis al-Shura
auf mittlerweile 150 erhöht. Es ist durchaus denkbar, dass aus der Majlis al-Shura in

25 Hierzu gehören ein wirtschaftlicher (Teil-)Zusammenbruch, eine teils längere Phase der politischen Instabilität
und das Risiko eines Rückfalls in autokratische Strukturen (Weißrussland, Usbekistan, Tadschikistan etc.).
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Zukunft ein – zumindest teilweise – gewähltes Parlament hervorgeht (Hamzawy 2006:
16).

• der Nationale Dialog, eine Gesprächsreihe unter der Führung des damaligen Kron-
prinzen Abdallah seit 2003, in dem die notwendigen Reformen diskutiert und die freie
Meinungsäußerung vorangetrieben werden soll. Zwischen Juni 2003 und Dezember
2005 haben fünf dieser Dialogrunden zu den Themen Zukunft der politischen Re-
formen, Radikalismus und Mäßigung, Status der Frauen, Probleme der Jugend und
interkultureller Dialog stattgefunden (Hamzawy 2006: 14–15).

• die Kommunalwahlen zu Beginn des Jahres 2005, die Mitte Oktober 2003 groß ange-
kündigt wurden (Ghafour 2003). Erstmals durften männliche Saudis die Hälfte der
Mitglieder der Regionalräte wählen, deren Aufgaben und Einwirkungsmöglichkeiten
extrem begrenzt sind.

Hinzu kommt seit Ende des Zweiten Golfkriegs 1991 eine Kultur der Petitionen von refor-
minteressierten Personengruppen an das Königshaus und die Verkündung des Basic Law
of Governance im Jahr 1992, das keineswegs als Schritt in Richtung Liberalisierung oder
Demokratisierung – da es in den meisten Aspekten die konservative Basis des Regierens in
Saudi-Arabien unverändert bestätigt (Niblock 2006: 104) und selbst im Vergleich zu anderen
arabischen Verfassungen Rechte und Freiheiten nur sehr vage festlegt (Brown 2002: 60) –,
wohl aber als allererster Trippelschritt in Richtung Konstitutionalisierung gewertet werden
kann.

Wie sind diese Reformen in Saudi-Arabien zu bewerten? Zunächst einmal erscheint aus
westlicher, demokratiebejahender Perspektive jeder Schritt der Liberalisierung und der
Ausweitung der Partizipation als positiv. Bisher fügten sich die Reformen gut in das saudische
Regierungssystem ein, waren aber noch nicht weitgehend. So fehlen dem Konsultativrat
viele Rechte, um die Politik aktiv mitzubestimmen und die Regierung kontrollieren zu können.
Er besteht weiterhin größtenteils aus gut ausgebildeten Angehörigen der Mittelschicht, die
weitgehend aufgrund ihrer Fachkompetenz ausgewählt wurden (Glosemeyer und Perthes
2003: 7; Glosemeyer 2004: 160–161):

„Auch wenn der Rat kein Parlament ist – dazu fehlt ihm nicht nur die Legitimie-
rung durch Wahlen, sondern auch eine so essentielle parlamentarische Befugnis
wie das Budgetrecht –, findet sich im Majlis doch eine Auswahl der besten Köpfe,
eine politisch-intellektuelle Elite, die sehr wohl das Interesse hat, die Politik mit-
zubestimmen, die Regierung zu kontrollieren und politische Partizipationsrechte
nach Möglichkeit auszuweiten“ (Perthes 2006: 169).

Somit kann der Konsultationsrat „erheblich zur Legitimierung der Regierung und zur lang-
fristigen Stabilisierung des Systems“ beitragen (Glosemeyer und Perthes 2003: 7).

Auch arabische Kommentatoren schätzten die Kommunalwahlen in Saudi-Arabien im Jahr
2005 aus einer liberal-demokratischen Perspektive heraus als eher negativ ein. Der ägyp-
tische Analyst Amr Hamzawy (2005b) nennt vier Kritikpunkte: den Ausschluss von Frauen
als Wählerinnen und Kandidatinnen, die geringe Wahlbeteiligung, die geringen Rechte, die
den lokalen Räten zugesprochen wurden, und dass viele Wähler ihre Stimme auf Basis der
Stammesloyalität vergaben. All diese Punkte stimmen, doch allein die Tatsache, dass in
Saudi-Arabien gewählt werden durfte, zählt stark und ist ein Zeichen „für eine eindeuti-
ge Kurskorrektur“ (Glosemeyer und Perthes 2003: 7). Dass Kommunalwahlen abgehalten
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wurden, ist mehr als ein Akt einer symbolischen Politik der Beruhigung sowohl westlicher
Partner als auch innergesellschaftlicher, liberaler Kritiker der saudischen Monarchie, son-
dern ein weiteres Zeichen einer langsamen Anpassung des Regimes an die veränderten
gesellschaftlichen und politischen Umstände im Land selbst. So sieht dies die saudische
Erziehungswissenschaftlerin Hend Al-Khuthaila (2005: 607–608), die mit der offiziellen Linie
argumentiert, die Kommunalwahlen seien

„100 % Saudi in terms of form, content, objective, and response to the serious
call for reform launched by the Crown Prince HRH Prince Abdullah bin Abdul Aziz.
These elections are Saudi in terms of initiation, implementation, and production“
(Al-Khuthaila 2005: 608).

Die Abgrenzungen zur westlichen Demokratie durchziehen Al-Khuthailas Aufsatz, und schon
im Kommentar der saudischen Arab News am 14.03.2003 wurde betont:

„Nor by the same token should the announcement be seen as a concession to
parts of the US media which has used the attacks of Sept. 11, 2001 to launch a
smear campaign against the Kingdom“ (o. V. 2003).

Hieran zeigt sich die Ambivalenz der saudischen Öffnungspolitik. Einerseits hat das Regime
erkannt, dass es öffentlichen Raum besetzen und Grenzen ziehen muss (Lacroix und Hertog
2005: 8), um die moderat kritischen Kräfte von allen Seiten in das Regime zu kooptieren und
damit dessen Legitimation zu stärken und die Stabilität zu gewährleisten:

„Reform (al islah ) is carefully choreographed to consolidate the ruling family’s
centrality in national political life and reassert its authority“ (Okruhlik 2005: 154).

Die gängigen Mittel dazu sind die Ausweitung von Partizipation und die Durchführung von
Reformen, die allerdings zu Lasten der traditionellen Politikausübung gehen müssen. Sowohl
die enge Verbindung des Herrscherhauses mit der wahhabitischen Lehre, die durch den
Nationalen Dialog, in dem auch Vertreter der Schiiten eingebunden waren, als auch die auf
Basis von Stammesbindungen ausgeübte Herrschaft werden von einer liberalen Öffnung
betroffen sein und sträuben sich dagegen. Demokratie, Menschenrechte, Partizipation und
Liberalität dürfen daher nicht als Produkte westlichen Imperialismus erscheinen, sondern
werden, wie dies z. B. Al-Khuthaila (2005) vorexerziert, aus der arabischen und islamischen
Tradition abgeleitet:

„the issue at hand is Muslims cannot accept the idea of a forced democracy
and with it, a foreign framework and foreign treatise. They prefer a democracy of
a type and texture linked to their tradition, a democracy of interests that meet
with their traditions, a democracy that is adjacent to their culture and traditions.“
(Al-Khuthaila 2005: 606)

Der Prozess einer weiteren Demokratisierung und Öffnung Saudi-Arabiens wird also langsam
vorangehen und westlichen Maßstäben kaum genügen können, so lange sich die al-Sauds in
ihrer Herrschaftsausübung grundsätzlich einig sind. Allerdings könnte aus dem im Jahr 2000
gebildeten Königlich-Saudischen Familienrat, der die Aufgabe hat, die unterschiedlichen
Interessen, Vorstellungen und Machtbestrebungen der verschiedenen Zweige der immens
großen Herrscherfamilie zu koordinieren und so zur Sicherung der Dynastie beizutragen,
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eine institutionalisierte Form der Mitsprache der al-Saud-Familie im Regierungssystem ent-
wickeln. Auch zur Klärung der Nachfolgefrage wurde ein eigenes familieninternes Kommitee
gegründet (s. Kap. 5.1.4). Solche Institutionalisierungsprozesse innerhalb der herrschenden,
aber uneinigen Elite können Chancen zu weiteren Schritten der Demokratisierung enthalten:
„What infant democracy requires is not a lukewarm struggle but a hot family feud.“ Dank-
wart Rustows (1999) bildlich gemeinte Formulierung könnte hier echten Gehalt bekommen.
Durch die Institutionalisierung bekommen Entscheidungen des Familienrates eine größere
Legitimation innerhalb der Familie und nach außen; somit könnte sich aus diesem Rat eine
Art Senat entwickeln (o. V. 2004e: 46), in dem die Al-Sauds ihre Macht zusätzlich institu-
tionell verankert in den Politikprozess einbringen könnten, sich aber schrittweise aus der
Tagespolitik zurückziehen könnten. Dies ist aber alles Zukunftsmusik.

Oman
Einen langfristig angelegten Modernisierungsweg hat auch der Oman eingeschlagen. Sultan
Qabus hat schon 1970 die Macht übernommen. Sein Land war aber zu diesem Zeitpunkt,
bedingt durch die Abschottungspolitik seines Vaters, extrem rückständig. Mit vielen kleinen
Schritten gelang es Qabus, die Modernisierung einzuleiten, ohne die traditionale Legitima-
tion seines Amtes zu gefährden. Mittlerweile hat der Oman, auch dank seiner Erdöl- und
Erdgasfunde, den Entwicklungsstand seiner arabischen Nachbarn so gut wie erreicht. Poli-
tisch stellte der Sultan bisher die Responsivität durch seine jährliche Rundreise durch alle
Provinzen des Landes sicher, in denen er dann Konsultationen abhielt, zu denen jeder Bürger
Zugang hatte. Im Oman ist zudem eine gebildete Mittelschicht und eine ökonomische Elite
entstanden, die Partizipationswünsche äußerten, denen der Sultan schrittweise nachkam.
1991 führte er die Majlis al-Shura (Beratende Versammlung) ein, die aus der 1981 gegrün-
deten State Consultative Chamber hervorging; seit 1994 werden ihre Mitglieder gewählt,
wobei zunächst ein sehr restriktives Wahlrecht mit großen Einflussmöglichkeiten für den
Sultan bestand, das kontinuierlich ausgeweitet wurde. So durfte im Jahr 1997 nur einer von
35 Omanis wählen gehen, und die Regierung hatte das Recht, unerwünschte Kandidaten
und Wähler von der Wahl auszuschließen (Rabi 2002: 44–45). Seit 2003 erhielten dann
alle omanischen Bürger und Bürgerinnen ab 21 Jahren das aktive und passive Wahlrecht
(Lancaster 2003), außerdem hat Sultan Qabus auf sein Recht verzichtet, die Wahlen zu
annulieren oder gewählte Mitglieder aus der Versammlung auszuschließen. So wurde 2003
erstmals frei und fair gewählt. Die Wahlen im Oktober 2007 brachten als Neuerung, dass die
Kandidaten erstmalig Kampagnen durchführen konnten: Plakate und bezahlte Wahlwerbung
wurden erlaubt. Parteien sind jedoch weiterhin verboten. Von den 631 Kandidaten waren nur
21 Frauen, und keine schaffte es, ins neue Parlament gewählt zu werden (Lancaster 2007).
Die Majlis al-Shura bleibt eine beratende Versammlung ohne legislative Macht und effektive
Kontrollmöglichkeiten (s. Carpenter und Henderson 2007). Dies führt dazu, dass selbst ein
gebildeter und sich als politisch wach bezeichnender omanischer Blogger zu den Gründen
seiner Wahlabstinenz schreibt:

„I think it’s because I have no idea what it is that the Majlis A’Shura does. I don’t
know what the members do. I don’t even know if they actually meet on a regular
basis or only on the days when they are shown on TV questioning ministers“ (o. V.
2007b).

Von einer funktionierenden, in der Bürgerschaft verankerten Demokratie ist also auch der
Oman noch weit entfernt, obwohl einige Schritte dahin unternommen wurden. Der weitere
Prozess hängt im wesentlichen davon ab, ob Sultan Qabus bereit ist, seine eigene Macht
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beschneiden oder kontrollieren zu lassen. Er steuert den Reformprozess von oben. Das
Zustandekommen der Verfassung des Oman von 1996 kann als Beispiel dienen, wie Sultan
Qabus diese Steuerung vornimmt:

„I had promised on the first day of my rule to create a modern government. But
I knew change had to be entered into slowly, very slowly. . . . As I approached
my silver jubilee, I said to myself: this is the time. So I got together four of my
most trusted people – all Omanis. I sat with them and told them exactly what I
had in mind. I gave them a year to formulate it in a legal document. Then we had
a second review, and then a final session. I announced it on my annual ’Meet the
People’ tour while encamped in the desert in the heart of Oman. Then I waited
for the reaction, which was very good. Now the Basic Law is being implemented
through laws and regulations“ (zit. in Miller 1997: 16).

Dieses Zitat zeigt deutlich die zentrale Rolle des Sultans, der klare Weisungen für die Aus-
arbeitung der Verfassung gibt, und dessen personalisierten und nur wenige im engsten
Herrschaftszirkel ins Vertrauen ziehenden Regierungsstil. Die Verfassung mag ein Schritt
in Richtung einer konstitutionellen Monarchie sein, der Verfassungsgebungsprozess war
aber auf keinen Fall ein Schritt zu einer größeren Partizipation im Oman. Inhaltlich um-
fasst die omanische Verfassung eine Liste von Grundrechten mit Pressefreiheit, Gleichheit
von Geschlecht und Rasse und einer unabhängigen Justiz und ist damit diejenige der Golf-
monarchien, die den westlichen Standards am weitesten entgegenkommt. Kechichian geht
soweit zu prophezeien, dass der jetzige Sultan oder sein Nachfolger möglicherweise der
erste konstitutioneller Monarch der arabischen Halbinsel sein wird (Kechichian 2004: 44).
Andere Stimmen bestätigen zwar die langsamen Schritte in Richtung einer konstitutionellen
Monarchie, betonen aber auch, dass das Land weiterhin durch Sultan Qabus, der gleichzeitig
als Premier-, Verteidigungs-, Finanz- und Außenminister fungiert, dominiert wird (Carpenter
und Henderson 2007). In der Summe ist Carpenter und Henderson (2007) in ihrer Ein-
schätzung zuzustimmen, dass die eher kosmetischen Veränderungen in den Verfahren im
Oman weitgehend abgeschlossen sind. Das Land – und sein Monarch – steht jetzt vor der
Herausforderung, substantielle Reformen, d. h. eine stärkere Gewaltenteilung und -kontrolle
und eine größere Partizipation des Volkes einzuführen, die dann aber auch die Macht des
Sultans beschränken würde. Ansonsten wird das Land in der Autokratie verharren.

VAE
Die VAE sind das Land von den hier untersuchten, das die wenigsten Schritte zur Demokrati-
sierung unternommen hat. Dies kann durch den – auch für die Golfregion – extrem hohen
Ausländeranteil an der Bevölkerung begründet werden. Die ca. 10 % Staatsbürger männli-
chen Geschlechts können durch die traditionalen Strukturen mit Majlissen in allen Emiraten
noch recht gut eingebunden werden, und auch Frauen werden mittlerweile ins politische
System einbezogen und bekleiden wie Scheicha Lubna al-Qassimi sogar Ministerämter26. Die
föderale Struktur des Landes trägt dazu bei, dass regionale Eliten gut eingebunden werden
können. Der Unterschied zwischen Liberalisierung und Demokratisierung zeigt sich in den
VAE sehr deutlich: Es ist ein ökonomisch liberales Land, in dem auch der Luxustourismus
westlicher Eliten Fuß gefasst hat, wozu eine gewisse Toleranz auch gegenüber anderen

26 Die Nichte des Emirs von Scharjah ist seit 2004 Wirtschaftsministerin der VAE (al-Kassimi 2008). Somit ist
ihre Berufung ins Kabinett ein Zeichen dafür, dass zumindest Frauen aus den herrschenden Familien Chancen
haben, politisch tätig zu sein. Eine durchgreifende Liberalisierung stellt ihr Beispiel nicht dar.
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Sitten und Gebräuchen notwendig ist. Der Staat stellt in liberaler Tradition Rechtssicherheit
und die Sicherheit des Territoriums her sowie Gemeingüter wie ein gutes Bildungs- und
Gesundheitssystem bereit, so dass die Ökonomie gut gedeihen kann27. Im politischen System
sind jedoch demokratische Partizipationsrechte, politische Rechte und einige persönliche
Freiheitsrechte kaum bis gar nicht verankert (s. Tab. 6.3), wobei President Khalifa bin Zayed
al Nahyan am 1. Dezember 2005 angekündigt hat, dass in Zukunft (ohne genaue Zeitangabe)
die Hälfte der Mitglieder des Federal National Councils, die bisher von den Emiren bestimmt
werden, indirekt gewählt werden sollen (o. V. 2005f). Aber selbst die in den VAE lehrende
Historikerin Fatma Al Sayegh (2004) muss in ihrem weitgehend schönfärberischen Artikel
konstatieren:

„the UAE cannot be thought of as being even close to a fully functional democra-
cy although it probably deserves good marks in comparision with its neighbors“
(Al Sayegh 2004: 115).

Allerdings erzielen die VAE die guten Vergleichswerte vielleicht im ökonomischen Bereich
oder bei der Freiheit der Presse, auf jeden Fall nicht im Bereich demokratischer Reformen.

Jordanien
In Jordanien herrschte König Hussein, nach anfänglichen Experimenten mit einem Parlament
in den 1950er und 1960er Jahren, ab 1967 wieder unter dem Kriegsrecht, das dem König
sehr viele Befugnisse zugesteht. Das Parlament war seit 1967 aufgelöst. Der Reformprozess
begann mit dem ökonomischen Niedergang in den 1980er Jahren, bei dem das Land Hilfe vom
IWF in Anspruch nehmen musste. Damit waren Strukturanpassungsprogramme verbunden,
die auch die Bürger trafen. Es gab Brotunruhen. Was König Hussein sehr beunruhigte,
war deren Beginn in Maan, einer Stadt, die traditionell loyal zur Monarchie stand. In der
Folge versprach der König, das seit 1957 bestehende Kriegsrecht aufzuheben und die
ausgesetzte Verfassung wieder einzusetzen (Ismael 2001: 296). Schon 1984 hatte König
Hussein das Parlament mit den Mitgliedern von 1967 wieder einberufen und Nachwahlen
für die verstorbenen Mitglieder durchführen lassen. Aber erst am 8. November 1989 gab es
die ersten Parlamentswahlen seit 1967 (Brynen 1998: 75). Im Juni 1991 wurde dann eine
Nationalcharter verabschiedet, mit der das Land sich zum politischen Pluralismus bekennt
und auf die demokratische Option setzt28. In seiner Rede zur Einsetzung der Nationalcharter
am 09. Juni 1991 bekannte sich König Hussein bin Talal unter anderem dazu, dass die
exekutive, legislative und judikative Macht getrennt ausgeübt werden soll und freie Wahlen
abgehalten werden sollen (Hussein bin Talal 1993: 102). Trotz dieser Bekenntnisse blieb
aber die Position des Königs unangetastet; durch seine übermachtige Stellung und dem stark
fragmentierten Parteiensystem ist dem Parlament eine effektive Kontrolle der Regierung
bis heute nicht möglich (Ibrahim 2006: 81). Somit kann man auch für Jordanien feststellen,
dass die politische Liberalisierung in den 1990er Jahren kein tiefgehender Prozess der
Demokratisierung war, sondern eine Überlebensstrategie, die ein um seine Legitimität
besorgter Monarch gewählt hatte (Lucas 2003a: 138).

27 Allerdings halten sich die Herrscher der VAE nicht, wie von klassischen Liberalen gefordert, aus der Ökonomie
heraus, sondern sie versuchen gerade, „den Erwerb privater Leute zu überwachen und ihn in Wirtschaftszweige
zu lenken, die für das Land am nützlichsten sind“ (Smith 1999: 582), wozu laut Adam Smith die menschliche
Weisheit und Kenntnis niemals ausreichen wird (ebd.).

28 Auszüge aus der jordanischen Nationalcharter vom Juni 1991 sind zu finden in Mirsky und Ahrens 1993:
100–102.
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Auch in Jordanien war mit der Übernahme des Thrones durch Abdallah II. im Jahr 1999
die Hoffnung verknüpft, dass der westlich erzogene und ausgebildete neue König Reformen
und Fortschritt ins Land bringen würde. Allerdings gab es gleichzeitig Ängste, dass der
politisch unerfahrene und sehr kurzfristig als Thronfolger berufene Sohn König Husseins
dem Amt nicht gewachsen sein könnte (o. V. 1999c). In den ersten drei Jahren gab es
schon deutliche Zeichen von Unsicherheit in der Amtsführung. So versuchte Abdallah II.,
Responsivität in Manier des mittelalterlichen Khalifen Haroun al-Rashid herzustellen, indem
er sich verkleidet in Amman unter das Volk mischte und dessen Reden aufnahm (Dachs
2000) – aus politikwissenschaftlicher Sicht ein vollkommen unzureichender Versuch, sich
dem Volke zu nähern und seine Wünsche aufzunehmen. Außerdem löste Abdallah II. im
Juni 2001 das Parlament auf und schob Neuwahlen immer weiter hinaus. Während dieser
Zeit regierte er mittels Dekreten; eines davon änderte, im Vorgehen in der Tradition seines
Vaters König Hussein stehend, wieder einmal die Wahlgesetzgebung mit dem Ziel, durch
die Wahlkreisgestaltung sich ein ihm wohlwollendes Parlament erwählen zu lassen (Ibrahim
2006: 80–82; Lucas 2003a: 143). Die Parlamentswahlen fanden dann am 17. Juni 2003,
also mit anderthalbjähriger Verspätung statt und wurden in der Bevölkerung mit einer
generellen Apathie angenommen (Ryan und Schwedler 2004: 138). Der Enthusiasmus der
frühen 1990er Jahre war weitgehend verflogen; das politische Klima in Jordanien hatte
sich beständig verschlechtert und die Monarchie wurde immer intoleranter gegenüber
abweichenden Meinungen, der Zivilgesellschaft und dem Pluralismus (ebd.). Somit kann man
Jordanien derzeit als hybrides politisches System verstehen, in dem demokratische Praktiken
zwar präsent, aber schwach sind und die Macht im Großen und Ganzen in den selben Händen
liegt wie vor der Liberalisierung (Ryan und Schwedler 2004: 149).

Ein Hindernis auf dem Weg der Demokratisierung ist die immer noch gültige Verfassung
von 1952, die zwar im Kern liberal ist, dem König aber erlaubt, sich de facto über sie
zu stellen und sich in Krisenzeiten, die er selbst definiert, über sie hinwegzusetzen. So
argumentiert Olaf Köndgen (1999: 100), dass „nur eine radikale, aber kaum wahrscheinliche
Verfassungsreform dies ändern“ kann. Primär bleiben jedoch auch unter König Abdallah
II. und trotz der veränderten Rahmenbedingungen in Jordanien und im regionalen Kontext
die Bemühungen um die Stabilisierung der Monarchie. Auch die Demokratisierung und
Liberalisierung, die seit 1989 stattfanden, hatten primär diese Funktion (Ibrahim 2006: 80).

Marokko
In Marokko regierte König Hassan II. bis 1987 streng autokratisch: Er kontrollierte alle
Ebenen der Politik, Oppositionelle wurden verhaftet, und das Parlament und die Justiz waren
nicht von der Exekutive unabhängig. Er und seine Herrschaft waren in Marokko gefürchtet
(Hochman 2007: 69). Allerdings gelang es ihm auch, viele Gruppen ins Herrschaftssystem
zu kooptieren, seine islamische Legitimität auszuspielen und somit von vielen Marokkanern
als geliebter Monarch anerkannt zu sein29. Als demokratische Elemente gab es im von der
starken Exekutive dominierten Regierungssystem Marokkos seit der ersten von König Hassan
erlassenen Verfassung 1962 (weitere erließ er 1970, 1972, 1992 und 1996) immer Parlamente
und Parteien, die aber nur insoweit geduldet wurden, so lange die Position des Königs als
Herrscher des Landes und Führer der Gläubigen nicht angetastet wurde (Campbell 2003).

29 Der marokkanische Politikwissenschaftler Abdeslam M. Maghraoui (2001: 73–76) zeigte sich, wie viele, sehr
überrascht von den zwei Millionen Marokkanern, die Hassan II. bei seiner Beerdigung im Juli 1999 trotz seiner
Unpopularität und „his devastating social and political legacy“ die letzte Ehre erwiesen, und bezeichnete es als
„Paradox of the Popular (but Unjust) Prince“.
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Bis 1977 waren die Zeiten mit einem Parlament jedoch kurz: Nur zwischen Oktober 1963
und Juni 1965 und von Oktober 1970 bis Oktober 1971 war es nicht suspendiert. Ab 1977
kam es dann aber zu einer Wiederaufnahme der parlamentarischen Arbeit, die sich bis 1992
konsolidierte (Baaklini et al. 1999: 112–115). Mit der Verfassung von 1992 wurden die Rechte
des Parlamentes deutlich erweitert; die autokratische Grundstruktur des politischen Systems
blieb jedoch erhalten. Die nochmalige Verfassungsänderung 1996 nahm z. B. die langjährige
Forderung der Opposition auf, alle Mitglieder des Repräsentantenhauses direkt zu wählen
(Baaklini et al. 1999: 115–124). Bei den ersten Wahlen nach den neuen Regeln am 14.11.1997
ging die sozialistische USFP als Siegerin hervor und wurde zur stärksten Partei, was auch
König Hassan II. anerkannte, indem er im Februar 1998 ein Kabinet unter der Leitung des
sozialistischen Premierministers Abderrahman Yusufi berief (ausführlich dazu: Martin-Muñoz
2000: 105–112).

Es gab also durchaus schon demokratische Ansätze im illiberalen politischen Systems
Marokko, als 1999 König Mohammed VI. den Thron übernahm. Eine seiner ersten Aktionen
war die Freilassung politischer Gefangener, darunter auch lautstarke Kritiker des Regimes
wie der Führer der islamischen Partei Al Adl Wal Ihsan, Scheich Abdessalam Yassine. Als
deutliches Zeichen für die Kurswende kann auch die Entlassung des langjährigen (1979 –
1999) Innenministers Driss Basri, des nach König Hassan II. mächtigsten Mannes im Makhzen,
gewertet werden. Er war der Hauptvertreter des repressiven Kurses gegen die Opposition,
Organisator des Unterdrückungsapparates und symbolisierte die autoritäre Herrschaft König
Hassans II. (Zerhouni 2004: 68). Weiterhin schrieb Mohammed VI. sich die Bekämpfung der
Armut auf die Fahnen und schürte im In- und Ausland die Hoffnungen auf einen schnelleren
Umschwung der marokkanischen Politik (s. z. B. MacLeod 2000). Trotzdem vollführt der
König weiterhin „den moralischen Spagat zwischen dem Dasein eines Weltmanns und dem
eines Feudalherrn aus dem hohen Mittelalter“(Chimelli 2002: 32). Der Weltmann vertritt
Marokko nach außen und nach innen, indem er sich für Demokratisierung und Liberalisierung
einsetzt; der Feudalherr ist weiterhin der größte private Unternehmer und Eigner von
Firmen, Grund und Boden in Marokko und versucht, diese Pfründe gewinnbringend zu
verwalten (Campbell 2003). Außerdem ist er in den Makhzen eingebunden, der zwar nicht
mehr in seiner traditionellen Form besteht, aber immer noch „a theobureaucratic authority
supported by a traditional oligarchy“ ist (Claisse 1987: 36). Zu diesem Makhzen gehören
die engen Vertrauten des Königs, wichtige Familien, dominante ethnische Gruppen, das
religiöse und militärische Establishment und führende Geschäftsleute (s. Claisse 1987: 36
und Zerhouni 2004: 68–69). Aber auch dieses Geflecht aus patrimonialen und traditionalen
Beziehungen versuchte Mohammed VI., zur Modernisierung des Landes zu nutzen und nicht
zu marginalisieren und sich dadurch die Gegnerschaft wichtiger Eliten zuzuziehen (Lüders
2000).

Die Wahlen zum nationalen Parlament, die 2002 durchgeführt wurden, werden als die
ersten freien und fairen Wahlen seit der Unabhängigkeit Marokkos angesehen (Šenkyř 2002:
70, 76). Die Ernennung des parteilosen ehemaligen Innenministers Driss Jetou zum Premier-
minister zeigte aber, dass der König durchaus seine Vertrauten in hohe Positionen bringt und
somit weiterhin großen Einfluss auf die Tagespolitik nimmt (Šenkyř 2002: 70). Besonders
bei den gesellschaftlichen Reformen, von denen vor allem die Frage der Frauenrechte die
Tagespolitik dominierte (Howe 2005: 145–170), beweist Mohammed VI. Mut zu Reformen
von oben. Im Oktober 2003 beendete er die Diskussion, indem er eine weitreichende Besser-
stellung der Frau im Familien- und Erbrecht und in der Gesellschaft allgemein mit einer Rede
einforderte und durchsetzte (Schmid 2003). Hierbei nutzte er seine religöse Legitimation als
„Commander of the Faithful“, um zumindest von gemäßigten islamistischen Gruppierungen
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die Akzeptanz dieser Entscheidung zu erwirken. Schon im Vorfeld der Wahlen 2002 setzte
Mohammed VI. eine für die arabische Welt vollkommen neue Frauenquote von ca. 10 % für
die Parlamentsmitgliedschaft durch; auch für die islamische Partei PJD zogen sechs (insge-
samt 35) weibliche Abgeordnete ins Parlament ein (Šenkyř 2002: 81). König Mohammed
VI. setzt sich also oftmals an die Spitze von Reformbewegungen hin zur Demokratie; seine
westlich-akademische Ausbildung (seine Dissertation verfasste er über die EU und deren
Beziehungen zu Marokko) und seine Erfahrung in europäischen politischen Institutionen
(er absolvierte ein Praktikum bei der EU-Kommission; s. Chimelli 1999) verbindet er mit
den Möglichkeiten, die ihm seine hervorgehobene Stellung im Lande bietet, zu einer Politik,
die versucht, Marokko von oben zu reformieren. Auch hier ist das Ziel, Macht und Einfluss
zu transformieren und die Legitimation der königlichen Position auf eine breitere Basis
zu stellen. Hierzu dienten auch die unterschiedlichen Liberalisierungsbestrebungen: die
Presse ist wesentlich freier als noch zu König Hassans Zeiten, Marokko besitzt mittlerweile
eine lebendige Zivilgesellschaft und die Menschenrechtslage hat sich deutlich verbessert
(Hochman 2007: 70)

Mittlerweile ist aber die Demokratisierung des politischen Systems ins Stocken geraten.
Die Verfassung von 1996, die dem König weitreichende Rechte gibt: Z. B. sitzt er den
Kabinettssitzungen vor (Art. 25), er kann die Regierung absetzen (Art. 24) und per Dekreten
regieren (Art. 29). Außerdem behält sich der König weiterhin die spezielle Verantwortung
für die Außenpolitik, Verteidigung, Innenpolitik, religiöse Angelegenheiten und Justiz vor
und ernennt die entsprechenden Minister selbst. All diese Regelungen gehen zu Lasten des
Premierministers (Herb 2005: 183), der wenig Raum für eine eigene Politikgestaltung hat.
So konnte auch der USFP-Politiker Youssoufi von 1998 – 2002 im Amt des Premierministers
nicht die Hoffnungen erfüllen, die mit seiner Amtsübernahme verbunden waren (Šenkyř
2002: 82). In den Wahlen 2002 und 2007 musste die USFP deutliche Stimmenverluste
hinnehmen(Hamzawy 2007: 4).

Bei den Wahlen von 2007 gab es mit einer Wahlbeteiligung von nur 37 % einen histo-
rischen Tiefstand. Begründet wird dies hiermit, dass das Parlament aufgrund der durch
das Wahlsystem begründeten Fragmentierung und seiner verfassungsrechtlichen Stellung
kaum Entscheidungsrechte hat. Es spielt keine aktive Rolle in der Politikimplementation und
wird von vielen Marokkanern als gescheiterte Institution angesehen, die ihre ökonomischen
und sozialen Probleme nicht lösen kann (Hamzawy 2007: 1–2). Da die Demokratisierung
in Marokko zumeist eine Antwort der jeweiligen Regierungen auf Krisensituationen waren
(Korany 1998: 176–177), könnten auch jetzt wieder weitere Schritte folgen. Um die Stabilität
des Landes weiterhin zu erhalten und die Demokratie zu stärken, ist auch aus Sicht des
marokkanischen Oppositionellen Saad Eddin Al Othmani (PJD-Vorsitzender) eine verstärte
Kooperation der Monarchie mit der Opposition notwendig:

„The monarchy holds political power and also has the support of the Moroccan
public. We feel that this does not contradict democracy; there are numerous
monarchies in the democratic West. We must change the place of the monarchy
within the political system and cultivate the relationship among the various powers,
but the monarchy has always been one of many actors in the development of
modern Morocco. I believe the next step in our political development should be
enhanced cooperation between the monarch and other political actors“ (zit. in:
Hamzawy 2005a).

Trotz der genannten Einschränkungen hat für den Demokratieforscher Larry Diamond
(2008: 281–283) Marokko aufgrund des schon erreichten Grades an politischem Pluralismus,
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der verbesserten Frauenrechte und Pressefreiheit, dem gewährten Raum für Kritik und
der Initiative in der Zivilgesellschaft derzeit die besten Aussichten für eine ernsthafte
demokratische Reform in der arabischen Welt.

6.4 Vergleichende Analyse

Nach der Betrachtung der länderspezifischen Besonderheiten werde ich nun mehrere Aspekte
der Reformprozesse mit dem Fokus auf Demokratisierung und Liberalisierung vergleichend
analysieren.

Freie und faire Wahlen unter Einschluss aller erwachsenen Bürger gelten als ein zentrales
Merkmal von demokratischen Regierungssystemen (so z. B. Dahl 1998: 37–38). Sie haben
aber, wie auch legislative Körperschaften und Parlamente, in der politikwissenschaftlichen
Forschung über die arabischen Länder lange Zeit kaum eine Rolle gespielt (Baaklini et al.
1999: 1). Seit den späten 1980er Jahren ist im Zuge der Öffnung der dortigen politischen
Systeme auch die Bedeutung der Parlamente gestiegen:

„In fact, the new prominence of Arab legislatures – whether measured by their
number, influence, or the presence within them of active and vocal oppositions
– has become one of the major trends in Arab politics in recent years“ (Baaklini
et al. 1999: 1).

Eine Vorreiterrolle spielen dabei die monarchisch regierten Länder, in denen entweder
aufgelöste oder deaktivierte Parlamente wieder eingesetzt (Jordanien, Kuwait, Bahrain) oder
neue Parlamente mit unterschiedlichen Machtbefugnissen installiert wurden (Saudi-Arabien,
Oman, Katar; s. Tab. 6.1).

Aber in allen untersuchten Ländern ist die Einführung von Parlamenten und Wahlen
kein Selbstzweck; nicht Demokratisierung per se steht auf der Tagesordnung, sondern
Demokratisierung zur Sicherung der Position der Monarchien:

„. . . in Jordan, Morocco, and Kuwait the legislature has become a major arena
in which the double drama of democratization and ’reinvention’ of monarchical or
family rule is played out. . . . in all three polities, parliament has been at the very
center of a strategy intended by the ruler to ensure the survival of the monarchy
(in Jordan and Morocco) or dynastic system (in Kuwait) into the twenty-first
century“ (Baaklini et al. 1999: 2).

Dementsprechend sind die Parlamente zumeist schwach und haben nur sehr begrenzte
Rechte. Viele Monarchen behalten sich die Rechte zur Parlamentsauflösung oder zur Er-
nennung zumindest eines Teils der Abgeordneten vor, sei es, dass ein Quorum oder eine
zweite, ernannte Kammer besteht. Da die Monarchen ihre Macht erhalten und verstärken
möchten, setzen sie Wahlregelungen ein, die die Stabilität verbessern. In allen arabischen
Monarchien gibt es entweder sehr zersplitterte Parteiensysteme, oder Parteien sind ganz
verboten. Dies liegt zum einen daran, dass die Monarchen Wahlgesetze bevorzugen, die zur
Repräsentation einer großen Menge der gesellschaftlichen Kräfte führen, zwischen denen sie
als Hauptvermittler tätig sein können. Zum anderen könnte eine einzige, dominante Partei
mit dem Monarchen um die Macht konkurrieren. Somit ist die politische Diversifität und
der Wettbewerb unter vielen recht schwachen Konkurrenten wichtig für die Stabilität der
monarchischen Herrschaft (Lust-Okar und Jamal 2002: 352–353).
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Tabelle 6.1: Parlamente und ihre Rechte

System Name Jahr der
Einführung

Mitgliederanzahl und
Rekrutierungsverfahren

Bahrain Zweikammer-
system

a) Shura
Council
b) National
Assembly

a) 1992
b) 2002

a) 40 Mitglieder (seit 1996);
Ernennung durch König auf 4 Jahre;
Verlängerung möglich
b) 40 Mitglieder; Direktwahl für 4
Jahre; zuletzt 25.11./02.12.2006

Jordanien Zweikammer-
system

a) Senat (Majlis
al-Ayan)
b) National-
versammlung
(Majlis
al-Umma)

b) Wiederein-
setzung
1989

a) 55 Mitglieder; Ernennung durch
König auf 4 Jahre
b) 110 Mitglieder; Wahlen für 4 Jahre;
zuletzt 20.11.2007

Katar Beratende
Versammlung

Majlis al-Shura 35 Mitglieder; Ernennung durch König
auf 4 Jahre

Kuwait National-
versammlung

1962 50 Mitglieder; Wahlen auf 4 Jahre;
zuletzt 29.06.2006

Marokko Zweikammer-
parlament

a) Abgeord-
netenkammer
b) Kammer der
Berater

beide: 1996 a) 325 Sitze, auf 5 Jahre in einer
allgemeinen Direktwahl gewählt;
zuletzt 07.09.2007
b) 270 Sitze, auf 9 Jahre indirekt über
Wahlmänner gewählt, wobei 3/5 lokale
Mandatsträger und 2/5 Vertreter der
Berufsverbände und der
Arbeitnehmerorganisation sind. Alle 3
Jahre werden 1/3 der Mitglieder neu
gewählt.

Oman Zweikammern-
parlament

a) Oberhaus
(Majlis
al-Dawla)
b) Unterhaus
(Majlis
al-Shura)

a) 1981 (als
State
Consultative
Chamber)
b) 1991

a) 58 Sitze, Ernennung durch Sultan
b) 83 Sitze; seit 2003 in allgemeiner
Direktwahl auf 4 Jahre gewählt; zuletzt
27.10.2007

Saudi-
Arabien

Beratende
Versammlung

Majlis al-Shura 1992/1993 120 Mitglieder, auf 4 Jahre von König
ernannt

VAE Beratende
Versammlung

Federal
National
Council (Mahlis
al-Ittihad
al-Wattani)

40 Sitze; Mitglieder durch die
Herrscher der 7 Emirate auf 2 Jahre
ernannt

In Marokko wurde 1962 erstmals ein Einkammerparlament eingeführt. 1965 wurde es aufgelöst; 1970–71 wieder
eingeführt und aufgelöst; dann fanden 1977, 1984 und 1992 Wahlen statt, wobei zuvor jeweils die Verfassung
geändert wurde, um „neue Regeln für die Parlamentsbildung“ zu schaffen (Šenkyř 2002: 71–72).
Quellen: CIA: 2004; Zugriffsdatum 31.03.05; Herb 2003a; http://english.mofa.gov.qa/details.cfm?id=46 (Zugriffs-
datum 04.04.05); Šenkyř 2002; Carpenter und Henderson 2007; Gause 2007a; Wegner 2007

Allerdings fand in den Monarchien, in denen gewählt wurde, eine stetige Ausweitung
des Elektorats statt. Auch dies ist unter dem Gesichtspunkt der Inklusion eines möglichst
großen Teils der Bevölkerung ins Herrschaftssystem zu sehen. Auch Frauen haben von der
Erhöhung des Bildungsstandes und der Verbesserung der Kommunikationstechnologien
profitiert und können trotz teilweise rigider Interpretationen des Islam nicht mehr länger
von der Partizipation ausgeschlossen werden. Selbst im saudischen Herrscherhaus gibt es
Stimmen, die diese Position bestätigen. Laut seiner Tochter Adelah bint Abdullah ist selbst
König Abdullah

„keen to expand women’s role as active members of society and partners in
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overall productivity. I wish society understood his vision of Saudi women. He
believes that ’a capable woman brings honor to her father, brother and son.’
He is confident of women’s capabilities as participants in society’s development.
He wants women to have a greater role, not because they are weaker but in
recognition of their efficiency, sense of responsibility and energy – none of which
are inferior to man“ (zit. in o. V. 2006e)30.

Ähnlich argumentierte der saudische Außenminister Saud al-Faisal al-Saud in einem Interview
mit Spiegel online:

„Wir haben im Übrigen noch viel wichtigere Rechte der Frau (als Auto fahren
zu dürfen, H.E.) zu verwirklichen: das Wahlrecht zum Beispiel oder ihr Recht,
den Beruf ihrer Wahl zu ergreifen. Auch gegen diese Reformen gibt es keinerlei
Widerspruch, der sich aus dem Koran herleiten ließe“ (zit. bei Windfuhr und Zand
2005).

Die langsame Ausweitung der Frauenrechte und ihrer politischen Stellung in den arabi-
schen Monarchien erscheint in Folge dessen heute als eine der wahrscheinlicheren nächs-
ten Reformschritte. Allerdings wird es dagegen auch große Widerstände sowohl aus den
herrschenden Eliten als auch aus der Bevölkerung geben, die von der neo-patrimonialen
Eingebundenheit und den tribalistischen Strukturen profitieren:

„The Gulf states are not governed by their people, neither are they run by
democratic means. Political-tribalism is an obstacle to democracy“ (Kostiner 2002:
214).

Die Hoffnung des Westens ist, dass durch demokratische Reformen säkulare, liberale Kräfte
mehr Macht in den arabischen Ländern bekämen. Doch nicht diese, sondern die islamisti-
schen Bewegungen sind die politische Alternative dort (so Blanche 2005: 23):

„In the Islamic world, from the Palestinian Authority to Iran to Pakistan, de-
mocratization has led to an increasing role for theocratic politics, eroding long-
standing traditions of secularism and tolerance. In many parts of that world, such
as Tunisia, Morocco, Egypt, and some of the Gulf States, were elections to be held
tomorrow, the resulting regimes would almost certainly be more illiberal than the
ones now in place“ (Zakaria 1997: 28).

So kann man beobachten, dass die Entwicklung z. B. in Saudi-Arabien eher in Richtung des
Konservatismus denn des Liberalismus geht, dass also eine politische Liberalisierung und
das Wachstum einer Zivilgesellschaft die Islamisten stärken würde (so Byman 2005: 69). Dies
scheint durch den Ausgang der erstmals im Frühjahr 2005 durchgeführten Kommunalwahlen,
bei der die Islamisten mit der Unterstützung der Ulama deutlich gewannen (hierzu Abou-
Alsamh 2005) bestätigt zu werden. Es gibt viele ähnliche Beispiele in der arabischen Welt, in
denen die islamische und islamistische Parteien bei Wahlen reüssieren.

Wenn allerdings ein demokratischer Grundkonsens sowohl von den monarchischen Eliten
als auch von der islamischen und islamistischen Opposition akzeptiert wird, zeigt die Empirie,
dass die Wahlen in den arabischen Ländern nicht zur Stärkung des Islamismus führen. So
beobachtet der ägyptische Soziologe Saad Eddin Ibrahim:

30 Allerdings gibt sie in der Folge zu, seine Position zur Teilnahme von Frauen an Wahlen nicht zu kennen (o. V.
2006e).
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„In fact, wherever ruling regimes allow an opening for participation of all
political factions, the Islamist center ist strengthened over its right wing“ (Ibrahim
2004b: 45).

Auch Ottaway und Carothers (2004: 26) betonen, dass bei den in Jordanien, Marokko, Kuwait
und Bahrain durchgeführten Wahlen die Islamisten durchweg bescheidene Wahlergebnisse
erzielt hätten und – selbst ohne die Eingriffe der Regierungen in den Wahlablauf – keineswegs
die Wahlen gewonnen hätten. Außerdem verstärkt sich nach dem Parlamentseinzug von
islamistischen Parteien deren Interaktionen mit säkularen Parteien und Gruppen, wie Judy
Barsalou (2005) nachweist. Das Beispiel der Muslimbruderschaft in Jordanien, der PJD
in Marokko und auch vieler islamisch-konservativer Abgeordneter in den Golfmonarchien
zeigt, dass für die Monarchien die gemäßigten Islamisten keine Gefahr, sondern mögliche
Kooperationspartner darstellen, die sie mit den säkularen Kräften ausbalancieren können.

Parlamentarismus und Wahlen sind in den arabischen Monarchien durchaus vorstellbar; in
der derzeitigen, gerade für die Ölmonarchien sehr positiven wirtschaftlichen Phase, in der
keine Krise des Rentierstaates und auch – bis auf Saudi-Arabien und Kuwait – keine Nachfol-
gefragen akut sind und alle untersuchten Monarchien als intern konsolidiert gelten können,
haben die Monarchen, die überall die Reformprozesse von oben einleiten und steuern, kaum
ein Interesse daran, den Status quo zu verändern. Es sind derzeit nur noch Trippelschritte,
d. h. Veränderungen, die nicht die Substanz der Herrschaftssysteme angreifen, in Richtung
Parlamentarismus und Wahlen zu erwarten.

Somit sind derzeit auch keine durchgreifenden Veränderungen der Verfassungen zu erwar-
ten, die allesamt die monarchische Prärogative verankern. Allerdings ist allein der Umstand,
dass die Herrscher im Oman, in Saudi-Arabien, in Marokko, in den VAE, in Katar und Bahrain
Verfassungen erließen, die eine gewisse konstitutionelle Bindung der Monarchien implizie-
ren und zumeist auch partizipative Elemente enthalten, schon als bedeutende Entwicklung
anzusehen (s. Tab. 6.2).

Für alle diese Verfassungen gilt, was der Rechtswissenschaftler Rainer Wahl für die
Verfassungsgebung in den deutschen Kleinstaaten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts
beobachtete:

„Entstanden sind die Verfassungen jedenfalls aus einem verfassungspolitischen
Kalkül der Monarchen. Die Form der geschriebenen Verfassung wird zu einem
politischen Zweck benutzt, der nicht in der umfassenden Grundlegung des Staates
besteht: zur dynastischen Selbsterhaltung“ (Wahl 2003: 62).

Das saudische Grundgesetz bietet hierfür ein sehr gutes Beispiel. König Fahd präsentierte es
1. März 1992 der Öffentlichkeit; es solle „in seiner Bedeutung einer Verfassung gleichkom-
men“ (Ibrahim 1992: 450). Allerdings habe, so der König, auch vorher kein Verfassungsvaku-
um geherrscht, da der „Koran, die Tradition des Propheten und das islamische Recht stets
Leitprinzipien des saudischen Staates gewesen“ seien (Ibrahim 1992: 450). Trotzdem wurde
vor allem der Druck innerhalb der königlichen Familie, insbesondere bezüglich der offenen
Nachfolgefrage, so stark, dass König Fahd zum Handeln gezwungen war. Nachdem die ersten
vier Artikel „Allgemeine Grundsätze“ (Souveränität, Staatsreligion, Hauptstadt, Feiertage,
Flagge und Symbole) festlegen, regelt der Artikel 5 die Thronfolge und das Verhältnis von
König und Kronprinz und sorgt so für Klarheit 31 Diese Regelungen werden auch bis heute

31 S. die deutsche Übersetzung des saudischen Grundgesetztes bei Twal 2003: 153 – 171.
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Tabelle 6.2: Verfassungen in den arabischen Monarchien

Erste Verfassung Revisionen gültige Verfassung

Bahrain 1973 National Charter 2001 vom 14.02.2002; durch
Hamad bin Isa al-Khalifa
erlassen, der sich damit
gleichzeitig zum König
ausrief

Jordanien 1952 häufige Ergänzungen vom 01.01.1952; durch
König Talal erlassen

Katar 1972: provisorische Ver-
fassung

mehrere Änderungen u.
Ergänzungen

seit 1999 durch ein Ent-
wurfskomitee formuliert,
am 29.04.03 per Volksab-
stimmung angenommen;
am 08.06.2004 vom Emir
per Dekret befürwortet;
seit dem 09.06.2005 in
Kraft

Kuwait 1962 vom 11.11.1962; erlassen
durch Emir Abdullah Al-
Salim Al-Sabah

Marokko 1962 04.09.1992: revidierte
Verfassung;
10.02.1972: neue Verfas-
sung erlassen
1970: Verfassungsände-
rungen

vom 13.09.1996

Oman 1996 vom 06.11.1996; erlassen
durch Sultan Qabus bin
Said

Saudi-Arabien März 1992 „Basic Law of Govern-
ment“ vom März 1992

VAE Vorläufige Verfassung von
1971

1996 als permanente Ver-
fassung installiert

Quellen: http://english.mofa.gov.qa/details.cfm?id=80 (Zugriff 04.04.05); Institut für öffentliches Recht der Universi-
tät Bern http://www.oefre.unibe.ch/law/icl/index.html; Cubertafonds 1997: 16; CIA 1999–2007 2007.

inklusive der Ergänzungen, die König Abdullah 2006 und 2007 vornahm (s. Kap. 5.1.4) von
allen al-Sauds akzeptiert; es ist ihnen klar, dass Uneinigkeit in dieser Frage die Legitimation
und den Machterhalt gefährdet.

Wie die Monarchen der Region zu Maßnahmen eingestellt sind, die der Begrenzung der
Regierungsmacht und echter Rechtsstaatlichkeit dienen, zeigt eine Aussage von Sultan
Qabus:

„My first priority is to establish a judicial system – a Supreme Court and other
judges and courts. . . .

The Supreme Court will be the guardians of the law. Without that you can’t have
a proper government. They are the ones to say what is right and wrong. My role
is to see that the interests of the people are taken into account. It’s not my role
to interpret the law. Only if certain basic things go wrong would I intervene, as
would any head of state. And I will appoint the judges“ (zit. in: Miller 1997: 16).

Auf der einen Seite möchte Sultan Qabus durch die Etablierung des Verfassungsgerichtes
kritische Entscheidungen nicht mehr fällen müssen, aber auf der anderen Seite die Macht
durch die Ernennung der Richter seine immer noch mögliche Interventionsmöglichkeit
erhalten.
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Tabelle 6.3: Politische und bürgerliche Freiheitsrechte

1995 2000 2005 Kommentar zur Entwicklung in 2004

Bahrain 6,6 NF 7,6 NF 5,5 PF Deutliche Verbesserung nach Verfas-
sungsreform 2001

Jordanien 4,4 PF 4,4 PF 5,4 PF leichte Verschlechterung (weniger Pres-
sefreiheit), aber immer noch bester
Wert der Monarchien

Katar 7,6 NF 6,6 NF 6,5 NF Verbesserung durch neue Verfassung.
Kleinere Fortschritte in akademischer
Freiheit und bei Frauenrechten

Kuwait 5,5 PF 4,5 PF 4,5 PF Keine bedeutenden Reformen in 2004,
daher Stagnation

Marokko 5,5 PF 5,4 PF 5,4 PF Neues Familienrecht (2004) gewährt
Frauen mehr Rechte

Oman 6,6 NF 6,5 NF 6,5 NF Starke Konzentration der Macht bei Sul-
tan Qaboos

Saudi-Arabien 7,7 NF 7,7 NF 7,6 NF Leichte Öffnungen im politischen Sys-
tem zeigen sich noch nicht auf individu-
eller Ebene

VAE 6,5 NF 6,5 NF 6,6 NF Stagnation

Erläuterungen: Die erste Zahl gibt jeweils die Einstufung der politischen Freiheitsrechte, die zweite die der
bürgerlichen Freiheitsrechte auf einer Skala von 1 (höchster Grad an Freiheit) – 7 (niedrigster Grad an Freiheit) an.
NF (Not Free) und PF (Partly Free) geben eine zusammenfassende Einstufung durch Summierung beider Werte und
anschließender Mittelwertbildung an (1,0 – 2,5 = Free; 3,0 – 5,0 = Partly Free; 5,5 – 7,0 Not Free; ausführliche
Erläuterungen bei Lauth (2004: 268–274).
Quelle: Freedom House 2005; Zahlen für 2005: Piano und Puddington 2006: 122–123.

Trotzdem sind die Verfassungen ein deutlicher Schritt hin zu Rechtsstaatlichkeit und
der Etablierung konstitutioneller Monarchien. In der Verfassung verbriefte Rechte können
potentiell z. B. vom Parlament genutzt werden, wie der Konflikt um die Nachfolge von Emir
Jabir al-Sabah in Kuwait Anfang 2006 gezeigt hat (s. 133). Der US-Politologe Nathan Brown
kommt in seiner Analyse der arabischen Verfassungen zu der Feststellung:

„. . . it can be argued that there are no facade constitution in the Arab world“
(Brown 2002: 7).

In allen Verfassungen der arabischen Monarchien sind die persönlichen Rechte und Frei-
heiten der Bürger verbrieft, wenngleich, wie in Saudi-Arabiens Basic Law, in einigen Teilen
rudimentär32. Während die arabischen Monarchien im ökonomischen Bereich eine deutliche
Liberalisierungsstrategie befolgen (s. Kap. 4.1) und sich damit im Vergleich als ökonomisch
liberaler als die meisten anderen arabischen Staaten positionieren (Kane et al. 2007: 67–69),
hinkt die tatsächliche Entwicklung bei den politischen und bürgerlichen Freiheitsrechten
hinterher. Die NGO Freedom House in New York stuft alle untersuchten Länder in die
Kategorien not free oder partly free ein (s. Tab. 6.3).

Im internen Vergleich stehen Jordanien, Marokko, Bahrain und Kuwait mit der Einstufung
„teilweise frei“ am besten da33. Die in den 1990er Jahren durchgeführten Reformen führten

32 VAE: Art. 25 – 44; Kuwait Art. 27 – 49; Oman Art. 15 – 40; Bahrain Art. 17 – 31; Katar Art. 34 – 58; Saudi-Arabien
Art. 23 – 43; Jordanien Art. 5 – 23; Marokko Art. 1 – 18.

33 Auch eine jüngst durchgeführten Studie der Economist Intelligence Unit bestätigt dieses Bild. In dieser
Untersuchung kommt Marokko auf den besten Wert der Monarchien, gefolgt von Kuwait und (gleichauf)
Jordanien und Katar. Schlusslicht ist Saudi-Arabien (o. V. 2005d), dass aber im Freedom House Survey 2005
erstmals bei den bürgerlichen Freiheitsrechten nicht auf den schlechtesten Wert 7, sondern auf 6 eingestuft
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in sechs der acht Monarchien – bis auf Jordanien und den VAE – zu einer Verbesserung im
Freedom-House-Index seit 1995. Gleichwohl gibt es in allen abgefragten Bereichen einen
deutlichen Rückstand gegenüber den etablierten Demokratien.

Auffällig ist in der vergleichenden Analyse, dass in vielen Monarchien die Reformen
entweder zur Abwendung innerer Krisen (ökonomisch wie in Jordanien und Marokko Ende
der 1980er Jahre oder politisch wie die Delegitimation der al-Sauds durch die Stationierung
der US-Truppen Anfang der 1990er Jahre) oder nach einem Wechsel des Monarchen (Katar
1995; Bahrain, Jordanien, Marokko 1999) initiiert wurden. Im zweiten Fall kann man darin fast
eine Umkehrung des alten Diktums von Niccolo Machiavelli sehen, zu Beginn der Herrschaft
die Grausamkeiten zu begehen, die notwendig sind, um die Herrschaft zu sichern (Machiavelli
o. J.: 45). In modernen arabischen Monarchien trägt aber offensichtlich die Ankündigung und
Durchführung von Reformen dazu bei, dass ein neuer Monarch Ansehen und Legitimation in
der Bevölkerung erwirbt. Da er allerdings in einer bestehenden, die Monarchie stützenden
Eliten- und Politikstruktur seinen Posten übernimmt, ist es nach anfänglichen Reformen
nicht möglich, diese weiterhin zu betreiben. Sie gehen nur soweit, dass die Unterstützung
der Bevölkerung neu gesichert wird, die Machtbasis in den bestehenden Eliten aber nicht
unterminiert wird. Somit bleiben die Reformbemühungen begrenzt, bis es für den Monarchen
wieder die Notwendigkeit gibt, den Druck aus dem Kessel „Öffentlichkeit“ abzulassen und
die Partizipation der Bevölkerung weiter zu erhöhen. Es entsteht ein langfristiges, zyklisches
Muster krisengetriebener (wenn man die Nachfolge als einen Moment potentieller Krisen
ansieht) Reformen hin zu Liberalisierung und Demokratisierung.

6.5 Zwischenfazit

Für alle arabischen Staaten und daher auch für die Monarchien gilt, dass Reformen von den
Herrschenden immer nur soweit zugelassen und unterstützt werden, wie sie ihren Zwecken
und Zielen, d. h. insbesondere der Herrschaftssicherung dienen. Gwenn Okruhlik nennt
dies aus westlicher Sicht und mit speziellem Blick auf Saudi-Arabien „the irony of islah
(reform)“ (Okruhlik 2005). Wenn man die Maßstäbe der westlichen Demokratie anlegt, sind
die bisher in den arabischen Monarchien vorgenommenen Reformen noch unzureichend.
Wahlen werden von oben gesteuert, Wahlkreise und -modi von Fall zu Fall zurechtgeschnitten,
um gewünschte Ergebnisse zu erzielen (s. Jordanien). Das Elektorat wird möglichst klein
gehalten und auf einen Kern langansässiger Bürger reduziert, und die Parlamente haben
zumeist ausschließlich oder doch eher beratende Funktion. Die Regierung ist auf jeden Fall
weiterhin vom Monarchen abhängig und wird von ihm ein- und abberufen. Der Monarch
bleibt aktiv in der Regierung des Landes eingebunden.

Eine andere Sichtweise beleuchtet eher die Fortschritte, die seit Beginn der 1990er Jahre
gemacht wurden, und die in allen untersuchten Ländern beachtlich sind. Persönliche Frei-
heiten wurden ausgeweitet, Wahlrechte (auch für Frauen) eingeführt, gewählte beratende
und/oder mit legislativen Rechten versehene Körperschaften eingerichtet, Rechtssicherheit
verstärkt und Verfassungen erlassen. Es ist eine Politik der kleinen Schritte, bei der die Rech-
te der Bürger nur langsam ausgeweitet und ihnen zögerlich Mitspracherechte eingeräumt
werden. Der Vorteil dieser Strategie liegt darin, dass die Stabilität der Regierungen und

wurde (s. Piano und Puddington 2006: 123). Seit 2005 sind die Einstufungen der acht arabischen Monarchien
im Freedom-House-Index konstant (http://www.freedomhouse.org/template.cfm?page=372&year=2007; Zugriff
29.11.07).
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6 Stabilität durch Reformen?

Gesellschaften trotz der ökonomischen, soziodemographischen und politischen Risiken und
Gefahren bisher gewahrt blieb.

189



7 Fazit: Arabische Monarchien – modern und

zukunftsfähig?

Zur Beantwortung der Hauptfragestellung dieser Arbeit, wie es im Nahen und Mittleren
Osten in acht Ländern gelang, mit zunächst scheinbar anachronistischen, unzeitgemäßen
Herrschaftssystemen den Weg ins 21. Jahrhundert zu bestreiten, ihre Herrschaft auf eine
recht stabile und moderne Basis zu stellen und welche Aussichten in der nahen Zukunft
für die Monarchen bestehen, habe ich systematisch die Bereiche der Staatswerdung und
-konsolidierung, der Ökonomie, der sozialen Bedingungen und der politischen Entwicklungen
in den Ländern und im regionalen Umfeld untersucht. Die Ergebnisse in den einzelnen
Bereichen lauten zusammengefasst wie folgt:

Politikwissenschaftlich-konzeptionell schließen sich Autokratie und Monarchie nicht aus.
Vielmehr sind aktive Monarchien als Untergruppe der autokratischen Herrschaft zu klassifi-
zieren. Wesentliche Merkmal wie die limitierte Mobilisierung der Bevölkerung, der Rekurs
nicht auf eine totalitäre Ideologie, sondern auf ausgeprägte Mentalitäten und die Ausübung
der Macht in einem gut vorhersehbaren Rahmen, der aber beliebig ausgeweitet werden
kann, sind in den aktiven arabischen Monarchien zu finden. Der wesentliche Unterschied,
der die Untergruppe in Abgrenzung zu anderen Autokratien konstituiert, ist die Erblichkeit
der Nachfolge. Diese hat wesentliche Auswirkungen für die Herrschaftsausübung in diesen
Monarchien, deren auf die langfristige Stabilität der Regime ausgerichtete Politik in einem
gewissen Maße die Wünsche und Bedürfnisse der Bürger mit einschließen muss und sich
nicht primär auf den staatlichen Gewaltapparat gründet. Da der Horizont der Herrscher
nicht nur die eigene Herrschaftszeit, sondern die Sicherung der Herrschaft für die Dynastie
umfasst, ist die Langfristperspektive in stärkerem Maße gegeben als in republikanischen
Autokratien.

Die Monarchien haben wesentlich an der Staatswerdung ihrer jeweiligen Länder mitge-
wirkt. In dieser Phase war ihre Herrschaft immer stark gefährdet, sei es dadurch, dass die
dominanten ausländischen (Kolonial-)Mächte ihre Interessen durchsetzen wollten und damit
ihre Unterstützung mehr oder minder groß war, oder sei es dadurch, dass zuerst intern der
Machtanspruch der jeweiligen Herrscherfamilie durchgesetzt werden musste, was durchaus
auch gewalttätig geschah. Diese Phase der Staatsgründung und ersten Machtkonsolidierung
dauerte in den größeren untersuchten Ländern, Saudi-Arabien, Marokko und Jordanien,
jeweils etwa zwanzig Jahre nach der Erlangung der Unabhängigkeit. In den kleinen Golfmon-
archien, in denen die jetzigen Herrscherhäuser schon lange ansässig sind, ging dies nach
der Unabhängigkeit wesentlich schneller. In einer zweiten Phase herrschte aufgrund der
Erfahrungen aus der Konsolidierungsphase in den Herrscherhäusern eine Verunsicherung
über ihre Position, die sich in einem straff autoritären Führungsstil widerspiegelte. Diese
Phase lag zeitlich zwischen 1975/80 bis Anfang der 1990er Jahre. Zu diesem Zeitpunkt
konnten die jeweiligen Herrscherhäuser intern als etabliert gelten. Die Erfahrung aus der
an sich traumatischen Kuwait-Besetzung durch den Irak, dass starke Staaten wie zualler-
erst die USA aus ihrem Interesse an der Sicherung der Ölversorgung heraus den Bestand
der Golfmonarchien garantieren, führte mit zu der langsamen und leichten Öffnung der
Regierungssysteme.

190



7 Fazit: Arabische Monarchien – modern und zukunftsfähig?

Die arabischen Monarchien sind moderne Herrschaftssysteme. Sie haben einen National-
staat etabliert, üben ihre Herrschaft im bürokratischen Rahmen mit modernen Informations-
und Kommunikationstechnologien aus, setzen mittlerweile in unterschiedlicher Art und Wei-
se (von der Konsultation über Proto-Parlamente mit eingeschränkten Rechten bis hin zum
ethnokratischen Parlamentarismus in Kuwait) auf die Partizipation ihrer Staatsbürger und
nutzen moderne MIttel der Ausübung der Staatsgewalt. Allerdings steht diese Modernität
auf einer traditionalen Basis. Sowohl die monarchische Herrschaftsform als auch die kon-
krete Ausübung der Herrschaft basiert auf islamischen und tribalen Werten, die sich im
arabischen Raum über viele Jahrhunderte hinweg herausgebildet haben. Eine Umgestaltung
der Herrschaft gegen diese auch in der Bevölkerung verankerten Traditionen vermeiden die
arabischen Monarchen nicht, versuchen aber, Neuerungen mit der Tradition zu verbinden
oder aus ihr heraus zu legitimieren. Ein Beispiel ist der Rekurs auf das Schura-Prinzip zur
Begründung der Reformen hin zur Liberalisierung und Demokratisierung. In der Vergangen-
heit liegende Demokratieerfahrungen wie in Kuwait oder die Tradition der Mahlise in allen
arabischen Golfstaaten bieten weitere Anknüpfungspunkte.

Die Aktivität der Monarchien umfasst nicht nur den politischen Bereich, sondern auch
Wirtschaft und Gesellschaft in einem sehr dominanten Maße. In der Ökonomie haben die
Dynastien eine zentrale Stellung in der neopatrimonialen Wirtschaftsstruktur und der aus-
gebildeten Staatsklasse inne, die über das Renteneinkommen verfügt und es allokiert und
distribuiert. Die Ökonomien aller arabischen Monarchien zeichnen sich durch lenkende
Eingriff der Herrscher aus, die, wie in Dubai, soweit reichen, dass der Emir als Vorstands-
vorsitzender seines Landes bezeichnet wird. Die Modernisierung der Ökonomie, d. h. die
Diversifizierung mit dem Ziel, weniger abhängig vom Öleinkommen zu sein, geschieht von
oben herab, gesteuert von den Monarchen und finanziert mit den Ölmilliarden. Die Erfolge
hierbei setzen die Monarchen zur Legitimierung und zur Herrschaftssicherung ein. Wie
nachhaltig einige dieser Strategien wie der ressourcenbindende Ausbau der touristischen
Infrastruktur in Ländern mit extremen Klimabedingungen und geringen Trinkwasservor-
kommen sind, ist fraglich. Die Konkurrenz der Stadtstaaten in der Golfregion, die teilweise
sehr ähnliche Strategien einsetzen, um die zahlungskräftige Kundschaft wird größer. Einige
Zweifel sind angebracht, ob ökonomisch alle diese Projekte Gewinn abwerfen können und
ob die Umweltbedingungen diesen Entwicklungsstrategien nicht mittelfristig enge Grenzen
setzen.

Die gesellschaftliche Aktivität ist nicht zuletzt durch die zentrale religiöse Stellung der Mon-
archen im jeweiligen sunnitischen Staatsislam geprägt. Zwar zeigten sich bei der genauen
Analyse die Unterschiede in der Art, wie und wie stark der Islam von den Monarchen legiti-
mierend benutzt wird, seine Zentralität ist jedoch eine Gemeinsamkeit. Über die staatlich
gelenkten Ulama üben die Monarchien Einfluss auf die Meinungsbildung in der Bevölke-
rung aus. Dabei werden die Interpretationsspielräume in den zentralen Schriften des Islam
genutzt, um die eigene Politik als islamkonform darzustellen.

Zivilgesellschaftliche Organisationen sind im Rahmen der Liberalisierung und der Demo-
kratisierung seit Beginn der 1990er Jahre in vielen untersuchten Monarchien entstanden.
Kuwait, Bahrain, Jordanien und Marokko haben mittlerweile eine lebendige Zivilgesell-
schaft, die anderen vier Länder hinken mehr oder weniger weit hinterher. Aber auch in den
erstgenannten vier Ländern versuchen die Monarchen, sowohl die säkularen als auch die
islamischen zivilgesellschaftlichen Organisationen zu kooptieren oder zu kontrollieren. Eine
Massenmobilisierung findet nicht statt. Alle Monarchien bevorzugen es, viele kleine Gruppen
oder Einzelpersonen im politischen Bereich um sich zu haben, die der Monarchie kaum
gefährlich werden und von ihr gegeneinander ausgespielt werden können. Parteien sind
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nur in Jordanien und Marokko zugelassen. Auch hier gilt, das zersplitterte Parteiensystem
kooptiert und kontrolliert wird.

Die Liberalisierungs- und Demokratisierungstendenzen sind mittlerweile in einigen Län-
dern (Marokko, Jordanien, Kuwait, Oman, Bahrain) an einem Punkt angelangt, an dem
weitere Schritte die Vorrechte und die politischen Positionen der Monarchen deutlich be-
schränken würden. Die bisherigen Reformen haben in diesen Ländern eine deutlich größere
Partizipation der Bevölkerung im politischen Prozess und die Bindung der Monarchen an
Verfassungen gebracht, die ihnen aber in der politischen Praxis nur wenige Beschränkungen
auferlegen. Die Reformprozesse sind ab 2004 deutlich ins Stocken geraten. Hierzu hat auch
die aufgrund der sehr hohen Erdölpreise und der damit verbundenen hohen Renteneinnah-
men verbesserte wirtschaftliche Situation in den Golfmonarchien beigetragen. Insbesondere
in den VAE und in Katar fehlt wegen der geringen, vom Reichtum insgesamt profitierenden
Einwohnerzahl der Druck aus dem Volk , Reformen in Richtung politischer Liberalisierung
und Demokratisierung vorzunehmen. Die unternommenen Schritte im Bereich der Presse-
freiheit (al-Jazeera, al-Arabia), der Freiheit im Bereich der Informationstechnologie oder
der Rechtssicherheit sind zwar deutlich spürbar, beschränken sich jedoch auf Bereiche, die
weniger machtrelevant sind. Kritik an der Herrschaft der eigenen Monarchen wird kaum
bis gar nicht ausgeübt. In Saudi-Arabien hat es zögerliche Schritte zu mehr Partizipation
gegeben; das Land bleibt jedoch aufgrund der weiterhin bestehenden zentralen Stellung des
wahhabitischen Islams das politisch und gesellschaftlich konservativste und Reformen am
wenigsten aufgeschlossene untersuchte Land. Ob die Stimmen auch aus dem Herrscherhaus,
die schnellere Reformen fordern, die sich auch auf den politischen Bereich erstrecken sollen,
intern Gehör finden, erscheint fraglich.

Die Bewahrung der Regimestabilität wird von allen arabischen Monarchien als zentrales
Element ihrer Politik verfolgt. Auch die durchgeführten Reformen werden von oben herab
mit diesem Ziel durchgeführt. Ebenso bestimmt dieses Ziel maßgeblich die Außenpolitik, die
in einer krisenanfälligen Region von dem Bemühen geprägt ist, externe und interne Gefahren,
Risiken und Möglichkeiten auszubalancieren. Die realistische Sichtweise überwiegt, auch
wenn in der Omnibalancepolitik auch institutionelle Komponenten (GCC) aufgenommen
werden. Gefahren von außerhalb, die wie ein iranisch unterstützter schiitischer Aufstand oder
der sunnitische Islamismus auf die Innenpolitik übergreifen können, werden als die größte
Bedrohung angesehen. Die direkte Gefahr von Angriffen auf die Territorien bleibt zwar auch
im Blick, wird aber durch die Interessen der USA an einer Sicherstellung der Ölversorgung
und der damit verbundenen Garantie für die Sicherheit der Länder am Persischen Golf
minimiert. Aber auch die Beziehungen mit den USA sind Teil der Omnibalancepolitik: Zur
Gewährung ihrer Sicherheit sind die Monarchien auf die USA angewiesen; innerhalb ihrer
Gesellschaften stößt dieses Bündnis aber auf große Kritik, die immer wieder abgefedert
werden muss.

Die Regimesicherheit wird in den dynastischen Monarchien Saudi-Arabien, VAE, Kuwait,
Katar und Bahrain wesentlich durch die Durchdringung des gesamten politischen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Raumes mit Mitgliedern der jeweiligen Herrscherfamilie
verbessert. Die Herrscherfamilien benutzen die selbe bewährte Verteidigungsstrategie wie
die altgriechische Hydra: Vielköpfigkeit. Solange die Familien in der auf Machterhalt zielen-
den politischen Grundrichtung einig sind, wird es von innen nur schwer möglich sein, sie
abzusetzen. Die Diskussion der Nachfolgefrage hat als Ergebnis gebracht, dass die Einigkeit
der Herrscherfamilien in diesem zentralen Punkt vorhanden ist und selbst ungewöhnliche
und umstrittene Nachfolgeregelungen in der jüngeren Vergangenheit niemals die Herrschaft
selbst gefährdeten. Etwas anders sieht dies in Jordanien, Marokko und dem Oman aus.
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Sowohl in Jordanien wie auch in Marokko stehen nur die Könige an der Spitze des politischen
Systems; weitere Familienmitglieder sind nicht involviert. Somit müssen sie eine andere
Art der Balancepolitik zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen betreiben. Im
Oman könnte die Nachfolge von Sultan Qabus aufgrund seiner Kinderlosigkeit, dem voll
und ganz auf seine Person zugeschnittenen Herrschaftssystem, der kleinen, in der aktiven
Politik wenig involvierten Herrscherfamilie und einer Nachfolgeregelung, die Streitigkeiten
befördern könnte, eine kritische Situation darstellen.

Länderspezifisch gibt es viele Gemeinsamkeiten in der monarchischen Herrschaftsaus-
übung, aber auch deutliche Unterschiede.

Saudi-Arabiens Monarchie hat das politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Le-
ben des Landes in einer Art und Weise durchdrungen, die fast beispiellos ist. Die meisten
politischen Spitzenpositionen werden von Mitgliedern der al-Saud-Familie besetzt und zu
Pfründen der Familienzweige ausgebaut. Ob der familieninterne Übergang von der Geron-
tokratie der Söhne Ibn Sauds zu jüngeren Prinzen in Führungspositionen einigermaßen im
Familienkonsens geschehen wird, ist derzeit noch fraglich. Die Herrscherfamilie reagiert
auf dieses Problem mit der Institutionalisierung familieninterner Entscheidungsverfahren,
um sie besser zu legitimieren. Die innenpolitische Situation wird durch die immer noch sehr
starke Bindung an den strikten wahhabitischen Staatsislam bestimmt. Aber die sowohl von
islamo-liberaler als auch islamistischer Seite geäußerte Kritik am verkrusteten oder den
islamischen Vorschriften nicht streng genug entsprechenden Herrschaftssystem, sich von
Petitionen bis hin zu Terroranschlägen manifestierend, stellt eine Bedrohung für die Regime-
stabilität dar. Die al-Saud bemühen sich unter König Abdullah darum, systemstabilisierende
Reformen in langsamen Tempo einzuführen und somit die Unterstüztung bisher exkludierter
Bevölkerungsgruppen (Schiiten) ins Herrschaftssystem zu gewinnen. In der Außenpolitik
steht Saudi-Arabien seit den Terroranschlägen in den USA am 11. September 2001 unter
einem starken Druck seiner westlichen Verbündeten. Hinzu kommt die unsichere Lage in der
Krisenregion am Persischen Golf mit dem Hegemonialstreben der Iraner und dem Zerfall des
Irak. In dieser innen- wie außenpolitisch für die Regimestabilität schwierigen Lage versuchen
sie, die unterschiedlichen Kräfte zu ihren Gunsten auszubalancieren.

Die Vereinigten Arabischen Emirate stellen mit ihrer Kombination eines präsidentiellen
System auf Bundesebene auf Basis eines monarchischen System in den Einzelemiraten ein
sehr interessantes Studienobjekt dar. De facto werden die VAE vom größten und wirtschaftli-
che stärksten Emirat Abu Dhabi dominiert; in der internationalen Wahrnehmung hat aber das
mit seinen enormen wirtschaftlichen Projekten werbende Dubai ihm den Rang abgelaufen.
Ob die verfolgte Diversifizierungsstrategie ökonomisch und ökologisch nachhaltig ist, muss
die Zukunft zeigen. Politisch verharren die VAE in den bestehenden Strukturen, die sich
auch durch den Tod von Scheich Zayed bin Sultan al-Nahayan 2004 nicht verändert haben.
Politische Reformprojekte sind in einem Land Mangelware, in dem die Staatsbürgerzahl klein
ist, durch die föderale Struktur die Nähe zum Bürger gewahrt bleibt und das Grundprinzip
des Rentierstaates no taxation, no representation weiterhin besteht. Der Einschluss der
VAE in diese Studie hat sich als richtig erwiesen, da die präsidentellen Elemente auf der
Bundesebene von den monarchischen Elementen auf der Emiratsebene dominiert werden.
So wird die Nachfolge im Präsidentenamt de facto durch Erblichkeit geregelt und die Mi-
nisterposten werden dynastisch besetzt. Die Besonderheit der VAE ist das überaus große
Engagement der Emire in der Ökonomie, insbesondere in Dubai. Alle wesentlichen Strategien
der Diversifizierung werden zentral gelenkt.

Sultan Qabus übernahm im Jahr 1970 nach seinem Putsch ein rückständiges Land, das
er stabilisierte und in die Moderne führte. Das Herrschaftssystem gestaltete er so, dass er

193



7 Fazit: Arabische Monarchien – modern und zukunftsfähig?

selbst alle Fäden in der Hand behält. Es ist komplett auf ihn zugeschnitten, was im Falle einer
Nachfolge zu Problemen führen könnte. Eine weitere Besonderheit ist das langsame, aber
stetige Reformtempo im politischen Bereich, das Sultan Qabus anschlägt, der alle Reformen
von oben herab steuert. Der Stand der Reformen ist mittlerweile so, dass weitere Schritte
die Macht des Sultans beschneiden würden. Ob er der erste konstitutionelle Monarch im
arabischen Raum sein wird oder, wie es derzeit scheint, nicht dazu bereit ist, substantiell
Macht abzugeben, muss die Zukunft zeigen.

Die große Leistung von König Hamad in Bahrain besteht darin, schon kurz nach seiner
Machtübernahme einen Weg gefunden zu haben, auf dem er die schiitischen Oppositionsgrup-
pen soweit in das Herrschaftssystem eingebunden und die nationale Einheit befördert hat,
dass sie die Aufstände der 1990er Jahre beendet haben. Auf diesem Weg hat er einige liberale
und demokratische Elemente in die Verfassung des Landes aufgenommen, seine eigenen
Prärogativen aber auch ausgebaut und sein Prestige durch die Selbstkrönung zum König
erhöht. Auch hier sind die Reformen ins Stocken geraten, da sie die tradierten Vorrechte der
herrschenden Eliten tangierten. Derzeit scheint König Hamad mit der politischen Situation
im Land recht zufrieden zu sein. Seine Position ist gefestigt, die Stabilität des Regimes bleibt
vorerst gewahrt. Ob sich die schiitischen Gruppierungen mit der beschränkten Teilhabe am
politischen System dauerhaft ruhigstellen lassen, darf allerdings bezweifelt werden.

In Kuwait und Saudi-Arabien sind noch die alte Garden der Herrscherfamilien an der Macht.
Am kuwaitischen Fall ist bemerkenswert, dass die familieninterne Machtverschiebung mit der
faktischen Entmachtung des Salim-Zweiges nicht zu Brüchen innerhalb der Familie geführt
hat. Das Besondere an Kuwait ist, dass es ein Parlament hat, dass eine echte Opposition zu
den al-Sabah darstellt und seine verfassungsgemäßen Rechte immer offensiver wahrnimmt.
Außerdem ist die Zivilgesellschaft, gemessen an den anderen Golfstaaten, äußerst lebendig.
In diesem Umfeld können sich die al-Sabah für unterschiedliche politische Vorhaben Unter-
stützung einmal bei islamisch orientierten Gruppen, ein andermal bei liberalen Gruppen
finden und so intern eine Politik durchführen, die zwischen Konfrontation und Konsens mit
dem Parlament changiert. Außenpolitisch ist Kuwait nach der Besatzung durch Saddam
Hussein 1990 ein gebranntes Kind, dass sich an Größere anlehnt, im kuwaitischen Fall die
USA. Die Nähe zum zerfallenden Irak führt zu Befürchtungen, dass die schiitischen Aufstände
auch nach Kuwait übergreifen könnten.

Der katarische Emir Hamad hat mit der Etablierung des Fernsehsenders al-Jazeera seinen
größten Coup gelandet. Dadurch wird das Land, oftmals unkritisch, mit Pressefreiheit und
Demokratisierung assoziiert. In der Realität sind nur wenige politische Reformvorhaben auch
nur ansatzweise verwirklicht worden; der Emir ist unangefochtener autokratischer Herrscher
über sein Land, in dem eine wirkungsvolle Opposition vollkommen fehlt. Ökonomisch nimmt
Katar den Konkurrenzkampf mit Bahrain, Dubai und Abu Dhabi um Touristen, Finanzinstitute,
Sportveranstaltungen und Bauvorhaben auf; durch die Einnahmen aus dem Verkauf von
Erdgas ist es eines der reichsten Länder der Welt. Die al-Thani-Dynastie sitzt in Katar sehr fest
im Sattel. Gefahren für die Stabilität sind allerdings im außenpolitischen Bereich vorhanden.
Die beste Balance zwischen der Anlehnung an die USA, einer gewissen Kooperation auch
mit einem feindlich auftretenden Iran und dem deutlich größeren Saudi-Arabien ist für den
Kleinstaat schwierig zu finden.

Marokko und Jordanien unterscheiden sich in der Herrschaftsausübung von den Golf-
monarchien dadurch, dass sie nicht über Öleinnahmen verfügen, daher andere Quellen der
Staatsfinanzierung finden und mit der Unzufriedenheit großer armer Bevölkerungsteile um-
gehen müssen, und dass außer den Königen keine weiteren Mitglieder der Herrscherfamilien
bedeutende Positionen in der Regierung haben.
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In Marokko kann die Monarchie als gefestigt angesehen werden. Sie stützt sich weiterhin
auf den Makhzen, eine spezielle Elitenkonfiguration, die aus dem Hof entstanden ist. Die
Monarchie dominiert das politische System; der Premierminister und das Parlament sind
ihr deutlich untergeordnet. Auch in Marokko trugen die Reformen, die König Mohammed
VI. zu Beginn seiner Herrschaftszeit anstieß, zur Stabilisierung des Regimes bei, obwohl er
mittlerweile das Reformtempo stark verlangsamt hat.

Jordaniens Lage ist durch die gesellschaftlichen Unsicherheiten, die durch die Spaltung
zwischen palästinensischer und Eastbank-Abstammung seiner Bevölkerung entstehen, ge-
prägt. Sowohl König Hussein als auch König Abdallah II. versuchen, die Unterstützung
beider Bevölkerungsgruppen zu gewinnen, obwohl sich ihre Herrschaft weiterhin eher auf
die Eastbank-Bewohner stützt. Jordanien wird als ressourcenarmer Pufferstaat in absehba-
rer Zeit nicht in eine politisch ruhige und wirtschaftlich befriedigende Lage kommen. Die
Nachbarschaft zum Konflikt in Israel und Palästina, zum failed state Irak und die mögliche
Umklammerung durch den vom Iran über Syrien bis in den Libanon reichenden „schiitischen
Halbmond“ machen eine Politik erforderlich, die primär die Sicherheit des Landes im Au-
ge hat. Die haschemitische Dynastie ist innenpolitisch hinreichend legitimiert, muss aber
dafür sorgen, dass die unterschiedlichen Interessen der jordanischen Gesellschaft adäquat
austariert sind, um die eigene Stellung zu wahren.

Insgesamt zeigt diese Arbeit, dass moderne aktive Monarchien hochkomplexe Herrschafts-
systeme mit vielfältigen Beziehungen sind. Monarchien haben den Vorteil, dass die Kernidee
des Herrschaftssystems für die Bevölkerung aufgrund der Analogie zur Familienstruktur
leicht verständlich ist. Weiterhin können sie im psychologischen Spiel mit Distanz und Nähe
zu ihrer Bevölkerung zur nationalen Identifikation wesentlich beitragen. Hierzu gehört auch,
dass die monarchischen Familien in der Politik, der Gesellschaft, der Presse und der Ökono-
mie dauerhaft präsent sind. Thronprätendenten genießen mittlerweile eine gute Ausbildung
und profitieren von den über lange Jahre aufgebauten persönlichen Beziehungen innerhalb
ihrer Länder und auf außenpolitischer Ebene. Zwischen allen arabischen Monarchen gibt es
ein Grundvertrauen, das zu häufiger wechselnden politischen Spitzenkräften in Republiken
(z. B. im Iran oder Algerien) erst aufgebaut werden muss.

Innerhalb von Autokratien ist nicht nur in aktiven Monarchien die Erblichkeit von Herr-
schaft zu finden. Auch republikanische Autokraten wie Hafiz al-Assad in Syrien haben die
Vorteile der Übergabe der Herrschaft an ihre Söhne für ihre Familien und den verknüpften
Eliten gesehen und so monarchische Elemente in republikanische Systeme eingebracht. Im
arabischen Raum ist die Übergabe der Führungsämter in Libyen oder Ägypten nach syri-
schem Vorbild an Söhne der jetzigen Amtsinhaber durchaus möglich. Diese Länder sind für
weitere vergleichende Studien der Nachfolgefragen und der Herrschaftspraxis in arabischen
(Quasi-)Monarchien gut geeignet.

Die komplexe Struktur der aktiven monarchischen Herrschaftssysteme ist auch in ihrer
grundsätzlich möglichst alle Klassen, Schichten und Gruppen ihrer Gesellschaft inkludieren-
den Vorgehensweise begründet. Hierzu werden traditionale Elemente wie die Mahlise an die
Moderne angepasst und ebenso in die Ausübung der Regierung eingebunden wie moderne
Elemente wie Verfassungen, Parlamente und Wahlen. Für aktive Monarchen ideal sind In-
klusionsstrategien, bei denen die Differenzen unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen
mit einer grundsätzlich positiven oder zumindest neutralen Haltung zur Monarchie erhalten
bleiben. Die Monarchen erhalten dann die Stellung des Moderators in ihrer Gesellschaft, der
für Ausgleich sorgt und die im islamischen Raum so wichtige Gerechtigkeit garantiert.

Die Wege der Könige, Emire und des Sultans von Oman ins 21. Jahrhundert waren über
weite Strecken steinig. Republikanische Wegelagerer versuchten, den Weg zu blockieren und
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schafften dies in Ägypten, Tunesien, dem Irak, Libyen und dem Iran, weil die Monarchen
dort die Balance zwischen Stabilität, Modernität und der eigenen Legitimation nicht fanden.
Daraus auf einen republikanischen Telos zu schließen, wie es die Modernisierungstheorie der
1950er und 1960er Jahre machte, war verfrüht. Monarchien sind politische Invarianten oder
elementare Formen des politischen Lebens, die sich zu allen Zeiten und an allen Orten in der
ein oder anderen Form finden lassen. Sie sind, wie viele Beispiele zeigen, als Herrschafts-
und Regierungsform sehr anpassungsfähig. Die Königswege gehen auch im 21. Jahrhundert
weiter.
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